wi 5 
5 Eu ehe 
Abi Ve SH * 
KERN h 


4 ** 
e Ku 111 N 


1 0 0 0 Krk 1 N 
1 0 15 9 un 100 


R a 
Mai BEER 
I 


8 
KR Kuda 5 
4 N e 

0 Nen 


1 ee % 
af 1 5 


ng 

1 
10 e 
4 


3 


1 
Erlebniſſe 
im Weltkrieg 


Von 
Neichsfinanzminiſter a. D. 


M. Erzberger 


1920 


Deutſche Verlags⸗Anſtalt / Stuttgart und Berlin 


0 


8 


58 


En 
5 


Vorwort 


8 9 D = wm 


Kapitel: 
Kapitel: 
Kapitel: 
Kapitel: 
Kapitel: 
Kapitel: 
Kapitel: 
Kapitel: 
Kapitel: 
10. Kapitel: 
11. Kapitel: 
12. Kapitel: 
13. Kapitel: 
14. Kapitel: 
15. Kapitel: 
16. Kapitel: 
17. Kapitel: 
18. Kapitel: 
19. Kapitel: 
20. Kapitel: 
21. Kapitel: 
22. Kapitel: 
23. Kapitel: 
24. Kapitel: 
25. Kapitel: 


’ 


Inhaltsverzeichnis 


Seite 

NEBEN EN N BR e EA IE NRRO SEHE VII 
Pepogand ae 1 
Vor Italiens Eintritt in den Weltkrieg 21 
—.. ,,,, ̃ » 41 
—: , ̃⁵ĩ . ĩ 49 
% - 56 
“ ¼ 8 74 
Heilige Stätten in Jeruſalen 82 
Bulgarien %%% EHEN EN 91 
Rumänien VJ 102 
ſ%%// ᷑ ² HÜfy , ͤ N 110 
Die Römische Fine 125 
%%% ͤ ᷣ V 137 
ae ⁵ — . 158 
%%% d PRE BPREN 170 
N NE u, 183 
, e RA NR SR 197 
Die U-Bootsfrage und Amerikas Kriegseintritt 208 
Friedensbemühungennaa2a2L2aS2LdmL2m 228 
Die Friedensreſolution des Reichstags 251 
Die päpſtliche Friedens vermittlung 269 
Der Abergang zum parlamentariſchen Regime 287 
Der militäriſche Zuſammen bruno nn. 313 
Der Gang nach Compiegninee 326 
e ner tn 341 
Der Kampf um den Friedensſchlu ße 365 


WWJ%%%%%%d%%ùÿ ⁰ ³ . 385 


2 


a 905 N 
. „ 
N 


vi 
185 Ruf 


3 


Vorwort 


„Erlebniſſe im Weltkrieg“, nicht meine Erlebniſſe im Welt⸗ 
krieg habe ich dieſe Blätter genannt. Die Stunde iſt noch nicht 
gekommen, um meine geſamten Erlebniſſe im Weltkrieg der 
Offentlichkeit zu unterbreiten. Politiſche und perſönliche Gründe 
zwingender Art legen mir dieſe Zurückhaltung auf. Manche 
Vertrauensperſonen durften nicht mit Namen angeführt wer⸗ 
den, ich mußte mich begnügen, ihre Stellung zu umſchreiben. 
Aber auch fo dürften die hier niedergelegten Erlebniſſe manche 
Aufklärung über Weltfragen bieten. 


Jordanbad bei Biberach, Mai 1920 


Der Verfaſſer 
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1. Kapitel 
Propagandatätigkeit 


Trotz der großen Militär- und Marinevorlagen der Jahre 1911, 
1912 und 1913 traf der Weltkrieg das deutſche Volk militäriſch, 
wirtſchaftlich und politiſch unvorbereitet; ohne die geniale 
Erfindung der Gewinnung des Stickſtoffs aus der Luft hätte 
in Deutſchland zu Beginn des Jahres 1915 die Erzeugung von 
Pulver eingeſtellt werden müſſen. Ein neckiſcher Zufall wollte es, 
daß am 31. Juli 1914 im Kriegsminiſterium ein Schreiben des 
Reichsſchatzamts eintraf, worin die Neuforderungen für vermehrte 
Munitionsbeſchaffung im Etatsjahr 1915 abgelehnt wurden. Ein 
wirtſchaftlicher Mobilmachungsplan iſt in der deutſchen Offentlich- 
keit wohl ab und zu gefordert worden, aber eine greifbare Geſtalt 
nahm die Idee nicht an. Ende Juli 1914 wandte ſich ein deutſcher 
Großkaufmann an das Reichsmarineamt mit der Anfrage, ob er 
einige Dampfer Treiböl, die für England beſtimmt ſeien, nicht nach 
Deutſchland leiten ſolle. Die Antwort fiel verneinend aus, da kein 
Grund zu einer ſolchen Maßnahme vorliege. Auf politiſchem Gebiet 
war überhaupt nichts für einen Krieg vorbereitet. Nahezu alle 
leitenden Männer der Regierung befanden ſich im Juli in Urlaub 
oder auf Reiſen. Dem Verbündeten in Wien gab man von Berlin 
aus wohl zu verſtehen, daß man bereit ſei, die Donaumonarchie in 
der notwendigen Abrechnung mit Serbien bis zu den letzten Kon⸗ 
ſequenzen zu unterſtützen, in der Hoffnung, die militäriſche Aus⸗ 
einanderſetzung könne lokaliſiert werden und weder Rußland noch 
Frankreich noch England würden eingreifen. 

So ſtand das politiſche Kartenhaus im Juli 1914. Nach Aber⸗ 
reichung des öſterreichiſchen Altimatums hatte ich einige Aus⸗ 
ſprachen im Auswärtigen Amt. Man erklärte mir, daß zu einer 
Beſorgnis kein Grund vorliege. Der politiſche Referent für Frank⸗ 
reich meinte am 27. Juli: „Nächſte Woche reiſe ich vergnügt in 
Arlaub ab.“ Eine leitende Stelle ſagte mir auf die Anfrage, ob 
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der für Auguſt in Aus ſicht genommene Katholikentag in Münſter 
ſtattfinden könne, daß keinerlei Veranlaſſung vorliege, die Vor⸗ 
bereitungen nicht zu Ende zu führen; an einen Krieg ſei nicht zu 
denken. So nur iſt es zu verſtehen, daß ſich in den folgenſchweren 
Julitagen die deutſche Volksvertretung ſorgenlos in den Ferien 
befand und alles, gar alles der Regierung überließ — ſo recht be⸗ 
zeichnend für den idylliſchen Charakter des alten Obrigkeitsſtaates. 
Nur die ſozialdemokratiſche Fraktion des Reichstags erhob da⸗ 
mals Vorſtellungen bei der Reichsleitung. Das Parlament ſelbſt 
trat erſt zuſammen, nachdem die Kriegserklärungen ergangen 
waren. Es war wie in der Innenpolitik ſo auch nach außen vor 
vollendete Tatſachen geſtellt. 

Als durch das Wiener Altimatum und ſeine Aufnahme in der 
Welt die Situation ſich auf das Außerfte zuſpitzte, hat man es 
weder in Berlin noch in Wien für notwendig befunden, ſich mit 
Italien und Rumänien ins Einvernehmen zu ſetzen und den not⸗ 
wendigen Ausgleich anzubahnen. Die Aberreichung der Abſchrift 
des Altimatums in Rom geſtaltete ſich geradezu tragikomiſch. 
Der italieniſche Außenminiſter San Giuliano befand ſich in einem 
Badeorte. Der öſterreichiſche Diplomat, der die Abſchrift übergeben 
ſollte, hatte ſie vergeſſen mitzunehmen. Da er nur den Auftrag 
hatte, die Abſchrift zu überreichen, hielt er ſich bei ſeinem Beſuch 
nicht für ermächtigt, über die Angelegenheit zu ſprechen, ſo daß 
der italieniſche Außenminiſter tags darauf das Altimatum der 
Zeitung entnehmen mußte. Allerdings war man auch in den Kreiſen 
des Berliner Auswärtigen Amts der Auffaſſung, daß durch den 
Konflikt zwiſchen Oſterreich⸗Angarn und Serbien der Bündnisfall 
mit Italien nicht gegeben ſei; Juriſten des Auswärtigen Amts 
haben dies in einem eingehenden Gutachten zu begründen verſucht. 
Die wenigen Tage der Altimatumsfriſt wurden auch nicht aus⸗ 
genützt, um mit Rumänien, das eine Militärkonvention mit den 
Mittelmächten abgeſchloſſen hatte, eine Verſtändigung herbeizu⸗ 
führen. König Carol gab ſich alle Mühe, ſein Wort zu halten. 
Er blieb im Miniſterrat allein, nur vom greiſen Peter Carp unter⸗ 
ſtützt. Gebrochenen Herzens wollte er abdanken, um in dem ſtillen 
Kloſter Einſiedeln in der Schweiz feine Lebenstage zu beſchließen. 
Sein plötzlicher Tod ſchloß ein arbeits⸗ und erfolgreiches Leben. 

Die politiſche Leitung des Reichs war in keiner Weiſe vorbereitet 
auf die mit einem modernen Krieg untrennbar verbundene Auf⸗ 
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4 klärungsarbeit des In- und Auslandes, obwohl im Balkankrieg 


Bulgarien der Welt gezeigt hatte, daß es nicht nur darauf ankommt, 
Schlachten zu ſchlagen und zu gewinnen, ſondern auch die öffent⸗ 
liche Meinung der nicht kämpfenden Welt für ſich zu erobern. 
Man hat dem Reichstag oft den Vorwurf gemacht, daß er die 
notwendigen Gelder für die politiſche Propaganda nicht genehmigt 
habe; das iſt falſch. Es fehlte der Regierung entweder an Mut 
oder an Einſicht, die erforderlichen Summen für eine Organiſation, 
wie ſie beſonders England und Frankreich ſeit langem beſitzen, an⸗ 
zufordern. Der Reichstag wehrte ſich nur gegen eine Vermehrung 


des Geheimfonds. Ich ſelbſt habe 1911 vorgeſchlagen, einen Fonds 


„zur Verbreitung deutſcher Nachrichten im Ausland“ zu ſchaffen. 
Die vom Auswärtigen Amt hierfür geforderte Summe von jährlich 
½ Million hat das Reichsſchatzamt auf 300 000 Mark ermäßigt. 
Dieſe Summe wurde dann vom Reichstag ohne Widerſpruch an⸗ 
genommen und eine vereinfachte Rechnungslegung hierfür vor⸗ 
geſehen. Dazu kam ein zweiter Mißſtand. Als Abgeordneter 
habe ich es jahrelang bemängelt, daß keine einheitliche Preſſe— 
ſtelle im Reich vorhanden war. Das Auswärtige Amt hatte 
ſeit langem ſeine Preſſeabteilung, das Reichsmarineamt richtete 
vor zwei Jahrzehnten eine ſolche ein. Beide arbeiteten öfters 
abſichtlich und unabſichtlich gegeneinander. Im Jahre 1914 ſuchte 
auch das Kriegsminiſterium eine eigene Preſſeabteilung ſich zu 
ſchaffen. Das preußiſche Miniſterium des Innern hatte wiederum 
ſeinen eigenen Preſſeapparat. Deutſche Preſſevertretungen im 
Ausland gab es nur ſelten. Wenn bei einer diplomatiſchen Miſſion 
ſich einmal ein Vertreter der Preſſe befand, ſo wurde er ſo ſchlecht 


entlohnt, daß er weder geſellſchaftlich noch politiſch ſeinem Vater⸗ 


land einen nennenswerten Dienſt leiſten konnte. Zu den ſchon er⸗ 
wähnten Preſſeſtellen kamen im Kriege noch zwei hinzu: eine bei 
der Oberſten Heeresleitung und eine beim Stellvertretenden General⸗ 
ſtab in Berlin. Das Durcheinander und Gegeneinander wuchs von 
Tag zu Tag, auch nach der Schaffung des Kriegspreſſeamtes. 
Trotz meiner Bemühungen und Vorſtellungen gelang es nicht, eine 
einheitliche Leitung zu erzielen. 

Beim Ausbruch des Weltkrieges wurde Deutſchland von ſeinen 
Feinden abgeſperrt, aber es ſperrte auch ſich ſelbſt ab. Die mili⸗ 
täriſchen Stellen erließen ſofort die Anordnung, daß keine einzige 
deutſche Zeitung über die Grenzen gehen ſollte, und dies trotz der 
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Zenſur im Innern. Dem Auswärtigen Amt wurde erſt drei Wochen 
nach Erlaß dieſes Befehls hiervon Kenntnis gegeben. Die deutſchen 
Zeitungen, die das Wirkſamſte für eine ruhige Aufklärung der 
Neutralen und der Gegner hätten leiſten können, lagen in rieſigen 
Ballen an den Grenzſtationen feſt. Das amtliche deutſche Weißbuch 
gab, wie ſeine ſpäteren freiwilligen und unfreiwilligen Ergänzungen 
zeigten, nur ein mangelhaftes Bild der ſchwärzeſten acht Tage 
der Weltgeſchichte. Als nach Kriegsausbruch eine große Anzahl 
Amerikaner in ihre Heimat zurückkehren wollten, fehlte es an allem 
und jedem Material, um einem fremden Volk zu zeigen, wie das 
deutſche Volk in den Weltkrieg hineingeraten war. Ein energiſcher 
Kapitän im Reichsmarineamt lud mich und andere deutſche Poli⸗ 
tiker ein, innerhalb 48 Stunden ein kleines Buch über die Vorgänge 
bei Kriegsausbruch zu ſchreiben, um es den abreiſenden Amerikanern 
mitzugeben. Mit Mühe und Not gelang es. Das war die erſte 
deutſche Aufklärungsſchrift während des Krieges. Die amtlichen 
Stellen und die große Maſſe des Volkes waren von den erſten Sieges⸗ 
nachrichten ſo berauſcht, daß ſie auf die Meinung des Auslandes 
wenig Wert legten. Nur ganz wenige ſahen ſchon damals klar. 
Zu dieſen gehört der heutige preußiſche Juſtizminiſter Am Zehnhoff, 
der mir am Abend des 4. Auguſt ſagte, daß dieſer Krieg mit der 
deutſchen Niederlage endigen müſſe. Erſt nachdem deutſche Kauf⸗ 
leute aus dem neutralen Ausland nach Berlin zurückkehrten und 
über die dortige Stimmung berichteten, ſah man ein, daß man in 
den erſten drei Wochen wohl militäriſche Erfolge erzielt, aber gleich⸗ 
zeitig eine politiſche Niederlage nach der anderen erlitten hatte. 
Es war ein Hamburger Weltkaufmann, der aus Holland kam und 
einigen amtlichen Stellen darlegte, wie dringend notwendig es ſei, 
eine einheitlich zuſammengefaßte Aufklärungsarbeit für das Aus⸗ 
land zu ſchaffen. Während man an einigen Stellen dem Vorſchlag 
achſelzuckend gegenüberſtand, nahmen zwei Marineoffiziere den⸗ 
ſelben auf und traten an mich mit der Aufforderung heran, ich 
möchte die Leitung der Auslandspropaganda übernehmen; der 
Stellvertreter des Reichskanzlers (der Reichskanzler befand ſich 
bereits im Großen Hauptquartier in Koblenz) habe nicht nur hierzu 
ſeine Zuſtimmung gegeben, ſondern wünſche aufs dringendſte, daß 
ich mich dieſer Arbeit unterziehe. Ich erklärte, daß ich mich bereits 
am Tage der Mobilmachung dem Kriegsminiſterium (ich war 
zehn Jahre lang Berichterſtatter für den deutſchen Militäretat) 
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zur Verfügung geſtellt hätte, daß ich es für unmöglich halte, jetzt 
nach Ausbruch des Krieges eine erfolgreiche Arbeit auf dieſem Gebiet 
überhaupt noch zu leiſten, und daß namentlich die Verſäumniſſe 
in den erſten drei Wochen des Krieges kaum wieder einzuholen ſeien; 
dazu komme noch meine Befürchtung, daß die Allmacht der mili⸗ 
täriſchen Stellen jede zweckmäßige politiſche Propaganda unmöglich 
machen würde. Gegenüber dieſen Einwänden appellierte man an 
meine Vaterlandsliebe und bat mich dringendſt, den Verſuch zu 
machen. Nach einer Ausſprache im Auswärtigen Amt erklärte 
ich mich ſchließlich bereit. Meine Enttäuſchung war aber bereits 
am erſten Tag groß, als ich die verſchiedenen in Betracht kommenden 
Reichsſtellen fragte, welche Vertrauensmänner für Deutſchland 
im neutralen Ausland bisher tätig geweſen ſeien. Man war über 
dieſe Frage ungemein erſtaunt und ſagte mir, daß es ſolche Ver⸗ 
trauensmänner nicht und nirgends gebe. Gleichzeitig machte ſich 
eine Reihe wilder Propagandabureaus auf. Es erſcholl der 
Ruf: „Die Wahrheit ins Ausland!“ Nun wurden von Tauſenden 
und aber Tauſenden deutſche Zeitungen an befreundete Neutrale 
verſendet. Manche Neutrale klagten mir, daß ſie an einem Tag 
ein Dutzend und mehr derſelben Nummer deutſcher Zeitungen 


zugeſchickt erhielten. Dabei wurde jo gedankenlos verfahren, daß 


man z. B. Blätter wie die „Deutſche Tageszeitung“, „Poſt“ und 
„Tägliche Rundſchau“, welche die ſchärfſte antidäniſche Politik 
in Nordſchleswig vertraten, maſſenhaft nach Dänemark ſandte. 
Im Oktober 1914 konnte ich feſtſtellen, daß nicht weniger als 27 
Bureaus oder Stellen innerhalb des Reichs ſich mit der Propa⸗ 
ganda im Ausland befaßten, jede auf eigene Fauſt ohne einen ein⸗ 


heitlichen Grundgedanken. Nach Aberwindung zahlloſer Schwierig⸗ 


keiten gelang es, dieſe wilde Tätigkeit allmählich abzubauen und 
in der „Zentralſtelle für Auslandsdienſt“ den Sammelpunkt für die 
Propaganda durch Broſchüren, Bücher und Bild zu ſchaffen. Der 
frühere Botſchafter Freiherr von Mumm hat durch die Leitung dieſer 
Zentralſtelle ſich ein großes Verdienſt erworben, was nicht hinderte, 
daß man ſpäter, im Jahre 1917, auch dieſe mühſam geſchaffene 
Organiſation auflöſte und unter militäriſcher Leitung wieder etwas 
Neues ſchuf. Es war damals General Ludendorff, der dem Zauber⸗ 
wort „Propaganda“ unterlag und ſich mit aller Macht auf dieſe warf. 

Für meine eigene Tätigkeit fehlte es an jedem geeigneten Per⸗ 
ſonal; ich mußte es mir in aller Eile zuſammenſuchen. Ein „ſtrammer“ 
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Major aus dem Kriegsminiſterium machte mir ſpäter den Vorwurf, 
daß ich eine große Anzahl Ausländer — ſolche waren nur als 
Aberſetzer tätig — im Propagandabureau beſchäftigte, während 
es doch eine feſtſtehende Tatſache iſt, daß gute, einwandfreie Aber⸗ 
ſetzungen für fremde Sprachen faſt nur ein Angehöriger des be⸗ 
treffenden Landes liefern kann. Gerade Deutſchland hat die Ab⸗ 
weichung von dieſer Negel durch Spott und Hohn im Ausland 
bezahlen müſſen. In der erſten Zeit haben ſich eine Anzahl von 
Prieſtern der Geſellſchaft Jeſu in ganz hervorragender Weiſe 
ehrenamtlich um die Aufklärung des Auslandes verdient gemacht. 
Allen meinen Mitarbeitern — ſie waren nicht zahlreich — gab ich 
große Selbſtändigkeit, verlangte aber auch das Höchſte und Beſte; 
damit machte ich überall und immer gute Erfahrungen. Von einer 
Beeinfluſſung der innerpolitiſchen Meinung Deutſchlands habe ich 
mich ferngehalten und nur ſo weit einzuwirken verſucht, als es 
für die Auslandswirkung unentbehrlich war. In das Ausland ſelbſt 
wurden nur abſolut wahre Tatſachen gegeben. Daß dabei Irrtümer 
unterlaufen konnten, liegt in der menſchlichen Schwäche begründet. 
Die deutſche Propaganda durfte in keiner Weiſe völkerverhetzend 
und vergiftend wirken, ſondern ſollte ſich in ruhiger und ſachlicher 
Weiſe bemühen, die Berechtigung des deutſchen Standpunktes 
darzutun und Angriffe und Verdächtigungen von gegneriſcher Seite 
würdig zurückzuweiſen. Das raſcheſte und ſicherſte Mittel dafür 
war die knappe, den Nagel auf den Kopf treffende Depeſche. 
Daneben reihte ſich der Leitartikel, das Interview, der Wochenbrief, 
die Broſchüre, das Buch, der Vortrag, die illuſtrierte Zeitſchrift, das 
Kino und das Theater, alles nicht in den erſten Monaten, ſondern in 
langer, zäher Arbeit. Die beſte und zuverläſſigſte Nachrichtenquelle 
über die Verhältniſſe bei der Entente wurden mir die Zeitungsinſerate 
— dort wurde wohl auch vertuſcht und unterdrückt, aber nicht gelogen. 
Im Anzeigenteil kamen die Bedürfniſſe und Warenvorräte, die 
Mengen und die Preiſe ungeſchminkt ans Tageslicht. Die Preiſe für 
Butter in der Pariſer Preſſe, für Kleider in den Londoner Zei⸗ 
tungen uſw. waren mir ſtets die zuverläſſigſten Barometer für die 
Wirkungen des U⸗Bootkrieges. Der Inſeratenteil war mir eine faſt un⸗ 
erſchöpfliche Fundgrube für politiſche Werturteile und in der Regel 
wichtiger als der ganze politiſche Teil der unter Zenſur ſtehenden Preſſe. 

Alsbald nach Aufnahme meiner Tätigkeit ſollte ſich zeigen, 
daß außer den erwähnten Schwierigkeiten eine Reihe neuer Hinder⸗ 
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nꝛiſſe der Erreichung des geſteckten Zieles entgegenſtand. Bei den 
militäriſchen Stellen fand man 1914 und 1915 äußerſt wenig Ver⸗ 
ſtändnis für die Notwendigkeit der Aufklärung des Auslandes. 
So wurden geraume Zeit hindurch alle Verſuche, für neutrale 
Journaliſten eine Reife an die Front zu erlangen, mit dem vagen 
Ausdruck „Spionage“ abgelehnt. Als es gelang, eine Reihe italie⸗ 
niſcher Journaliſten zu einer Reife nach Deutſchland zu bewegen, 
war die Aufnahme bei den Militärs äußerſt kühl. Ein deutſcher 
Begleitoffizier erklärte die Journaliſten ganz offen als „Spione“ 
und meinte, mehr Wert als dieſer „Klimbim“ hätte das gute deutſche 
Schwert. Die von den italieniſchen Herren gewünſchten Anter⸗ 
redungen mit führenden deutſchen Militärs wurden verweigert und 
ein die Reiſe vermittelnder deutſcher Reſerveoffizier aus nichts⸗ 
ſagenden Gründen verhaftet. Viele Monate hindurch bemühte 
ich mich vergeblich, den ungerecht Behandelten aus der Schutzhaft 
zu befreien; im Auguſt 1915 erhielt ich von der zuſtändigen mili⸗ 
täriſchen Stelle die Ablehnung mit der klaſſiſchen Begründung, 
daß die Schutzhaft „im ſicherheitspolizeilichen Intereſſe des Reichs 
im Hinblick auf ſein bisheriges Verhalten“ verhängt worden ſei, 
und daß ſie in ſeinem „eigenen Intereſſe“ aufrechterhalten bleiben 
müſſe, „damit er nicht wieder in Verſuchung kommt, die früheren 
Bahnen zu betreten“. Der Referveoffizier hat nichts anderes getan, 
als in Fühlungnahme mit amtlichen Stellen für die Verſtändigung 
mit Italien gearbeitet. Es iſt daher nicht überraſchend, daß alle 
Vorſtellungen gegenüber den zuſtändigen Militärs, die Entente ver⸗ 
halte ſich ganz anders und bereichere namentlich die italieniſche 
Preſſe durch glänzende Schilderungen des franzöſiſchen und eng— 
liſchen Frontlebens, auf taube Ohren ſtießen. 

Die maßgebenden deutſchen Militärs haben die Pſpychologie 
des Krieges bis zu ſeinem ſchrecklichen Ende nicht erfaßt. Die täg⸗ 
liche Berichterſtattung lieferte täglich den Beweis hierfür. Nahezu 

aalle Tagesberichte ſprachen nur von Sieg und Sieg. Die Nieder: 
lagen wurden verſchwiegen oder ſo friſiert, daß nur wenige ganz 
Kundige ſie verſtanden. Dieſe Berichterſtattung war gleich gefährlich 
nach innen wie nach außen; denn die Maſſe des deutſchen Volkes 
fragte, warum denn der Friede noch nicht komme, wenn man jeden 
Tag einen Sieg erlange. Im Ausland erſchütterte dieſe Bericht⸗ 
erſtattung den Glauben an die deutſche Sache aufs ſchwerſte. Weiter 
hat die deutſche Zenſur, trotz meiner vielſeitigen Bemühungen, 
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einen der mächtigſten Faktoren vollkommen ausgeſchaltet: das 
erwärmende Mitleid mit einem hungernden, ſchwer leidenden 
Volke. Die deutſche Tonart im In⸗ und Ausland war: „Ans 
kann keiner!“ Alle Schilderungen über Mangel im deutſchen Volk, 
ſeine Anterernährung, ſein Leiden und Darben, wurden verpönt und 
verboten. Deutſche Arzte und Wiſſenſchaftler mußten ſchreiben 
und ſchrieben, daß es für den Deutſchen ſehr geſund ſei, wenn er 
weniger als vor dem Kriege eſſe. Man machte umfangreiche Sta⸗ 
tiſtiken darüber auf, mit wie wenig der Menſch durchkommen könne; 
man wollte ſo dem Ausland beweiſen, daß die Vorräte an Lebens⸗ 
mitteln und an Gegenſtänden des täglichen Bedarfs ſo groß ſeien, 
daß Deutſchland nie ausgehungert werden könne, Dieſelbe Stelle 
dachte aber nicht daran, daß das Ausland die deutſche Speiſekarte, 
die deutſchen Nationen mit Leichtigkeit erfahren konnte und wohl 
noch weniger daran, daß die Deutſchen, die einen Paß ins Ausland 
erhielten, in den fremden Hotels nicht laut genug ſich rühmen 
konnten, daß man „endlich wieder einmal gut eſſe!“ Wie ganz 
anders ging die Entente vor! Sie hat das Mitleid, das das härteſte 
Herz erweicht, in ihren Dienſt geſtellt. Wenn kein Propagandaſtoff 
für Erregung des Mitleids da war, ſo wurde ſolcher erfunden. Es 
ſei nur an die belgiſchen Kinder mit abgehauenen Händen erinnert. 
Während meiner Anweſenheit in Rom erfuhr ich, daß die im 
italieniſchen Königshaus weilende engliſche Erzieherin mit viel 
Geſchick ihren Zöglingen über das Schickſal der belgiſchen Kinder 
zu erzählen wußte, ſo daß dieſe eines Tages ihren Vater beſtürmten: 
„Papa, Papa, faccia la guerra! Denke an die armen belgiſchen 
Kinder ohne Hände und ohne Beine!“ Die ganze Propaganda der 
Kriegsgreuel, wie ſie von der Entente getrieben wurde, hatte den 
Zweck, Deutſchland als das Land der „Barbaren“ verhaßt zu 
machen und die Sympathie für ſeine Gegner zu wecken; ſo appellierte 
ſie an das mächtige Mitleid. Die deutſche Propaganda durfte 
unter dem Druck militäriſcher Stellen kein Gegengewicht ſchaffen. Der 
Einfall in Belgien brachte nahezu die ganze Welt gegen Deutſchland 
auf. Belgien wurde, wie ich im Reichstag ſagte, „der Liebling 
der Welt“. Die deutſche Begründung von der Notwehr war 
kein vollwertiges Gegenargument. Als dann im Spätjahr 1916 
die belgiſchen Deportationen noch hinzukamen, hatte Deutſchland 
auf dieſem Gebiet die Partie endgültig verloren. Den Bemühungen 
Papſt Benedikts XV. gelang es zwar, von Kaiſer Wilhelm die 
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Zuſage zu erhalten, daß keinerlei Deportationen mehr ſtattfinden 
ſollten. Leider aber wurde dieſe Zuſage kurze Zeit darauf von 
deutſchen Militärs ſo ausgelegt, daß zwar nicht mehr Deportationen 
nach Deutſchland ſtattfanden, wohl aber zu Arbeiten hinter der 
Front. Alle meine Vorſtellungen, daß man an einem Kaiſerwort 
nicht rütteln und deuteln dürfe, blieben ohne Erfolg. Der verſtorbene 
Kardinal Farley von Neuyork, der bis dahin eine wohlwollend 
neutrale Haltung eingenommen hatte, ließ mir damals mitteilen, 


daß er über das deutſche Vorgehen entſetzt ſei, und öffentlich ſagte 


er, daß „ſeit den Zeiten der Meder und Perſer eine ſolche Ver— 
ſchleppung von Volksteilen nicht mehr ſtattgefunden habe“. Als 
ich im Parlament dies zur Sprache brachte, meinte der damalige 
preußiſche Kriegsminiſter von Stein, daß ihn ein ſolcher Ausſpruch 
kalt laſſe, da Deutſchland dieſe Maßnahme ergriffen habe, um die 
Arbeitsſcheu in Belgien zu bekämpfen, und weil die Entente durch 
ihre Abſperrung die Ausnutzung der letzten Menſchenkraft auch im 
beſetzten Gebiet notwendig mache. Das Hin und Her in den deutſchen 
Kriegszielen und die unklare Haltung maßgebender Stellen noch im 
dritten und vierten Kriegsjahr hat die deutſche Propaganda un: 
gemein erſchwert. Der uneingeſchränkte U-Bootkrieg, die Art ſeiner 


Begründung und das Hinauspoſaunen ſeiner wirklichen oder ver- 


meintlichen Erfolge machte uns in neutralen Ländern wirklich treue 
Freunde abwendig. Wenn der deutſche Admiralſtab verkünden ließ, 
daß er in einem Monat 600 000 Tonnen Schiffsraum verſenkt 
habe und welche Quantitäten Lebensmittel und Nohſtoffe dabei mit 
untergingen, ſo dachte er trotz meiner Vorſtellungen nicht daran, 
welchen Eindruck das auf den Neutralen machte, der unter dem 
U-Bootkrieg gleichfalls litt und ſich einfach ſagte, daß Deutſchland 
daran ſchuld ſei, wenn er ſich Entbehrungen auferlegen und teure 
Preiſe zahlen müſſe. Nur wenigen war klarzumachen, daß der 
U-Bootkrieg gegen Handelsſchiffe eine Abwehrmaßnahme gegen 
die völkerrechtswidrige Blockade gegen das deutſche Volk darſtellte, 
weil eben dieſe Blockade den Neutralen kaum berührte, der U-Boot: 
krieg aber ihn ſelbſt ſchädigte. Eine Reihe von ſchwer verſtändlichen 
Mißgriffen von amtlichen und halbamtlichen Depeſchenagenturen 
erregte im Ausland Heiterkeit. Als ich im Dezember 1916 in der 
Schweiz weilte, kam dorthin die Depeſche, daß der Kaiſer „befohlen“ 
habe, aus Anlaß der Einnahme von Bukareſt zu flaggen und 
Viktoria zu ſchießen. Ein biederer Schweizer meinte: „Alſo ſelbſt 
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zum Feſte feiern muß man die Deutſchen kommandieren.“ — Noch 
behaglicher wurde das Schmunzeln, als im Ausland wenige Tage 
nach der Ernennung des Reichskanzlers Michaelis bekannt wurde, 
daß derſelbe zum Hauptmann befördert worden ſei. In dieſen und 
ähnlichen Vorkommniſſen ſah man den deutſchen „Militarismus“ 
verkörpert. Wenn aber Vorſtellungen erhoben wurden, ſo glaubte 
man zu einer fremden Welt zu ſprechen. So erging es mir auch, 
als ich Anfang September 1914 dem Reichskanzler vorſchlug, den 
früheren Präſidenten der Vereinigten Staaten, Theodor Nooſevelt, 
ins Hauptquartier einladen zu laſſen, da mir von maßgebender 
amerikaniſcher Seite mitgeteilt worden war, daß Roofevelt einer 
ſolchen Einladung Folge leiſten würde. Die Zahl meiner ergebnis⸗ 
loſen Anregungen war ſo groß, daß ich mich des öfteren mit dem 
Gedanken trug, die ganze Tätigkeit einzuſtellen. Nach Annahme 
der Friedensreſolution im Reichstag, im Juli 1917, geſchah dies 
auch in größtem Amfang. Ich behielt nur noch jenen Teil meiner 
Tätigkeit bei, welcher ganz ausſchließlich auf meine Perſon und 
meine rein perſönlichen Verbindungen zurückzuführen war. 

Die Propagandatätigkeit erſchöpfend zu ſchildern, wäre 
verfrüht und kann aus naheliegenden Gründen nicht erfolgen. Es 
war ein Verbrechen am deutſchen Volk, daß man von mir forderte, 
öffentlich Auskunft zu geben über Maßnahmen und Perſonen im 
deutſchen Aufklärungsdienſt. Welcher Neutrale ſollte ſich Deutſch⸗ 
land noch zur Verfügung ſtellen, wenn er ſolche Gefahr läuft? 
Der irrigen Auffaſſung, daß es ſich bei ſolcher Aufklärung um Be⸗ 
ſtechung, Kauf von Zeitungen und ähnliches mehr handelt, muß ich 
mit allem Nachdruck widerſprechen. Wer auf dieſem Grund aufbaut, 
wird bald ſehr viel Geld los und blamiert ſich gründlich. So habe 
ich z. B. dem Kauf einer großen franzöſiſchen Zeitung während des 
Krieges durch Mittelsmänner mich mit allem Nachdruck widerſetzt. 
Die 10 Millionen Franken wurden trotzdem leider ausgegeben; 
wie ich aber vorherſagte, nur mit negativem Erfolg. Auch die 
Gründung neuer Zeitungen lehnte ich zum großen Arger vieler 
„Sachverſtändiger“ ab. Das Hauptziel war für mich ſtets dies: 
dem Ausland zu zeigen, wie es in Deutſchland aus ſieht und was 
das deutſche Volk in ſeiner großen Geſamtheit anſtrebt, um hierdurch 
ein bleibendes Fundament für die gerechte Beurteilung der 
deutſchen Sache zu ſchaffen. Nachdem es ſich gezeigt hatte, daß 
eine Einheitlichkeit in der Auslandspropaganda nicht zu gewinnen 
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{ \ war, legte ich den Hauptteil meiner Tätigkeit auf die Aufklärung 


der Katholiken im neutralen und auch im feindlichen 
Ausland. 

Am 2. September 1914 wurde ein „Memorandum deutſcher 
Katholiken über den gegenwärtigen Weltkrieg“ den in Rom im 
Konklave weilenden Kardinälen überreicht. Der „außergewöhn⸗ 
liche Schritt“ wurde gerechtfertigt durch den Amſtand, daß „Deutſch⸗ 
land von dem Weltverkehr ſo gut wie abgeſchnitten iſt“. Die an⸗ 
geſehenſten deutſchen Katholiken, in erſter Linie Parlamentarier, 
legten dar, 


„daß das deutſche Volk den Krieg nicht gewollt habe, daß Kriegs- 
erklärung und Mobilmachung eine großartige religiöſe Erneuerung 
herbeigeführt hätten, daß das deutſche Volk ſich in den Tagen der 
Prüfung als ein glaubensſtarkes Volk erwieſen habe, daß es aber 
einem Feind machtlos gegenüberſtehe: der Lüge. Deutſchland führt 
den Krieg nicht aus Eroberungsluſt, ſondern es kämpft um ſeine 
Exiſtenz. Der ſchwerſte Angriff, der im jetzigen Weltkrieg ausge 
fochten wird, kommt vom orthodoxen Moskowitertum. Rußland 
will alle Slawen nicht nur unter ſeine politiſche Gewaltherrſchaft, 
ſondern auch unter feine religiöſe unterdrückung zwingen. Rußlands 
Sieg würde die ſchwerſte Schädigung des Katholizismus darſtellen. 
Dem Katholizismus in ganz Weſteuropa tritt kein gefährlicherer 
Feind entgegen als der gewalttätige Ruſſe, der ſeit Jahrhunderten 
die polniſchen Katholiken mit den brutalen Mitteln der Gewalt von 
der Kirche geriſſen hat.“ 

Das Memorandum (in lateiniſcher Aberſetzung) enthielt noch den 
Telegrammwechſel des Kaiſers mit dem Zaren von Rußland, die 
Thronrede des Kaiſers und die Rede des Reichskanzlers vom 
4. Auguſt 1914. Ein in Rom weilender Prälat überreichte die 
Denkſchrift, die kein Wort der Anklage und des Angriffs gegen 
die Katholiken anderer Länder enthielt, den in Rom weilenden 
Eminenzen, die ſie freundlich aufnahmen. Man war daher in 
Deutſchland ſehr überraſcht, als von einer Reihe angeſehener 
franzöſiſcher Katholiken unter Führung von Kardinälen und 
Biſchöfen Anfang 1915 die Schrift „La Guerre allemande et le 
Catholicisme“ verbreitet wurde, welche eine ſchwere Kränkung des 
deutſchen Volkes und der deutſchen Katholiken darſtellte. Eine 
Entgegnung war abſolut geboten. Im Mai 1915 wandte ich mich 
an eine Reihe angeſehener Katholiken, einen „Ausſchilß deutſcher 
Katholiken“ zu bilden, der eine Gegenſchrift verbreiten ſollte. „Ge⸗ 
mäß dem Wunſche Seiner Heiligkeit Papſt Benedikts XV. ſoll aber 
eine ſolche Erwiderung nicht durch die hochwürdigſten Kirchen⸗ 
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fürften erfolgen, ſondern — wenn fie notwendig iſt — möchten an⸗ 
geſehene katholiſche Laien die Entgegnung abfaſſen und verbreiten.“ 
Profeſſor Roſenberg in Paderborn erklärte ſich zur Abfaſſung 
der Erwiderung bereit. Faſt gleichzeitig mit meiner Anregung 
befaßte man ſich in Freiburg im Breisgau und in Münſter in 
Weſtfalen mit dem Plane der Abfaſſung einer Gegenſchrift. 
Das Freiburger Komitee hielt eine Beteiligung des deutſchen 
Epiſkopats für abſolut notwendig; es forderte eine Widerlegung 
durch die angeſehenſten katholiſchen Gelehrten Deutſchlands und 
die ſofortige Abſendung eines Proteſtes. Zu dieſer Arbeit ſollten 
neben den Politikern die theologiſchen Fakultäten, die katholiſchen 
Aniverſitätsprofeſſoren und hervorragende Geiſtliche hinzugezogen 
werden. Die Anmeldungen zu dem von mir vorgeſchlagenen Aus⸗ 
ſchuß liefen in erfreulichem Amfange ein. Es mußte aber eine Zer- 
ſplitterung der Abwehr vermieden werden; darum war eine Einigung 
mit den Freiburger Herren geboten. Die Hauptſchwierigkeit lag 
darin, ob der deutſche Epiſkopat ſich an der Aktion beteiligen ſolle 
oder nicht. Ich hielt unter allen Amſtänden daran feſt, daß „die 
deutſchen Katholiken das ſchlechte franzöſiſche Beiſpiel nicht nachahmen 
ſollten“, „daß nicht Biſchöfe gegen Biſchöfe und Kardinal gegen 
Kardinal in dem völkerzerreißenden Weltkrieg auftreten ſollten“, 
„daß durch Teilnahme des deutſchen Epiſkopats der von der fran⸗ 
zöſiſchen Seite vollzogene Riß in die Einigkeit des heiligen Kol⸗ 
legiums und der Kirche nur vertieft und verbreitert würde“, „daß 
ich an der ganzen Sache nicht weiter mitwirken könnte, wenn darauf 
beſtanden werden ſollte, den hochwürdigſten Epiſkopat zu der Pro- 
teſtbewegung einzuladen“. Die beiden deutſchen Kardinäle und die 
größte Anzahl der Biſchöfe teilten meine Anſicht. Die Kardinäle 
von Köln und München ſprachen dem Kaiſer „im Namen des 
deutſchen Epiſkopats ihre ſchmerzliche Entrüſtung über dieſes Buch“ 
aus und kündigten Beſchwerde beim Oberhaupt der Kirche an. 
Am 17. Auguſt 1915 wurde dies in der an den Papſt geſandten 
Ergebenheitsadreſſe des deutſchen Epiſkopats vorgebracht. Das 
Antwortſchreiben aus dem Vatikan vom 6. September 1915 er⸗ 
mahnte alle Katholiken, daß ſie „jede Zwietracht meiden und durch 
chriſtliche Bruderliebe vereint zur Wiederherſtellung eines Friedens, 
der ſowohl den Forderungen der Gerechtigkeit wie auch der Würde 
der Völker entſprechen müſſe“, beitragen müßten, und ſprach von dem 
„königlichen Weg, der in duldſamer und menſchenfreundlicher Liebe 
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zum Frieden führt. Von dieſem Weg würden weit abirren, die 
etwa glauben ſollten, es ſei ihnen erlaubt, die Handlungen der 
Katholiken eines anderen Volkes durch Wort und Schrift in einer 
Weiſe herabzuſetzen, daß fie, wie der Apoſtel ſagt ‚einander heraus⸗ 
fordern, einander beneiden“. Infolge dieſer Vorgänge wurde 
die Einigung erzielt, ein ſtändiger „Arbeitsausſchuß deutſcher 
Katholiken“ auf breiter Baſis konnte gebildet werden. Dieſer Aus⸗ 
ſchuß hat in einer würdigen Denkſchrift die franzöſiſchen Anklagen 
zurückgewieſen und es bedauert, daß „ſelbſt Kirchenfürſten dieſen 
Angriffen ſo leidenſchaftlichen Haſſes, anders können wir es leider 
nicht bezeichnen, ihre Autorität geliehen haben. Wir legen feierlich 
Verwahrung dagegen ein, daß man es gewagt hat, unſere Krieger 
und unſer ganzes Volk des Barbarismus anzuklagen. Wir ſind 
Zeugen der ſittlichen und religiöſen Erhebung unſeres Volkes“. 
Der Ausſchuß erklärte weiter, daß er im Gegenſatz zu dem fran⸗ 
zöſiſchen Vorgehen davon abgeſehen habe, „die deutſchen Kardinäle, 
Erzbiſchöfe und Biſchöfe um ihre Beteiligung zu bitten, weil er 
der Meinung iſt, daß das rein politiſche Ziel und die Art der Polemik 
über Katholizismus und Weltkrieg nicht mit der Würde und den 
Aufgaben des biſchöflichen Hirtenamtes vereinbar iſt.“ Profeſſor 
Rofenberg konnte feine verdienſtvolle Arbeit „Der deutſche Krieg 
und der Katholizismus“ in kürzeſter Friſt zu Ende führen. Das 
Buch fand im In⸗ und Ausland eine recht gute Aufnahme. Es 
wurde in das Engliſche, Franzöſiſche, Holländiſche, Italieniſche, 

Spaniſche und Portugieſiſche überſetzt. Beſonderer Dank gebührt 
den deutſchen Katholiken in den Vereinigten Staaten; der engliſchen 
Aberſetzung des Buches ſandten die bekannteſten deutſch⸗amerika⸗ 
niſchen Katholiken, darunter zwölf Prälaten, ein Vorwort voraus, 
in welchem ſie ſich ſolidariſch erklärten mit den Katholiken Deutſch⸗ 
lands. So prägten ſie dem Abwehrbuch einen amerikaniſchen 
Charakter auf. Sämtliche deutſche Bundesfürſten ſprachen dem 
Buche ihre Anerkennung aus. Der König von Bayern begrüßte 
es „mit aufrichtiger Genugtuung, daß die leidenſchaftlichen, ge⸗ 
häſſigen franzöſiſchen Angriffe in der Denkſchrift deutſcher 
Katholiken und in der Erwiderungsſchrift des Herrn Profeſſor 
Dr. RNoſenberg mit fo ruhiger Würde und eindrucksvoller Ent⸗ 
ſchiedenheit eine eindringliche Abwehr gefunden haben“. Die Or⸗ 
ganiſation der franzöſiſchen Katholiken und die von ihr geübte 
Fortſetzung des Kampfes machte eine ſtändige Organiſation deutſcher 
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Katholiken notwendig. Mitte Juli 1915 bildete ſich ein geſchäfts⸗ 
führender Ausſchuß aus den Aniverſitätsprofeſſoren Finke⸗Freiburg, 
Grauert⸗München, Schulte⸗Bonn, Prälat Mausbach⸗Münſter (als 
Vorſitzender) und dem Verfaſſer dieſes. Der Ausſchuß hat ſich 
durch Zuwahl von 40 hervorragenden Gelehrten zu einem „Arbeits⸗ 
ausſchuß zur Verteidigung deutſcher und katholiſcher Intereſſen 
im Weltkrieg“ erweitert. Neben ihm beſtand das ſchon im Sep⸗ 
tember 1914 gebildete und ſpäter erweiterte große Aktionskomitee 
deutſcher Katholiken. Vom Arbeitsausſchuß gefördert wurde das 
katholiſche Standardwerk, „Deutſche Kultur, Katholizismus und 
Weltkrieg“, das in deutſcher (15 000), engliſcher (30 000), portu⸗ 
gieſiſcher (15 000), franzöſiſcher (10 000), italieniſcher (6000), 
ſpaniſcher (10 000) und holländiſcher Sprache (6000) erſchien. 
Beſondere Verdienſte um dieſes Werk hat ſich der Aniverſitäts⸗ 
profeſſor Pfeilſchifter erworben. Als „katholiſches Kriegs buch“ 
bezeichnete Profeſſor Troeltſch „die ſehr anſehnliche und achtung⸗ 
gebietende Leiſtung“, als „glänzende, energiſche Abwehr des fran⸗ 
zöſiſchen Leidenſchaftsausbruches“ und als die „in aller Katholizität 
zugleich ſich ausſprechende kerndeutſche Geſinnung und Art dieſer 
unſerer Volksgenoſſen. Das Buch iſt ein nationaler Gewinn.“ 
Auch der Sozialdemokrat Pernerſtorffer ſchrieb damals: „Es 
gereicht der katholiſchen Gelehrtenwelt zur höchſten Ehre, aber noch 
weit mehr iſt zu loben, daß die Verfaſſer nicht einen Ton der Ver⸗ 
bitterung von ſich geben. Sie haben ihre Artikel wirklich im chriſt⸗ 
lichen Geiſt der Verſöhnlichkeit geſchrieben, wenn auch mit ernſter 
Entſchiedenheit.“ Dieſes Wort wird man dann verſtehen, wenn 
man ſich erinnert an ein Gebet aus einem franzöſiſchen Kriegsgebet⸗ 
buch, das mir aus dem Felde zugeſchickt worden iſt: (Livre de 
piete du soldat, par un aumönier militaire, Paris 1915, Librairie 
St. Frangois, 4 Rue Cassette). Das Gebet befindet ſich auf Seite 
5 und 6 und heißt: 
„Ayez pitie, Cœur sacré de Jesus, de Pnabitant envahi que le bar- 
bare Ecrase, vole, massacre et brüle sans mercie, de l’enfant, du vieil- 
lard, de la femme, du bless& que l'ennemi mutile et fait mourir, du 
prétre, du religieux, de la sœur que l’Allemand fusille.“ 
(Auf deutſch: Habe Mitleid, o heiligftes Herz Jeſu, mit dem über- 
fallenen Einwohner, den der Barbar ohne Gnade zermalmt, beſtiehlt, 
mordet und verbrennt, mit dem Kinde, dem Greiſe, der Frau, dem 


Verwundeten, die der Feind verſtümmelt und umbringt, mit dem 
Prieſter, dem Ordensmann, der Ordensſchweſter, die der Deutſche 


erſchießt.) 
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Meine Antwort gab ich dadurch, daß ich auf Wunſch des 
Münchner Nuntius, Kardinal Frühwirth, die Anregung des 
Biſchofs von La Rochelle, daß die in deutſche Kriegsgefangenſchaft 
geratenen franzöſiſchen Seminariſten ihre theologiſchen Studien 
fortſetzen dürften, auf das wärmſte unterſtützte. Im Kriegs- 
gefangenenlager bei Münſter wurden zirka 60 franzöſiſche Semi⸗ 
nariſten vereint und denſelben theologiſche Vorleſungen durch franzö⸗ 
ſiſche Seminar⸗ und Ordensprofeſſoren gehalten. 

Die Tätigkeit des Arbeitsausſchuſſes geſtaltete ſich immer um⸗ 
fangreicher, ſei es, daß er Arbeiten ſelbſt in Angriff nahm, ſei es, 
daß er ſolche anregte oder unterſtützte. Ein höchſt verdienſtvolles 
Werk iſt die „Sammlung katholiſcher Soldatenbriefe“ von Profeſſor 
Pfeilſchifter. Aus 4000 mühſam geſammelten Briefen wurden 
800 Nummern ausgewählt: 67 von Offizieren, 114 von akademiſch 
gebildeten Mannſchaften, 53 von Feldgeiſtlichen, 22 von Lehrern, 
540 aus den breiteſten Schichten des Volkes heraus. Der Verfaſſer 
ſchrieb mir, daß die Briefſammlung eine der „unangenehmſten und 
unruhigſten Arbeiten, die er überhaupt gemacht habe“, darſtelle. 
Aber ſie hat ſich als ein Spiegelbild des religiöſen Lebens des 
deutſchen Heeres glänzend gelohnt. Die Überfegung in das Fran⸗ 
zöſiſche ermöglichte die Verbreitung im Weſten und Oſten. Das 
von Profeſſor Krebs, Freiburg i. Br., verfaßte Werk „Die Be⸗ 
handlung der Kriegsgefangenen in Deutſchland“ (deutſch und fran- 
zöſiſch) iſt ein ehernes Dokument deutſcher Nächſtenliebe, die auch 
im Krieg lindernd auftrat. Auf meine Veranlaſſung verfaßte 
Profeſſor Strucker die „Sammlung päpſtlicher Aktenſtücke zur 
Friedensfrage“. Durch den Arbeitsausſchuß wurde auch das zwei⸗ 
bändige Werk „Deutſchland und der Katholizismus“ von Meinertz 
und Sacher nachdrücklich unterſtützt. 

Die „Katholiſchen Monatsbriefe“ (erſchienen von De⸗ 
zember 1915 ab) wurden auf meine Veranlaſſung von dem Frei⸗ 
burger Aniverſitätsprofeſſor Dr. Krebs herausgegeben zum Zweck, 
„den Vorwurf der Barbarei und des Immoralismus zurückzu⸗ 
weiſen“, und „den guten Namen und die freundſchaftlichen Be⸗ 
ziehungen mit ausländiſchen Glaubensbrüdern mit erhöhter Sorg⸗ 


falt zu pflegen“. Dem Verfaſſer und Herausgeber der „Katholiſchen 


Monatsbriefe“ habe ich weiteſten Spielraum gelaſſen, nur konnte 
ich dem wiederholten Wunſche nicht zuſtimmen, die Briefe auch 
im Inland zu verbreiten, und legte größten Wert auf Zurückhaltung 
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in der belgiſchen Frage. Die Briefe erfreuten ſich großer Beliebtheit. 
Sie erſchienen in einer Monatsauflage von über 30 000 Exemplaren, 
und zwar in ſieben Sprachen. Die deutſchen Katholiken in Amerika 
veranlaßten aus eigenem eine monatliche Auflage von 10 000 Stück. 
Wie wichtig dieſes Propagandamittel namentlich für die gebildeten 
katholiſchen Kreiſe war, beweiſt der Amſtand, daß in London durch 
„The british Catholic Information Society“ unter der Redaktion 
des Jeſuitenpaters Martindale gleichfalls katholiſche Monatsbriefe 
aus den Federn hochſtehender britiſcher Geiſtlichen erſchienen. Leider 
hat das Auswärtige Amt nach Abſchluß des Waffenſtillſtandes 
dieſe verdienſtvolle und Deutſchland ſo nützliche Arbeit nicht fort⸗ 
geſetzt. Eine weitere beachtenswerte Kundgebung waren die 
„Katholiſchen Wochenbriefe“, welche in erſter Linie für 
Klöſter und Kongregationen und für katholiſche Wochenſchriften 
des Auslandes beſtimmt waren und in Dr. Schnitzler einen ſach⸗ 
kundigen Berater fanden. Der „Arbeitsausſchuß deutſcher Katho⸗ 
liken“ ſah es auch für ſeine Pflicht an, an internationalen Organi⸗ 
ſationen ähnlicher Art teilzunehmen. In der erſten Hälfte des 
Jahres 1917 trat in der Schweiz das Beſtreben hervor, eine inter⸗ 
nationale Vereinigung für chriſtliches Völkerrecht zu ſchaffen, welche 
den Gedanken des Verſtändigungsfriedens propagieren und die Not⸗ 
wendigkeit des Wiederaufbaus des Völkerrechts auf chriſtlicher 
Grundlage fordern ſollte. Auf meine Anregung iſt am 3. November 
1917 die deutſche Gruppe der „Vereinigung für chriſtliches Völker⸗ 
recht“ gegründet worden, welche ihren Generalſekretär in Pro- 
feſſor Dr. Ebers in Köln fand. In Oſterreich, Spanien und 
ſelbſt in Frankreich machten ſich gar bald Beſtrebungen in ähnlicher 
Richtung geltend. Die deutſche Gruppe gab eine Broſchüren⸗ 
ſammlung „Das Völkerrecht“ heraus, welche guten Anklang fand. 
Sie hatte auch ſonſt Gelegenheit, während des Krieges die Gedanken 
des Völkerrechts zu betonen. Anfang Februar 1918 wurde mir 
bekannt, daß das Kriegsminiſterium ſämtliche kirchlichen Gegen⸗ 
ſtände, die aus den okkupierten Gebieten weggeſchafft worden waren, 
den Regierungen der betreffenden Länder zur Verfügung ſtellen 
wolle. Ich ließ dem Kriegsminiſterium eine Denkſchrift unter⸗ 
breiten, welche, auf dem Boden des Völkerrechts ruhend, die weg⸗ 
geſchafften Gegenſtände dem geſchädigten Eigentümer wieder zu⸗ 
zuſtellen forderte, alſo der betreffenden Kirchengemeinde; ſei der 
Eigentümer nicht zu ermitteln, ſo ſollen die Kirchengeräte als ein 
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Teil des Kirchenvermögens zunächſt dem Diözeſanbiſchof und dann 

dem Papſt zur Verfügung geſtellt werden; das Heimfallrecht an 
den Fiskus als Erben des herrenloſen Gutes könne aber nie in 
Betracht kommen. Die Frage fand im Waffenſtillſtandsvertrag 
ihren Abſchluß durch Rückgabe an den Eigentümer. 

Mein lebhafteſtes Intereſſe wandte ich der „Internationalen 
Katholiſchen Anion“ zu. Die Behauptung jedoch, daß dieſe 
meine Gründung ſei, iſt falſch. Die erſte Anregung dazu trat an 
hervorragende Schweizer Katholiken von einem Katholikenführer 
Italiens heran. Sie fand in Schweizer Kreiſen freundliche Auf⸗ 
nahme und wurde von mir als ein Mittel zur Herbeiführung eines 
dauernden Weltfriedens nachdrücklichſt unterſtützt. Im Februar 
1917 ſollte der erſte „katholiſch⸗politiſch⸗ſoziale Weltkongreß“ in 
Zürich ſtattfinden. Auf Wunſch der Schweizer Herren übernahm 
ich die Einladung der Oſterreicher, Angarn, Tſchechen, Polen, 
Litauer und Holländer. Die Einladung der Italiener, Spanier 
und Franzoſen ging von der Schweiz aus. Leider ſagten die Hol⸗ 
länder ab, während die Spanier infolge Reiſeſchwierigkeiten in 
letzter Stunde ausbleiben mußten. Der erſte Kongreß fand im 
Februar 1917 in Zürich ſtatt und nahm dank der eifrigen Arbeit 
der Schweizer Katholiken und des Präſidenten Ständerat Wirz 
einen äußerſt befriedigenden Verlauf. Die Ergebenheitsadreſſe an 
den Heiligen Vater fand freundliche Erwiderung. Gleichzeitig 
erfolgte eine Aktion zur Linderung des Loſes der Kriegsgefangenen 
und Zivilinternierten. Leider blieb die Anregung an die Regie⸗ 
rungen der kriegführenden Mächte, in den Oſtertagen für würdige 
Paſtoration der Kriegsgefangenen Sorge zu tragen, ohne Erfolg. 
Der deutſchen Kriegsleitung wurde die „Internationale Katholiſche 
Anion“ in jenen Tagen als eine den deutſchen Intereſſen nachteilige 
Organiſation denunziert, ſo daß ich mich genötigt ſah, in einer Denk⸗ 
ſchrift dieſer Auffaſſung zu widerſprechen. Bereits im November 
1917 erging die Einladung zu einem zweiten Kongreß, wobei als 
Zweck bezeichnet wurde: „Fühlungnahme zwiſchen den politiſchen 
und ſozialen Führern der Katholiken aller Länder und Einflußnahme 
auf die Friedensverhandlungen im Sinne der allgemeinen chriſtlichen 
und katholiſchen Intereſſen, getreue Mitarbeit an der Wieder⸗ 
aufrichtung der Welt⸗ und Geſellſchaftsordnung“ und „die Auf- 
ſtellung gewiſſer einheitlicher politiſcher, ſozialer und wirtſchaft⸗ 
licher Richtlinien ohne Beeinträchtigung der Aktionsfreiheit der 
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Katholiken der einzelnen Staaten“. Als Organe der „Internatio- 
nalen Katholiſchen Anion“ wurden beſtellt ein Generalſekretariat in 
Zürich, ein leitender Ausſchuß von fünf Mitgliedern, aus führenden 
katholiſchen Schweizern beſtehend, und ein Zentralkomitee aus Ver⸗ 
tretern aller Länder. Die zweite Konferenz Ende Januar 1918 
erfreute ſich eines ungemein zahlreichen Beſuches aus Dänemark, 
Deutſchland, Litauen, Oſterreich⸗Angarn, Bosnien, Liechtenſtein, 
Rußland, Tſchechen, Schweiz. Die Anion begrüßte in ihren Be⸗ 
ſchließungen die Friedensnote Papſt Benedikts XV. vom 1. Auguſt 
1917, forderte für den Heiligen Stuhl „jene Freiheit und An⸗ 
abhängigkeit, wie ſie die Intereſſen der heiligen Kirche und der 
Menſchheit verlangen“, empfahl die „Zuziehung geeigneter kano⸗ 
niſtiſcher Konſultoren zu den Friedensverhandlungen“, empfahl 
die „Schaffung von Sektionen für den Wiederaufbau des Völker⸗ 
rechts“ und ſprach den Wunſch „nach einem baldigen Zuſtande⸗ 
kommen eines internationalen Kongreſſes der katholiſchen und 
chriſtlich⸗ſozialen Arbeiter- und Arbeiterinnenorganiſationen“ aus. 
Dieſer Kongreß fand auch im Frühjahr 1918 in Luzern ſtatt. 

Aus meiner vielſeitigen Propagandatätigkeit ſei nur noch fol⸗ 
gendes mitgeteilt. Die Frauenbewegung, auch die internationale, 
ſoweit es im Kriege möglich war, wurde von mir auf das lebhafteſte 
unterſtützt. Ein dankbares Propagandabuch war die monatliche 
Kriegschronik, welche ich in ſieben Sprachen in einer Auflage 
von monatlich über 100 000 Stück erſcheinen ließ. Sie enthielt im 
erſten Teil die wichtigſten Kriegsdokumente, dann ein Kalendarium 
über die Kriegsereigniſſe und im Anſchluß daran intereſſante Kriegs- 
ſchilderungen (Soldatenbriefe und ähnliches). Auch dieſes Propa⸗ 
gandabuch wurde bald nach ſeinem Erſcheinen von England nach⸗ 
geahmt. 

Auf eine Anternehmung blicke ich als katholiſcher Politiker mit 
beſonderer Genugtuung zurück. Es ſind die „Evangeliſchen 
Wochenbriefe“, welche auf meine Veranlaſſung der Berliner 
Theologieprofeſſor Geheimer Konſiſtorialrat Dr. Deißmann vom 
November 1914 ab erſcheinen ließ, und zwar zum Zwecke, „die 
kirchlichen und theologiſchen Beziehungen zwiſchen Deutſchland 
und Amerika zu ſtärken“. Das kirchliche proteſtantiſche Verhältnis 
zwiſchen Deutſchland und Amerika iſt nicht offizieller amtlicher Art, 
aber es beſtanden unendlich viele hiſtoriſche und perſönliche Einzel⸗ 
beziehungen, auch ſolche auf dem Gebiet des Miſſionsweſens. Noch 
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enger waren die theologiſch-wiſſenſchaftlichen Beziehungen zwiſchen 
Deutſchland und Amerika. Profeſſor Deißmann hat die Auswahl 
der Adreſſaten mit großem Geſchick vollzogen. Er wandte ſich 
faſt durchweg nur an ſeine früheren Schüler, befreundete und be⸗ 
kannte Inſtitute und hervorragende Einzelperſonen. Mit 300 Adreſ⸗ 
ſaten anfangend, hat ſich der Kreis derſelben von Woche zu Woche 
vergrößert. Der Inhalt der Briefe wurde bewußt eingeſtellt auf 
amerikaniſche Intereſſen. „Schilderungen der ſeeliſchen Geſamt⸗ 
ſtimmung Deutſchlands wechſelten mit Darbietungen von religiög- 
kirchlichen Einzelbildern.“ Die Armenierfrage wurde wiederholt 
eingehend behandelt, zahlreiche Anfragen von Adreſſaten beant⸗ 
wortet. Profeſſor Deißmann konnte mit der Aufnahme ſeiner 
verdienſtvollen Arbeit ſehr zufrieden ſein. Der Generalſekretär 
des „Federal Council of the Churches of Christ in America“, 
das 30 evangeliſche Kirchenkörper mit 125 000 Gemeinden um⸗ 
ſchließt, unterhielt enge Beziehungen zu dem Herausgeber der 
„Evangeliſchen Wochenbriefe“. Die ganze kirchlich⸗theologiſche 
Verſtändigungsarbeit wurde dann durch den uneingeſchränkten 
U-Bootkrieg und die Unmöglichkeit, regelmäßige Sendungen nach 
den Vereinigten Staaten gelangen zu laſſen, unterbrochen. Die 
zweite Folge der „Evangeliſchen Wochenbriefe“ wurde deshalb 
für die nordiſchen Staaten und die Schweiz herausgegeben ſowie 
für die Feldprediger an der Front. Dieſes Wirken fand Anerken⸗ 
nung. Der „Bafler Kirchenfreund“ ſchrieb am 1. Oktober 1918: 


„Deißmann hat nicht nur in ſeinem Vaterland, ſondern auch in 
neutralen Ländern in ſteigendem Maße Anerkennung und Zuſtim⸗ 
mung gefunden. And mit Recht. Die Wochenbriefe find in einem 
ſo ökumeniſchen, wahrhaft verſöhnenden Geiſte geſchrieben, daß ſie 
tatſächlich ein Kriſtalliſierungspunkt der Friedens⸗ und Ver⸗— 
ſtändigungsbeſtrebungen wurden, welchem kein anderes derartiges 
Anternehmen an die Seite geſtellt werden kann.“ 


Bei den zahlreichen Beſprechungen, die ich mit dem Heraus⸗ 
geber der „Evangeliſchen Wochenbriefe“ hatte, lernte ich dieſen 
edlen Mann ſehr ſchätzen. Wir beide haben während des Krieges 
daran gearbeitet, um konfeſſionelle Auseinanderſetzungen in beiden 
Lagern tunlichſt zu vermeiden. Am 1. März 1917 konnte ich Ge⸗ 
heimrat Deißmann ſchreiben: 


„Die Ausſprache im Abgeordnetenhaus über die Reformations⸗ 
feier iſt eine recht erfreuliche Tat. Ich habe dafür Sorge getragen, 
daß in der katholiſchen Preſſe alles unterbleibt, was irgendwie zu 
einer Entzweiung der Konfeſſionen aus Anlaß des Reformationg- 
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jubiläums führen dürfte, und bin feſt überzeugt, daß alle ernſt denkenden 
Kreiſe ebenſo denken wie ich, worin mich der Aufruf des evangeliſchen 
Oberkirchenrats beſtärkt.“ 


Ich konnte dieſe Erklärung um ſo eher geben, als mir bereits 
Anfang 1916 aus dem Vatikan mitgeteilt wurde, daß Seine Heilig⸗ 
keit erklärt habe, das Lutherjubiläum dürfe nicht „von Katholiken 
durch aufreizende Artikel geſtört werden. Erſt wenn gegen die 
Katholiken in beleidigender Form Eingriffe erfolgen würden, dürften 
dieſe ihre Stimme zur Abwehr erheben.“ 

Einen internationalen Journaliſten von eigenem Kaliber gewann 
ich Ende 1915 für den deutſchen Aufklärungsdienſt. Elſäſſer von 
Geburt, war er über dreißig Jahre Preſſevertreter in Frankreich 
und England, ſpielte eine große Rolle in der Boulanger⸗Angelegen⸗ 
heit, in der Dreyfuß⸗Affäre und war in den maßgebenden Kreiſen 
Frankreichs gut bekannt. Sein Vorſchlag, die vierſprachige ‚‚Cor- 
respondance politique de 1 Europe centrale herauszugeben, 
fand bei mir Billigung. In glänzendem Stil und ſtark beachtet von 
feindlichen Auslandspolitikern vertrat dieſelbe die deutſchen Inter⸗ 
eſſen aufs beſte, wobei es gelang, Herausgeber und Redakteur ge⸗ 
heim zu halten. Anfang 1917 ließ ich unter ſeiner Redaktion die 
Wochenſchriften „La Paix“ und ſpäter „La Pace“ erſcheinen. Sie 
ſollten der Aufklärung unter den franzöſiſchen und italieniſchen 
Kriegsgefangenen dienen und ein Organ darſtellen, das die Möglich⸗ 
keit gab, während der Friedensverhandlungen und vorher die deut⸗ 
ſchen Intereſſen in franzöſiſcher Sprache zu vertreten. Der Titel 
der Zeitſchriften ſchien den deutſchen Militärs nicht gefallen zu 
haben; denn es wurde die Verbreitung der Zeitſchriften in Deutſch⸗ 
land verboten, ebenſo auf dem Balkan, obwohl dort gerade die 
Intelligenz vielfach nur der franzöſiſchen Sprache mächtig iſt. 

Nicht eingehen will ich an dieſer Stelle auf die vielen unerhörten 
ſchmählichen Angriffe, die gegen mich wegen meiner Propaganda⸗ 
tätigkeit aus deutſchen Kreiſen heraus erhoben wurden. Meine 
Tätigkeit wurde von dem parlamentariſchen Führer der Alldeutſchen, 
Graf Weſtarp, ſogar zum Gegenſtand einer Anfrage im Reichstag 
(Juni 1918) gemacht; dies hat die Freunde Deutſchlands im Aus⸗ 


lande ſtark erregt und beunruhigt, wie mir zahlreiche Briefe be⸗ 


kundeten. Meine Verſchwiegenheit ſicherte fie vor Anannehmlich⸗ 
keiten. Nach alldeutſchem Rezept konnte keine Propaganda im 
Ausland getrieben werden. Die Summe, die ich für die Propa⸗ 
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ganda verwendete, betrug nicht einmal ein Dutzend Millionen Mark; 
mit dieſer kleinen Summe iſt vieles geleiſtet worden. Der Reichs- 
kanzler ſchrieb mir (4. September 1915): 
„Ihre Arbeit auf dem Gebiet der Propaganda und des Nach- 
richtenweſens hat gute Früchte gezeitigt. Das Bewußtſein, dem 
Reich damit einen wertvollen Dienſt geleiſtet zu haben, darf Sie 
mit innerer Befriedigung erfüllen und ſichert Ihnen den Anſpruch 
auf den Dank des Vaterlandes.“ 
Für Deutſchland im Weltkrieg Propaganda zu treiben, war das 
undankbarſte Amt, das einem Deutſchen zufallen konnte. Mit 
dieſem Gedanken ſchloß ich meine Tätigkeit im Hochſommer 1918 
ab, ohne zu ahnen, daß noch einige undankbarere Amter mir in 
kürzeſter Friſt auferlegt werden würden. | 
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Im erſten Kriegsmonat war die deutſche Politik gegenüber 
Italien recht ſchwankend. Italiens Verpflichtung, an der Seite 
der Mittelmächte zu kämpfen, wurde in manchen ſelbſt maß⸗ 
gebenden Kreiſen als nicht gegeben angeſehen. Die nach Kriegs⸗ 
ausbruch von Italien ausgehenden Anregungen, auf Grund des 
Artikels 7 des Dreibundvertrages einen Ausgleich mit Oſterreich⸗ 
Angarn wegen deſſen angeſtrebter Machterweiterung auf dem 
Balkan herbeizuführen, fanden in Berlin eine kühle Aufnahme, 
ſo lange das deutſche Heer ſeinen Siegeszug durch Belgien und 
Nordfrankreich fortſetzte. Nach der Marneſchlacht wurde aller⸗ 
dings eine andere Melodie angeſchlagen. Die Schuld für das 
Nichtaufmarſchieren Italiens an deutſcher Seite wurde immer 
lebhafter unſerem römiſchen Botſchafter von Flotow zugeſchrieben, 
namentlich nachdem bekannt wurde, daß dieſer während der kri⸗ 
tiſchen Juli⸗ und Auguſttage, wo es ſich entſchied, daß Frankreich an 
der italieniſchen Grenze nur ein kleines Heer von zirka 35 000 Mann 
ſtehen ließ und durch die Heranziehung der Alpentruppen weſentlich 
den Ausgang der Marneſchlacht beeinfluſſen konnte, nicht einmal 
in Nom geweilt hatte wie der franzöſiſche, engliſche und ruſſiſche 
Botſchafter, ſondern in einem bei Rom gelegenen Badeort. Immer 
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lauter erhob ſich der Ruf, daß der mit dem Staatsſekretär von 
Jagow eng befreundete Botſchafter von Flotow ſeinen Poſten 
verlaſſen müſſe und der frühere Reichskanzler Fürſt von Bülow 
in außerordentlicher Miſſion nach Nom zu entſenden ſei. Ich ſelbſt 
trat trotz des aus dem Jahre 1906 ſtammenden Konflikts mit dem 
damaligen Reichskanzler mit aller Entſchiedenheit für die Ent⸗ 
ſendung des Fürſten ein in der Aberzeugung, daß er für Italien die 
einzige geeignete deutſche Perſönlichkeit ſei, um deſſen Neutralität, 
wenn auch unter Opfern, zu ermöglichen. Seine auf alten und auf⸗ 
richtigen Sympathien für Italien beruhenden Beziehungen zu 
dieſem ſchönen Land, das die Heimat ſeiner durch Kultur und Grazie 
ausgezeichneten Gemahlin iſt, wo er ſchon als Attaché und ſpäter 
als Botſchafter geweilt hatte und in dem er ſich nach ſeinem Rück⸗ 
tritt, ſeiner eigenen Neigung folgend, niedergelaſſen hatte, waren 
günſtige Vorausſetzungen. Mit dem Fürſten ſelbſt habe ich mich 
im Herbſt 1914 wiederholt über die politiſche Geſamtlage unter⸗ 
halten; dabei kamen wir auch auf den früheren Konflikt zwiſchen 
ihm und dem Zentrum zu ſprechen. Seine Stellungnahme gegenüber 
meiner Partei präziſierte er ſchon damals ſo, wie er ſie ſpäter aus 
Anlaß der Aberſendung ſeines Buches über die „Deutſche Politik“ 
im Juni 1916 niederlegte: 

„Zwiſchen Ihrer Partei und mir haben in der Vergangenheit 
in einzelnen Fragen Meinungsverſchiedenheiten beſtanden. Ich 
habe dieſe Differenzen in meinem Buch in einer Weiſe behandelt, 
die berechtigte Empfindungen nicht verletzen kann. Während meiner 
ganzen Amtszeit habe ich die volle Parität beider chriſtlichen Kon⸗ 
feſſionen auch in der Praxis als einen fundamentalen Satz meiner 
innerpolitiſchen Tätigkeit betrachtet und ſehe nach den Erfahrungen 
des Krieges in dieſer Parität mehr denn je die Vorbedingung für 
eine glückliche Zukunft unſeres deutſchen Volkes. Daß wir uns in 
dieſer Auffaſſung und in gemeinſamer Tätigkeit für das Vaterland 
perſönlich näher getreten ſind, iſt mir eine große Freude.“ 

Ich gewann die Aberzeugung, daß die Geſamtauffaſſung des 
Fürſten über die weltpolitiſche Lage es zur vaterländiſchen Pflicht 
mache, für die Entſendung des früheren Reichskanzlers nach Rom 
einzutreten. Das Haupthindernis lag jedoch in der Berliner Wil⸗ 
helmſtraße, wo man fürchtete, daß der Fürſt auf dem Amweg über 
Rom den Einzug in das Reichskanzlerpalais halten könnte. Dieſe 
Befürchtung iſt von maßgebenden Kreiſen mir gegenüber wiederholt 
zum Ausdruck gebracht worden. Noch in den letzten Novembertagen 
1914 wurde von Staatsſekretär von Jagow die Entſendung des 
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Fürften als ganz unmöglich bezeichnet, bis dann plötzlich eine Wen⸗ 
dung eintrat und Fürſt Bülow gebeten wurde, die undankbare 
Aufgabe in Rom zu übernehmen. Aber auch von da ab hat man 
die mühevolle Tätigkeit des Fürſten nicht mit dem Maß der Ge- 
rechtigkeit behandelt, das die Sache gebot. Die erſten Berichte 
des Fürſten aus Nom konnten nicht günſtig lauten. Sofort ver⸗ 


breitete man von der Wilhelmſtraße aus die Verſion: „Fürſt Bülow 


malt außerordentlich düſter; man ſieht, wie er Meiſter der Regie iſt. 
Geht es dann fpäter gut, jo wird der Fürſt ſagen, daß trotz der ſchlechten 
Ausſichten ihm das ſchwere Werk gelungen ſei. Geht es ſchlecht, 
ſo wird der Fürſt erklären, man habe ihn zu ſpät nach Italien ent⸗ 
ſandt.“ — Ich habe in dieſes widerliche Intrigenſpiel tief hinein⸗ 
geſchaut, großen inneren Ekel darüber empfunden und ihn auch oft 
geäußert; denn ich konnte es nicht verſtehen, daß man in ſolch ernſter 
Zeit eine hervorragende Perſönlichkeit an einen äußerſt gefährdeten 
Poſten ſtellt und daß man dann den Berichten des Beauftragten 
nicht vollen Glauben ſchenkt und nicht danach handelt. Jedes noch 
ſo törichte Geſchwätz unterirdiſcher Agenten, die italieniſche Regierung 
werde nie den Mut zum Losſchlagen finden, wurde gegenüber den 
ernſten und wahrheitsgemäßen Berichten des Fürſten ausgeſpielt, um 
daraufhin nichts unternehmen zu müſſen. So befand ſich die Berliner 
Politik in ſteter Pendelbewegung, ſtatt die Zeit auszunützen. Ich 
durfte durch meine ſpäter zu erwähnende Reife nach Rom mit 
dazu beitragen, daß dem ſchlimmſten Hin und Her ein Ende gemacht 
wurde und dann, wenn auch recht langſam und zögernd, doch eine 
geradere Politik getrieben worden iſt; denn ich konnte und mußte 
in allem die Nichtigkeit der Bülowſchen Schilderungen beſtätigen. 
Fürſt Bülow traf in Rom eine wenig erfreuliche Lage an. Am 
24. Dezember ſchrieb er mir aus der Villa Malta: 
„Ich habe die Situation hier noch ſchlimmer gefunden, als ich 
trotz aller peſſimiſtiſchen Nachrichten angenommen hatte. Ich hätte 
nicht geglaubt, daß wir in wenigen Monaten ſo viel Terrain verlieren 
könnten, nicht allein in der römiſchen Geſellſchaft, ſondern auch in den 
breiten Schichten der Bevölkerung ... Auch eifrige Bemühungen von 
meiner Seite werden das Schlimmſte nicht abwenden können, wenn 


Oſterreich nicht Verſtändnis für die Lage zeigt und in ſolcher Einſicht 
hervorragende, geſchickte Politik macht.“ 


Tatſächlich gelang es dem Fürſten, nicht nur eine Verſchlimme⸗ 
rung der Lage zuungunſten Deutſchlands hintanzuhalten, ſondern 
auch eine gewiſſe Beſſerung herbeizuführen. Ein weltbekannter 
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franzöſiſcher geiſtlicher Hiſtoriker äußerte damals, daß es der Fürſt 
erreicht habe, geiſtig und geſellſchaftlich hochſtehende Kreiſe Noms 
wieder freundlicher für Deutſchland zu ſtimmen. 

Die Politik des Altreichskanzlers war auf einen Ausgleich 
Italiens mit der Donaumonarchie und auf eine weitſichtige Ver⸗ 
längerung und Erneuerung des Dreibundvertrages und damit auf 
die Abkürzung des Krieges gerichtet. Er hätte auch vollen und 
dauernden Erfolg erlangen können, wenn man in Berlin und Wien 
mit derſelben Klarheit und Energie gearbeitet hätte, wie es in 
Rom geſchehen iſt. Aber daran fehlte es. Zahlreiche Einladungen 
und Geſuche aus mir bekannten italieniſchen und deutſchen Kreiſen 
in Rom veranlaßten mich, Anfang Februar 1915 auf mehrere 
Wochen dorthin zu reiſen. Aber meine Beobachtungen habe ich 
dem Reichskanzler von Bethmann Hollweg einen längeren ſchrift⸗ 
lichen Bericht unterbreitet, aus dem hier mitgeteilt ſei: 

„Ich hatte in Rom Gelegenheit, mit allen Kreiſen direkt und indirekt 
in Fühlung zu treten und die Anſichten derſelben zu hören. Das 
übereinſtimmende Urteil — von dem öſterreichiſchen Botſchafter 
abgeſehen — geht dahin: Italien wird unabwendbar in den Krieg 
hineingetrieben werden, wenn nicht bald eine Verſtändigung mit 
Oſterreich herbeigeführt wird. Die unbedingte Neutralität Italiens 
ohne Konzeſſionen von Oſterreich iſt beim beſten Willen der Negie⸗ 
rung nicht zu halten. Dieſes übereinſtimmende Arteil Italiens ſcheint 
mir ſo feſt begründet, daß eine Anderung in dieſer Auffaſſung nicht 
eintreten kann.“ | 

Ein deutſchfreundlicher italieniſcher Deputierter bemühte fich 
ſeit Kriegsausbruch unermüdlich, den Konflikt zu vermeiden. Ich fand 
in ſeinem Hauſe liebevolle Aufnahme. Mit wahrer Begeiſterung 
zeigte er mir den Schreibtiſch, an welchem Bismarck und Criſpi 
den erſten Dreibundsvertrag unterzeichnet hatten; er teilte mir als 
Auffaſſung des Miniſters Baron Sonnino mit, die öſterreichiſche 
Politik ziele darauf ab, Italien an der Naſe herumzuführen. Seit 
drei Monaten würden die Verhandlungen auf die lange Bank 
geſchoben; der öſterreichiſche Botſchafter in Rom, Baron Macchio, 
vermeide es, die Kernfrage anzuſchneiden. Sonnino habe beſtimmte 
Nachrichten aus Wien, wonach dort nicht die geringſte Neigung 
beſtehe, auf irgendwelche ernſthafte Verhandlungen einzugehen. 


Der öſterreichiſche Außenminiſter Baron Burian ſei beſtrebt, die 


italieniſchen Anſprüche zunächſt auf ein Minimum herabzudrücken, 
um dann im entſcheidenden Moment gar nichts zu geben. Sonnino 
habe dieſe unaufrichtige Politik des Hinhaltens endgültig ſatt und 


SEE 
BER; 

5 

8 

Nr 


2. Kapitel. Vor Italiens Eintritt in den Weltkrieg 25 


werde auf weitere Verhandlungen mit Oſterreich nur dann eingehen, 
wenn Oſterreich ſeine Bereitwilligkeit hierzu unter Berückſichtigung 
der italieniſchen Wünſche ſelbſt zu erkennen gebe. Von Fürſt Bülows 
„optima fide“ ſei der Miniſter vollkommen überzeugt, aber ohne 
ein Entgegenkommen öſterreichiſcherſeits könne er ſich auf nichts 
einlaſſen. Mein Gewährsmann teilte mir noch mit, daß er die Ab⸗ 
tretung des Trentino und die Zuſage einer abſolut loyalen Ber 
handlung der unter öſterreichiſcher Herrſchaft verbleibenden Italiener 
in Trieſt und den adriatiſchen Küſtenſtrichen als eine ausreichende 

Konzeſſion anſehe. 

Der türkiſche Botſchafter in Rom faßte ſeine Abſicht dahin 
zuſammen, daß ohne eine friedliche Verſtändigung zwiſchen Oſter⸗ 
reich und Italien der Krieg unabwendbar ſei, da keine Regierung, 
ſei es die von Salandra oder von Giolitti, ſich dann halten könne. 

Deer frühere bulgariſche Miniſter Ghenadiew, mit dem ich in 
Nom eingehend ſprach, hielt es für ausgeſchloſſen, daß Bulgarien 
auf der Seite der Zentralmächte kämpfen würde, falls nicht zuvor 
eine Verſtändigung zwiſchen Italien und Oſterreich erfolgt ſei; 
jedenfalls werde er, der in außerordentlicher Miſſion die euro⸗ 
päiſchen Hauptſtädte bereiſe, in dieſem Sinne nach Sofia berichten. 
Wie ſich in dem ſpäter gegen ihn geführten politiſchen Prozeß heraus⸗ 
ſtellte, iſt dies tatſächlich auch geſchehen. Ghenadiew beſtätigt in 
ſeinem an den bulgariſchen Miniſterpräſidenten gerichteten Bericht 
zunächſt die ſchlechte öffentliche Meinung gegen die Zentralmächte; 
„Oſterreichs Schwanken iſt von der franzöſiſchen Diplomatie weidlich 
ausgenützt worden. Allgemein iſt das Volk gegen den Krieg und 
die Politiker find um die Kriegsfolgen ſehr beſorgt. Die Regie⸗ 
rung wird die Kriſe ohne territorialen Zuwachs keineswegs be⸗ 
ſtehen.“ 

Vonder allgemeinen Auffaſſung wich nur die des öſterreichiſchen 
Botſchafters Baron Macchio ab, der mir gegenüber die Llber- 
zeugung vertrat, daß die italieniſche Regierung die Neutralität 
ohne jede Konzeſſion Oſterreichs durchhalten könne, wenn ſie es 
nur ernſtlich wolle; durch die günſtige Entwicklung der militäriſchen 

Lage im Oſten würden genügend Truppen frei, um Italien im 
Schach zu halten; Oſterreich ſei nur zu wirtſchaftlichen Konzeſſionen 

bereit; die italieniſchen Intereſſen lägen nicht im Trentino, ſondern 

im Mittelmeer. Er beſtätigte mir jedoch meine Auffaſſung, daß die 
nächſten zwei Monate die entſcheidenden ſeien, aber man müſſe ver⸗ 
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ſuchen, Italien hinzuhalten. Wie dies geſchehen könne, ſagte er aller⸗ 
dings nicht. 

Auf Grund dieſer allſeitigen Informationen kam ich zu folgenden 
Vorſchlägen an die deutſche Regierung: 

1. Eine Verſtändigung zwiſchen Oſterreich und Italien muß 
unter Deutſchlands Führung und Garantie unter allen Amſtänden 
ſchnellſtens herbeigeführt werden. 

2. Die Widerſtände in Wien können überwunden werden, zumal 
begründete Hoffnung beſteht, daß der Heilige Stuhl ſeinen Einfluß 
im Intereſſe der Aufrechterhaltung des Friedens geltend machen 
wird. 

3. Als Gegengabe für die an Italien zu gewährenden Kon⸗ 
zeſſionen ſollte Deutſchland an Oſterreich die Regulierung der Elbe 
ohne Schiffahrtsabgaben und die Aberlaſſung des Sosnowicer 
Kohlengebiets, enteignet von den bisherigen Beſitzern, geben. 

4. Die Befürchtung, daß durch einen zu ſtarken Druck von Deutſch⸗ 
land aus Wien einen Separatfrieden mit Rußland ſchließen könnte, 
darf als hinfällig bezeichnet werden. 

Der preußiſche Geſandte am Vatikan, Herr von Mühlberg, 
ſchrieb mir am 9. März 1915: „Den ſchweren Stein ins Nollen ge⸗ 
bracht zu haben, dafür gebührt Ihnen allein das Verdienſt.“ 
Fürſt Bülow urteilte am 27. März 1915 ähnlich dahin: 


„Daß Sie, nachdem Sie in voller Anabhängigkeit und mit abſoluter 
Anbefangenheit die Sonde angelegt hatten, zu denſelben Refultaten 
kamen wie ich, iſt mir eine Genugtuung. Indem Sie Ihre Eindrücke 
in Berlin mit gewohnter Anerſchrockenheit zur Geltung brachten, 
haben Sie ſich ein großes Verdienſt um unſer Vaterland erworben. 
Bei dem Mißtrauen, das durch die mehrmonatige öſterreichiſche 
Verſchleppungspolitik hier hervorgerufen worden war... hat die 
Forderung der ſofortigen Abergabe des Trentino nach dem 
Abſchluß des Vertrags ein neues ſchweres Hindernis geſchaffen.“ 


Meine mündliche und ſchriftliche Berichterſtattung aus Rom 
ſowie namentlich eine daran anſchließende Anterredung mit dem 
Deutſchen Kaiſer hatte die Wirkung, daß nunmehr Berlins Schwan⸗ 
ken aufhörte und man mit allem Nachdruck in Wien forderte, 
daß die Verſtändigung mit Italien mit größter Beſchleunigung 
herbeizuführen ſei. Manches Hindernis mußte noch beſeitigt werden. 

In Wien waren Hauptgegner der Abtretung des Trentino die 
nächſte Umgebung des alten Kaiſers, Graf Tiſza und auch maß⸗ 
gebende Führer der chriſtlich⸗ſozialen Partei. Den Verſtändigungs⸗ 
verſuchen, die von einer ſehr hohen Stelle an den Kaiſer von Oſter⸗ 
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reich ſelbſt gerichtet wurden, wich der Monarch aus mit den Worten, 
daß eine Abtretung des Trentino den Selbſtmord Oſterreichs be⸗ 
deuten würde. Mir wurde die Aufgabe übertragen, die wider⸗ 
ſtrebenden Elemente in der chriſtlich⸗ſozialen Partei zu gewinnen. 
Der frühere öſterreichiſche Miniſter Geßmann und Landmarſchall 
Prinz Alois Liechtenſtein erkannten den Ernſt der Situation für 
den Beſtand der Doppelmonarchie ſofort und ſetzten ihren ganzen 
Einfluß im Sinne eines Ausgleichs ein. Mit Erfolg. Die von mir 
vorgeſchlagene deutſche Gegenleiſtung brachte in Wien das Eis zum 
brechen. Wien ſprach die Geneigtheit aus, mit Italien in Verhand⸗ 
lungen einzutreten. Dieſe neue Wendung der Dinge machte in Rom 
guten Eindruck und hat die drohende Kriegsgefahr zunächſt be- 
ſchworen. Aber Italien rüſtete weiter. Ein gewandter junger 


deutſcher Diplomat ſchrieb mir Mitte März 1915 aus Rom: 


„Worauf es jetzt in erſter Linie ankommt, iſt, daß raſch und ohne 
zu viel Winkelzüge in einer der italieniſchen Mentalität zugänglichen 
Art verhandelt und abgeſchloſſen wird. Berlin muß in Wien un- 
bedingt auf den ſofortigen Beginn der Verhandlungen und auf 
glatte und ſchleunige Erledigung derſelben drängen.“ 


Ich meinerſeits drängte beim Reichskanzler ununterbrochen, 
„daß Wien nunmehr raſcheſtens zu einem Abſchluß der eingeleiteten 
Verhandlungen kommt, Verzögerung und Verſchleppung ſchadet 
nur“. Leider ſchenkte man dieſer begründeten Forderung ſowohl 
in Berlin wie in Wien zu wenig Gehör. Man begnügte ſich in 
Berlin mit der Freude über das prinzipielle Zugeſtändnis in Wien, 
und manche Wiener Kreiſe glaubten das prinzipielle Zugeſtändnis 
durch langſames Handeln wieder illuſoriſch machen zu können. 

Auf dringendes Erſuchen meiner römiſchen Freunde fuhr ich 
daher in der Karwoche 1915 zum zweitenmal nach Rom, um er- 
neute Rückſprache zu pflegen. Die Ausſprache ergab ein abſolut 
einheitliches Bild dahin: „Italien verlangt von Oſterreich ein Ent⸗ 
gegenkommen, das über die erſte Offerte hinausgeht; Italien wird 


viel größere Gegenforderungen ſtellen, wird aber dann zufrieden 


ſein, wenn auf einer mittleren Linie eine Verſtändigung ohne Krieg 
herbeigeführt wird.“ Während manche Kreiſe die Lage noch zu: 
verſichtlich anſahen, beurteilte ſie ein mir befreundeter hochſtehender 
Ordensmann ſchon recht peſſimiſtiſch: Die italieniſche Freimaurerei 
ſtelle den Haß gegen das katholiſche Oſterreich höher als die Er- 
reichung aller nationalen Ziele im Trentino. Ein namhafter Depu⸗ 
tierter präziſierte ſeine Auffaſſung dahin, daß die Regierung den 
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Krieg nicht wolle; dem kriegslüſternen Grafen Cadorna habe die 
Regierung den mäßigen General Porro als Stellvertreter bei⸗ 
gegeben; Sonnino ſei allerdings zurückhaltender denn je. Am 
Oſterdienstag hatte ich eine längere Anterredung mit dem Miniſter 
des Außern, Baron Sonnino, dem ich die deutſchen Bemühungen 
für eine Verſtändigung eingehend ſchilderte und erklären konnte, 
daß Deutſchland vollſtändig bereit ſei, die Garantie für den Voll⸗ 
zug etwaiger Abmachungen zwiſchen Rom und Wien zu über⸗ 
nehmen. Der Baron führte darauf aus, es ſei eine abſolute Not⸗ 
wendigkeit, das Verhältnis Oſterreichs zu Italien auf das Niveau 
derſelben herzlichen Freundſchaft zu heben, wie ſie zwiſchen Deutſch⸗ 
land und Italien beſtünde; es müſſe ein dauerndes Freundſchafts⸗ 
verhältnis zwiſchen Oſterreich und Italien geſchaffen werden, ſonſt 
verlohne ſich die ganze Mühe überhaupt nicht. Meiner Meinung, 
daß raſch abgeſchloſſen werden müſſe, ſchloß er ſich mit dem Hin⸗ 
weis darauf an, er habe ſchon vor Monaten zum Fürſten Bülow 
geſagt: „Bis dat, qui cito dat“ — eine Bemerkung, die ich mit: 
„Bis accipit, qui cito aceipit“ quittierte —; Salandra werde 
heute abend zurückkehren und er werde mit ihm alsbald die Einzel⸗ 
heiten der italieniſchen Gegenvorſchläge feſtlegen. Die Wendungen, 
die Sonnino in dieſem Zuſammenhang gebrauchte, ließen keinen 
Zweifel darüber, daß die derzeitigen Vorſchläge ſeitens der öſter⸗ 
reichiſchen Regierung nicht genügten. Wie Sonnino ſich äußerte, 
glaubte er noch Ende dieſer Woche ſeine Gegenvorſchläge in Wien 
unterbreiten zu können, wobei er einfließen ließ, es trage nicht gerade 
zur Beſchleunigung der Verhandlungen bei, daß Baron Burian 
darauf beſtehe, daß ſie in Wien geführt würden. Aus den Anter⸗ 
redungen mit Baron Sonnino konnte ich den Eindruck wiedergeben, 
daß derſelbe gegenüber der Entente noch nicht gebunden, wohl 
aber recht mißgeſtimmt war über die Art und Weiſe, wie Wien 
verhandelte. 

Von Rom fuhr ich direkt nach Wien, um dort mit den maß: 
gebenden Kreiſen über die Notwendigkeit raſchen Handelns mich zu 
beſprechen und auch für die ſicher ausſtehenden italieniſchen Mehr⸗ 
forderungen den Boden zu bereiten. Wien ſollte dann mit einem 
neuen Vorſchlag heraustreten, der eine Anzahl vom öſterreichiſchen 
Standpunkt aus annehmbare Bedingungen akzeptiere, unerfüllbare 
aber zurückweiſe. Prinz Liechtenſtein begab ſich im Auftrag der 
chriſtlich⸗ſozialen Partei zum öſterreichiſchen Außenminiſter Baron 
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Burian, um dieſem zu ſagen, daß ſeine Partei, wenn auch ſchweren 
Herzens, zu weiteren Konzeſſionen bereit ſei und einen Bruch mit 
Italien verhindert wiſſen wolle. Das Haus Parma war zunächſt 
etwas verſtimmt gegen Deutſchland, weil der Druck von Berlin zu 
ſtark geweſen ſei. Nach meiner Aufklärung aber gaben gerade die 
Mitglieder dieſes Hauſes, einſchließlich der ſpäteren Kaiſerin Zita, 
der Überzeugung von der Notwendigkeit einer raſchen Verſtändi⸗ 
gung mit Italien Ausdruck. Damals bildete ſich in Wien unter 
tatkräftiger Förderung gewiſſer Berliner Kreiſe die Legende, als 
ob Fürſt von Bülow ein Feind Oſterreichs ſei, und es allein auf 
ſein Verhalten zurückzuführen ſei, daß Italien überhaupt Kom⸗ 
penſationen fordere. Meinen Bericht an den Reichskanzler konnte 
ich mit den Worten ſchließen: 

„Ich glaube ſagen zu dürfen, daß durch meinen Beſuch in Wien 
erreicht worden iſt, daß die weitergehenden Forderungen Italiens 
nicht mit einem glatten Nein und einem Abbruch der Verhandlungen 
beantwortet werden.“ 

Trotzdem gingen die Verhandlungen recht langſam vom Fleck. 
Die öſterreichiſche Note an Italien wurde ungeſchickt redigiert. Man 
ſtellte die Ablehnungen an die Spitze und erwähnte das neue Ent⸗ 
gegenkommen in einem kurzen Satz. Die Bemühungen Seiner Heilig⸗ 

keit zur Erhaltung des Friedens ermutigten mich, an geeigneter 

Stelle die Bitte niederzulegen, es möchte darauf hingewirkt werden, 
„daß die Verhandlungen nicht abgebrochen, ſondern in freundlichem 
Ton weitergeführt werden; dann könne Berlin ſich dafür ſtark machen, 
daß die Verhandlungen zum friedlichen Abſchluß kommen. Sollte 
aber wider Erwarten Italien losſchlagen, ſo wäre der Zeitpunkt 
gekommen, in dem Seine Heiligkeit eine Aufforderung an ſämtliche 
kriegführende Mächte richten könnte, einen kurzen Waffenſtillſtand zu 
ſchließen, um Zeit zu neuen Verhandlungen zu gewinnen. Deutſch⸗ 
land und Oſterreich würden einen ſolchen Vorſchlag des Papſtes 
kaum ablehnen.“ 

Da die Verhandlungen in Wien ſich trotz vielſeitigen Drängens 
nur im Schneckentempo bewegten, ſetzte nunmehr die Entente in 
Rom mit konkreten Gegenvorſchlägen ein. Tittoni überbrachte in 
der zweiten Hälfte des April dieſelben nach Rom, worüber mir 
von dort gemeldet wurde: 

„Dieſe für Italiens Einbildungskraft verlockenden Offerten haben 
hier Eindruck gemacht und befreunden ſelbſt bisher friedliebende Kreiſe, 
den König nicht ausgenommen, mit dem Gedanken des Krieges 


gegen uns. Soll daher Italien nicht zur Entente abſchwenken, ſo 
muß Wien nachgeben.“ 
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Der preußiſche Geſandte am Vatikan ſchrieb mir am 19. April 


1915: 

„Anſere Sorge iſt der Aufmarſch der italieniſchen Truppen an 
der Nordgrenze, der ſo gut wie beendet iſt. Da dort oben einige 
unternehmungsluſtige Generale ſich befinden, ſo beſteht nach Außerungen 
von Fachleuten die Gefahr, daß bei dem geringſten Anſtoß die Ge⸗ 
wehre von ſelbſt losgehen. Die Regierung fürchtet ſich vor einer 
Revolution, der mit Waffengewalt entgegenzutreten ſie zu ſchwach 
iſt. Dieſe Furcht iſt bedenklich, weil ſie die Regierung leicht dazu 
verführen kann, auf ihren exorbitanten Forderungen zu beſtehen 
und den Ausweg aus inneren Anruhen in einem Kriege zu ſuchen.“ 


Gleichzeitig kam an mich die dringende Aufforderung, auch vom 
Fürſten Bülow, ſofort nach Rom zu reifen. Am 1. Mai 1915 trat 
ich die Reiſe an. Die Eindrücke während derſelben, während des 
Aufenthaltes in Rom und in den Beſprechungen mit Politikern 
und anderen maßgebenden Perſönlichkeiten ließen klar erkennen, 
daß Italien zum Krieg trieb. Trotzdem wurde alles noch verſucht, 
um wenigſtens den Kriegsausbruch zu verſchieben. Der deutſche 
Generalſtab hatte dringendſt gebeten, mit allen Mitteln dafür zu 
ſorgen, daß nicht vor dem 11. Mai der Krieg erklärt würde. Als 
die letzten Arſachen, die zum Krieg führten, bezeichnete ich in einem 
Bericht an den Reichskanzler unter anderem: 

1. Den Willen des Königs; denn ohne Entſchluß des Königs 
wäre Italien nie in den Krieg getreten. Der König erklärte mehreren 
Parlamentariern, daß er den Krieg führen müſſe, weil ſonſt eine 
Revolution ausbreche und er den Thron verlieren würde. Ein ſieg⸗ 
reicher Krieg eröffne aber die Möglichkeit, das Haus Savoyen in 
Italien zu befeſtigen. 

2. Die jahrelange Minierarbeit der Freimaurerei gegen das 
katholiſche Oſterreich und den Obrigkeitsſtaat Deutſchland. 

3. Die zu langſam und zu ſpät gewährten Konzeſſionen Oſter⸗ 
reichs und die Art und Weiſe, wie der öſterreichiſche Botſchafter 
in Rom die Verhandlungen führte. 


Die Zeitumſtände geſtatten noch nicht, den Wortlaut meines 
ſehr umfangreichen, den amtlichen Stellen unterbreiteten Berichts, 
der Tagebuchform hat, zu veröffentlichen. Darum mögen die 
Leſer ſich mit folgendem Auszug begnügen. 

Sonntag, 2. Mai, Depeſche an maßgebende Wiener Kreiſe: 
„Die Sache ſteht auf des Meſſers Schneide. Annahme des Wiener 
Miniſteriums, daß hier Miniſterkriſe bevorſtehe, irrig. Aber auch 
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wenn zutreffend, ändert ſich Gefahr der Stunde nicht. Cadorna 
will den Krieg. Er hält Auseinanderfall Oſterreichs für unab⸗ 
wendbar und will Italien rechtzeitig in der Adria einen Stütz⸗ 
punkt gegen die Slawenwelle ſichern. Italien iſt zum Krieg fix 
und fertig. Anſer gemeinſames Schickſal, die Zukunft der Dynaſtie 
Habsburg, der Ausgang des ganzen Krieges hängt von dem 
Entſchluß ab, Italien durch Gewährung ſeiner Forderungen ruhig 
zu halten. Wie die Sachen hier liegen, iſt keine Stunde zu 
verlieren.“ Ich ſchloß daran die Bitte, in Wien das Erforderliche 
zu veranlaſſen. 
Maontag, den 3. Mai. Ich erfahre, daß die lebhafte und ernſte 
Befürchtung beſtehe, daß Miniſter Sonnino bereits mit der Entente 
abgeſchloſſen habe oder unmittelbar vor dem Abſchluß ſtehe; es 
iſt die allerhöchſte Zeit, daß Oſterreich einen erfolgreichen Gegenzug, 
macht. Ich hatte daraufhin eine eingehende Beſprechung mit 
Miniſter Baron Sonnino, der betonte, daß es ſich für Italien nicht 
lediglich um territorialen Gewinn, ſondern um die Sicherung natio⸗ 
naler Intereſſen und die Stellung der Monarchie handle, welche 
die Wurzeln ihrer Kraft aus dem nationalen Gedanken ziehe; 
ſie dürfe daher in nationalen Fragen nichts verſäumen, wenn ſie 
ſich nicht mit dem Volksempfinden in Widerſpruch ſtellen wolle. 
Wien verhandle ſeit ſechs Monaten mit ihm; Berlin und Fürſt 
Bülow hätten alles für eine Verſtändigung getan. Es ſei aber 
wiederholt vorgekommen, daß die direkten amtlichen Erklärungen, 
die Wien in Rom abgegeben habe, auch nicht annähernd dem 
entſprochen hätten, was ihm von Berlin aus als erreicht und ge⸗ 
ſichert bezeichnet worden ſei. Berlin möge ſeinen ganzen Einfluß 
in Wien aufbieten, damit man dort ohne Umſchweife klipp und klar 
ſchleunig entgegenkomme. Eine raſche und glatte Erledigung ſei 
abſolut geboten. Ich richtete darauf an den Reichskanzler folgende 
Depeſche: „Für uns kann und darf es kein Zaudern und kein Schwan⸗ 
ken geben. Wir müſſen Oſterreich mit Beſtimmtheit und, wenn 
dies nicht genügt, mit Rückſichtsloſigkeit binnen drei Tagen zum 
Nachgeben zwingen. Anderenfalls iſt unſere Sache hier aufzu⸗ 
geben.“ — Die für den Krieg tätige Freimaurerei wollte die fried- 
liche Auseinanderſetzung mit Wien vereiteln. Nach einem gemein⸗ 
ſamen Beſchluß der beiden Großoriente Rom und Paris ſollte die 
bevorſtehende Garibaldifeier zu einer derart exzeſſiven Kund⸗ 
gebung gegen die Zentralmächte ausgeſtaltet werden, daß dadurch 
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ein politiſcher Zwiſchenfall heraufbeſchworen werden ſollte. Merk⸗ 
würdig war der Amſtand, daß der König und die Miniſter, die 
ihren Beſuch für die Feier bereits in Ausſicht geſtellt hatten, noch 
in letzter Stunde abſagten. Es dürfte dies wohl auf die Be⸗ 
fürchtung zurückzuführen ſein, daß in manchen Kreiſen des Volkes 
nicht geringe Anruhe entſtünde, wenn bekannt würde, daß die unter 
dem Patronat der Freimaurerei ſtehende Kundgebung ein Schritt 
auf dem Wege zum Krieg geworden ſei. An dieſem Tag ſtellte ſich 
der öſterreichiſche Botſchafter in Rom endlich vorbehaltlos auf 
den von mir ſeit Februar vertretenen Standpunkt, indem er mir 
mitteilte, daß er nunmehr den vollen Ernſt der Situation nach Wien 
berichtet habe, daß eine raſche Entſcheidung ſofort geboten ſei 
und daß man die Konzeſſionen nicht nach und nach geben dürfe. 
Wien müſſe ſpäteſtens im Laufe dieſer Woche alle ſeine Konzeſſionen 
Italien unterbreiten. a 
Dienstag, den 4. Mai, hatte ich eine mehr als fünfviertel⸗ 
ſtündige Unterredung mit Miniſterpräſident Salandra. Das 
Mißtrauen gegenüber Wien, das ſchon die Grundnote der Dar⸗ 
legungen Sonninos geweſen war, kam bei ihm noch ſchärfer zum 
Ausdruck, da er mehr aus ſich herausging. Er zweifelte ſowohl 
an der Ehrlichkeit der Abſichten Oſterreichs wie am ſtrikten Vollzuge 
etwaiger Abmachungen auf adminiſtrativem Gebiet. Im einzelnen 
erklärte Miniſterpräſident Salandra, daß die Regelung der neuen 
Trentinogrenze keine beſonderen Schwierigkeiten mehr bieten 
würde, da er auf Bozen und Meran keinen Wert lege; dort ſeien 
gute Deutſche, ſie würden aber immer ſchlechte Italiener ſein; die 
Kernfrage ſei für ihn die Adria, namentlich die Sicherung von 
Valona. Die größten Schwierigkeiten bereite Trieſt, das bei 
Oſterreich nicht belaſſen werden könne; er wolle aber auch nicht, 
daß es italieniſch werde. Darum müſſe Trieſt wie San Marino und 
Monako ein freier Kleinſtaat werden, der weder unter Oſterreich noch 
unter Italien ſtehe, nach ſeinen eigenen Geſetzen lebe und Kraft genug 
beſitze, um die Slawenwelle abzuwehren. Ich warf ein, daß ein ſolcher 
Kleinſtaat ſich auf die Dauer nicht halten könne; durch Gewährung 
einer munizipalen Verfaſſung mit ausreichendſten Garantien zum 
Schutz der Italiener unter deutſcher Bürgſchaft würde Salandras 
Ziel auch erreicht werden; über die Form könne man ſich wohl noch 
verſtändigen. In der Frage der Iſonzogrenze gab Salandra keine 
beſtimmte Erklärung ab, hob aber bezüglich der Inſelfrage hervor, 
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daß es ſich hier nicht ausſchließlich um marineſtrategiſche Geſichts⸗ 


punkte handle. Sehr lebhaft beſchwerte ſich dann der Miniſter⸗ 
präſident über die inneren und äußeren Schwierigkeiten, mit denen 


er zu kämpfen habe: Italien verlange eine Entſcheidung, Oſterreich 


habe aber nichts getan, um dieſem ſelbſtverſtändlichen Wunſch ent⸗ 
gegenzukommen. Die Lage ſei tragiſch. Italien habe nichts gegen 
Deutſchland und wolle nichts von Deutſchland, habe aber Oſterreich 
gegen ſich, mit dem anſcheinend nicht zu leben ſei. Italien werde 
nie gegen Deutſchland marſchieren. Die jetzige Situation ſei nicht 
mehr lange zu halten. 

Mittwoch, den 5., und Donnerstag, den 6. Mai, ſpitzte 
ſich die Situation zu, obwohl der Deutſche Kaiſer durch mehrere 
offene Depeſchen an Botſchafter Fürſt Bülow über den Durchbruch bei 


Gorlice und die militäriſchen Erfolge auf die italieniſche Regierung 


einzuwirken verſuchte. Es wurde mir mitgeteilt, daß Salandra 
und Sonnino den Krieg wollten. Nur ein Kabinettwechſel konnte 
noch eine Anderung, mindeſtens aber eine Verzögerung bis zum 
geforderten 11. Mai herbeiführen. In dieſem kritiſchen Augenblick 
vermehrten ſich die wiederholten Anſtimmigkeiten der Inſtruktionen 
von Berlin und Wien und machten faſt jede Arbeit für Aufrecht⸗ 
erhaltung des Friedens unmöglich. Meine Forderung nach Berlin 
lautete deshalb: „Geht die Wiener Wirtſchaft ſo weiter, haben 
wir in einigen Tagen den Krieg. Abel angebrachte Wiener Emp⸗ 
findlichkeiten können in dieſen Stunden keine Beachtung finden.“ 
Im italieniſchen Miniſterium nahm die Oppoſition gegen die 
Kriegserklärung zu, noch mehr aber im Parlament. Ein erfolg⸗ 
verſprechendes Zuſammenarbeiten mit der öſterreichiſchen Botſchaft 


wurde unmöglich. In einer bewußt ſcharfen Depeſche wandte ich 


mich am 9. Mai an den Reichskanzler und forderte die Aus⸗ 
ſchaltung des öſterreichiſchen Botſchafters: 


„Es gibt keine Schonung und kein Mitleid für Macchio und es 
gibt keine Rückſicht auf Wien. Die jämmerliche Entſchlußloſigkeit 
Macchios kann uns zum Verhängnis werden. Er hat die Flinte ins 
Korn geworfen und mit den Amerikanern bereits wegen Verwahrung 
ſeiner Effekten verhandelt. Ein Mann, der Weinkrämpfe bekommt, 
wenn er den Boden unter ſich ſchwanken fühlt, muß weg, erbarmungs- 
los. Das Schickſal von Millionen, die Früchte der Blutopfer der 
Nation, die Zukunft unſeres Vaterlandes kann nicht von der Un- 
fähigkeit eines Mannes abhängen, der hier unſere Arbeit vereitelt. 
Ich bitte Euer Exzellenz, ſich die Verantwortung zu vergegenwärtigen, 
die Sie dem deutſchen Volke und der Geſchichte gegenüber über⸗ 
nehmen, wenn Sie uns weiter in Abhängigkeit von dieſem Schwach- 
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kopf belaſſen. Wird er krank, ſo iſt die Lage geklärt. Zeit für Erſatz 


iſt zu kurz, und Verhandlungen gehen von ſelbſt in eine Hand, was 
ſonſt nur ſchwer zu erreichen wäre. Ich ſtehe Wien gegenüber für 
jedes Wort dieſer Depeſche ein.“ 


Der preußiſche Geſandte von Mühlberg ſetzte der Depeſche hinzu: | 


„Das Urteil über Macchio unterfchreibe ich vollkommen. Sein 
Verhalten iſt unqualifizierbar. Sollen unſere letzten Chancen nicht 


verloren gehen, muß er ausgeſchaltet werden.“ Wir waren in 
einer entſetzlichen Situation. Die Berichte aus dem Miniſterium, 


von Abgeordneten und Politikern ließen uns immer noch einige 
begründete Hoffnung, daß ein großer Entſchluß die Wagſchale zu⸗ 


gunſten des Friedens ſenken könnte. Dieſen Entſchluß aber auszu. 
führen, hinderte uns der öſterreichiſche Botſchafter; daher die De⸗ 
peſche. Am Abend desſelben Tages wurde mir von italieniſchen 
Abgeordneten mitgeteilt, ich ſollte wegen meiner Anterredungen 
mit italieniſchen Politikern ausgewieſen oder eventuell verhaftet 


werden. Ein mir bekannter, in Rom weilender franzöſiſcher Ab⸗ 


geordneter ließ mich gleichfalls warnen. Ich zog mich daher in 
die Villa Malta zurück und wurde am anderen Tag vom Fürſten 


Bülow der deutſchen Botſchaft amtlich attachiert und ſo in das 
diplomatiſche Korps aufgenommen, um volle Bewegungsfreiheit 
zu beſitzen. 

Montag, den 10. Mai, ſuchte ich in aller Frühe den öſter⸗ 
reichiſchen Botſchafter auf, um ihm nahezulegen, daß er heute den 
entſcheidenden Schritt tun und Sonnino erklären müſſe, daß er 


deſſen Forderungen als Verhandlungsbaſis annehme; der Bot⸗ 


ſchafter müſſe in einem ſo eigenartigen Fall allein und ſelbſtändig 


handeln und die ganze Verantwortung für die Richtigkeit der 
Beſchlüſſe tragen; nur dann ſei an eine friedliche Verſtändigung 
noch zu denken. Baron Macchio lehnte ein ſolches Handeln, ob⸗ 
wohl er den Ernſt der Lage anerkannte, ab. Ich unterbreitete dem 
Botſchafter folgenden, aus den aus Wien und Berlin einlaufenden 
Depeſchen entnommenen Vorſchlag, den ich ſpäter italieniſchen Ab⸗ 
geordneten auch als eine Verhandlungsbaſis bekannt gab: 1. Tirol, 
ſoweit es italieniſch iſt, 2. das Iſonzogebiet mit Gradisca, 3. volle 
munizipale Autonomie, italieniſche Aniverſität und Freihafen für 
Trieſt, 4. Valona, 5. völlig freie Hand für Italien in Albanien, 
6. Gewähr für italieniſche Sprache und Kultur für die unter öſter⸗ 
reichiſcher Herrſchaft verbleibenden Italiener, 7. Deutſchland 
übernimmt jede Garantie für loyale Durchführung des Abkommens. 
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In Abgeordnetenkreiſen riefen dieſe Konzeſſionen großes Erſtaunen 
hervor, da die italieniſche Offentlichkeit wie das Parlament bisher 
im unklaren über das Maß des öſterreichiſchen Entgegenkommens 
gehalten worden war. Dieſe Vorſchläge konnten ſelbſtverſtändlich 
nur dann einen Wert für weitere diplomatiſche Verhandlungen 
gewinnen, wenn ſie die Anterſchrift des deutſchen und öſter⸗ 
reichiſchen Botſchafters trugen. Giolitti wünſchte durch einen Ver⸗ 
trauensmann dieſe ſchriftliche Notiz für die Audienz beim König 
und für die Beſprechung der Abgeordneten, um das in der 
nationaliſtiſchen Preſſe ausgeſprochene Mißtrauen beſeitigen zu 
können. Es war ſchwer, in einer Stunde, wie von mir gefordert 
wurde, das Gewünſchte zu beſchaffen, aber es gelang. Um / 11 Ahr 
war eine Konferenz in der Villa Malta, zu welcher der öſterreichiſche 
Botſchafter herbeigerufen wurde. Ich ſchlug vor, als Grundlage 
der ſchriftlichen Formulierung die gemeinſam mit dem Fürſten 
Bülow niedergeſchriebenen Konzeſſionen zu nennen. Baron 
Macchio ſtimmte nach langem Sträuben zu. Die öſterreichiſche 
Offerte lautete ſomit: Rome, le dix Mai 1915. 
Les concessions que l’Autriche-Hongrie est préte à faire à J'Italie, 
sont les suivantes: 

1. tout le Tyrol qui est de nationalité italienne, 

2. toute la rive occidentale de l’Isonzo qui est de nationalite italienne, 
avec Gradisca, 

3. pleine autonomie municipale, université italienne et port franc 
pour Trieste qui sera une ville libre, 

4. Valona, 

5. desinteressement complet de l’Autriche-Hongrie en Albanie, 

6. sauvegarde pour les intéréts nationaux des sujets italiens en 
Autriche-Hongrie, 

7. examen bien-veillant des voeux que /’Italie éèmettrait encore sur 
tout l' ensemble des questions qui forment l'objet des négociations 
(notamment Gorizia et les iles), 

8. 1 Empire Allemagne assume toute garantie pour l’ex&cution fidele 
et loyale de l' arrangement à conclure entre I'Italie et l’Autriche- 
Hongrie. 

L’Ambassadeur d' Autriche-Hongrie et! Ambassadeur d' Allemagne 
garantissent l'authenticitè des propositions susmentionnées.“ 


Baron Macchio äußerte wohl noch Bedenken gegen Ziffer 6 
und 7, gab aber auf mein energiſches Zureden nach. 11 Ahr 20 Mi⸗ 
nuten waren die Expoſés fertig und unterzeichnet. Wie gewünſcht 
worden war, erhielt davon ein Exemplar der Vertrauensmann von 
Giolitti, eines die deutſche Botſchaft, eines behielt ich für mich, von 
dem ich die Abſchrift für die öſterreichiſche Botſchaft anfertigte. 
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Mit Windeseile verbreitete ſich nun der Inhalt dieſer Niederſchrift. 


Die Wirkung war eine ausgezeichnete. Giolitti ließ uns ſagen, daß : k 
das Expoſé die Mindeftforderungen enthalte, um den Frieden 


aufrechtzuerhalten. Am anderen Tag werde die entſcheidende 
Miniſterratsſitzung ſtattfinden. Es ſei aber notwendig, daß noch 
heute nacht je ein Exemplar dieſer Niederſchrift auch an Salandra 
und Sonnino geſandt würde, da aus Wien dieſe Offerte in der 
Conſulta noch nicht eingegangen ſei und damit niemand ſagen 
könne, man habe die letzte Offerte in dieſer Form nicht erhalten. 
Auf Wunſch des Fürſten Bülow begab ich mich noch nachts zu 
Baron Macchio. Mit einem jüngeren deutſchen Diplomaten ſuchte 
ich ihn drei Stunden lang vergebens in Klubs und Hotels und er⸗ 
wartete ihn dann in ſeinem Palais. Gegen Mitternacht erſchien 


der öſterreichiſche Botſchafter, der nun wiederum Bedenken äußerte, 


die Abſchriften zu unterzeichnen; ich erklärte, daß dieſe Bedenken 
verſpätet ſeien, auch habe Fürſt Bülow das ganze Expoſé nach 
Berlin depeſchiert und ſtelle die Kabinettsfrage. Nunmehr war 
Baron Macchio bereit, die Anterſchrift auch für die für die 
Miniſter beſtimmten Exemplare zu geben. Noch in der Nacht 
wurden den Miniſtern Salandra und Sonnino die Schriftſtücke 
übermittelt. 

Bei meinem Aufenthalt in Rom unterlief findigen italieniſchen 
Journaliſten eine köſtliche Verwechſlung. In den angeſehenſten 
römiſchen Blättern wurde wiederholt behauptet, daß Fürſt Bülow 
im Vatikan Beſuch abgeſtattet habe. Trotz wiederholter Dementis 
im „Osservatore Romano“ blieben ſowohl „Giornale d'Italia“ 
wie „Tribuna“ bei ihrer Behauptung, ſahen ſich aber dann letzten 
Endes genötigt, zu erklären, daß ihnen eine Verwechſlung unter⸗ 
laufen ſei; nicht der Fürſt Bülow ſei im Vatikan geweſen, ſondern 
der Abgeordnete Erzberger. „Tribuna“ ſuchte das Mißverſtändnis 
damit zu rechtfertigen: „Ma Erzberger non è Bülow, certamente; 
ma in effigie non sono che due fratelli siamesi.“ Bei unſeren 
deutſchen Freunden in Nom löſte es ungetrübte Heiterkeit aus, daß 
Fürſt Bülow und ich ſich ähneln wie „ſiameſiſche Brüder“. 

Dienstag, den 11. Mai, erhielt ich die Nachricht, daß die Kabi⸗ 
nettskriſis durch die neue öſterreichiſche Offerte akut geworden ſei. In⸗ 
zwiſchen wurde von ſeiten der Entente verbreitet, daß die Mittel⸗ 
mächte an dieſen neuen Konzeſſionen nicht feſthielten. Es wurde 
mir von einwandfreier Seite mitgeteilt, daß jede Schmälerung an den 
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Konzeſſionen unmittelbar zum Krieg führen müſſe. Die Meldungen 
der Entente wurden leider unterſtützt durch eine angeblich aus 
Wien an Baron Macchio gerichtete Depeſche, wonach ihm über 
ſein eigenmächtiges zu weit gehendes Vorgehen der Ausdruck des 
Befremdens übermittelt worden ſein ſollte. 

Am Mittwoch, den 12. Mai, traf jedoch die Zuſtimmung des 
Baron Burian zu dem gemeinfamen Expoſé der beiden Bot⸗ 
ſchafter ein. Zur Beſeitigung des Mißtrauens konnte ich italie⸗ 
niſchen Miniſtern und Abgeordneten folgende neue Garantien bieten: 
Zunächſt die perſönliche Haftung des Deutſchen Kaiſers, dann eine 
alsbald zu erlaſſende feierliche Proklamation des Kaiſers von 
Oſterreich, die ſofortige Einſetzung einer gemiſchten Kommiſſion 
zur Durchführung der Abtretung der betreffenden Gebiete, die 
ſofortige Freilaſſung aller aus dieſen Gebieten ſtammenden öſter⸗ 
reichiſchen Kombattanten und die ſofortige Abernahme der Zivil⸗ 
verwaltung, ferner weitgehende deutſche Garantien für den dauernden 
Beſitz der neu erworbenen Gebiete. Das italieniſche Mißtrauen, 
das dieſe Garantien erforderlich machte, ſtützte ſich auf Bemerkungen 
und Redensarten öſterreichiſcher und deutſcher Diplomaten in 
Berlin. An demſelben Abend traf d' Annunzio unter viel Lärm 
in Rom ein. Das war das Signal für die Politik der Straße. 
Italieniſche Kavallerie und Infanterie ſperrten die Villa Malta 
ab. Da Baron Macchio mich an dieſem Abend noch zu ſprechen 
wünſchte, verabredeten wir als Treffpunkt die Wohnung eines 
mir befreundeten Herrn. Hier teilte mir Baron Macchio mit, 
daß er nunmehr weitgehende Vollmachten habe, und bat mich, 
an dem darauffolgenden Tag mit einem aus Wien einge⸗ 
troffenen öſterreichiſchen Diplomaten zu verhandeln und den Ver⸗ 
trag mit Italien zu formulieren; er ſei nunmehr ermächtigt, den 
Vertrag auf der Baſis des denkbar weitgehendſten Entgegen⸗ 
kommens abzuſchließen. Hierdurch waren wir einen weſentlichen 
Schritt vorangekommen. Jedoch auch die Gegenſeite arbeitete un⸗ 
ermüdlich, und zwar ſtets mit dem Argument: Man dürfe weder 
Oſſterreich glauben noch Deutſchland trauen, daß die eingegangenen 
Verpflichtungen auch gehalten würden. Von gut unterrichteter 
Seite ließ man mir ſagen, Deutſchland möge zur Beſeitigung dieſes 
Mißtrauens anregen, daß der Erneuerung des Dreibundvertrages 
der Paſſus beigeſetzt würde: „Deutſchland erklärt, daß es weder 
militäriſch noch diplomatiſch eventuelle Beſtrebungen zwecks Wieder⸗ 
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eroberung der jetzt abgetretenen Gebiete unterſtützen wird.“ Ich 
konnte eine zuſagende Erklärung ſofort abgeben. 

Am Nachmittag des 13. Mai arbeitete ich gemeinſam mit dem 
öſterreichiſchen Bevollmächtigten den Entwurf des Vertrages 
zwiſchen Italien und Dfterreich-Ungarn aus. Inzwiſchen neigte 
ſich im italieniſchen Kabinett ſelbſt die Wagſchale immer mehr 
zugunſten des Friedens. Die Kriegsanhänger aber boten die Straße 
auf. Ein Höllenlärm entſtand. Bei meiner Heimkehr von einer 
Beſprechung wurde ich beim Hauptpoſtamt erkannt; mein Auto⸗ 
mobil wurde mit Steinen beworfen, die demonſtrierende Volks⸗ 
menge rief: „A basso Erzbergere!“ und bedrohte das Auto. 
Mein nahezu ſtändiger Begleiter in Rom, Geheimer Legationsrat 
von Stockhammern von der bayeriſchen Geſandtſchaft am Quirinal, 


der ſpäter in einem anderen Auto nach Hauſe fuhr, erhielt einen 


Steinwurf durch das hintere Fenſter. Nachts wurde das Demiſſions⸗ 
geſuch des Miniſteriums Salandra⸗Sonnino bekannt. Kammer⸗ 
präſident Marcora ſchlug dem König vor, Giolitti mit der Bildung 
des Miniſteriums zu betrauen. 

Freitag, den 14. Mai, glich Rom einer Stadt der Revolution. 
Militär ſperrte alles ab. Abgeordnete, deren friedensfreundliche 
Haltung bekannt war, wurden in den Straßenbahnen beläſtigt, 
ja geſchlagen. Der Terror herrſchte in Rom. Lebhafte Demon- 
ſtrationen — Umzüge mit ſchwarzen Fahnen — fanden den ganzen 
Tag über ſtatt. Die Erregung war eine rieſige. Die Wohnungen 
der für den Frieden eintretenden Abgeordneten wurden von zweifel⸗ 
haften Elementen bewacht; die Familien erhielten Briefe mit 
Todesdrohungen. Die breiten Schichten des Volkes waren in 
vollkommener Ankenntnis über das deutſch⸗öſterreichiſche An⸗ 
erbieten. 

Samstag, den 15. Mai, nachmittags 4 Ahr, erhielt ich die Nach⸗ 
richt, daß das alte Kabinett wiederkehre. Giolitti habe rundweg 
abgelehnt, weil er ſelbſt mit dem Tode bedroht worden ſei. Freunde 
Giolittis ſagten uns, daß dieſer geiſtig und körperlich zuſammen⸗ 
gebrochen und nicht mehr fähig ſei, der Kammerſitzung beizuwohnen. 
Er habe noch am Samstag abend Rom verlaſſen. Das einzige, 
was er erreicht habe, ſei, daß ohne Anhörung der Kammer keine 
entſcheidende Stellung genommen würde. Ein Senator erzählte 
mir, daß der König ihm erklärt habe, er müſſe den Krieg machen, 
ſonſt breche die Revolution aus. Von allen Seiten wurde ich be⸗ 
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ſtürmt, daß Oſterreich von ſeiner Offerte nicht zurücktreten dürfe. 
Dem Reichskanzler konnte ich am 
Sonntag, den 16. Mai, über die Situation berichten: 


„Kein Entſchluß im Parlament. Die Stellungnahme des einge⸗ 
ſchüchterten Königs iſt entſcheidend für Ausgang der Kriſis. Dem 
neuen Kabinett müſſen Fürſt Bülow und Baron Macchio über die 
bisherigen Offerten hinaus die ſofortige Abtretung anbieten können, 
um jeder Einrede des Mißtrauens gegenüber Oſterreich zu begegnen. 
Hierin liegt im Kerne kein weiteres Opfer für Oſterreich, das viel⸗ 
mehr durch das Schwanken und Zögern des Barons Burian dieſen 
Schritt notwendig gemacht hat. Dieſes Angebot kann die Situation 
für uns retten, erſchwert aber unter allen Amſtänden die Kriegs⸗ 
erklärung gegen Oſterreich, gibt in der Kammer, welche die formelle 
Entſcheidung treffen ſoll, den Neutraliſten die beſte Poſition und 
ſetzt für den Fall friedlicher Verſtändigung Oſterreich nicht in Nach⸗ 
teil, da alle Einzelheiten der Abtretung (Reihenfolge, Art uſw.) 
einem neuen Abereinkommen vorbehalten bleiben. Die Botſchafter 
müſſen die entſprechende Vollmacht ſpäteſtens am Mittwoch in 
Händen haben.“ 


Die Bildung des neuen Kabinetts verzögerte ſich noch, da an 
die Stelle von Salandra nach der Abſage Giolittis ein anderer 
Miniſterpräſident nicht zu finden war. Die in der Preſſe genannten 
Miniſterkandidaten wurden von der Straße mit dem Tode bedroht. 
Als ich ſelbſt von der Villa Malta zu einer notwendig gewordenen 
Konferenz ausfuhr und mit einer unverſehens aus einem Haus 
hervorbrechenden italieniſchen Patrouille zuſammenſtieß, ſchlug der 
befehlende Offizier mit ſeinem blanken Säbel auf das Dach unſeres 
offenen Autos; nur dem Amſtand, daß ich und der mich begleitende 
Diplomat uns tief bückten und raſch davonfuhren, verdankten wir, 
daß wir unverletzt blieben und mit heiler Haut davonkamen. 

Am Montag, den 17. Mai, erhielt ich die Mitteilung, 
„daß nach abſolut zuverläſſigen Informationen ſeitens der italieniſchen 
Regierung noch vor dem 26. Mai der Krieg an Oſterreich erklärt 
würde. Der Miniſterrat ſei einſtimmig zu der Überzeugung gelangt, 
daß es Oſterreich mit ſeinem Anerbieten nicht ernſt ſei.“ Zugleich 
wurde ich gebeten, noch heute abzufahren, was auch geſchah. Als ich 
zum Bahnhof fuhr, geriet ich in einen aufgeregten Demonſtrations⸗ 
zug hinein, ich ſtieg ſofort aus und ging im Zuge eine kurze Strecke 
mit, nachdem ich dem Chauffeur Anweiſung gegeben hatte, an der 
nächiten Querſtraße auf mich zu warten. So verlief dieſer Schluß: 
akkord ohne weiteren Zwiſchenfall. In Begleitung von zwei italieni⸗ 
ſchen Geheimpoliziſten gelangte ich unbehelligt an die Grenze. Meine 
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Anweſenheit und Tätigkeit in Rom gab ſpäter dem italieniſchen 5 | 
Abgeordneten Altobelli Gelegenheit zu einer kleinen Anfrage, 
welche die italieniſche Regierung dahin beantwortete, „daß der 
Abgeordnete Erzberger aufmerkſam überwacht wurde, als er ſich in 
Nom aufhielt und bis zur Grenze begleitet wurde, als er am 17. Mai 
endgültig die Hauptſtadt verließ.“ Am 19. Mai traf ich zur münd⸗ 
lichen Berichterſtattung in Berlin ein. 

Am Pfingſtſamstag, den 22. Mai, abends rief mich der Reichs⸗ 
kanzler telephoniſch an, ob ich nicht nochmals nach Rom fahren wolle, 
um in letzter Stunde das äußerſte zu verſuchen, für Verhinderung des 
Krieg es tätig zu ſein. Ich erklärte dieſe Reiſe für zwecklos, fügte aber 
bei, daß ich bereit ſei, eine entſprechende Depeſche nach Rom zu richten. 
Auf dieſe erhielt ich am 23. Mai eine Antwort, die meine Anſicht 
beſtätigte: Wie die Dinge lägen, ſei der Krieg nicht mehr auf⸗ 
zuhalten, es ſei denn, Oſterreich bewilligte den Italienern den ſo⸗ 
fortigen Einmarſch. Daß Oſterreich ſich hierzu entſchließen würde, 
ſei jedoch ausgeſchloſſen. Die im Laufe der langwierigen Verhand⸗ 
lungen verlorenen drei Monate ſeien durch keine Macht der Erde 
mehr einzubringen. 

Am 24. Mai erfolgte der Eintritt Italiens in den Krieg. Bald 
darauf begab ich mich nach Wien und Budapeſt, um den führenden 
Miniſtern teils über die Vorgänge in Nom zu berichten, teils um 
wegen einer Verſtändigung mit Rumänien Rückſprache zu nehmen. 
Ich hatte bei dieſer Gelegenheit einen äußerſt ſcharfen Zuſammenſtoß 
mit dem ungariſchen Miniſterpräſidenten Graf Tiſza, der die Auf: 
faſſung vertrat, daß gegenüber Italien keinerlei Konzeſſionen not⸗ 
wendig geweſen wären, es hätte doch zum Krieg kommen müſſen. 
Oſterreich⸗Angarn habe politiſch richtig gehandelt. Fürſt Bülow 
ſchrieb mir damals (Juni 1915): 

„Es iſt geradezu grotesk, wenn dieſelben Leute, die nach meinem 
Eintreffen in Rom während Monaten behaupteten, ich ſei ein Schwarz⸗ 
maler, jetzt verbreiten, die italieniſche Regierung ſei von Anfang an 
entſchloſſen geweſen, unter allen Amſtänden, was man ihr auch bieten 
möge, den Kriegspfad zu beſchreiten. Wie Sie vortrefflich ausführen, 
iſt das eine ſo falſch wie das andere, und die Wahrheit, daß bei mehr 


Einſicht in Wien und mehr Entſchloſſenheit und Energie in der Wil⸗ 
helmſtraße der Friede ſehr wohl zu erhalten war.“ 


Fürſt Bülow, der nach ſeiner Rückkehr aus Nom in weiteſten 
deutſchen Kreiſen eine freundliche Aufnahme fand, war es nicht 
möglich, über ſeine Auffaſſung der Dinge direkt dem Kaiſer Vortrag 


ER 
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zu halten. Amtliche Stellen taten vielmehr alles, um ein Zuſammen⸗ 
treffen des Fürſten mit dem Kaiſer zu verhindern. Erſt im Winter 


1916/1917 wurde der Fürſt gelegentlich zu einer Abendgeſellſchaft 
zum Kaiſer geladen. Ein Zuſammentreffen des Kaiſers mit dem 
Fürſten anläßlich eines Kaiſerbeſuches in Hamburg im Jahre 1917 
wußte der damalige Vizekanzler Helfferich zu hintertreiben. 


3. Kapitel 
Im Vatikan 


Bei meiner Anweſenheit in Rom im Februar 1915 lenkte 
ich meine erſten Schritte nach dem Beſuch der ehrwürdigen 
Peterskirche in den Vatikan, um mir die Möglichkeit einer Privat⸗ 
audienz bei Seiner Heiligkeit Papſt Benedikt XV. zu erwirken. 
Mit äußerſter Güte und offener Herzensfreundlichkeit empfing mich 
der Heilige Vater am zweiten Tage an der Eingangstür des kleinen 
Bibliothekſaales. Ich durfte an dieſem Nachmittage eingehend 
berichten über die religiöſe Erneuerung in Deutſchland, wobei Seine 
Heiligkeit ſich nach den einzelnen deutſchen Oberhirten, ſoweit ihm 
ſolche aus feiner früheren Tätigkeit im Staatsſekretariat perſönlich 


bekannt waren, auf das eingehendſte erkundigte. Die von manchen 


Seiten gehegte Befürchtung, daß nach dem Kriege ein neuer Kultur- 
kampf in Deutſchland ausbrechen würde, glaubte ich mit gutem 
Gewiſſen zerſtreuen zu dürfen. Der Kampf der Geiſter werde aller- 


dings weiter gehen; es werde lebhaft um die Erziehung des Volks, 


beſonders in der Schulfrage, geſtritten werden. — Dann wandte 
ſich die Anterredung der internationalen Lage zu. Seine Heiligkeit 
betonte, ſein einziges Beſtreben gehe auf baldige Herbeiführung 
eines gerechten Friedens. Im Verlauf des Geſpräches kam die 
Rede auf die angeblichen Greueltaten deutſcher Soldaten, be- 
ſonders der proteſtantiſchen Pommern und Mecklenburger, worüber 
dem Heiligen Vater von kompetenter Seite Material unterbreitet 
worden war. Danach ſeien 150 Kloſterfrauen von deutſchen 
Soldaten geſchändet worden. Solche Antaten ſeien ſogar ange⸗ 
ſichts des Allerheiligſten in der Kirche begangen worden. (Am 
30. März wurde mir eine Depeſche unſeres Botſchafters in Wa⸗ 
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ſhington mitgeteilt, über eine in den Vereinigten Staaten unter⸗ 
nommene Propaganda, bei welcher eine Liſte verbreitet wurde, 
wonach die proteſtantiſchen Soldaten ſyſtematiſch Nonnen verge⸗ 
waltigt haben, 2000 Nonnen in Belgien ſeien ſchwanger.) Auf 
meine Bitte ſagte mir der Papſt zu, daß mir das Material ſofort 
unterbreitet werde, damit die Beſtrafung der Schuldigen einge⸗ 
leitet werden könne. Ich konnte eine ſolche Behauptung nach 
früheren Vorgängen nicht für zutreffend halten; wenn aber eine 
ſolche Antat vorgekommen ſei, werde Deutſchland für Sühne Sorge 
tragen. Alsbald nach meiner Rückkehr nach Deutſchland ſind 
ſämtliche amtlichen Stellen beauftragt worden, dieſer Anklage nach⸗ 
zugehen. Die deutſche Militärverwaltung in Brüſſel wandte ſich 
an die Biſchöfe Belgiens mit der Bitte, die in ihrer Diözeſe vor⸗ 
gekommenen Fälle von Schändung von Kloſterfrauen zu bezeichnen. 
Die eingelaufenen Antworten ließen erkennen, „daß kein einziger Fall 
von Vergewaltigung von Ordensfrauen durch deutſche Soldaten 
bekanntgeworden iſt“. Kardinal Mercier hat am 16. April 1915 
an den Generalgouverneur geſchrieben, daß, wie der General⸗ 
gouverneur ſo auch er gegen diejenigen proteſtiere, „welche leichthin 
ohne Beweiſe ſolche ſchändlichen Anſchuldigungen ins Publikum 
ausſtreuen oder weitertragen“. Er machte dann auf die Schwierig⸗ 
keiten und die Anmöglichkeit von Nachforſchungen aufmerkſam; er, 
der Kardinal, würde es nicht wagen, „irgend jemand über einen ſo 
delikaten Gegenſtand zu verhören“. Aber es ſei Pflicht des Epi⸗ 
ſkopats und des Militärgouverneurs, mit allen Mitteln „zu ver⸗ 
hindern, daß die Offentlichkeit an ſolchen ungeſunden Erzählungen 
Gefallen findet. Ich würde es von ganzer Seele begrüßen, wenn 
die Juſtiz einen Druck auf diejenigen ausüben würde, die entweder 
aus Voreingenommenheit oder aus unverzeihlicher Oberflächlich⸗ 
keit ſie erfinden oder weitertragen. Aber ich meine, daß wir nicht 
weiter gehen können, ohne das Recht des Gewiſſens mit Füßen zu 
treten und ohne uns in die Gefahr zu begeben, die geiſtige Freiheit 
zu verletzen.“ Am 24. Februar, kurz vor meiner Abreiſe, wurde ich 
noch gebeten, dem Deutſchen Kaiſer den Wunſch zu übermitteln, 
die bereits angebahnte Beſetzung des erzbiſchöflichen Stuhles in 
Poſen⸗Gneſen beſchleunigen zu wollen, von der Wahl durch 
das Kapitel mit allen damit verbundenen Modalitäten abzu⸗ 
ſehen und im Einvernehmen mit dem König von Preußen die 
Ernennung durch den Papſt vollziehen zu wollen. Wenn prin⸗ 
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zipielles Einverſtändnis hierüber erzielt worden ſei, würde der 
Heilige Vater ſeinen Kandidaten direkt bezeichnen. Daran knüpfte 
ſich die Mitteilung, daß der verſtorbene Erzbiſchof von Likowſki 
an erſter Stelle als ſeinen Nachfolger ſeinen Generalvikar Dalbor 
bezeichnet habe. Der Vorſchlag des Papſtes fand beim Kaiſer 
und den amtlichen Berliner Stellen ſofort Zuſtimmung. Die 
Ausfertigung des Ernennungsdekrets verzögerte ſich wohl bis 
zum Auguſt, aber deshalb, weil der Kandidat des Heiligen 
Stuhles ſich lange Zeit ſträubte, das verantwortungsvolle Amt 
anzunehmen, und nur einem direkten Wunſche des Papſtes 
ſich fügte. 8 

Am Karſamstag 1915 hatte ich bei meiner zweiten Anweſen⸗ 
heit in Rom wieder eine längere Privataudienz bei Seiner Heilig⸗ 
keit. Der Papft äußerte ſich über die Fortſetzung des europäiſchen 
Blutbades ſehr bekümmert und ſagte dabei unter anderem: Wenn 
der Krieg noch lange dauert, gibt es eine ſoziale Revolution, wie 
die Welt ſie noch nicht geſehen hat. Der inzwiſchen ſchärfer in die 
Offentlichkeit getretene Konflikt zwiſchen der deutſchen Verwaltung 
und Kardinal Mercier bildete den Gegenſtand eingehender Aus⸗ 
ſprache. Seine Heiligkeit verſicherte auf das lebhafteſte, daß er 
alles tun werde, um eine Verſchärfung des Konfliktes zu vermeiden. 
Der Papſt regte eine zweitägige Waffenruhe zur Beerdigung der 
Tauſenden von Gefallenen in Nordfrankreich an. Schon am Oſter⸗ 
ſonntag konnte ich die zuſtimmende Antwort der deutſchen Regie⸗ 
rung Seiner Heiligkeit überbringen, was mit großer Befriedigung 
aufgenommen wurde. In jenen Tagen machte viel Aufſehen eine 
Anterredung des Heiligen Vaters mit dem mir bekannten amerika⸗ 
niſchen Journaliſten von Wiegand, der mit mir die Heimreiſe machte; 
ihre Kernſätze lauteten: 


„Senden Sie dem amerikaniſchen Volke und der Preſſe meinen 
Gruß und Segen und übermitteln Sie dieſem edlen Volk meinen 
einzigen Wunſch: Arbeitet unabläſſig und uneigennützig für den 
Frieden, auf daß dieſem entſetzlichen Blutvergießen und all ſeinen 
Schreckniſſen möglichſt bald ein Ende bereitet werde. Damit werdet 
ihr Gott, der Menſchheit und der ganzen Welt einen großen Dienſt 
erweiſen. Das Gedächtnis dieſer eurer Tat wird unvergänglich ſein. 
Wenn euer Land alles vermeidet, was den Krieg ver- 
längern kann, in dem Blut vieler Hunderttauſender fließt, dann 
kann Amerika bei ſeiner Größe und ſeinem Einfluß im beſonderen 
Maße zur raſchen Beendigung dieſes ungeheuren Krieges beitragen. 
Die ganze Welt ſieht auf Amerika, ob es die Initiative zum Frieden 
ergreifen wird. Wird das amerikaniſche Volk den günſtigen Augen⸗ 
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blick zu erfaſſen wiſſen? Ich bete zu Gott, daß es fo kommen möge!“ 


Dies iſt die Oſterbotſchaft, die mir der Papſt in dieſer denkwürdigen 


Audienz — dem erſten Interview, das ſeit dem Tode Leos XIII. einem 
ausländiſchen Journaliſten gewährt wurde — für das amerikaniſche 


Volk übertragen hat. Der Heilige Vater fuhr fort: „Betet und ar⸗ 
beitet unermüdlich und einmütig für den Frieden: dies iſt mein Oſter⸗ 
wunſch. Mein tägliches Gebet, alle meine Anſtrengungen gelten 


dem Frieden.“ In ſeinem Auge ſpiegelte ſich ſeine ganze Güte und 


Aufrichtigkeit wider, als er ſo ſprach. Der Papſt ſchloß: „Ich ſetze 


meine ganze Hoffnung für einen baldigen Frieden auf das ameri⸗ 
kaniſche Volk und auf den Einfluß und die Macht, über die es in 


der ganzen Welt verfügt. Gerecht, unparteiiſch und jederzeit neutral 


in allen ſeinen Bemühungen, wird Amerika, ſobald der geeignete 
Augenblick zur Einleitung von Friedensverhandlungen gekommen 
ſein wird, der nachdrücklichſten Unterftügung des Heiligen Stuhles 


ſicher ſein! Ich habe dies bereits den Präſidenten durch feine an- 
geſehenſten Freunde wiſſen laſſen.“ 


Die Veröffentlichung dieſer Unterredung löſte einen ſtarken Druck 
ſeitens der Entente, beſonders durch England, auf den Vatikan aus. 
In der Ententepreſſe wurde eine lebhafte Bewegung gegen den 
Papſt unter tendenziöſer Ausnutzung dieſer Kundgebung einge⸗ 


leitet. Der „Osservatore Romano“ wandte ſich dann in einer 


Notiz gegen die bewußt einſeitige Auslegung. 


In meinen Anterredungen mit dem Heiligen Vater hatte ich 
auch Gelegenheit, eine Reihe von Liebeswerken (Austauſch der 


Zivilgefangenen, Sonntagsruhe und andere Fürſorgemaßnahmen) 


für die Kriegsgefangenen zu beſprechen. Von der deutſchen Negie⸗ 
rung war ich ermächtigt, unter Vorausſetzung der Gegenſeitigkeit 


weiteſtes Entgegenkommen in Ausſicht zu ſtellen, namentlich be⸗ 


züglich der Freilaſſung der Zivilgefangenen und der Miſſio⸗ 
nare. Der Heilige Vater erwiderte mir, Frankreich habe erklärt, 
es ſei Deutſchland, welches beim Austauſch der Schwerverwundeten 
Schwierigkeiten mache. Ich konnte darauf hinweiſen, daß beim 


erſten Austauſch die Franzoſen anfangs gar keine ſchwerverwundeten 
Offiziere, ſondern erſt auf Intervention der Schweiz ſchließlich 
5 Offiziere und 20 Anteroffiziere entſandten, während Deutſchland 


ſofort 29 franzöſiſche Offiziere und 160 Anteroffiziere austauſchte, 
und daß ſich in Frankreich insgeſamt mindeſtens 70 Offiziere, 70 Anter⸗ 
offiziere und 300 Mann befänden, die als ſchwerverwundet aus zu⸗ 
tauſchen ſeien. Der Heilige Vater nahm mit großem Intereſſe von 


dieſem Material Kenntnis. Nach Ausbruch des Krieges zwiſchen 
Italien und Oſterreich konnten die Beziehungen mit der Kurie nur 


noch ſchriftlich aufrechterhalten werden. Manches Gute für unſer i 
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Volk und Vaterland konnte auch dadurch noch erreicht werden. So 
entſtand in Deutſchland aus Anlaß der Rede des Papſtes an die 
Mitglieder der „Opera della Preservazione della Fede“ am 22. No- 
vember 1915 große Erregung. Proteſtantiſche Kreiſe ſahen die 
Rede als gegen ſich gerichtet an. Am 7. e erhielt ich von 
kompetenter Seite die Mitteilung: 
„ . . Was nun die Rede Seiner Heiligkeit anbelangt, jo kann ich 
Ihnen mitteilen, daß der Heilige Vater dieſe Rede nur auf die 
Amtriebe der Methodiſten in Rom hin gehalten hat. Die Metho- 
diſten find eine proteſtantiſche Sekte, die mit dem Gelde der Frei⸗ 
maurer in Rom Fuß gefaßt haben und bei jeder Gelegenheit die 
katholiſche Kirche und ihr Oberhaupt verhöhnen, und als Paſtoren 
ſtellen ſie abgefallene katholiſche Geiſtliche an. Bezahlen das Volk, 
welches den Gottesdienſt beſucht, und führen nicht die Leute durch 
Anterricht uſw. zum Proteſtantismus, ſondern zum Atheismus und 
in die Hände der Freimaurer. Die größten Kriegshetzer ſind und 
waren in Rom auch die Methodiſten. Konferenzen über die deutſchen 
Barbaren uſw. wurden in ihren Kirchen gehalten uſw., man kann 
mit einem Worte ſagen, es ſind Filialen der Freimaurer, die nichts 
unterlaſſen, um die katholiſche Kirche zu verhöhnen. Seine Heiligkeit 
haben ſich ſehr verwundert gezeigt, daß man überhaupt von ihm nur 
annimmt, als ob er die deutſchen Proteſtanten hätte beleidigen 
wollen, woran der Heilige Vater überhaupt nicht dachte, was ja 
aus dem authentiſchen Text des „Osservatore Romano“ hervorgeht, 


woraus man ganz deutlich erſieht, daß es ſich nur um die Verhältniſſe 
in Rom handelt.“ 


Ein nicht zu unterſchätzender Erfolg für die deutſche Sache im 
allgemeinen und eine große Freude für die deutſchen Katholiken 
bahnte ſich im November 1915 an. Der vatikaniſche Korreſpondent 
des „Corriere della Serra“ verbreitete die Nachricht, daß im nächſten 
Konſiſtorium drei franzöſiſche Kardinäle ernannt würden; damit 
würde die Zahl der franzöſiſchen Kardinäle auf die nie erreichte 
Höhe von acht gebracht; der Heilige Stuhl wolle damit zum Ausdruck 
bringen, daß er gegenüber der Entente eine freundliche Haltung 
einnehme. Die deutſche Regierung unterbreitete offiziell und durch 
mich dem Heiligen Stuhl die Anregung, daß man es in Deutfch- 
land gern ſehen würde, wenn im nächſten Konſiſtorium auch einem 
deutſchen Biſchof der Purpur verliehen würde; in erſter Linie käme 
der Fürſtbiſchof Dr. Bertram in Breslau in Betracht. Die 
deutſchen Katholiken ſeien ſeinerzeit ſehr erfreut geweſen, als ſie drei 
Kardinäle aus ihrer Nation ernannt ſahen, auch die deutſche Re⸗ 
gierung würde die Ernennung des Fürſtbiſchofs von Breslau zum 
Kardinal angenehm berühren. Frankreich mit 36 Millionen 
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Katholiken habe acht Kardinäle, während Deutſchland mit 24Millionen 
Katholiken nur zwei beſitze und Deutſchland und Oſterreich⸗Angarn 
mit insgeſamt 70 Millionen Katholiken nur ſieben. Am 21. November 
wurde mir berichtet, daß der Wunſch Deutſchlands leider zu ſpät 
in Nom eingegangen ſei; auch Oſterreich habe die Bitte, den 
Fürſterzbiſchof von Salzburg zum Kardinal zu erheben, zu ſpät 
unterbreitet. Der Heilige Vater werde bereits im nächſten Konſi⸗ 
ſtorium dem Fürſtbiſchof von Breslau den Purpur verleihen. Eine 
erneute Bitte hatte den Erfolg, daß bereits im geheimen Konſi⸗ 
ſtorium am 4. Dezember der Heilige Vater den Fürſtbiſchof von 
Breslau und den Fürſterzbiſchof von Prag zu Kardinälen ernannte 
und die beiden Kirchenfürſten in petto reſervierte; ſie waren von dem 
Tage an Kardinäle und erhielten den Rang, als ob ihr Name ſchon 
in dieſem Konſiſtorium veröffentlicht worden wäre. In Deutſchland 
hat nur Köln ein Altersrecht auf den Purpur, und Breslau dann, 
wenn darum beſonders eingekommen wird. Als Eminenz Kopp Kar⸗ 
dinal wurde, verwandte ſich der Kaiſer ſelbſt beim Heiligen Vater für 
dieſe Ernennung, ähnlich bei der Ernennung des Münchner Kardinals. 
Die Arbeitslaſt der Apoſtoliſchen Nuntiatur in München 
war während des Krieges gewaltig gewachſen. An den Heiligen 
Stuhl wandten ſich Tauſende und aber Tauſende von Angehörigen 
der Kriegs⸗ und Zivilgefangenen, um Freilaſſung oder Linderung 
des Loſes derſelben zu erzielen. Da die diplomatiſchen Vertreter 
von Deutſchland und Oſterreich Rom verlaſſen hatten, ſo blieb als 
Hauptvermittlungsſtelle die Münchner Nuntiatur übrig, welche 
dann ihrerſeits, da dieſe Angelegenheiten nur in Berlin erledigt 
werden konnten, in mehr als einem Falle mich um Vermittlung in 
denſelben erſuchte, ein Wunſch, dem ich jederzeit gern entſprach. 
Dabei lernte ich die abſolute Objektivität der päpſtlichen Diplomatie 
kennen und ſchätzen; denn auf demſelben Weg, auf dem die Wünſche 
von Engländern, Franzoſen und Italienern nach Deutſchland ge⸗ 
langten, auf demſelben Weg wurden die Wünſche für deutſche 
Internierte und Gefangene zurückgeleitet. Kardinalſtaatsſekretär 
Gaſparri hat ſich wiederholt bei der italieniſchen und franzöſiſchen 
Regierung perſönlich und mit vollem Erfolg für die Freilaſſung 
deutſcher Internierter (es ſei nur an den deutſchen Großinduſtriellen 
Fritz Röchling erinnert) verwandt. Auch die vielfachen inter⸗ 
nationalen Liebeswerke des Heiligen Stuhles zur Linderung des 
Loſes der Kriegsgefangenen ſind auf dem Wege über die Münchner 
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Nuntiatur angeregt und durchgeführt worden, z. B. die Inter⸗ 
nierung kranker und verwundeter Gefangener in der Schweiz, trotz 
lange ſich hinziehenden franzöſiſchen Widerſpruchs. Im Auguſt 
1915 unterbreitete ich Nuntius Frühwirth den Vorſchlag auf Ein⸗ 
führung von Sonntagsruhe in den Gefangenenlagern mit dem Bei⸗ 
fügen, daß die deutſche Regierung ſich gegenüber einer ſolchen An⸗ 
regung des Papſtes zuſtimmend verhalten würde. Der Heilige 
Stuhl gab die Anregung an alle kriegführenden Nationen weiter 
und bereits im September wurde Abereinſtimmung zwiſchen Deutſch⸗ 
land, England und Rußland erzielt. Ahnlich war es bezüglich der 
Behandlung der Zivil- und Militärgefangenen in Rußland. Frans 
zöſiſche Biſchöfe hinwiederum ſuchten die Vermittlung des Heiligen. 
Stuhles nach, um für Prieſter, die kriegsgefangen in Deutſchland 
lebten, die Rückkehr zu erreichen. Ich konnte die Zuſtimmung der 
deutſchen Regierung alsbald übermitteln mit dem ſelbſtverſtänd⸗ 
lichen Vorbehalt, daß Frankreich die aus dem Oberelſaß ver- 
ſchleppten Prieſter gleichfalls zurückgeben müſſe. Auch die Regelung. 
der Seelſorge in den beſetzten Gebieten des Weſtens iſt in einer 
Weiſe erfolgt, welche den dringendſten Wünſchen des Heiligen 
Stuhles entſprach. Die Rückkehr des Biſchofs von Sejne (Auguſtowo) 
in feine Diözeſe konnte ich Anfang 1916 erreichen. Im Mai 1916. 
wurde auf Anregung der belgiſchen Biſchöfe und Vorſchlag des 
Heiligen Stuhles die größte Zahl der belgiſchen Prieſter, welche 
ſich in Deutſchland in Haft befanden, durch meine Vermittlung in 
deutſchen klöſterlichen Anſtalten untergebracht. Als die Verhand- 
lungen des „amerikaniſchen Komitees zur Verſorgung der beſetzten 
Gebiete Polens“ mit der britiſchen Regierung im Mai 1916 zu. 
ſcheitern drohten, konnten ſie durch Vermittlung Roms zu Ende 
geführt werden. Im Juni 1916 regte ich beim Nuntius Frühwirth an, 
daß Seine Heiligkeit eine Verſtändigung der kriegführenden Mächte 
dahin anſtreben möge, daß diejenigen Kriegsgefangenen, die Väter 
von mehr als drei Kindern waren und fich ſeit mehr als 18 Monaten. 
in Gefangenſchaft befanden, in neutralen Staaten untergebracht 
werden mögen. Nach recht vielen mühſamen Verhandlungen ge⸗ 
lang es dem Heiligen Stuhl, die Zuſtimmung aller kriegführenden 
Mächte zu erzielen. Im Mai 1917 wandte ſich die franzöſiſche Ne- 
gierung durch Vermittlung des Kardinals Amette, Erzbiſchof von. 
Paris, an den Heiligen Stuhl wegen der Beſorgnis, daß „die 
deutſchen Behörden die Bevölkerung der beſetzten franzöſiſchen Ge⸗ 


48 3. Kapitel. Im Vatikan 


biete zu Zwangsarbeiten heranziehen wollten und neue Deporta⸗ 3 


tionen vornehmen“. Ich konnte ſofort mitteilen, daß die deutſchen 
Behörden eine ſolche Abſicht nicht hegten, Deportationen fänden 


überhaupt nicht ſtatt. Wo die landwirtſchaftlichen Verhältniſſe es 
zwingend notwendig machten, würden dringende Arbeiten im 
inneren Gemeindebezirk durchgeführt. Die Bevölkerung habe ihren 
Wohnort nicht zu verlaſſen. Sämtlichen deutſchen Organen ſei 
vorgeſchrieben worden, mit größter Schonung vorzugehen und 
Zwangsarbeit nur im Falle äußerſter Not zu verfügen. Die Arbeiten 
der Münchner Nuntiatur vermehrten ſich ungemein ſtark, als die 
Zahl der italieniſchen Kriegsgefangenen in Deutſchland zunahm; 
aber dieſe Arbeiten ernteten viel Dank. 

Neben der Erledigung zahlreicher einzelner Vorſtellungen wurden 
regelmäßig in der Woche ein oder mehrere umfaſſende Berichte über 
die Verhältniſſe in Deutſchland oder über Fragen, welche ſonſt das 
Intereſſe der Kurie finden mußten, abgeſandt. Eine Abſchrift der⸗ 
ſelben ging an den preußiſchen Geſandten beim Vatikan. 

Je länger der Krieg dauerte und je mehr die hilfsbedürftige Welt 
ſich an den Heiligen Stuhl wandte, um ſo mehr machte ſich das Be⸗ 
dürfnis nach einer direkten und unmittelbaren Fühlungnahme 
zwiſchen dem Heiligen Stuhl und der deutſchen Regierung geltend. 
Die Geſchicke des Reichs wurden in Berlin entſchieden, der Sitz 
der Nuntiatur war aber München. Daß daraus ſich Anzulänglich⸗ 


keiten ergeben mußten, iſt nicht überraſchend. Anfang 1917 trat 


daher der ſchon früher erörterte Gedanke, eine Nuntiatur in Berlin 
zu errichten, wieder mehr in den Vordergrund. Eine Meinungs⸗ 
verſchiedenheit ergab ſich über die Form der eventuellen Berliner 
diplomatiſchen Vertretung des Heiligen Stuhles. Während der 
Vatikan mit Rückſicht auf den katholiſchen Hof in München es 
für das Beſte hielt, eine Vereinbarung dahin zu treffen, daß der 
Münchner Nuntius gleichzeitig in Berlin akkreditiert würde, hatte 
man im Auswärtigen Amt gegen dieſe Form lebhafte Bedenken, 
und zwar zunächſt mit Rückſicht auf München, da durch die Ver⸗ 
tretung in Berlin der Schwerpunkt der diplomatiſchen Vertretung 
nach Berlin verlegt und München ins Hintertreffen geraten würde. 
Auch diplomatiſch⸗techniſche Bedenken nicht geringer Art ſprachen 
dagegen, da der Münchner Nuntius doch nur in gewiſſen Zwiſchen⸗ 
räumen nach Berlin kommen könnte, die Erfahrungen des Krieges 
aber bewieſen, daß ein diplomatiſcher Verkehr nur dann von Erfolg 
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begleitet iſt, wenn er perſönlich und ununterbrochen im perſönlichen 
Meinungsaustauſch erfolgt. Weiter glaubte man, daß die Stellung 
des Kaiſers einem ſolchen Vorſchlag nicht günſtig ſein würde. 
Bisher erhob man von Berlin keine Einwendungen, wenn Botſchafter 
und Geſandte, die in Berlin beglaubigt waren, auch an anderen 
deutſchen Höfen ihre Beglaubigungsſchreiben überreichten. Aber 
Berlin, das die Leitung der Neichsgeſchäfte verfaſſungsmäßig führt, 
konnte Bedenken nicht unterdrücken, daß ein Diplomat, der bei einem 
deutſchen Bundesſtaat beglaubigt iſt, im „Nebenamt die diplo⸗ 
matiſche Vertretung beim Deutſchen Reich“ übernehmen könne. 
Von Berlin äußerte man daher den Wunſch nach einer ſelbſtändigen 
diplomatiſchen Vertretung des Heiligen Stuhls, und zwar einer 
dauernden in Form einer Nuntiatur erſter Klaſſe. Nuntius Averſa 
glaubte allerdings, daß die Berliner Gründe nur bei Errichtung 
einer dauernden Nuntiatur zutreffend ſeien, nicht aber, wenn man 
nur an eine diplomatiſche Vertretung während des Krieges denke. 
Im weiteren Verlauf der hierauf gepflogenen Verhandlungen er— 
gab ſich dann, daß der Heilige Stuhl ſehr geneigt war, eine Nuntiatur 
in Berlin zu errichten; da dies aber der bayeriſchen Regierung nicht 
angenehm wäre, hielt es der Heilige Stuhl, welcher in der gegen- 
wärtigen ſchweren Zeit nicht eine Verſtimmung oder Aneinigkeit 
zwiſchen den einzelnen Bundesſtaaten hervorrufen wolle, wenn 
auch ungern, ſo doch für angebracht, einer Verwirklichung dieſes 
Planes im Augenblick nicht näher zu treten. Vielleicht könne die 
Frage nach dem Kriege wieder aufgenommen werden. Tatſächlich fand 
die Frage ihre Löſung auch erſt nach Annahme der neuen deutſchen 
Reichsverfaffung, indem zuerſt Preußen und dann Bayern künftig 
auf eine eigene Vertretung beim Vatikan verzichteten, ſo daß im erſten 
Halbjahr 1920 eine deutſche Botſchaft beim Vatikan errichtet werden 
konnte. Die Errichtung der Berliner Nuntiatur iſt inzwiſchen auch 


erfolgt. 
| 4. Rapitel 
Beim Kaiſer 


Während des Weltkrieges hatte ich drei Anterredungen mit dem 
Deutſchen Kaiſer: Das erſtemal nach meiner Rückkehr aus Nom 
am 1. März 1915, das zweitemal nach der Annahme der Friedens⸗ 
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reſolution des Reichstags am 20. Juli 1917 im Verein mit anderen 
Abgeordneten und das drittemal nach meiner Ernennung zum 
Staatsſekretär in der zweiten Hälfte des Oktober 1918. 

Die erſte Anterredung fand nach dem Frühſtück im Schlößchen 
Bellevue ſtatt und dauerte eine Stunde. Vor der Audienz kam ein 
dienſttuender Flügeladjutant zu mir und meinte: „Sie werden 
Seiner Majeſtät doch nur gute Nachrichten bringen?“ Ich erwiderte, 
daß ich dem Kaiſer die Wahrheit ſagen würde. Dabei blieb es auch. 
Zunächſt hatte ich dem Kaiſer den Dank Seiner Heiligkeit zu über⸗ 
mitteln für „das großherzige Entgegenkommen in der Frage der 
Behandlung der kriegsgefangenen franzöſiſchen Geiſtlichen, der 
Weihnachtsfeier, der Freilaſſung der militärunfähigen Kriegs⸗ 
gefangenen und der Freilaſſung der Zivilgefangenen“. Sodann 
übermittelte ich die Bitte des Papſtes, der Kaiſer möge ſeinen ganzen 
Einfluß ausüben, um den Frieden zwiſchen Oſterreich und Italien 
zu erhalten, wie der Papſt ſeinerſeits bereits alle Schritte in dieſer 


Richtung getan habe und weitere folgen laſſen werde. Der Kaiſer | 


würde ſich nach Anſicht des Papftes unfterbliche Verdienſte um 
das Deutſche Reich, um Oſterreich und Italien gleicherweiſe er⸗ 
werben, wenn es ihm gelingen würde, den Frieden aufrechtzuer⸗ 
halten. Hierauf unterbreitete ich den Wunſch wegen raſcher Be⸗ 
ſetzung des erzbiſchöflichen Stuhles von Poſen⸗Gneſen. Der Kaiſer 
war ſehr erfreut über die wohlwollende Geſinnung des Papſtes 
und verſicherte mir wiederholt, daß er dem Papſt recht dankbar ſei 
für alles, was er im Intereſſe des deutſchen Volkes während des 


Krieges getan habe. Er, der Kaiſer, ſei gern bereit, im Sinne der 


Wünſche des Papſtes zu wirken, er werde namentlich mit aller 
Entſchiedenheit in Wien vorſtellig werden, um eine Verſtändigung 
zwiſchen Oſterreich und Italien herbeizuführen; er hoffe auf eine 
ſolche, ſo unbegründet und unangebracht die Wünſche Italiens 
auch ſeien. Sehr erregt ſprach ſich der Kaiſer über den König von 
Italien aus, der ihm noch nach dem Lybiſchen Krieg das Ehren⸗ 
wort gegeben habe, daß er unter keinen Amſtänden gegen Deutſch⸗ 
land einen Krieg führen würde, und daß er ſeinen Bündnispflichten 
immer treu und mit aller Entſchiedenheit nachkommen werde. Nun 
habe der König nicht einmal den Vertrag gehalten; Italien wolle 
Neutralität nicht umſonſt geben, ſondern verlange für ſeine Neu⸗ 
tralität noch Bezahlung; es ſei für ihn, den Kaiſer, doppelt ſchmerz⸗ 
lich, daß er „zugunſten eines Verräters“ nun auf ſeinen einzigen 
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Freund in der Welt, der ihm noch geblieben ſei, den greiſen Kaiſer 
Franz Joſeph, einwirken müſſe; denn er wiſſe, wie ungemein ungern 
gerade der alte Kaiſer an die Erfüllung der italieniſchen Forderung 
herangehe; aber im Intereſſe von beiden Völkern müßten eben 
Opfer gebracht werden. 

Der Kaiſer kam dann auf die öſterreichiſchen Verhältniſſe 
im allgemeinen zu ſprechen und klagte, daß durch die mangelhafte 
Führung des Offizierkorps das öſterreichiſche Heer nicht das leiſte, 
was es tatfächlich leiſten könne. Es habe ſich gerächt, daß in Oſterreich 
der Hochadel keinen Militärdienſt leiſte und abſeits ſtehe, ſo daß nicht 
ein Offizierkorps, das den inneren Zuſammenhalt und die innere 
Freude am Dienſt habe, ſich bildete, ſondern reine Berufsoffiziere, 
die nur für ihren Sold dienen. General Woyrſch habe ihm, dem 
Kaiſer, kürzlich erzählt, wie mitten in der heftigſten Schlacht die 
Oſterreicher das Gefecht abgebrochen hätten, um das Mittagsmahl 
zu kochen, und wie ſie ſich damit gerechtfertigt hätten, daß nunmehr 
die deutſchen Truppen da ſeien und fie ablöſten. Eine Militär- 
konvention zwiſchen Deutſchland und Oſterreich ſei nach dem Kriege 
abſolut notwendig. Der Kaiſer ſprach des weiteren über die Frei⸗ 
maurerei und deren Kriegshetze in Italien; er gab ſeiner tiefſten 
Abneigung gegen dieſe „organiſierte Verbrecherbande“ Ausdruck; 
dieſem Geheimbund müſſe in jedem geordneten Staatsweſen ent⸗ 
gegengetreten werden. 

Auf die innere deutſche Politik übergehend, ſprach der Kaiſer 
ſeine Freude darüber aus, daß alle Schichten des Volkes an dem 
endgültigen Sieg, auf den er abſolut ſicher rechne, mitarbeiteten. 
Man müſſe in den inneren Reformen nicht zu raſch vorgehen und 
namentlich das deutſche Offizierkorps nicht zu ſehr demokratiſieren. 
Gegenüber der agitatoriſchen Tätigkeit des Auslandes müſſe ſich 
das deutſche Volk mehr als bisher rühren; das engliſche Kabel⸗ 
monopol müſſe gebrochen und große Fonds für Funkenſtationen 
und ähnliche Zwecke zur Verfügung geſtellt werden. Die raſche 
Belegung des erzbiſchöflichen Stuhles von Poſen-Gneſen ſagte 
der Kaiſer zu. Die frühere lange Verwaiſung habe ſich gerächt und 
nur dem Nadikalismus unter den Polen gedient; er werde daher 
ſofort Anordnung geben, den Wunſch des Papſtes durchzu⸗ 
führen. 

Der Kaiſer war während der ganzen Anterredung ſehr liebens⸗ 
würdig und ſprach friſch und munter. Es hielt nicht leicht, ihm zu⸗ 
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ſammenhängend über eine Materie erſchöpfend Vortrag zu halten, 
da der Kaiſer immer wieder unterbrach und neue Fragen berührte. 
Immerhin hatte ich den Eindruck, daß es nicht allzu ſchwer ſei, 4 
Kaiſer, wenn man ſelbſt eine klare, feſte Abſicht habe, für dieſe zu 
gewinnen. Zum Schluſſe beauftragte mich der Kaiſer, dem Papſt 
herzlich zu danken für alle Bemühungen für Aufrechterhaltung des 
Friedens zwiſchen Oſterreich und Italien. | | 
Eine zweite Unterredung mit dem Raifer fand anläßlich der 
Friedensreſolution des Reichstags am 20. Juli 1917 ſtatt. J 
jenen wechſelreichen Tagen eilte der Deutſche Kronprinz aus eme N 
Militärquartier nach Berlin, um von den Parteiführern ſich über 
die politiſche Situation unterrichten zu laſſen. In Ausführung 
eines von mir am 6. Juli in der Kommiſſion geäußerten Wunſches 
wurde damals im Reichstag verbreitet, auch der Kaiſer gedenke 
die Parteiführer zu ſich zu bitten. Jedoch wurde die Ernennung 
des neuen Reichskanzlers ohne Anhörung irgendeines Abgeordneten 
vollzogen. Es war die letzte Ernennung dieſer Art im Deutſchen 
Reich. Dem allſeitig geäußerten Wunſch gab der Kaiſer na 
indem er nach Annahme der Friedensreſolution im Reichsamt 
des Innern Vertreter aller Fraktionen mit Ausnahme der un⸗ 
abhängigen Sozialdemokraten empfing. Die Vertreter der Grab 
tionen wurden, je hübſch in eine Reihe geordnet, durch den Reiche 8. 
kanzler Michaelis und den Vizekanzler Helfferich dem Kaiſer vor: = 
geſtellt, der zunächſt wenige kurze Worte an dieſelben richtete, u 
dem mit mir vorgeſtellten ſpäteren Präſidenten des Neichstags, 
Fehrenbach, der tags zuvor die Friedensreſolution begründet 
hatte, ſagte der Kaiſer, daß er und ſeine Frau als alte Leute, 
die ſechs Söhne im Felde hätten, die Rede mit großem In⸗ 
tereſſe geleſen hätten. Dann ſprach der Kaiſer über den am 
Tage zuvor erfolgten Durchbruch im Oſten; es ſei keine „Datz 
lamentsoffenſive geweſen“, um den Reichstag in gute Stim 
mung zu verſetzen; ſein Sohn Fritz habe die Gardediviſion g . 
führt, welche den Ruſſen den republikaniſchen Staub um df 
Ohren gewirbelt habe. 4 
Nach der Vorſtellung wurden in einem anliegenden Simm 
einzelne Abgeordnete vom Kaiſer in Anterredung gezogen; 
zunächſt auch der heutige Reichspräſident Ebert. Bei dieſen Be 
ſprechungen wurden anfangs mehr allgemeine, nichtpolitiſche Dinge 
erörtert. Erſt nach Verlauf längerer Zeit bildete ſich ein grüße 
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bes um den Kaiſer, der dann auf die aktuelle Politik überging. 
| Zu allgemeiner Überrafchung führte der Kaiſer unter anderem aus, 
es ſei ſehr gut, daß der Reichstag einen „Frieden des Ausgleichs“ 
wünſche (die Reichstagsreſolution enthielt gerade dieſes von der 
Oberſten Heeresleitung mit Zähigkeit geforderte, recht unklare 
Wort nicht); das Wort Ausgleich ſei ausgezeichnet, das habe der 
da — dabei zeigte er auf den ihn mit Zigaretten bedienenden 
Vizekanzler Helfferich — erfunden. Der Ausgleich beſtehe aber 
darin, daß wir von den Feinden Geld, Nohſtoffe, Baumwolle, 
Minette, Ole wegnähmen und aus ihrer Taſche in unſere Taſche 
überführten; das ſei ein ganz famoſes Wort. Die Mitglieder der 
Mehrheitsparteien ſahen zu ihrem Schrecken, daß der Kaiſer nicht 
nur nicht informiert war über das, was ſie wollten, ſondern ſie 
fühlten ſich durch dieſe Ausführungen ſogar verhöhnt. Die weiteren 
Auslaſſungen des Kaiſers bewegten ſich in derſelben Richtung: 
England und Amerika hätten ein Bündnis geſchloſſen, um mit 
Japan nach dem Kriege abzurechnen; er wiſſe beſtimmt, daß Ruß⸗ 
land ſich mit Japan zum Gegenſtoß verbündet hätte. Ferner erklärte 
er, der jetzige Krieg werde zwar nicht mit einer Niederlage Eng⸗ 
lands endigen, aber am Schluſſe des Krieges werde eine große 
Verſtändigung mit Frankreich herbeigeführt werden, und dann 
werde der ganze europäiſche Kontinent unter ſeiner, des Kaiſers, 
Führung den eigentlichen Krieg, den Krieg gegen England, den er als 
einen „zweiten Puniſchen Krieg“ bezeichnete, beginnen. Das Entſetzen 
unter uns Abgeordneten ſteigerte ſich. Auf die einige Tage zuvor 
ſtattgefundene Schlacht in Galizien eingehend, erwähnte der Kaiſer, 
daß die preußiſche Garde unter Führung ſeines Sohnes Fritz „den 
Ruffen den demokratiſchen Staub aus den Weſten“ geklopft hätte. 

„Wo die Garde auftritt, da gibt es keine Demokratie,“ fügte der 
Kaiſer noch wörtlich bei. Zu mir gewendet, ſprach er dann über die 
von mir bezweifelten Erfolge des U-Bootkrieges: an der Oſtküſte 
Englands befände ſich ein ganzes Trümmerfeld von Schiffen; in 
zwei bis drei Monaten würde England erledigt ſein; in Auſtralien 
ſeien vier Millionen Tonnen Getreide frachtbereit; aber England 
könne ſie nicht holen. Schließlich meinte der Kaiſer: „Meine Offiziere 
melden mir, daß ſie überhaupt kein feindliches Schiff auf hoher See 
mehr antreffen.“ Ich erwiderte, daß es mir dann um ſo unver⸗ 
ſtändlicher ſei, daß der Admiralſtab doch jeden Monat die Ver⸗ 
ſenkung von 600 000 Tonnen Schiffsraum und mehr melden könne. 
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Mit unwilliger Bewegung wandte mir darauf der Kaiſer deg 
Rüden zu. Zum Ausbau der Waſſerſtraßen übergehend, ent 
wickelte der Kaiſer den phantaſtiſchen Plan, die untere Donau bei 
Cernawoda dem Trajanswall entlang nach dem Schwarzen Meer 
abzuleiten; dann ſitze die internationale Donaukommiſſion in Brailg 
bald auf dem Trockenen; für „Rumäniens Treubruch“ ſei die 
„verdiente Strafe“ ſchon erfolgt. Auf meinen Hinweis auf das ſehr 
arme rumäniſche Volk, das vielfach nur mit einem Hemd bekleidet 
ſei, antwortete der Kaiſer, daß er als junger Prinz eine Zeitlang 
im Auswärtigen Amt beſchäftigt geweſen ſei; da habe ihm Bis 
marck einmal geſagt: „Solange die Leute im Oſten das Hemd über 
der Hoſe tragen, ſind ſie anſtändige Kerls; wenn ſie aber das Hemd 
in der Hoſe tragen und dazu einen Orden auf der Bruſt, ſo ſind 
ſie Schweinehunde.“ Damit ſchloß lachend die Anterhaltung. Die 
ganze Anterredung zwiſchen dem Kaiſer und den Abgeordnete = 
war nicht nur im höchſten Grade verunglückt, ſondern fie war 
der tiefſte Spatenſtich zum Sturz des bisherigen Regimes. Er 
graute Abgeordnete, welche vom parlamentariſchen Syſtem bis 
dahin nichts wiſſen wollten, ſprachen es an dieſem Abend ofen 
aus, daß das ſeitherige Syſtem Deutſchland ins Anglück führen 
müſſe. Leider fehlte aber die Kraft zum wirkungsvollen Ent 
ſchluß. Es war dies die erſte Anterredung, die der Kaiſer ſeit 
nahezu zwei Jahrzehnten mit Volksvertretern hatte. Es war auch 
ſeine letzte. ö © 

Eine dritte Audienz bei dem Kaiſer hatte ich, nachdem ich Anfang 
Oktober 1918 gegen das Widerſtreben der Hofkamarilla zum 
Staatsſekretär im Kabinett des Prinzen Max von Baden ernannt 
worden war. Im Schloſſe Bellevue empfing der Kaiſer am 21. DE 
tober ſämtliche neuen Staatsſekretäre und parlamentariſchen Anter⸗ 
ſtaatsſekretäre. Er hielt eine vom Kabinettchef, dem frühere N 
Staatsſekretär von Delbrück wohl vorbereitete Anſprache, die ſich 
mit dem durch die Oktoberverfaſſung in Deutſchland eingeführten 
parlamentariſchen Regime abfand und ſich auf den Boden desſelb . 2 
ſtellte. Nach der Anſprache wandte fich der Kaiſer an die einzelnen 
Staatsſekretäre und ſprach mit jedem einige rein perſönliche, nicht⸗ 
politiſche Worte. Bei mir erkundigte er ſich nach dem kurze Zeit 
vorher ſtattgefundenen raſchen Ableben meines einzigen Sohnes 
als Fahnenjunker in Karlsruhe. Mit dem ſpäteren Reichskanzler 
Bauer, einem gebürtigen Oſtpreußen, ſprach der Kaiſer über ſeine 
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Beſuche in Cadinen, mit dem ſpäteren Miniſterpräſidenten Scheide⸗ 

mann, derzeitigen Oberbürgermeiſter in Kaſſel, über feine Jugend⸗ 
zeit in Kaſſel und den ſpäteren öfteren Aufenthalt in Wilhelmshöhe. 
Die Politik wurde in jenen für das deutſche Volk hochernſten 
Tagen vom Kaiſer überhaupt nicht berührt. Die ganze Audienz 
währte nur eine halbe Stunde. Es war das letztemal, daß der 
Kaiſer die deutſchen Staatsſekretäre ſah. Kurz vor ſeiner Flucht 
nach Holland erklärte er dem im Großen Hauptquartier weilenden 
katholiſchen Diviſionspfarrer, daß er ſich gefreut hätte, mit drei 
von den neuen Miniſtern lange zuſammenzuarbeiten: mit dem 
Sozialdemokraten David und den beiden Zentrumsminiſtern Gies⸗ 
berts und Erzberger. 

In den erregten Tagen vor Abſchluß des Friedens trat ich durch 
eine Mittelsperſon mit dem Kaiſer nochmals in Verbindung wegen 
der drohenden Auslieferungs frage. Bis jetzt habe ich darüber 
vollſtändiges Schweigen gewahrt, aus vaterländiſchen Gründen, 
die mir höher ſtanden, als die Verdächtigungen abzuwehren, daß 
mir die ſogenannten „Schandparagraphen“ weniger Sorge und 
Schmerz bereitet hätten als anderen Deutſchen. Dieſelben Gründe 
beſtimmen mich auch jetzt noch, einſtweilen nicht näher auf die An⸗ 
gelegenheit einzugehen. 

Mein Eindruck aus den Anterredungen mit dem Kaiſer war, daß 
man es mit einem äußerſt beweglichen Geiſte zu tun hatte, der nur 
mit vieler Mühe jeweils bei der zur Entſcheidung ſtehenden Frage 
gehalten werden konnte, der nahezu immer ſelbſt das Wort führte 
und nicht erzogen und nicht gewohnt war, eine gegenteilige, auch 
noch ſo gut begründete Anſicht anzuhören oder auch nur zu erwägen. 
Es kam mir dabei lebhaft in Erinnerung, was mir vor Jahren der 
verſtorbene Abgeordnete von Kardorff aus den Tagen der Kanal⸗ 
vorlage erzählt hatte: er habe damals als guter Preuße von 
ſeinem Recht Gebrauch gemacht, vom König eine Audienz zu 
erbitten und ſei auch empfangen worden. Kaum habe er das Zimmer 
betreten, habe der Kaiſer lebhaft ausgerufen: „Ich weiß, mein lieber 
Kardorff, Sie kommen wegen der Kanalvorlage.“ And dann habe 
der Kaiſer in ununterbrochenem Redeftrom feine Anſichten über 
die Kanalvorlage entwickelt und ihn dann mit einem herzlichen 
Händedruck verabſchiedet, ohne daß der Abgeordnete von Kardorff 
Gelegenheit hatte, auch nur mit einem einzigen Wort ſeine Anſicht 
darzulegen. 
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5. Kapitel 
In Konſtantinopel 


Die Türkei konnte ihre Neutralität in dem brandenden Welt⸗ 


krieg nicht lange wahren: auf der einen Seite ſtanden Rußland 


und Frankreich mit ihren offenkundigen Anſprüchen auf türkiſches 
Gebiet und mit einer für das türkiſche Selbſtbewußtſein ſchwer 
belaſteten Vergangenheit; andererſeits ſahen die zur Herrſchaft 
gelangten Jungtürken die Errichtung eines jungtürkiſchen National⸗ 
ſtaates „durch Einheit und Fortſchritt“ als ihr unverrückbares 
politiſches Ziel an. Dieſer Gegenſatz zwiſchen Waſſer und Feuer 
drängte zu einer Löſung. Eine jahrelange kluge deutſche Politik 
machte der türkiſchen Regierung die Entſcheidung nicht allzu ſchwer. 
Deutſchland war als jüngſte Großmacht an den von den Jung⸗ 
türken ſcharf bekämpften Kapitulationen nicht weſentlich beteiligt 
und hatte wiederholt zu erkennen gegeben, daß die Erhaltung der 
Türkei als Geſamtſtaat und ihre wirtſchaftliche Erſchließung das 
ausgeſprochene deutſche politiſche Ziel ſei. Man rechnete daher 
von den erſten Auguſttagen 1914 ab in Berlin täglich mit der 
türkiſchen Kriegserklärung; dieſelbe blieb länger aus, als man er- 
wartet hatte, und wurde endlich durch eine Aberraſchung, an der 
Enver⸗Paſcha in erſter Linie beteiligt war, erzwungen. In Deutſch⸗ 
land herrſchte darüber große Freude; denn nun war die Blockade 
Rußlands zu einem erheblichen Teil durchgeführt, da ſowohl die 
Zufuhr von Munition wie der Abtransport des Ernteüberſchuſſes 
aus Rußland durch die Dardanellen ein Ding der Anmöglichkeit 
wurde, was Deutſchland große Entlaſtung brachte. 

Allerdings zeigte ſich gar bald, daß die Türkei das Sorgen⸗ 
kind Deutſchlands wurde. Man hatte namentlich an militäriſchen 
Stellen den Krieg an der Seite der Türkei kaum vorbereitet und be⸗ 
gnügte ſich zunächſt mit der Zupfropfung der Dardanellen. Trotz des 
Wirkens des energiſchen Generals Liman von Sanders konnte die 
türkiſche Armee nur mobiliſiert werden, aber für eine längere Kriegs⸗ 
dauer fehlte es an allem. Raſch ſtellte ſich erheblicher Munitions- 
mangel ein. In der Türkei ſelbſt konnte das notwendige Kriegs- 
gerät nicht in dem erforderlichen Amfang hergeſtellt werden, obwohl 
deutſche Ingenieure wahre Zauberkünſte durch Errichtung neuer 
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Arſenale vollbrachten. Die Munitionszufuhr über Ofterreich- 
Ungarn war durch das Verhalten Rumäniens jo gut wie aus⸗ 
geſchloſſen. Faſt alle Verſuche, Kriegsmaterial durchzubringen, 
Neerten, obwohl die gewagteſten Mittel angewandt worden ſind 
und kein Geld geſpart wurde. Der Ruf aus Konſtantinopel drang 
er eindringlicher an das Berliner Ohr. Im Juni 1915 be⸗ 
fürchtete man ziemlich allgemein den Fall der Dardanellen, da 
gewiſſes Kriegsmaterial nur noch in einer verſchwindend kleinen 
Menge vorhanden war. General von der Goltz hat mir damals 
durch einen Vertrauensmann ein ungemein düſteres Bild entrollen 
laſſen; er teilte mir fpäter mit, daß, wenn die Engländer anfangs 
Juni energiſch vor⸗ und nachgeſtoßen hätten, die Eroberung der 
Dardanellen ein Kinderſpiel geweſen wäre, ja, einmal hätten ſie 
bereits die Lage vollkommen beherrſcht, ohne es erkannt zu haben; 
es ſei ein wahres Wunder, daß die Eroberung nicht erfolgt ſei. 
% Den militäriſchen Leiſtungen der türkiſchen Armee kann nie⸗ 
mand ſeine Bewunderung verſagen. Was ſie bei der Verteidigung 
der Dardanellen geleiſtet hat, wird in der Geſchichte als eine Nuhmes⸗ 
tat des Weltkrieges fortleben. Wo der Türke gut verpflegt, gut 
behandelt und gut geführt wurde, hat er ſich als ein außerordentlich 
tapferer und pflichtgetreuer Soldat erwieſen. Das türkiſche Volk 
leiſtete trotz des vorangegangenen Balkankrieges faſt Abermenſch⸗ 
liches in der Aufbringung von Soldaten. Als der deutſche Bot— 
ſchafter beim Eintritt der Türkei in den Krieg zu Enver-Paſcha 
ſagte, Deutſchland erwarte von den Türken eine Waffenhilfe durch 
eine Armee von 750 000 Mann, da erklärte Enver⸗Paſcha es 
für ausgeſchloſſen, nach den unglücklichen Kriegen eine ſolche 
Truppenmacht aufzuſtellen. Im April 1918 hatte die Türkei über 
2 Millionen Mann unter den Waffen, eine organiſatoriſche Lei- 
fung, die erſtaunlich iſt. Daß der Kampfwert der türkiſchen 
Armee während des Krieges teilweiſe zurückging, lag in natürlichen 
Schwierigkeiten: der Verpflegung mit Lebensmitteln und der Ver⸗ 
ſorgung mit Kriegsmaterial. Die deutſche Oberſte Heeresleitung 
ſchätzte die Tüchtigkeit der Türken ſehr hoch ein, was am beſten die 
5 Bitte nach Konſtantinopel bewies, einige Diviſionen nach Galizien 
5 zu entſenden. Die Verpflegung der Armee wie auch des Volkes 
war die Hauptſchwierigkeit. Ein mittlerer Dampfer führte der 
engliſchen Armee in Paläſtina an Lebensmitteln und Material ſo 
viel zu, wie die türkiſche Armee dorthin in drei Wochen ſchaffen 
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konnte. Das Deſerteurweſen nahm allerdings im Laufe des Krieges 
ſtark zu. Fahnenflucht aber wurde, wie mir ein höherer Offizier 
ſagte, von den türkiſchen Soldaten ganz anders gewertet als in den 
europäiſchen Ländern. Periodiſche Beurlaubungen gab es in der 
Armee nicht. Viele Soldaten ſtanden ſeit Jahren ununterbrochen 
unter den Waffen, ohne zu wiſſen, was aus den Ihrigen geworden 
war; daß ſie dann oft freiwillig Arlaub nahmen, iſt bei den geringen 
Strafen, welche die türkiſche Militärgerichtsbarkeit für Deſerteure 
kennt, nicht überraſchend. Gegen Ende des Krieges trieben ſich in 
Kleinaſien einige hunderttauſend Deſerteure herum. Botſchafter 
Graf Bernſtorff faßte fein Urteil mir gegenüber am 30. März 1918 
dahin zuſammen: 

Trotz aller Schattenſeiten der hieſigen Verhältniſſe muß ich doch 
immer wieder betonen, daß kein Menſch der Türkei vor dem Krieg 
ſo viel zugetraut hätte, wie ſie geleiſtet hat. Man muß den Jung⸗ 
türken wenigſtens eine ruhige Probezeit gönnen, ehe man ſie ver⸗ 
dammt. Seit fie das Land regieren, folgten Revolutionen und Kriege 
ununterbrochen aufeinander.“ | 

Die Richtigkeit dieſer Auffaſſung wurde dadurch beftätigt, daß 
die Türkei bis zum Schluß an der Seite der Mittelmächte aushalten 
konnte. 

Wirkſame Hilfe für die Türkei und wahrſcheinlich eine entſcheidende 
Wendung im Weltkrieg zugunſten der Mittelmächte wäre erreicht 
worden, wenn man der politiſchen Forderung, die ſeit November 
1914 gegenüber der deutſchen Oberſten Heeresleitung von ver- 
ſchiedenen Seiten, auch von mir, vertreten wurde, Rechnung ge- 
tragen hätte; dieſe ging dahin, ſofort die Donau entlang auf ſer⸗ 
biſchem Gebiet vorzuſtoßen, um freien Durchmarſch über Bul⸗ 
garien nach der Türkei zu erzwingen. Ich habe der militäriſchen 
maßgebendſten Stelle in jenen Tagen die politiſche Notwendigkeit 
dieſer militäriſchen Aktion des längeren auseinandergeſetzt und 
beſonders betont, daß mir ein gut informierter deutſcher Offizier 
erklärt habe, daß mit zirka 40 000 Mann (alfo einem Bruchteil 
von dem, was damals nutzlos vor Ppern an jungem deutſchem Blut 
dahinfloß) die ganze Operation abſolut ſicher vollzogen werden 
könne; die politiſchen Vorteile ſeien, daß nicht nur die Türkei den 
Krieg viel energiſcher führen könne, ſondern ſehr wahrſcheinlich 
würde dann auch Bulgarien auf unſere Seite treten und Rumänien 
würde infolge der Beherrſchung der Donau in Schach gehalten; 
ein ſicherer Gewinn liege darin, daß die Zufuhr der Munition an 
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die ſerbiſche Armee donauaufwärts unterbunden werde, was über 
kurz oder lang die Kapitulation von Serbien zur Folge haben müſſe. 
Ich war aber im höchſten Grade überraſcht, als mir der General 
erklärte, daß ein ſolcher Vorſtoß gar nicht erforderlich ſei, denn 
Bulgarien und Ungarn grenzten doch aneinander. Ich mußte ihm 
erſt durch Vorlegung einer Karte beweiſen, in welch großem Irrtum 
er ſich befand. General von Falkenhayn ſtellte mir den Beginn 
des Durchſtoßes durch Serbien auf den 15. März 1915 in Ausſicht, 
was aber nicht erfolgte. Mitte 1915 machte ich die Oberſte Heeres: 
leitung erneut auf die Dringlichkeit eines militäriſchen Vorſtoßes 
durch die Nordweſtecke Serbiens aufmerkſam. Die Antwort ging 
dahin, daß der Angriff gegen Serbien jetzt nicht erfolgen könne; 
man redete damals viel von den „verſeuchten Gebieten Nordſerbiens“ 
und bezeichnete Serbien trotz aller politiſchen Vorſtellungen als 
„Nebenkriegsſchauplatz“. So unterblieb vorerſt die Schaffung 
eines direkten Landweges von Berlin bis Konſtantinopel; ein ſolcher 
wurde erſt viele Monate ſpäter unter Aufbietung gewaltigen Mate⸗ 
rials und rieſiger Menſchenmengen erzwungen. 

Im Februar 1916 weilte ich nahezu 14 Tage in Konſtanti⸗ 
nopel, um eine Reihe politiſcher Angelegenheiten mit verſchiedenen 
Stellen zu beſprechen. Der neu eingeführte Balkanzug brachte 
mich von Berlin in bequemſter Weiſe in 72 Stunden dorthin. 
In Serbien ſah man die Bahn entlang die Spuren der Kriegsver⸗ 
wüſtung; das Land ſchien wie ausgeſtorben. Infolge eines Miß⸗ 
verſtändniſſes wurde nach Sofia gemeldet, daß ich daſelbſt aus⸗ 
ſteigen würde, was ich erſt für die Rückkehr plante. Auf dem Bahn⸗ 
hof wurde ich von dem Vertreter der bulgariſchen Regierung 
begrüßt und mußte das beſtimmte Verſprechen abgeben, auf dem 
Rückweg längere Zeit in der Hauptſtadt des Landes zu weilen. Als 
ich am anderen Morgen hinter Adrianopel an der türkiſchen Grenze 
erwachte, empfand ich ſofort, daß man jetzt in das Land kam, in 
welchem man Zeit, viel Zeit übrig haben mußte; denn alles ging 
langſam und abermals langſam. Die Kontrolle an der Grenzſtation 
dauerte nahezu drei Stunden. Die Fahrt durch das faſt verödete 
Thrazien, in dem man kaum eine Straße oder menſchliche Behauſung 
ſah, erinnerte an die ſchöne Jugendzeit, in der man lernte, daß 
Thrazien die Kornkammer des Oſtens war. In der Dunkelheit 
kam ich in Konſtantinopel an. Als ich in dem am Bahnhof mir 
zur Verfügung geſtellten Auto Platz genommen hatte, ſetzte ſich 
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zu meiner Aberraſchung einige Minuten ſpäter eine Dame auf 
meinen Schoß; es war eine gleichzeitig mit dem Zuge angekommene 
recht lebhafte Prinzeſſin, die ihren in Konſtantinopel weilenden 
Sohn beſuchen wollte und welche wohl annahm, daß das Auto 
nur ihr zur Verfügung geſtellt worden fein konnte. Nach gegen- 
ſeitiger Vorſtellung brachte ich die Dame in ihr Hotel. 

In der türkiſchen Hauptſtadt hatte ich wiederholt Anterredungen 
mit Talaat⸗Paſcha, Enver⸗Paſcha und angeſehenen türkiſchen Po⸗ 
litikern, mit dem öſterreichiſch⸗ungariſchen Botſchafter Markgraf 
Pallavieini, der ſeine lange diplomatiſche Laufbahn nahezu voll⸗ 
ſtändig auf dem Balkan zugebracht hatte, und mit ſeit vielen Jahren 
dortſelbſt weilenden deutſchen Kaufleuten. Ich wohnte auch dem 
Selamlik bei und war überraſcht, als mir in dem an die Moſchee 
ſtoßenden Zimmer, in dem zahlreiche jungtürkiſche Offiziere auf 
„Befehl“ weilten, der übliche Kaffee mit Zigaretten geboten wurde. 
Mit dem deutſchen Botſchafter Graf Metternich, einem der klügſten 
deutſchen Diplomaten mit ſcharfem, klarem Arteil, machte ich 
manche Fahrt und manchen Gang in der Umgegend Konſtantinopels. 
Eines Tages kamen wir durch eines der nahegelegenen fruchtbaren 
Täler an einem türkiſchen Bauernhof vorbei. Der türkiſche Bauer, 
der gebrochen etwas Franzöſiſch ſprach, hatte uns als Deutſche 
erkannt und äußerte ſeine große Freude: fünfmal ſei er bei Gallipoli 
verwundet worden. Er holte ſeinen deutſchen Soldatenmantel herbei, 
auf den wir uns ſetzen mußten, und bot uns Zigaretten an, die er 
ſelbſt wickelte. Obwohl Nichtraucher, mußte ich die Gabe annehmen; 
der Türke ſchaute aber meinen Rauchverfuchen recht argwöhniſch 
zu. Hiebei wurde mir ein klarer Einblick in die türkiſchen Wirt⸗ 
ſchafts⸗ und Steuerverhältniſſe. Außerſt fruchtbares Land in 
nächſter Nähe von Konſtantinopel lag unbebaut da. Der Türke 
hat kein Intereſſe daran, es in Kultur zu nehmen, da die Art der 
Steuererhebung ihm faſt all das, was er über des Lebens Notdurft 
erzeugt, abnimmt. Bei einem Beſuche der Bosporusſperre am 
Eingang ins Schwarze Meer konnte ich am 10. Februar im Freien 
ſpeiſen; das Gemüſe war ſchon handhoch gewachſen: überall üppige 
Fruchtbarkeit, daneben politiſche Austrocknung und wirtſchaftliche 
Anterbindung. So wurde es mir erklärlich, daß in dem dünn 
bevölkerten, ſehr fruchtbaren Land Mangel an Lebensmitteln herrſchte. 
An dieſem Syſtem ging die Türkei zugrunde. Botſchafter Graf 
Bernſtorff hat dies klar erkannt. Er ſchrieb mir am 30. März 1918: 
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„Am bedenklichſten ſind die Ernährungsverhältniſſe. Es herrſcht 
tatſächlich Hungersnot, die noch dadurch verſchlechtert wird, daß 
ſich niemand darum kümmert, ob die armen Leute ſterben, ſowie 
dadurch, daß die anderen alle am Kriegswucher beteiligt und daher 
ſelbſt die höchſten Preiſe zu zahlen bereit ſind. Auch in dieſer Frage 
bemühe ich mich, die Regierung zum Einſchreiten zu bewegen.“ 
Alle ſolche Vorſtellungen blieben jedoch ergebnislos. 

Die in der Türkei zahlreich weilenden Deutſchen waren mit 
dem herrſchenden Regime aufs höchſte unzufrieden und gaben dieſem 
Anmut nur zu beredten und lauten Ausdruck, was wiederum Miß⸗ 
trauen und Anwillen bei den Türken hervorrief. Die Klagen gingen 
namentlich dahin, daß die Jungtürken ſelbſt die geſamte Belieferung 
des Heeres und alle ſtaatlichen Aufträge in die Hand nähmen und 
daß rieſige Summen als „Aberzeugungsgelder“ gezahlt werden 
müßten, wenn man überhaupt ankommen wolle. Zahlreiche phantaſie⸗ 
volle Projektenmacher ſchwirrten in der türkiſchen Hauptſtadt um⸗ 
her; beſonders berüchtigt waren die „Afghanen“, welche den Auf— 
trag hatten oder ſolchen Auftrag vorgaben, ſich über Perſien nach 
Afghaniſtan durchzuſchlagen, um dort den „heiligen Krieg“ zu ent⸗ 
feſſeln und die Brandfackeln nach Indien hineinzuwerfen Das 
gelobte Land ihrer politiſchen Wünſche waren jedoch faſt durchweg 
die Hotels und Vergnügungsſtätten in Konſtantinopel, wo ſie ihre 
Abſichten ſo laut kundgaben, daß die zahlreichen Spione der Entente 
ſie mit Leichtigkeit überwachen und auch unſchädlich machen konnten. 
Andere „Retter des Vaterlandes“ verfolgten den Plan, an den 
Suezkanal vorzuſtoßen und denſelben durch Sprengungen und Per: 


ſenkungen für die Durchfahrt unbenutzbar zu machen; ſie rechneten 
ſchon aus, welch ungeheure Benachteiligung in der Verſorgung 


Englands eintreten müſſe, wenn die engliſche Handelsflotte den 
Weg um das Kap zu nehmen habe, vergaßen aber meine Warnung 
und Mahnung, daß, ſolange die Taurusbahn nicht vollendet und 
eine Reihe anderer Vorausſetzungen erfüllt ſei, es ſich doch nur um 
leere Luftgeſpinſte handle. Auch ein deutſcher Fürft beteiligte ſich 
lebhaft an dieſen Projekten. 

In den Beſprechungen mit den mächtigſten Türken, Talaat⸗ 
Paſcha und Enver⸗Paſcha, betonten beide übereinſtimmend, daß 


es höchſte Zeit ſei, daß Deutſchland der reſtloſen Aufhebung der 


Kapitulationen zuſtimme; wenn dies der Fall ſei, dann könne 
Deutſchland in der Türkei alles erreichen; es erhalte die Ausbeutung 
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der Bergwerke und Konzeſſionen aller Art in nie gekanntem Am⸗ 
fange; die Aufhebung der Kapitulationen ſei die Lebensfrage der 
Türkei und der Preis, um den ſie in den Krieg gezogen ſei; ſei dies 
erreicht, dann werde die Türkei unter deutſcher Führung ſich refor⸗ 
mieren, Deutſchland erhalte ungeahnte Entwicklungsmöglichkeiten 
im Oſten. Die von mir vorgebrachten Bedenken über einen ſolchen 
radikalen Schritt wurden nicht beachtet. Sehr ärgerlich wurden 
beide, als ich beſtimmte Maßnahmen zum Schutz der Armenier 
und der Chriſten überhaupt wünſchte und darlegte, daß an ein 
dauerndes Bündnis zwiſchen Deutſchland und der Türkei nicht ge⸗ 
dacht werden könne, wenn den berechtigten Wünſchen der Chriſten 
nicht Rechnung getragen würde. Allgemeine Redensarten und 
Zuſagen unverbindlicher Art konnten mich über den Ernſt der Sach⸗ 
lage nicht hinwegtäuſchen. Als ich Talaat⸗Paſcha im September 
1918 kurz vor dem Zuſammenbruch nochmals in Berlin traf, 
erinnerte ich ihn daran; er äußerte ſeinerſeits, daß Deutſchland 
zugrunde gehe, weil es als Inſel in der Welt das parlamentariſche 
Regime nicht eingeführt hätte, das ſeine Partei in der Türkei reſt⸗ 
los durchzuſetzen vermocht habe. 

Meinen umfangreichen Bericht an den Reichskanzler habe ich 
nach meiner Rückkehr begonnen mit dem Satz, den in markanter 
Weiſe Markgraf Pallavicini an die Spitze einer Anterredung mit 
mir ſtellte: „Die Türkei iſt ein durch Deutſchland galvaniſierter 
Leichnam“. Ich legte im Anſchluß daran dar: das am Ruder 
befindliche jungtürkiſche Kabinett könne ſich auf eine Mehrheit im 
Volke oder eine ſolche im Parlament nicht ſtützen; das jungtürkiſche 
Komitee neige nach Frankreich, was aus der geſamten Geiſtes⸗ 
auffaſſung und der Geſchichte der Jungtürken zu erklären ſei; 
nur auf vier ſtarke Männer: Enver⸗Paſcha, Talaat⸗Paſcha, Halil⸗ 
Paſcha und den Kammerpräſidenten ſtütze ſich der ganze deutſche 
Einfluß; den maßgebenden Jungtürken ſchwebe als einziges Ziel 
vor: eine völlig freie Türkei. Dieſem Ziel gegenüber erklärte mir 
der öſterreichiſche Botſchafter Markgraf Pallavieini, daß es 
für die Zukunft der Türkei politiſch nur zwei, praktiſch nur einen 
Weg gebe: entweder die Türkei ſtelle ſich unter die Führung der 
Mittelmächte, was aber die Jungtürken nicht wünſchten, weil ſie 
gegen jede Fremden ſeien, oder die Mittelmächte müßten ſich über 
die Türkei mit den anderen kriegführenden Staaten verſtändigen; 
der Krieg ſei auf dem Balkan ausgebrochen, er ſei wegen des 
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1 früheres Programm nicht ausführbar erſcheine. Mit dem Arteil 
i der Diplomaten ging Hand in Hand das der deutſchen Kaufleute: 
N „Wer von der deutſchen Zukunftswi rtſchaft Berlin Bagdad 
a ſpreche und hiervon für das deutſche Volk einen großen Gewinn er⸗ 
hoffe, ſei ein geradezu gemeingefährlicher Phantaſt. Die Türken 
nutzten uns im Kriege aus, wie es kaum ein zweites Mal in der Welte 
geſchichte dageweſen ſei. Der ſtets ſinkende Kurs unſerer Mark ſei 
hierfür der beſte Beweis.“ 
Dies veranlaßte mich zu dem Vorſchlag der Entſendung eines 
eſonderen Finanzſachverſtändigen an die deutſche Botſchaft, 
zamentlich behufs Regelung der Valutaverhältniſſe; denn je größer 
unſere Subfidien an die Türkei wurden, deſto weniger wurde die 
Wart wert. Ich ſelbſt zahlte für ein türkiſches Pfund 24,50 Mark 
£ gegen den Friedenskurs von 18,48 Mark; ich habe erlebt, wie Land⸗ 
wehrmänner in den Banken faſt weinten, als ſie beim Amwechſeln 
ihres kärglichen Soldes ein Drittel des Friedenswertes verloren. 
Die aus Deutſchland entſandten Arbeiter in den Munitionsfabriken, 
denen man hohe Löhne in Ausſicht geſtellt hatte, litten entſetzlich. 
Es war geradezu widerſinnig, daß der franzöſiſche Franken in der 
Türkei höher ſtand als die Mark. Von den ungeheuren Goldſpeku⸗ 
5 lationen und Goldverſchiebungen nach Syrien, an denen ſich die 
»beſten Kreiſe“ beteiligten, will ich lieber nicht reden. Dagegen 
machte mir viel Freude eine Notiz im „Journal“, daß ich in die 
Türkei eine Milliarde Marf Beſtechungsgelder gebracht hätte. 
Schon während meiner Anweſenheit in Konſtantinopel mußte 
ich zu meinem Bedauern feſtſtellen, daß gegen den Botſchafter 
Graf Metternich von deutſcher Seite mit Hilfe von Jungtürken 
böswillige Intrigen geſponnen wurden. Deutſche haben ſich nicht 
geſcheut, unter den Türken zu verbreiten, daß Graf Metternich 
e antitürkiſch geſinnt ſei und daß er die Türken verachte. Es waren 
dieſelben Kreiſe, welche gegen Graf Metternich ſchon während 
ſeiner Londoner Tätigkeit arbeiteten und wühlten. Staatsſekretär 
Dr. Solf, der nach mir in Konſtantinopel weilte, berichtete mir 
über die Einzelheiten dieſer üblen Machenſchaften. Ich wurde bei 
den maßgebenden Stellen in Berlin vorſtellig. Damals hatten diefe- 
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Treibereien keinen Erfolg. Nicht allzu lange darauf haben aller⸗ 
dings die beiderſeitigen Militärbefehlshaber General Falkenhayn 
und Enver⸗Paſcha ſich darüber verſtändigt, daß Graf Metternich 
abberufen werden müſſe, ohne daß die zuſtändigen diplomatiſchen 
Stellen vorher gehört wurden; leider fügten ſich letztere. Graf 
Metternich war hauptſächlich deshalb manchen Kreiſen Konſtanti⸗ 
nopels unbequem geworden, weil er mit unermüdlicher Zähigkeit 
immer wieder für die Linderung des Loſes der Armenier 1 
An maßgebender türkiſcher Stelle wurde mir ſchon während meines 
Aufenthalts geſagt, das Auftreten des Grafen Metternich mache 
den Eindruck, als ob er nicht der Botſchafter des Deutſchen Reichs, 
ſondern der Botſchafter der Armenier ſei, was ich angeſichts der tief 
bedauerlichen Vorkommniſſe in meiner Antwort als ein „Wehe 
blatt für unſeren Botſchafter“ bezeichnete. 

Einen ganz erheblichen Teil meines Aufenthaltes nahmen Ber 
ſprechungen über die Armenierfrage und über die katholiſchen 
Miſſionsverhältniſſe im Orient in Anſpruch. 5 


„Jeder Franzoſe iſt ſich darüber klar, daß der gegenwärtige Krieg 
und die Nolle, die die Türkei in demſelben ſpielt, für den franzöſiſchen 
Einfluß im Orient einen furchtbaren Schlag bedeutet ... Der enorme 
religiöſe Einfluß, den wir hatten, iſt uns aus der Hand geglitten, 
während ſich vorher unſere Geſchichte bemüht hat, ihn uns zu fichern.. 
Wir ſtehen einer unmittelbaren Gefahr gegenüber. Anſer katholiſches 
Protektorat iſt im Begriff, einzuſtürzen und droht die blühende 
Werke unter ſeinen Trümmern zu begraben und unſere zahlloſe 
und unerſetzlichen Arbeiten zu vernichten. Ich ſpreche bloß vom 
nationalen Standpunkt aus. Die Verantwortung derer, die die Schuld 
auf ſich laden, zu den früheren diplomatiſchen Mißerfolgen auch noch 
den hinzuzufügen, daß ſie unſere Werke im Oſten zuſammenſtürzen 
laſſen, ohne es vorher mit der einzigen Autorität, die noch helfen 

kann (Nom), verſucht zu haben, würde enorm fein. Ich beſchwöre 
das Parlament, ich beſchwöre die Regierung, daß fie ſich wohl 
überlegen, welch ungeheure Pflichten ſie ſofort zu erfüllen habe.“ 


Dieſen treffenden Alarmſchuß gab der frühere franzöſiſche Miniſter 
Gabriel Hanotaux am 10. Dezember 1915 im „Figaro“ ab; 
er hat wahr geredet. Die Aufhebung der Kapitulationen, die 
Schließung der franzöſiſchen Miſſionsanſtalten, die Ausweiſung 
der? franzöſiſchen Miſſionskräfte unmittelbar nach dem Eintritt 
der Türkei in den Krieg hat im Oſten eine völlig veränderte Lage 
herbeigeführt. Ich ſah es als meine Hauptaufgabe an, alle dieſe 
Anſtalten ohne Anterſchied der Nationalität für den Katholizismus 
und die europäiſche Kultur zu erhalten, wobei ich mir wohl bewußt 
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war, welche unendlichen Schwierigkeiten der Erreichung des Zieles 
im Wege ſtanden. Einer der beſten deutſchen Miſſionskenner, Ani⸗ 
verſitätsprofeſſor Schmidlin, reiſte Ende 1914 nach der Türkei, 
um ſich ein klares Bild über die ganze Amwälzung zu verſchaffen. 
In einer umfangreichen Denkſchrift ſchilderte er die früheren und 
jetzigen Verhältniſſe: in den franzöſiſchen Miſſionsanſtalten wurden 
bisher gegen 100 000 Kinder des Landes aus den beſſeren und ge- 
bildeten Ständen unterwieſen, während durch die deutſchen Schulen 
in der Türkei kaum 5000 Kinder gingen. Sieht man von Paläſtina, 
dem Patriarchat und der Kuſtodie ab, ſo hatten die Franzoſen 
überall herrſchenden Einfluß. In Syrien nahm eine überragende 
Stellung die 1875 eröffnete St.⸗Joſephs⸗Aniverſität der franzö⸗ 
ſiſchen Jeſuiten in Beirut ein, die vor dem Kriegsausbruch durch eine 
juriſtiſche und techniſche Fakultät erweitert wurde und mit einer 
vorbereitenden Mittelſchule verbunden war; gegen 700 Schüler 
beſuchten Aniverſität und Mittelſchule. Im Widerſpruch zu ſeiner 
ſonſtigen Kirchenpolitik hat der franzöſiſche Staat ſeine Miſſionsſchulen 
im Orient mit mehr als ½ Million Franken jährlich unterſtützt. 
Für die mediziniſche Fakultät der Jeſuitenuniverſität in Beirut 
gab er allein 100 000 Franken. Vor allem aber war es das viel⸗ 
umſtrittene „Protektorat“, durch das Frankreich den Orient⸗ 
miſſionen zu Hilfe kam und aus ihnen ſeinen politiſchen Nutzen 
zog. Begründet durch das Abkommen Frankreichs mit der Hohen 
Pforte und in allen fpäteren Verträgen und Kapitulationen zwiſchen 
Frankreich und der Türkei iſt es auch teils ausdrücklich, teils ſtill⸗ 
ſchweigend vom Heiligen Stuhl anerkannt und ſanktioniert worden. 
Seitdem hat die franzöſiſche Politik und Preſſe eiferſüchtig über 
dieſe Prärogative gewacht, die fie unter bedeutenden Opfern er⸗ 
kaufte, aber auch oft rückſichtslos für ihre egoiſtiſchen Zwecke 
ausnutzte und mißbrauchte. 

„Der dadurch garantierte Schutz bezieht ſich ſowohl auf die Mij- 
ſionen als auch auf die Chriſten, urſprünglich auf alle. Aber dieſes 
Monopol wurde mehr und mehr durchbrochen durch den Anſpruch 
anderer Staaten, die Perſonen und Anſtalten ihrer Nationalität 
zu ſchützen und gegenüber der ottomaniſchen Regierung zu vertreten 
(wie z. B. die unter dem Schutz des Deutſchen Kaiſers ſtehende 
Dormitio). Im Berliner Kongreß von 1878 wurde das Schutzrecht 
ſämtlichen diplomatiſchen Vertretern zuerkannt, freilich unter Reſer⸗ 
vierung des Status quo und der wohlerworbenen Rechte Frankreichs. 
Ein gegen italieniſche Beſtrebungen gerichtetes Dekret der Propa⸗ 


ganda von 1888 befahl den Miſſionaren, ſich zunächſt an den fran⸗ 
zöſiſchen Konſul zu wenden, ſoweit nicht das öſterreichiſche BER 
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tektorat beſtehe (für den Balkan und die Kopten). Seitdem iſt keine 
poſitive päpſtliche Sanktion mehr erfolgt, aber auch keine Gegen⸗ 
maßnahme; doch iſt das franzöſiſche Protektorat oder beſſer Pro⸗ 
tektoratsmonopol ſchon durch das franzöſiſche Trennungsgeſetz ſtark 
in Frage geſtellt. Der Kriegsausbruch brachte leider mit einem Schlage 
den nahezu völligen Zuſammenbruch eines jahrhundertelang mühſam 
aufgebauten Kulturwerkes, nicht ohne Schuld der beteiligten Kreiſe 
ſelbſt. Noch in den kritiſchen Tagen nach dem Kriegsausbruch trugen 
die Miſſionare und Miſſionsſchweſtern zur Schürzung des Knotens 
bei, indem ſie ihre franzöſiſche Geſinnung lärmend bekundeten und 
ſich zu chauviniſtiſchen Demonſtrationen hinreißen ließen. Sie hielten 
öffentliche Gottesdienſte für den Sieg der franzöſiſchen Waffen ab 
und auch die zum Heeresdienſt abgehenden Prieſter zogen, die Mar⸗ 
ſeillaiſe ſingend, durch die Straßen der Hauptſtadt, wie mir De 
deutſche Botſchafter verſicherte.“ 


Die ſofortige Aufhebung der Kapitulationen untergrub 1 
privilegierte Stellung der Miſſionsanſtalten. Die Pforte erklärte 
ausdrücklich, ſie betrachte Frankreichs Protektorat über die religiöſen 
Anſtalten des Orients als erloſchen und werde ſelbſt einen Botſchafter 
zum Vatikan entſenden. Die Schließung und ſtaatliche Amwandlung 
ſämtlicher franzöſiſcher Miſſionsanſtalten ſowie die Ausweiſung 
der Miſſionare und Schweſtern wurde nicht nur angeordnet, ſondern 
faſt allgemein durchgeführt. Dem päpſtlichen Delegaten und der 
öſterreichiſchen Botſchaft gelang es, einige Kirchen zu retten. Die 
Schulen mußten faſt durchweg aufgegeben werden. Die amerikaniſche 
diplomatiſche Vertretung, die den Schutz der Franzoſen übernommen 
hatte, drängte zur ſofortigen und ausnahmsloſen Abreiſe, wobei ſie 
die Zurückerſtattung oder reichliche Entſchädigung nach dem Krieg 
in ſichere Ausſicht ſtellte. 

Für die Katholiken Deutſchlands und Oſterreich-Angarns 
war eine neue große Aufgabe erwachſen: wir mußten von dem 
Miſſionswerk retten, was irgendwie gerettet werden konnte. Wir 
durften aber nicht in die früheren Fehler der Franzoſen verfallen. 
Die Jungtürken hatten vom modernen Frankreich gelernt, das Schul⸗ 
weſen zu monopoliſieren und zu vertürken, religiös⸗chriſtliche Ein⸗ 
flüſſe fernzuhalten und für atheiſtiſche Aufklärung zu ſorgen. Der 
deutſche Botſchafter in Konſtantinopel verſicherte mir, daß man 
von katholiſchen Kongregationen in der Türkei überhaupt nichts 
mehr wiſſen wolle, weil man der Anſicht fei, alle katholiſchen Ordens: 
leute, alſo auch die deutſchen, ſeien politiſche Agenten Frankreichs. 
Daher empfahl mir die deutſche Botſchaft, daß alle ausreiſenden 
Patres einzeln reiſen ſollten, und zwar in bürgerlicher Kleidung. 
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Obwohl ich mir über die ungemein großen Schwierigkeiten von 
Anfang an klar war, wurde doch das Werk begonnen. Die Reihen- 
folge der zu unternehmenden Schritte hatte Profeſſor Schmidlin 
in einer Denkſchrift wie folgt zuſammengefaßt: 


„1. Vereinbarung mit der Türkei zur Abernahme der verlaſſenen 
franzöſiſchen Miſſionsanſtalten (Schulen, Krankenhäuſer) durch 
deutſche katholiſche Kräfte in der Form des Lazarettdienſtes. 

2. Abmachungen mit der Türkei, daß nach dem Kriege die während 
des Krieges von deutſchen Kräften beſetzten Anſtalten dieſen 
dauernd überlaſſen bleiben. 

3. Verſtändigung mit Oſterreich durch Verhandlungen in Berlin 
über gemeinſames Vorgehen in dieſer Angelegenheit. 

4. Verhandlungen mit dem Apoſtoliſchen Stuhl zur Durchführung 
der getroffenen Verſtändigungen. 

5. Verhandlungen zur Gewinnung der erforderlichen Kräfte.“ 


In ſteter Verbindung mit dem Auswärtigen Amt wurde die 


Tätigkeit begonnen und durchgeführt. Solange die Dardanellen 
vor den engliſchen Angriffen nicht geſichert waren, war leider nichts 
zu unternehmen. Mit allen dieſen Fragen konnte in dem Moment, 
wo die ganze Türkei um ihre Exiſtenz bangte, nicht hervorgetreten 
werden, ohne der Sache ſelbſt zu ſchaden. Anfang Februar 1915 
berichtete die deutſche Botſchaft aus Konſtantinopel, daß „all⸗ 
gemeine Verhandlungen mit der Pforte über die Hergabe der 


Anſtalten zum Lazarettdienſt und ihre demnächſtige dauernde 


Aberlaſſung vorausſichtlich nicht zum Ziele führen und die Er⸗ 


reichung der ſpäteren Wünſche erſchweren würden“. Es empfahlen 
ſich daher Verhandlungen an einzelnen Orten; aber die Konſuln 
aus Adana, Bagdad, Beirut, Haifa, Jeruſalem, Moſſul und 


Smyrna berichteten, daß dort genügend Lazarette vorhanden und 
daß die meiſten der geſchloſſenen Anſtalten von den türkiſchen 
Behörden bereits für andere Zwecke in Gebrauch genommen worden 
ſeien. Enver⸗Paſcha brachte damals dem deutſchen Botſchafter gegen- 


über die Behauptung vor, daß Deutſchland ſich nur an die Stelle 


der Franzoſen ſetzen wolle, auf die Ziele und Wünſche der Jung⸗ 


türken aber keine Rückſicht nehme; die Abſicht der ottomaniſchen 
Regierung gehe dahin, dem Wirken ausländiſcher religiöſer Ge- 
noſſenſchaften auf dem Gebiete des öffentlichen Unterrichts ſoweit 
wie irgend möglich ein Ende zu machen; die Pforte denke gar 
nicht daran, einen Flaggenwechſel auf ihrem Territorium zu ge⸗ 


ſtatten und an Stelle des franzöſiſchen Protektorats jetzt die Schutz⸗ 
herrſchaft irgendeiner anderen Macht zuzulaſſen. Der deutſche 
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Botſchafter ſah die Löſung des Problems darin, „daß die katholiſche 
Kirche in der Türkei infolge entſprechender Abmachungen mit der 
Kurie eine Verfaſſung erhält, wodurch ſie eine nach türkiſchem 
Staatsrecht anerkannte, unter gewiſſen Vorausſetzungen von der 
Staatsgewalt abhängige Kirchengemeinſchaft wird, wie es bereits 
die griechiſch⸗katholiſchen und armeniſch⸗gregorianiſchen Kirchen 
ſind. Von katholiſchen Kongregationen unterhaltene Anſtalten 
würden grundſätzlich als ottomaniſche Anſtalten zu gelten haben.“ 
Ich konnte mich auf dieſen Vorſchlag um ſo weniger einlaſſen, als 
mir einerſeits aus der Kirchengeſchichte genügend bekannt war, 
daß die Kurie während eines Krieges neue Konkordate überhaupt 
nicht abſchließt, und andererſeits die Dauer des Krieges höchſt 
ungewiß, wohl aber das eine ſicher war, daß bis Kriegsende alle 
beſtehenden katholiſchen Anſtalten vernichtet ſein würden. Es mußte 
daher der Weg der ſofortigen Hilfe beſchritten werden. Auch der 
Anterrichtsminiſter Schükri⸗Bei hat ſich am 9. Februar 1915 
gegenüber dem erſten Dragoman der deutſchen Botſchaft dahin 
ausgeſprochen, 
„daß in den jetzigen Maßnahmen gegen die franzöſiſchen Anſtalten 
weniger eine Folge des Kriegszuſtandes als vielmehr eine Folge 
der Aufhebung der Kapitulationen zu erblicken ſei. Die Befreiung 
der Türkei von der europäiſchen Bevormundung habe ihr die Mög⸗ 
lichkeit verſchafft, ſich auch von dem Wall des in erſter Linie im euro⸗ 
päiſchen Intereſſe liegenden Katholizismus freizumachen. Das 
Hauptziel der türkiſchen Regierung ſei die Einführung des völlig 
religionsloſen Unterrichts, d. h. die Erſetzung der Kongregations⸗ 
ſchule durch die Laienſchule, wobei ſelbſtverſtändlich der Religions- 
unterricht innerhalb der einzelnen Religionsgemeinſchaften in keiner 
Weiſe beſchränkt werden ſolle. Die Regierung werde daher keine 
Schulgründung zulaſſen, die ſich als Schöpfung einer religiöſen 
Körperſchaft charakteriſiere. Wie ſie den Anträgen, die im Namen 
einer ſolchen Körperſchaft geſtellt werden, keine Folge zu geben gedenke, 
fo ſei ſie auch entſchloſſen, jeden Verſuch, auf Amwegen zu demſelben 
Ziele zu gelangen, zu verhindern. Die Schulerlaubnis werde daher 
auch einem im eigenen Namen auftretenden Geiſtlichen verweigert 
werden, wenn nach Lage der Sache die Aberzeugung begründet ſei, 
daß hinter ihm eine religiöſe Genoſſenſchaft ſtehe und daß der Anter⸗ 
richt im weſentlichen in Händen von Ordensmitgliedern liegen werde.“ 


Entſprechend dieſer Auffaſſung erging auch eine miniſterielle 
Verfügung über Privatſchulen in der Türkei, die im Artikel 2 
beſtimmt: „Genoſſenſchaften, Geſellſchaften oder Vereinigungen 
von Ausländern dürfen Privatſchulen weder in ihrem Namen noch 
im Namen von jemand anderem eröffnen.“ Mit Angeduld drängte 
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ich trotz alledem immer wieder zur poſitiven Arbeit. Am 18. Juli 
1915 berichtete die deutſche Botſchaft auf einen entſprechenden 
Vorſchlag meinerſeits: 


„Die Türkei verfolgt in dieſem Kriege das Ziel, ſich von ausländi⸗ 
ſcher Bevormundung zu befreien. Da unſere Gegner vielfach unter 
religiöſem Deckmantel politiſche Zwecke verfolgt haben, iſt ſie auch 
gegen jeden von unſerer Seite unternommenen Verſuch einer Ver⸗ 
mehrung unſeres Einfluſſes auf religiöſem Gebiete außerordentlich 
empfindlich. Durch einen unvorſichtigen Schritt kann für das katho⸗ 
liſche Intereſſe wie auch in allgemein politiſcher Hinſicht großes 
Anheil angerichtet werden. Ich widme dauernd dieſen Fragen meine 
Aufmerkſamkeit. Wenn die Sache nicht vom Fleck kommt“, jo liegt 
das an den Verhältniſſen. Die Anweſenheit eines Spezialdelegierten 
der deutſchen Katholiken könnte — auch wenn er nicht gerade der 
Botſchaft beigegeben iſt — der hieſigen Regierung nicht verborgen 
bleiben und müßte der Sache ſchaden.“ 


Die nächſte Aufgabe für mich beſtand nun darin, im Heimatland 
die notwendigen Gelder und vor allen Dingen das erforderliche 
Miſſionsperſonal aufzubringen. Die Anſichten über die Mög⸗ 

lichkeiten gingen zunächſt auseinander. Von manchen Seiten wurde 

die Gründung einer eigenen Organiſation für Durchführung dieſer 
Aufgabe vorgeſchlagen, auf der anderen Seite ſtand der „Verein 
für das Heilige Land“, der zwar bisher ſich nur um Paläſtina ſelbſt 
bekümmert hatte, aber doch über eine Organiſation verfügte. 

Nach mühſeligen Verhandlungen wurde eine Verſtändigung dahin 
erzielt, daß der „Verein für das Heilige Land“ die Aufgabe zu 

übernehmen habe. Kardinal Hartmann in Köln ſchrieb mir hier- 
über am 11. November 1915: 


„Ich lege in Abereinſtimmung mit der kürzlich geäußerten Willens⸗ 
meinung des deutſchen Epiſkopats den größten Wert darauf, daß 
der „Verein für das Heilige Land‘ in enger Fühlung mit Euer 
Hochwöhlgeboren mit in den politiſchen Verhandlungen der Gegen⸗ 
wart ſtehe und daß er gerade jetzt an ſo wichtigen Aufgaben arbeite. 
Ich erlaube mir daher, Euer Hochwohlgeboren die Ehrenmitglied- 
ſchaft des Vereins mit Stimmrecht anzubieten, denn ich verſpreche 
mir von Ihrer Arbeit in und mit dem Verein die ſchönſten Erfolge. 
Ihr lebhaftes Intereſſe für das Heilige Land bietet mir dafür ſichere 
Bürgſchaft.“ 

Gegen Ende des Jahres 1915 gelang es ſowohl den eifrigen Be⸗ 
mühungen des Kardinalerzbiſchofs Piffl in Wien durch den 
Verein der Anbefleckten Empfängnis in Oſterreich, wie dem Eifer 
des Kardinalprimas Cſernoch in Gran durch den St. Ladislaus⸗ 
Verein auch in Angarn die Organiſation zu ſchaffen, um ein 
gemeinſames Vorgehen der Katholiken der Mittelmächte herbei⸗ 
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zuführen. Ich wohnte den entſcheidenden Verhandlungen in Wien 
und Budapeſt bei und wurde gebeten, „meine Kraft zur Förde⸗ 
rung des gegenſeitigen Verkehrs und Gedankenaustauſchs zur 
Verfügung zu ſtellen“. Die Zentrale und Ausgleichsſtelle für die 
drei Organiſationen ſowie für den Verkehr mit den amtlichen 
Stellen hatte ich zu leiten. Die Arbeit ging naturgemäß anfangs 
nur langſam vorwärts, doch konnte bereits im Juni 1915 dem Wunſch 
des Apoſtoliſchen Delegaten von Beirut auf Entſendung von zehn 
Franziskanerpatres entſprochen werden. Die deutſchen Franzis⸗ 
kanerprovinzen erklärten ſich weiter bereit, nach Maßgabe der zur 
Verfügung ſtehenden Kräfte die alten Franziskanerklöſter in 
Syrien mit ihrem früheren Aufgabenkreis (Schule, Waiſenhaus, 
Spitäler) zu übernehmen und Handelsſchulen und landwirtſchaft⸗ 
liche Schulen zu errichten, wobei das türkiſche Schulreglement zur 
Grundlage der Lehrtätigkeit angenommen wurde, unter Berück⸗ 
ſichtigung der Bedürfniſſe der einzelnen Provinzen. Der letztere 
Vorbehalt war abſolut notwendig, da die türkiſche Zentralregierung 
in Konſtantinopel das Türkiſche überall zum obligatoriſchen Lehr⸗ 
gegenſtand machen wollte, während die große Mehrzahl der Be⸗ 
wohner des türkiſchen Reichs das Arabiſche als Mutterſprache 
redeten. f 

Im September 1915 konnte nach Aberwindung zahlreicher Schwie⸗ 
rigkeiten ein eigener Vertreter der deutſchen Katholiken zu 
dauerndem Aufenthalt nach Konſtantinopel entſandt werden „zum 
Werk der Ausübung der Seelſorge unter den dortigen deutſchen 
Soldaten und Matroſen“. Er fand unter den eingeborenen katholi⸗ 
ſchen Kreiſen eine ungünſtige Stimmung vor, da ſich ſeit Ausbruch 
des Krieges die Verhältniſſe für die Katholiken erheblich ver⸗ 
ſchlechtert hatten. Schon in ſeinen erſten Berichten betonte er, daß 
die Tätigkeit der zu entſendenden Ordensleute nicht ſo ſehr auf 
Miſſionszwecke als auf allgemeine kulturelle Zwecke gerichtet ſein 
müſſe; vor allem müſſe an die religiöſe Verſorgung der 80 000 
lateiniſchen Katholiken gedacht werden. In erſter Linie für dieſe 
Zwecke wurden im erſten Halbjahr 1916 ſieben Weltgeiſtliche und 
zwölf Ordensgeiſtliche entſandt. Bewunderungswürdige Opfer 
brachten die im Orient ſeit dreißig Jahren heimiſchen Schweſtern 
des heiligen Karl Borromäus, die aus ihren weltbekannten Häuſern 
in Kairo und Alexandrien vertrieben wurden. Sie errichteten oder 
übernahmen in Konſtantinopel eine Armenküche, ein Waiſenhaus, 
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eine Privatſchule und ein Hoſpiz, in Eskiſchehir das Soldaten⸗ 
heim, in Konia das Krankenhaus, in Aleppo die Schule und das 
Waiſenhaus, in Baalbek das Lazarett, in Beirut eine Schule, ein 
Penſionat, ein Krankenhaus, in Damaskus das Lazarett, in Haifa 
das Krankenhaus und die Schule, in Eliasruh auf dem Karmel das 
Erholungsheim, in Jeruſalem fünf Häuſer, Schule, Bürgerhoſpiz, 
Krankenhaus, Waiſenaſyl, in Emmaus ein Bürgerhoſpiz. Aber 
den Geſamteindruck einer Viſitation ſchrieb mir die Generaloberin 
einfach und beſcheiden: „Die Haltung und Führung der Schweſtern 
iſt durchweg befriedigend. Es herrſcht der Geiſt der Pflichttreue 
und Opferwilligkeit. Die Beziehungen zu den deutſchen und tür⸗ 
kiſchen Behörden find überall gut.“ Welche Anſumme von Opfergeiſt 
und Pflichttreue hinter dieſen wenigen Worten ſteckt, konnte ich 
aus den wöchentlichen Berichten entnehmen und an den vielen 
Todesopfern der Kongregation ermeſſen. 

Im zweiten Halbjahr der Tätigkeit ſetzte die Anterſtützung aus 
Oſterreich⸗Angarn ſtärker ein. Bis zum November 1916 waren 
35 reichsdeutſche Geiſtliche und 76 Ordensſchweſtern entſandt 
worden; daneben wirkten aus Oſterreich 35 bis 40 Geiſtliche und 
87 Ordensſchweſtern. Mehrere der entſandten Kräfte ſind leider 
von verheerenden Krankheiten bald hinweggerafft worden. Anter 
den neu anzugreifenden Aufgaben ſtand obenan die Errichtung 
eines katholiſchen Lehrerſeminars, da die meiſten katholiſchen 
Kinder der Türkei ohne Schulunterricht aufwuchſen. Katholiſche 
Lehrkräfte gab es fo gut wie gar nicht; fie konnten auch nicht vor- 
gebildet werden, da die türkiſchen Lehrerſeminare nur Moham⸗ 
medaner aufnahmen. Die überwiegend katholiſche Stadt Angora 
wurde hierfür in Ausſicht genommen; die Ausführung des Planes 
ſcheiterte jedoch an dem Brande, der die Stadt verwüſtete, 
ſowie an der Vernichtung der katholiſchen Armenier. Die Tätigkeit 
der katholiſchen Ordensperſonen wurde von der türkiſchen Zentralſtelle 
nicht immer gern geſehen, während die türkiſchen Provinzialſtellen 
ſich im allgemeinen gut mit den Neulingen einarbeiteten. Obwohl 
die Schweſtern in kürzeſter Zeit nicht weniger als acht äußerſt 
ſegensreich wirkende Soldatenheime errichteten, brachte es doch der 
Chef des Stabes der deutſchen Militärmiſſion fertig, mir mitteilen 
zu laſſen, daß „es nicht erwünſcht iſt, Damen in Schweſterntracht 
und unter der Bezeichnung Schweſtern für den Betrieb in Soldaten⸗ 
und Offiziersheimen zuzulaſſen, ſondern lediglich Hausmütter, 
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Wirtſchafterinnen und Köchinnen“. Der Mann hat mir nicht ſagen 
laſſen, wo die Pflegerinnen für das Fieber in Moſſul und Bagdad, 
von dem zahlreiche Schweſtern hinweggerafft wurden, herkommen 
ſollten. Von den draußen in der Härte des Krieges wirkenden 
Stellen hörte man andere Arteile; ſo berichtete der Chefarzt des 
franzöſiſchen Hoſpitals, Redjeb⸗Bei, aus Smyrna am 18. Auguſt 
1916 an den kommandierenden General des XVII. Armeekorps: 
„Die deutſchen Schweſtern, die unſerer elften Sektion zugeteilt ſind, 
haben ſeit Beginn ihrer Kommandierung bis zum heutigen Tage in 
aufopfernder Weiſe ihre Pflicht erfüllt. Sie haben regelmäßig ihren 
Dienſt verſehen und waren ſtets gut, menſchenfreundlich und in ihrer 
Arbeit unverdroſſen und ſehr erfahren. Aus dieſem Grunde iſt die 
Heilung der Kranken ſchneller vonſtatten gegangen und die Ver⸗ 
minderung der Sterblichkeit ihrer Arbeit zuzuſchreiben. Der poſitive 
Erfolg läßt ſich ſtatiſtiſch nachweiſen. In Anbetracht des Geſundheits⸗ 
zuſtandes der Kranken und der Wehrkraft des Volkes brauchen wir 

die Schweſtern, die unverdroſſen und ununterbrochen arbeiten.“ 

Am 10. März 1916 erhielt ich einen dringenden Hilferuf aus 
Moſſul, ſofort mindeſtens zwölf Schweſtern unter Mitnahme von 
größeren Mengen Medikamenten und Verbandmitteln zu entſenden, 
ferner müſſe alles mitgebracht werden, was zur Errichtung eines 
Krankenhauſes mit 100 Betten nebſt Poliklinik nötig ſei. Da hat 
niemand an „Hausdamen und Köchinnen“ gedacht! Aus Aleppo 
und Damaskus kamen bald darauf ähnliche Rufe. Allen konnte 
dank dem Opferwillen deutſcher Orden und Kongregationen ent⸗ 
ſprochen werden. 

Ein beſonders dankbares und fruchtbares Gebiet war Moſſul. 
Dem dort in der Blüte der Jahre dahingerafften Dr. Schäfers 
aus der Diözeſe Paderborn gelang es, mit dem Patriarchen der 
Chaldäer in beſte Beziehungen zu treten. Die katholiſche Kirche 
der Chaldäer zählte 1913 zirka 100 000 Gläubige, 300 Prieſter, 
153 Kirchen, 81 Kapellen, 130 Pfarrſchulen und 144 Stationen. 
Der Patriarch, Erzbiſchof von Bagdad, hatte den Sitz in Moſſul; 
ihm waren 4 Erzdiözeſen und 8 Diözeſen in den Gebieten von 
Meſopotamien, Kurdiſtan, Niederarmenien und Perſien unterſtellt. 
Die Erhaltung des Klerikalſeminars war ein beſonderer Wunſch des 
deutſchen Seelſorgers. Sein früher Tod hat leider dem erfolg⸗ 
reichen Wirken ein jähes Ende geſetzt. Der Patriarch ſollte einmal 
von Jungtürken vor ein Kriegsgericht geſtellt werden — der Anfang 
einer Chriſten verfolgung. Dem deutſchen Konſul gelang die Ver⸗ 
hinderung dieſer Maßnahme. Die türkiſche Polizei mußte ſich beim 


5. Kapitel. In Ronftantinopel 73 


ö Patriarchen entſchuldigen. Durch ſeine Fürſprache beim Wali 
rettete der deutſche Konſul auch Tauſenden von jakobitiſchen Chriſten, 
die ungefähr eine Million zählen, das Leben. 
Von den acht Soldatenheimen, die der „Verein für das 
Heilige Land“ errichtete, hat ſich dasjenige in Eskiſchehir beſonders 
günſtig entwickelt. Es leiſtete in der Verpflegung angeſichts der 
ungemein teuren Lebensmittelpreiſe Staunenswertes, konnte große 
Mengen von Liebesgaben verteilen und die Heeresangehörigen 
reichlich mit Leſeſtoff verſorgen. In Konſtantinopel wurde ein 
deutſcher Bauverein für Errichtung einer katholiſchen Kirche ins 
Leben gerufen. Botſchafter Graf Wolff⸗Metternich, dem ich im 
November 1915 vor ſeiner Abreiſe nach Konſtantinopel dieſen und 
andere Wünſche unterbreiten konnte, hat ſich lebhaft auch dieſer 
Sache angenommen. 
Im Juni 1916 gelang es, mit der Türkei eine Vereinbarung zu 
erzielen über den Schutz der deutſchen katholiſchen An— 
ſtalten. Dadurch wurde jedoch nur ein geringer Teil von An⸗ 
ſtalten im Orient, die von deutſchen Kräften verſorgt und mit 
deutſchem Gelde unterſtützt worden ſind, geſchützt. Deutſche Gelder 
floſſen durch die großen deutſchen Miſſionsvereine faſt allen An⸗ 
ſtalten im Orient zu. Darum legte ich in einer Denkſchrift an das 
Auswärtige Amt dar, daß auch die großen, mehr internationalen 
Charakter tragenden Anſtalten geſchützt werden müßten: Die 
osmaniſche Regierung habe ſchon während des Krieges verſucht, 
mit dem Heiligen Stuhl ein Konkordat abzuſchließen. (Der Heilige 
Stuhl hatte mir ſeine Bereitwilligkeit zum Abſchluß eines Konkordats 
ſchon im Februar 1915 während meiner Anweſenheit in Nom er⸗ 
klärt, aber gleichzeitig hinzugefügt, daß dies erſt nach Beendigung 
des Weltkrieges geſchehen könne.) Hier könne die deutſche Regierung 
mit Ausſicht auf allſeits befriedigenden Erfolg eingreifen, indem 
ſie in einem Abkommen mit der Türkei ſich verpflichte, behufs Her⸗ 
beiführung eines Konkordats zwiſchen der Türkei und dem Heiligen 
Stuhl ihre guten Dienſte anzubieten. In den Verhandlungen 
hierüber ſei der Papſt als oberſter Träger des Kirchenvermögens 
in der Lage, die Anſprüche auf Herausgabe des derzeit von dem 
Türkiſchen Reich eingezogenen kirchlichen Vermögens geltend zu 
machen. Die Türkei könne auf dieſe Forderung um ſo eher eingehen, 
als ſie ſtets erklärt habe, daß ſie nur gegen den fremdländiſchen natio⸗ 
nalen Charakter dieſer Anſtalten, nicht gegen den chriſtlichen, ſich 


74 6. Kapitel. Die Armenierfrage 


wende. Der Heilige Stuhl könne dann die heute eingezogenen 
internationalen Anſtalten den osmaniſchen Staatsbürgern (d. h. den 
kirchlichen Obern im Osmaniſchen Reich) zu kirchlichen Zwecken 
wieder zur Verfügung ſtellen. Das kirchliche Eigentum ſei damit 
geſichert und die Türkei habe in ihren nationalen Beſtrebungen 


einen Erfolg erreicht. Komme eine ſolche Vereinbarung nicht 


zuſtande, ſo müſſe man damit rechnen, daß nach dem Kriege ein 
Proteſt des Heiligen Stuhles wegen des von der Regierung durch⸗ 
geführten Einzuges des kirchlichen Vermögens erhoben würde. 
In der Richtung meines Wunſches wurden dann Verhandlungen 
in Konſtantinopel geführt, ohne daß es zu einer ſchriftlichen Ab⸗ 
machung kam, wohl aber erklärte die türkiſche Regierung ihr Ein⸗ 
verſtändnis mit dem Grundgedanken, da ihr mitgeteilt worden war, 
daß ich ohne eine ſolche Regelung der einfachen Aufhebung der 


Kapitulationen nicht zuſtimmen könne. General Ludendorff, dem 


meine Bedenken unterbreitet wurden, ſchrieb mir am 22. September 
1916: „Ihre Partei wünſcht die Beibehaltung der Kapitulationen 
in der Türkei für Kirche und Schule in irgendeiner Form. Auf 
der anderen Seite verſtehe ich aber auch den türkiſchen Standpunkt, 
den mir Enver⸗Paſcha mitteilte. Geben wir der Türkei ein ganzes 
Geſchenk, ſo verpflichten wir ſie. Bei halbem Geſchenk bleibt oft ein 
Mißton zurück.“ Die deutſchen Abmachungen mit der Türkei haben 
dem allgemein chriſtlichen Intereſſe einen nicht unerheblichen Dienſt er⸗ 
wieſen. Die deutſchen Katholiken dürfen auf das, was unter ſchwie⸗ 
rigen Vorausſetzungen erreicht worden iſt, ſtets mit Genugtuung hin⸗ 
weiſen; viele der während des Krieges erhobenen Anklagen unſerer 
Gegner fallen damit in ſich zuſammen. Der Weg für eine Neurege⸗ 
lung aller dieſer Fragen iſt offen. 


| 6. Kapitel 
Die Armenierfrage 


Eines der ſchwärzeſten Blätter im Schuldkonto Europas iſt 
zweifellos die Armenierfrage. Nahezu bei jedem Konflikt, 
den die Türkei mit irgendeiner Macht auszufechten hatte, waren 
die Armenier die Leidtragenden. Nußland verfolgte mit Zähigkeit 
das Ziel, ſämtliche Armenier unter ſeine politiſche und religiöſe 
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Herrſchaft zu bringen. Die türkiſche Regierung behandelte Ar⸗ 
menien fortgeſetzt mit Mißtrauen, das in ſehr vielen Fällen als 
unbegründet angeſehen werden muß. Während des Balkankrieges, 
in dem die Türkei ſehr geſchwächt wurde, haben die Armenier treu 
zum Sultan geſtanden, obwohl gerade damals die Erfüllung des 
armeniſchen Traumes nach einem ſelbſtändigen Reiche am meiſten 
Ausſicht auf Erfolg gehabt hätte. Trotz aller Verſicherungen 
maßgebender türkiſcher Miniſter und Politiker habe ich doch aus 
dem geſamten Verhalten der türkiſchen Behörden den Eindruck 
gewonnen, daß in der Armenierfrage nicht nur nationale Gründe 
maßgebend waren, ſondern auch mohammedaniſcher Fanatismus. 
Ehe die Türkei 1914 in den Krieg eintrat, hat die deutſche Bot— 
ſchaft in Konſtantinopel mit dem armeniſchen Patriarchen und 
anderen Führern der Armenier Fühlung genommen und ihnen 
nahegelegt, daß jetzt die Schickſalsſtunde für ihr Volk geſchlagen 
habe, ſie möchten ſich als treue Bürger des Osmaniſchen Reichs 
benehmen. Die Armenier verſicherten ihre Loyalität gegenüber 
der Türkei. Auch andere chriſtliche Volksſtämme bekundeten ſofort 
bei Kriegsausbruch ihre unverbrüchliche Treue gegenüber dem 
Osmaniſchen Reich. Der Erzbiſchof der Maroniten in Beirut 
bekundete durch ein Hirtenſchreiben vom 17. November 1914 die 
„aufrichtige Liebe zum Vaterlande in dieſer unglücklichen Zeit“ 
und ordnete Sammlungen von Liebesgaben durch den Pfarr: 
klerus an. Der Erzbiſchof von Zypern vom Ritus der Maro⸗ 
niten forderte am 14. November 1914 in einem Hirtenbriefe ſeine 
Gläubigen auf, „die Ehre und Beſitzung der Türkei zu ſchützen, 
der Regierung unerſchütterliche Treue und aufrichtige Ergeben⸗ 
heit zu beweiſen“. In dieſem Sinne ordnete er Kirchengebete 
und Sammlung von Liebesgaben an und empfahl, den im Libanon 
einmarſchierenden Soldaten „beſte Aufnahme zu bereiten“. Der 
ſyriſch⸗katholiſche Patriarch von Antiochia hielt durch einen Hirten⸗ 
brief vom 15. November 1914 ſeine Gläubigen an, „der türkiſchen 
Regierung Gehorſam und Anterwerfung ſowie unverbrüchliche 
Treue zu bezeugen“. So verhielten ſich ſämtliche Chriſten in 
der Türkei bei Kriegsausbruch im höchſten Grade loyal. 

Beim Einmarſch der Ruſſen in das türkiſche Armenien 
kamen allerdings Verrätereien ſeitens einzelner orthodoxer Ar⸗ 
menier vor, welche die Türkei mit den ſchärfſten Gegenmaßnahmen 
beantwortete, darunter mit der Deportation des ganzen armeniſchen 
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Volkes. Ende Juli 1915 beauftragte Papſt Benedikt XV. den 
apoſtoliſchen Delegaten in Konſtantinopel, beim Sultan vor⸗ 
ſtellig zu werden, damit das unglückliche Volk nicht durch Maß⸗ 
nahmen türkiſcher Behörden ausgerottet würde. Im November 
1915 ſchrieb der Papſt einen eigenhändigen Brief in derſelben 


Richtung an den Sultan. Der Miniſter des Außern erwiderte 


darauf, daß die katholiſchen Armenier in ihre Heimſtätte zurück⸗ 
kehren könnten, eine Zuſage, die nicht eingelöſt wurde; im Gegenteil: 


die Meldungen über entſetzliche Behandlung des Volkes mehrten 


ſich. Wenn auch die Träger der nationalen armeniſchen Anabhängig⸗ 
keitsidee die an Rußland ſich anlehnenden orthodoxen Armenier 
und die in den amerikaniſchen Schulen großgezogenen Armenier 
waren, jo wurden trotz ihrer loyalen Geſinnung auch die katho⸗ 
liſchen Armenier nicht verſchont. 5 Biſchöfe wurden ermordet 


oder verſchwanden, 5 wurden deportiert und nur 3 in ihren Diözeſen 


belaſſen. Die Zahl der ermordeten oder verſchwundenen Prieſter 
betrug Ende 1915 140, die der Nonnen 40. In Angora, der größten 
katholiſchen Stadt, die unter dem großen Stadtbrand im November 
1916 noch weiter litt, wurde jede Seelſorge und jeder Gottesdienſt 
verboten; einem deutſchen Prieſter, der dorthin entſandt wurde, 
wurde die Abhaltung des öffentlichen Gottesdienſtes unterſagt. 
Ein der Roten-Rreuz-Erpedition angehöriger deutſcher Arzt 
meldete in der zweiten Hälfte 1915 über ſeine Beobachtungen: 


„Während früher elende Horden von armeniſchen Weibern und 
Kindern ohne Habe vorbeigetrieben wurden, nur von wenigen Be⸗ 


waffneten begleitet, hatten ſpäter die Leute, die vorbeikamen, auch 


Laſttiere und Vieh mit ſich. Zuletzt kamen die Einwohner von 
Erzerum in rieſigen, wohl ausgerüſteten Ochſenwagenkarawanen 
vorbei. Die Leute ſahen ſehr gut aus, reiſten in kleinen Märſchen 
und waren durch äußerſt zahlreiche Gendarmen unter Führung von 
Offizieren beſchützt.“ 


Der Berichterſtatter ſchrieb dieſe Fürſorge allerdings dem Ein⸗ 


greifen des dortigen Wali zu, während andere Behörden ſehr 


rückſichtslos verfahren ſeien. Nicht nur aus Armenien, ſondern auch 
aus anderen Gegenden der Türkei drang Kunde über die Ermordung 
und Vertreibung der Chriſten nach Deutſchland. Dieſe Meldungen 
veranlaßten den „Miſſionsausſchuß der Katholiken Deutſch— 


lands“ im Oktober 1915 in einer Eingabe an den Reichskanzler, 


„ſeine Stimme zu erheben, damit den überaus harten Maßnahmen, 
welche zurzeit von ſeiten der türkiſchen Regierung gegenüber den 
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Armeniern zur Anwendung gebracht werden, ſofort ein Ende ge- 
macht werde. Was aber auch den Armeniern zur Laſt fällt, ſo ver⸗ 
langt doch das Gebot der Menſchlichkeit, welchem auch die türkiſche 
Regierung ihr Ohr nicht verſagen darf, daß der drohenden Aus⸗ 
rottung des ganzen armeniſchen Volkes geſteuert werde.“ 

Der Miſſionsausſchuß bat die deutſche Regierung, durch Ein⸗ 
wirkung auf die Türkei zur Linderung des Loſes der Armenier die 
notwendigen Maßnahmen zu ergreifen und der türkiſchen Regierung 

mitzuteilen, „daß die chriſtliche Bevölkerung Deutſchlands trotz 
ihrer politiſchen Bundesfreudigkeit zur Türkei in Aufregung geraten 
muß, wenn ihre Glaubensgenoſſen in der Türkei ſchwer bedrückt 
werden“. Der Reichskanzler erwiderte im November, „daß die 
Regierung wie bisher ſo auch in Zukunft es ſtets als eine ihrer vor⸗ 
nehmſten Pflichten anſehen werde, ihren Einfluß dahin geltend zu 
machen, daß chriſtliche Völker nicht ihres Glaubens wegen ver- 
folgt werden“. 
Die deutſche Botſchaft in Konſtantinopel hat ſich, vom 
erſten Auftreten der Klagen an, unermüdlich dieſes Volkes an⸗ 
genommen, dabei aber auch auf den armeniſchen Patriarchen ein⸗ 
gewirkt, um die Ruhe in den betreffenden Gebieten zu erhalten. 
Bereits im Dezember 1914 brachte der deutſche Botſchafter bei 
der Pforte armeniſche Klagen zur Sprache. Der Großweſir führte 
die Vorfälle auf armeniſche Provokationen zurück, da die Armenier 
offen Stellung gegen die Türkei nähmen. Wiederholt verſicherte 
der deutſche Botſchafter dem Patriarchen, daß Deutſchland ſich 
um die Lage der katholiſchen Armenier bemühen werde. Als die 
türkiſche Regierung ihre Abſichten über die Deportationen der 
Armenier im Mai 1915 erſtmals zum Ausdruck brachte, bemühte 
ſich die deutſche Botſchaft ſofort um Milderungen dieſer Maß⸗ 
nahmen. Die deutſchen Konſuln taten, was durch neutrale Zeugniſſe 
jederzeit bewieſen werden kann, alles zur Linderung der entſetz⸗ 
lichen Not. 

Meine Anweſenheit in Konſtantinopel im Februar 1916 
benutzte ich zu wiederholten Vorſtellungen zugunſten der Armenier. 
Der armeniſch⸗katholiſche Patriarch trug mir ſeine dringenden 
Wünſche dahin vor, daß die ausgewieſenen katholiſchen Biſchöfe, 

Prieſter, Nonnen und Laien zurückkehren dürften, daß die Kirchen 
und Kirchengüter zurückgegeben würden, daß keine neuen Aus⸗ 
weiſungen ſtattfänden, die Zwangsbekehrungen aufhörten, daß die 
Waiſenkinder nicht in türkiſche Anſtalten gebracht würden und daß 
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die türkiſche Regierung den Vertriebenen Hilfe gewähre. Bei 
meinen Anterredungen mit Enver⸗Paſcha und Talaat⸗Paſcha am 
10. Februar 1916 kam ich ſehr eingehend auf die Armenierfrage 
zu ſprechen. Enver⸗Paſcha gab mir die beſtimmte Zuſage, daß 
keine weiteren Maßnahmen gegen die Armenier mehr erfolgen 
ſollten; die Armenier würden in geſchloſſenen Ortſchaften angeſiedelt 
und ihnen religiöſe Freiheit garantiert werden. Talaat⸗Paſcha 
verſprach die Offnung der armeniſchen Kirchen, der Prieſter⸗ und 
Lehrerſeminare; nur dürfe der türkiſche Staatsgedanke darunter 
nicht leiden. Beide Miniſter baten mich, in einer Denkſchrift die 
von mir gewünſchten Maßnahmen darzulegen. Dies geſchah als⸗ 
bald. Wie ich Enver⸗Paſcha ſchrieb, ging ich bei der Abfaſſung der 
Denkſchrift davon aus, „daß nur ſolche Wege beſchritten werden 
ſollen, welche vom nationalen Standpunkt aus die Türkei beſchreiten 
kann und welche den Chriſten andererſeits das geben, worauf ſie 
ein Anrecht haben“. Bei der Abfaſſung der Denkſchrift ließ ich 
mich von folgenden Grundgedanken leiten: 


„Die Türkei ſieht es als ihr erſtes Kriegsziel an, ein einheitlicher, 
innerlich ſtarker Staat zu werden; die Abſchaffung der Kapitulationen 
iſt ihr Hauptziel. Die Entente wird beim Friedensſchluß mit allen 
zur Verfügung ſtehenden Mitteln dieſe Kriegsziele zu verhindern 
ſuchen. Der größte Sieg der Mittelmächte wird nicht ausreichen, 
das Kriegsziel der türkiſchen Regierung zu erreichen, falls die tür⸗ 
kiſche Regierung für das Leben und die Freiheit der in der Türkei 
befindlichen Chriſten und für volle religiöſe Freiheit derſelben nicht 
ausreichende Garantien gibt und noch während des Krieges zeigt, 
daß ſie entſchloſſen iſt, dieſe Zuſage zu halten. Eine Reihe von Vor⸗ 
kommniſſeni in der Türkei während des Krieges hat das chriſtliche Volk 
in Deutſchland tief erregt. Wenn in der Öffentlichkeit und in der 
Preſſe dieſe Erregung nicht zum Ausdruck gekommen iſt, ſo iſt das 
auf die Handhabung der Zenſur zurückzuführen und auf den Amſtand, 
daß man der amtlichen deutſchen Politik keine Schwierigkeiten be⸗ 
reiten wollte. Mit dem Aufhören des Kriegszuſtandes aber rückt die 
Möglichkeit nahe, daß ein ungemein lebhafter Meinungsaustauſch 
über die Abſchaffung der Kapitulationen und über die Schaffung 
neuer Garantien für die Chriſten in der Türkei entſteht. Wenn die 
türkiſche Regierung ihr Kriegsziel erreichen will, ſo tut ſie im eigenen 
Intereſſe gut daran, auf die vorhandenen Wünſche der chiſtlichen 
Bevölkerung jetzt ſchon volle Rückſicht zu nehmen.“ 


Für die deutſchen Katholiken in der Türkei forderte ich Zu⸗ 
laſſung einer ausreichenden Zahl von Seelſorgern und die Errichtung 
eigener deutſcher katholiſcher Schulen und Mädchenpenſionate; die 
Katholiken Deutſchlands ſähen es als ihre Hauptaufgabe an, 
den katholiſchen Beſitzſtand in der Türkei zu erhalten; die hierfür 
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am meiſten geeigneten Mittel wären die Heranbildung eines ein⸗ 
heimiſchen Klerus und eines einheimiſchen chriſtlichen Lehrerſtandes. 
Die Heranbildung eines tüchtigen einheimiſchen Klerus dächten ſich 
die Deutschen Katholiken in der Weiſe, daß die vorhandenen Semi⸗ 
narien und Aniverſitäten wieder geöffnet würden und den zu- 
ſtändigen kirchlichen Inſtanzen volle Freiheit in der Ausbildung des 
Klerus gelaſſen werde. Das Lehrperſonal hierfür zu ſtellen, wären 
die deutſchen Katholiken bereit. Zur Erreichung dieſes Zieles 
würde es erforderlich ſein, daß die während des Krieges eingezogenen 
Vermögensobjekte (Gebäude und Grundſtücke der Prieſterſemi⸗ 
narien) den zuſtändigen kirchlichen Stellen (Patriarchen, Biſchöfen, 
Orden) zurückgegeben und die Eröffnung der Anterrichtsanſtalten 
ohne weiteres geſtattet würde. Die Heranbildung eines einheimiſchen 
chriſtlichen Lehrerſtandes läge ſowohl im Intereſſe der Türkei wie 
des Chriſtentums. Dieſe Lehrerſeminarien könnten nach den Wün⸗ 
ſchen der türkiſchen Regierung eingerichtet werden, nur in der Frage 
der religiöſen Erziehung müſſe abſolute Freiheit gegeben werden. 
Der Leiter des Seminars könne ein Osmane ſein. Auch dafür 
das Lehrperſonal zu ſtellen, wären die deutſchen Katholiken bereit. 
Die an dieſen Seminaren ausgebildeten Lehrer müßten die gleiche 
Berechtigung genießen wie die durch die ſtaatlichen Lehrerſeminare 
gegangenen Zöglinge. Die türkiſche Regierung könne durch Prüfung 
und nähere Vorſchriften ſich davon überzeugen, daß ihre nationalen 
Wünſche erfüllt würden. Die katholiſchen Bifchofs- und Pfarr⸗ 
ſchulen müßten wieder geöffnet und in allem den ſtaatlichen Schulen 
gleichgeſtellt werden. Zur Armenierfrage übergehend, legte ich dar: 
„Trotz der loyalen Geſinnung der katholiſchen Armenier und trotz 
der Zuſicherungen, die man ihnen gab, widerfuhr ihnen dasſelbe 
Schickſal wie ihren Volksgenoſſen. Die Verluſte an Menſchenleben 
und Gütern ſind bei ihnen relativ ebenſo groß wie bei den anderen, 
nur der Anterſchied wurde gewöhnlich gemacht, daß bei ihnen Exe⸗ 
kutionen und Deportationen um wenige Tage oder Wochen aufs 
geſchoben wurden. Die Berichte, welche nichtarmeniſche Zeugen aus 
dem Innern bringen, ſind ſo entſetzlich, daß man ſie nicht nieder⸗ 
ſchreiben kann. Von 15 Diözeſen haben 11 aufgehört zu exiſtieren: 
Adana, Angora, Diarbekr, Kaiſſarich, Erzerum, Kharput, Malatia, 
Mardin, Muſch, Siwas, Trapezunt. Zwei Diözeſen ſind zum Teil 
vernichtet: Maraſch und Aleppo. Intakt ſind nur noch die Diözeſen 
Konſtantinopel und Bruſſa, obwohl auch dieſe teilweiſe Verluſte 
zu erleiden hatten. Man könnte vermuten, daß Deportation eine 
mildere Strafform iſt als Tötung. Tatſächlich unterſcheidet ſich 


aber erſtere nicht viel von letzterer. Während nämlich bei den all⸗ 
gemeinen Maſſakers immer einige entkommen, ſich verborgen halten 


80 6. Kapitel. Die Armenierfrage EN | 


oder auf die Berge flüchten, iſt bei den Deportationen die Ausſicht 
auf Lebenserhaltung ſehr gering. Man treibt die Menſchen wie Vieh ⸗ 1 
herden wochen⸗ und monatelang ihrem Beſtimmungsort entgegen, 
für die notwendige Nahrung tft nur in den ſeltenſten Fällen geſorgt. 
So erliegen die Armen maſſenhaft dem Hunger und den Seuchen. 
Sind ſie am Beſtimmungsort angelangt, ſo iſt auch dort ihres 
Bleibens nicht, man treibt ſie an einen neuen Beſtimmungs ort und 
von dieſem wieder an einen anderen, ſo daß ſie nie zur Ruhe kommen. 
In anderen Fällen werden die Familien in türkiſchen Ortſchaften 
zerſtreut und, da die Männer gewöhnlich von den Frauen ger 
trennt werden, find letztere vollſtändig im Erwerb des Lebensunter⸗ 
haltes auf ſich ſelbſt angewieſen. Hunger und Drohungen treiben 
fie in die Häufer der Türken. Die Kinder werden dann von ſelbſt 
türkiſch oder als ſogenannte „Kriegswaiſen“ auf ſtaatlichem Wege 
vertürkt. h 

Man hatte nach den Verſprechungen, die die türkiſche Regierung 
dem apoſtoliſchen Delegaten gegenüber abgab, gehofft, daß der Reſt 
der katholiſchen Armenier zurückkehren dürfe. Tatſächlich iſt keiner 
von ihnen zurückgekehrt. Im Gegenteil. Nach zuverläſſigen Nach ⸗ 
richten, die in dieſen Tagen eingingen, geht man jetzt auch gegen die 
zurückgebliebenen Armenier in Maraſch, Aintal und Aleppo vor. 
Die Intereſſen der türkiſchen Regierung erfordern es, daß noch 
während des Krieges eine Reihe von Maßnahmen durchgeführt 
werden, welche gegenüber den Anklagen und Behauptungen ve 
Ententepreſſe beruhigend wirken.“ 


Als ſolche Maßregeln zur ſofortigen Durchführung wurden von 
mir vorgeſchlagen: 1. Möglichkeit der direkten Annäherung an 
die Deportierten, und zwar nicht durch Privatperſonen, ſondern 
durch eine Miſſion des Malteſerritterordens, die in Deutſchland 
ausgerüſtet wird und koſtenlos arbeitet. Brot und andere Subſi⸗ 
ſtenzmittel werden durch dieſe Miſſion verteilt, aber von der deutſchen 
oder türkiſchen Regierung geliefert. 2. Allmählicher Rücktransport 
der Deportierten und Neuanſiedlung derſelben, womöglich in der 
Nähe der Bahnlinien, damit ſie einerſeits beſſer überwacht, anderer⸗ 
ſeits leichter verſorgt werden können. Jedenfalls ſcheiden diejenigen 
Gegenden aus, die als zum Kriegsgebiet gehörend betrachtet 
werden. Die Anſiedlung darf ſich indes nur auf Kleinaſien und 
nicht auf Syrien und Arabien erſtrecken. Die Anſiedlung erfolgt 
in geſchloſſenen Ortſchaften. Die Regierung ſtellt den heimkehrenden 
Armeniern ſo viel und ſo gutes Land zur Verfügung, als ſie vorher 
beſeſſen haben. Für den Verluſt der Wohnungen und des Inventars 
ſollen ſie dadurch entſchädigt werden, daß ihnen Baumaterial, 
Ackergeräte und Saatfrüchte gratis zur Verfügung geſtellt werden. 
Der Rücktransport und die Anſiedlung erfolgen durch die Delegation 
des Malteſerritterordens. 3. Befriedigung der religiöſen Bedürfniſſe 
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der Armenier. Es ſind z. B. in Angora immer noch 2000 katholiſche 
Armenier ohne Biſchof und Prieſter, obwohl ſchon vielfach Schritte 
unternommen wurden, ihnen einen Prieſter zu ſchicken. Die ge⸗ 
ſchloſſenen Kirchen müſſen wieder geöffnet werden, das Kirchengut 
zurückgegeben und den Armeniern, die aus Angſt zum Iſlam über⸗ 
getreten ſind, die Rückkehr zu ihrer Kirche nicht zur Anmöglichkeit 
gemacht werden. 4. Die ſtädtiſchen Armenier dürfen in ihre Städte, 
ſoweit fie nicht Kriegsgebiet find, zurückkehren. 5. Das Liquidations⸗ 
geſetz wird ſuspendiert oder findet wenigſtens für diejenigen Ar⸗ 
menier feine Anwendung, die zurückkehren. 6. Da die katholiſchen 
Armenier ſich anerkanntermaßen von revolutionären Amtrieben 
fernhielten, ſollen ſie beim Rücktransport zuerſt berückſichtigt 
werden. — Durch die Ausführung dieſer Maßnahmen würde er⸗ 
reicht werden, daß die auch unter den Chriſten der Mittelmächte 
vorhandene Erregung abflauen würde. Gerade der Malteſerorden 
eigne ſich ſehr für die Durchführung dieſer Maßnahmen. Die hierfür 
notwendigen Gelder müßten von der deutſchen Regierung zu Laſten 
der türkiſchen zur Verfügung geſtellt werden. „Dieſe Vorſchläge 
ſind von dem Beſtreben diktiert, die Hinderniſſe, die der Erreichung 
der türkiſchen Kriegsziele im Wege liegen, zu beſeitigen. Wir 
glauben auch allen berechtigten Anſprüchen der türkiſchen Regierung 
weitgehendſt Rechnung zu tragen. Dieſe Vorſchläge geben auf der 
anderen Seite den ausländiſchen und einheimiſchen Katholiken in 
der Türkei die Garantie für völlige Glaubensfreiheit.“ 
Trotz verſchiedener Erinnerungen auch des deutſchen Botſchafters 
wurde von der türkiſchen Regierung auf die von ihr ſelbſt gewünſchte 
Denkſchrift keine Antwort erteilt; aber meine Tätigkeit für das 
arme Volk erlahmte nicht. Nach meiner Rückkehr aus Konſtanti⸗ 
nopel nahm ich die Organiſation des Liebeswerkes für die 
Armenier mit allem Nachdruck auf. Private ſpendeten nicht un⸗ 
beträchtliche Gelder. Der deutſche Epiſkopat veranſtaltete eine 
Kollekte zugunſten der Armenier. Das armeniſche Patriarchat 
unterhielt fortgeſetzt freundſchaftliche Beziehungen zu dem Ver⸗ 
treter der deutſchen Katholiken in Konſtantinopel, der auch dem 
beklagenswerten Volk Hilfe leiſten konnte. Wir leiſteten Hilfe, 
ſo viel wir konnten. Zahlreiche Dankſchreiben aus dem Patriarchat 
und von angeſehenen Führern der Armenier gingen mir zu. 
Oftmals in jenen Tagen habe ich mit maßgebenden deutſchen 
Kreiſen die Frage beſprochen, ob wegen der Vorgänge in Armenien 
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nicht ein ſolcher Druck auf die Türkei ausgeübt werden ſolle, der 
ſelbſt vor der Kündigung des Bündniſſes nicht zurückſchrecke. 
Nach reiflicher Aberlegung wurde jedoch hiervon Abſtand genommen, 
da eine ſolche Maßnahme den Armeniern nicht genützt, ſondern 
wahrſcheinlich nur geſchadet haben würde. Als in den erſten Mo⸗ 
naten des Jahres 1918 durch den Friedensſchluß mit Rußland 
weiteres armeniſches Gebiet der Türkei zugeteilt wurde, habe ich 
mich mit aller Entſchiedenheit dafür eingeſetzt, damit neue Armenier⸗ 
greuel verhindert würden, und zwar durch Beigabe genügend 
deutſchen Militärs gegenüber den vorrückenden türkiſchen Truppen. 
Im allgemeinen iſt auch hier ein günſtiges Refultat erzielt worden. 
Aus der genauen Kenntnis aller Vorgänge darf ich ſagen, daß 
dem Deutſchen Reich eine Schuld an den ſehr bedauerlichen Vorgängen 
in Armenien nicht aufgebürdet werden kann, ſondern daß die deut: 
ſchen Behörden und die deutſchen Katholiken alles taten, um Greuel 
zu verhüten. 


7. Kapitel 
Heilige Stätten in Jeruſalem 


Von den ſeit langem heiß umworbenen heiligen Stätten in 
Paläſtina ift die Grabeskirche und das Heiligtum in Beth⸗ 
lehem ſtrittig zwiſchen den lateiniſchen Katholiken, den Griechen 
und den Armeniern, die Marien⸗Grabeskirche im Cedrontal zwiſchen 
Katholiken und Armeniern, während das Cönaculum (Abend⸗ 
mahlsſaal auf dem Zion) und die Himmelfahrtskirche (auf dem 
Olberg) ſich im Beſitz der Moſlems befinden. Es war für mich als 
Katholik beim Eintritt der Türkei in den Weltkrieg an der Seite 
Deutſchlands ſelbſtverſtändliche Pflicht, daß dieſe günſtige politiſche 
Situation nicht ungenutzt bleiben durfte, um namentlich die im 
Beſitz der Mohammedaner befindlichen chriſtlichen Heilig⸗ 
tümer den Katholiken zuzuführen. Weitere Bemühungen zur Ver⸗ 
meidung der ewigen Streitigkeiten gingen dahin, daß jedes Heilig⸗ 
tum nur einem Beſitzer zugewieſen werden ſolle. Endlich richtete 
ich mein Augenmerk darauf, das lateiniſche Patriarchat, das bisher 
immer in den Händen von Italien war, international auszugeſtalten, 
und zwar in der Weiſe, daß die einzelnen Nationen abwechſelnd 
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den Patriarchen ſtellen ſollten; dasſelbe Beſtreben ſetzte bezüglich 
der Kuſtodie des Heiligen Landes ein. Dieſe ſofort nach Kriegs- 
ausbruch begonnenen Bemühungen fanden ihre beſte Begründung 
in den gegenwärtigen unerträglichen Zuſtänden an den heiligen 
Stätten, die buchſtäblich zerfallen, weil nichts geſchieht und ge⸗ 
ſchehen kann, ohne daß alle beteiligten Faktoren einig ſind. Die 
blutigen Zwiſchenfälle an den heiligen Stätten ſind eine himmel⸗ 
ſchreiende Anklage gegen das geſamte Chriſtentum der Welt. Dazu 
kam, daß das Hauptziel der Ruſſen, das Patriarchat über die 
morgenländiſchen Kirchen, welches vom griechiſch⸗ orthodoxen Klerus 
unterſtützt wurde, nunmehr vereitelt werden konnte. Die ſogenannte 
„Bruderſchaft vom Heiligen Grabe“, ein Mönchsorden, Beſitzerin 
der wichtigſten heiligen Stätten, ſetzte ſich ſtatutariſch nur aus 
Nationalgriechen zuſammen. Die landeseingeſeſſene arabiſch 
ſprechende orthodoxe Bevölkerung war ausgeſchaltet. Der ganze 
höhere Klerus und der griechiſche Patriarch gehörten dieſer Bruder- 
ſchaft an. Der Verſuch der eingeborenen Elemente (1908), durch 
einen blutigen Aufſtand die Gewaltherrſchaft dieſer helleniſchen 
Kaſte zu brechen, blieb ohne Erfolg. Wohl aber machte der ruſſiſche 
Einfluß ſich immer mehr geltend, auch als es den armeniſch und 
arabiſch ſprechenden Elementen gelang, den Patriarchenſtuhl von 
Antiochien mit einem der Ihrigen zu beſetzen. 

Als deutſcher Katholik hatte ich ein ganz beſonderes Intereſſe 
an einer befriedigenden Regelung der Beſitzverhältniſſe des Cöna⸗ 
eulums; denn am 30. Oktober 1898 hatte der Kaiſer das nebenan⸗ 
liegende Grundſtück Dormitio dem „Verein vom Heiligen Land“ 
zur freien Nutznießung im Intereſſe der deutſchen Katholiken über⸗ 
wieſen. Das hierauf auf dem kaiſerlichen Grundbeſitz erbaute 
deutſche Heiligtum Maria Heimgang (Dormitio) auf dem Berge 
Zion grenzt, nur durch einen Zwiſchenraum von drei Meter getrennt, 
an die Gebäudeanlage des Abendmahlsſaales. Der monumentale 
Kern dieſer Anlage, auf traditionellen Fundamenten im 14. Jahr- 
hundert in der jetzigen Form erbaut, gilt als Stätte des letzten 
Abendmahles des Herrn, des heiligen Pfingſtfeſtes und einer Reihe 
anderer großer bibliſcher Erinnerungen und damit als eines der 
größten Heiligtümer der Chriſtenheit. Bis zum Jahre 1530 war 
dieſes Heiligtum in katholiſchem Beſitz. Jetzt iſt es eine ſchmuckloſe, 
faft nie benutzte Moſchee, gewiſſermaßen ein Annex zu der darunter 
liegenden viel beſuchten Moſchee, in der die Moſlems zu unrecht das 
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vermeintliche Grab Davids verehren, woher denn auch der bei den 
Arabern übliche Name Nebi Daud ſtammt. Das Erdgeſchoß mit 
dem angeblichen Davidsgrab iſt heute für Chriſten ganz unzugäng⸗ 
lich. Vom Hofe aus erreicht man das Cönaculum auf einer 
Treppe von 20 Stufen. Oſtlich an das Cönaculum ſtoßen zwei 
kleine, höher liegende Nebenräume, die Heilige⸗Geiſt⸗Kapelle 
Seit langem ſtrebten katholiſche Kreiſe den Wiedererwerb des Cöna⸗ 
culums an. Eine Dame der franzöſiſchen Ariſtokratie hat 1861 
zu dieſem Zweck dem damals in Rom weilenden armeniſch⸗unierten 1 
Kardinal Haſſun den Betrag von zwei Millionen Franken zur 
Verfügung geſtellt. Der Großweſir zeigte ſich dem Vorſchlag 
nicht abgeneigt, verlangte aber das Gutachten des Gouverneurs 
von Jeruſalem. Gouverneur Neuf⸗Paſcha nahm jedoch eine höchſt 
feindſelige Stellung gegen das Projekt ein und tat alles, um due 
ſelbe zum Scheitern zu bringen. Der Erwerb der Dormitio weckte 
naturgemäß das Verlangen nach dem größeren Heiligtum, dem 
Abendmahlsſaal. Am die Jahrhundertwende wurde ſeitens der 
deutſchen Katholiken ein entſprechender Schritt unternommen, aber | 
von der Reichsregierung „wegen der Gefahr der Erregung der 
moſlemiſchen Geiſter“ nicht weiter verfolgt. 1913 unternahm die 
Kuſtodie des Heiligen Landes bei hervorragenden Mitgliedern 
des öſterreichiſchen Hofes Schritte zur Erwerbung des Cönaculums. 
Die deutſchen Katholiken haben als Grenznachbarn das unmittel⸗ ö 
barſte Intereſſe an der Regelung dieſer Frage, wie folgende 
Skizze (Seite 85) zeigt. Dabei war es für mich von Anfang an 
ſelbſtverſtändlich, daß das Cönaculum, wenn es auch in den Beſitz ö 
der deutſchen Katholiken direkt oder indirekt überging, doch den N 
Katholiken der ganzen Welt zur Verfügung geftellt werden follte, 1 
Eine Vorfrage war der Erwerb des ſogenannten „amerika⸗ 4 
ni ſchen Friedhofs“ durch den Beſitzer entweder der Dormitio oder 
des Cönaculums. Der amerikaniſche Friedhof war bis vor etwa 
18 Jahren zur Beerdigung der Mitglieder der amerikaniſchen i 
Kolonie zu Jeruſalem beſtimmt und ging damals durch Vermittlung 
des Prokurators des ſchismatiſch armeniſchen Patriarchats in 
den Beſitz der Kuſtodie über. Das Grundſtück iſt klein, etwa 
350 Quadratmeter groß, ſchneidet aber auf zwei Seiten in die 
Dormitio ein und ſtellt in ſeinem äußeren Zuſtand eine höchſt läſtige 
und nachteilige Nachbarſchaft dar. Zahlreiche Bemühungen der 
letzten zwei Jahrzehnte, das Grundſtück zu erwerben, ſcheiterten 
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an dem hohen Kaufpreiſe. Leider wurde bald gegenüber dem 
deutſchen Kirchenportal, nur vier Meter von ihm entfernt, noch eine 
Mauer gebaut und ſo die auf dem Dormitio weilenden deutſchen 
Benediktiner mehr oder weniger eingeſchnürt. Meine Bemühungen 
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gingen dahin, zunächſt den amerikanischen Friedhof anzukaufen. Trotz 
der großen Hinderniſſe ging die Sache in erfreulicher Weiſe voran. 
Schon bei den erſten Beſprechungen über die künftige Geſtaltung 
der kirchlichen Verhältniſſe im Orient bei kirchlichen und amtlichen 

Stellen wies ich auf die Notwendigkeit und Dringlichkeit der Er⸗ 
werbung des Cönaculums hin. Das deutſche Generalkonſulat in 
Jeruſalem wurde um einen Bericht erſucht, der dahin ging, „daß 
bei Bereitſtellung der nötigen Mittel der Erwerb des Heiligtums 
doch nicht ganz ausgeſchloſſen erſcheine“. Es wurde die Summe 
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von drei Millionen Franken genannt, um die geſamten Einwohner des h 
Nebi Daud für das Zuſtandekommen des Planes zu intereffieren, 
ſo daß von den Hauptbeteiligten ein Widerſpruch nicht zu erwarten 
war, beſonders dann nicht, wenn man den Mohammedanern das 

vermeintliche Grab Davids als Eigentum oder zum Nießbrauch 
überließ. Nachdem die deutſche katholiſche Aktion im Orient auf; 
genommen war, ſtand die Erwerbung des Cönaculums im Vorder⸗ 
grund, allerdings, wie ich dem deutſchen Beauftragten ſchrieb, 1 
„nicht unter Hintanſetzung der Miſſionsarbeit. Lieber keine heiligen 
Orte und Einfluß auf die Bevölkerung, als alle Denkwürdigkeiten des 1 
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Chriſtentums verbunden mit der Auflöſung unſerer Miſſionen. 
Die ganze Angelegenheit erfuhr eine günſtige Wendung, als der 
mir befreundete Graf Wolff- Metternich als Botſchafter nach g 
Konſtantinopel entſandt wurde. Er hatte hohes Verſtändnis für 
die von mir geförderte Angelegenheit. Vor ſeiner Abreiſe im 
November 1915 wurde der geſamte Aktionsplan in den erſten Am 
riſſen feſtgelegt. Graf Wolff⸗Metternich verſprach, ſeine ganze 1 
Kraft zum Gelingen des Planes dadurch einzuſetzen, daß er dem 
Sultan nahelegen werde, das Cönaculum dem Deutſchen Kaiſer f 
zur Verfügung zu ſtellen als Gegengeſchenk für die Aberreichun a 
des Marſchallſtabes. Während meiner Anweſenheit in Konſtanti⸗ 
nopel im Februar 1916 ift die Frage einen erheblichen Schritt 
weiter gekommen, ſo daß ich am 2. März dem im Hauptquartier 
weilenden Reichskanzler ſchreiben konnte: 1 
„Der Beſitz des Cönaculums (Abendmahlsſaales) iſt für die 
deutſchen Katholiken ein Herzenswunſch, und ich bin überzeugt, daß 
es auch in den weiteſten evangeliſchen Kreiſen die größte Freude her ⸗ 
vorrufen würde, wenn es gelänge, dieſes Heiligtum in chriſtliche Hände 
zurückzugewinnen. Der Generalkonſul in Jeruſalem hält in ſeinem 
vom 28. Dezember 1915 datierten Bericht die Erwerbung für möglich, 
nachdem er früher einen anderen Standpunkt eingenommen hat. Der 
Herr Botſchafter, Graf Wolff⸗Metternich, hat mir mit der Bitte 
ſtrengſter Geheimhaltung erklärt, daß er ſelbſt in Konſtantinopel 
Schritte unternommen habe, um zu ſondieren, ob irgendwelche religibſe 
Bedenken beſtänden. Es ſei ihm erklärt worden, daß ſolche nicht 
vorliegen. Er, Graf Wolff⸗Metternich, werde deshalb dem Sultan 
vorſchlagen, daß der Sultan als Gegengabe für die Verleihung des 
Marſchallſtabes das Cönaculum Seiner Majeſtät dem Deutſchen 
Kaiſer ſchenken ſolle, ſobald die nötige Ablöſungsſumme vorhanden ſei. 
Als Ablöſungsſumme reſp. Kaufſumme kommt nach dem Bericht des 
Generalkonſuls von Jeruſalem die Summe von drei Millionen Franken 
in Betracht. Ich hoffe beſtimmt, daß es mir in nicht allzu langer Zeit 
gelingen wird, dieſe Gelder aufzubringen, und ich reiſe nach bereits 
gehabter Rückfprache in München nun am kommenden Montag wach 
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Köln zu Herrn Kardinal von Hartmann, der Vorſitzender des Vereins 
vom Heiligen Lande iſt. Ohne eine bindende und endgültige Zuſage 
geben zu können, möchte ich doch betonen, daß es die deutſchen Katho⸗ 
liken vor ihrem chriſtlichen Gewiſſen und vor ihrem Nationalbewußt⸗ 
ſein nicht verantworten könnten, wenn ſie den jetzigen günſtigen 
Moment zur Erwerbung des Cönaculums an der Kaufſumme 
ſcheitern laſſen würden. Es wäre nun die Frage zu klären, wer Eigen- 
tümer und Schutzherr dieſes Heiligtums werden ſoll. Ich erlaube 
mir den Vorſchlag, daß, wenn das Heiligtum durch Verleihung des 
Sultans nach Aufbringung der erforderlichen Kaufſumme Seiner 
Majeſtät dem Kaiſer zur Verfügung geſtellt wird, Seine Majeſtät 
die große Güte haben möchten, das geſamte Heiligtum Seiner Majeſtät 
dem König Ludwig III. von Bayern als Eigentümer, Schug- und 
Bauherrn weiterzugeben. Ich bin feſt überzeugt, daß ein ſolcher 
kaiſerlicher Akt bei allen Katholiken des Deutſchen Reichs den denkbar 
beſten Eindruck machen würde und daß das Heiligtum auch über die 
Wechſelſchickſale der Politik hinweg dem chriſtlichen Beſitz geſichert 
erſcheint, wenn es im Privateigentum des Königs von Bayern ſich 
befindet. Geſtern vormittag hatte ich Gelegenheit, mit Seiner 
Majeſtät dem König von Bayern über dieſe Gedanken zu ſprechen. 
Seine Majeſtät, der König Ludwig, würde hocherfreut ſein, wenn das 
Haus Wittelsbach als Hüter des Cönaculums beſtimmt würde. Seine 
Majeſtät erklärte aber, daß ſelbſtverſtändlich dieſe Regelung nur in 
Betracht kommen könne, wenn Seine Majeſtät der Kaiſer aus 
eigener Initiative dieſen Weg beſchreiten würde. Für die Aber⸗ 
laſſung des Cönaculums an das Königshaus Bayern dürften im 
allgemeinen folgende Geſichtspunkte ſprechen: Da es ſich um ein 
katholiſches Heiligtum handelt, ſo würde ein katholiſcher Monarch 
als Schützer desſelben beſonders geeignet ſein. International 
würde der Abergang des Heiligtums in deutſche Hände weniger 

beanſtandet werden, wenn Bayern, d. h. der König Ludwig ſtatt 
des Deutſchen Reiches, d. h. der Kaiſer, Grundherr und Eigentümer 
werden würde.“ 


Reichskanzler von Bethmann Hollweg, der ſofort dem Kaiſer 
Vortrag hielt, konnte bei ſeinem kurz darauf folgenden Beſuch in 
München dem König von Bayern mitteilen, daß der Kaiſer mit 
meinen Vorſchlägen vollkommen einverſtanden ſei und ſich auch 
ſeinerſeits um den Erwerb des Cönaculums bemühen werde. 

Es war nicht überraſchend, daß in Konſtantinopel die Sache nicht 
fo ſchnell voranging, wie meine Ungeduld es anſtrebte. Der Bot⸗ 
ſchafter ſchrieb mir im April 1916, daß er nach Abſchluß der Ver⸗ 
handlungen über die Kapitulationen den Moment für gekommen 
halte, die Frage wegen des Erwerbs des Cönaculums wieder an⸗ 
zuſchneiden: „Sie können ſich darauf verlaſſen, daß ich den richtigen 
Augenblick nicht verſäumen werde.“ Durch Verhandlungen mit 
der Kurie erlangte ich zu meinem Vorhaben die Zuſtimmung 
Noms. Dort ſetzten ſpäter allerdings Gegenſtrömungen ein, 
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welche das Cönaculum den deutſchen Katholiken nicht gö 


ausgeſchloſſen war. Auf meine eingehenden Darlegungen im 
Juli 1916 find dann auch dieſe Beſtrebungen verſtummt. Der Pro⸗ 
vinzial der bayeriſchen Franziskanerprovinz, der um jene Zeit 
Paläſtina bereiſte, warnte vor zu großem Optimismus. „Noch find 
die Moſlems in Jeruſalem nicht aufgeklärt über die Irrigkeit ihrer 
Anſchauung, wonach ſich unter dem Cönaculum das von ihnen 
hochverehrte Grab Davids befindet. Solange aber dies nicht ge⸗ 
ſchehen, iſt ein Aufflammen des Fanatismus und damit ein Scheitern 
des Planes ſehr zu befürchten.“ Durch die Verzögerung des Ab⸗ 
ſchluſſes der deutſch⸗türkiſchen Verträge wurde auch der Termin 
zur Aufnahme der letzten Verhandlungen über den Erwerb des 
Cönaculums mit der Türkei in den Herbſt vertagt. Aber auch in 
Berlin waren „Widerſtände, Angſtlichkeiten und Vorurteile“ zu 
überwinden. Graf Wolff⸗Metternich legte im Auguſt Talaat⸗ 
Paſcha eingehend dar, daß die Armenierfrage und die Anterdrückung 
der chriſtlichen Inſtitutionen in der Türkel viel böſes Blut gemacht 
und die Stimmung bei den Parteien in Deutſchland ungünſtig be⸗ 
einflußt habe; die Türkei müſſe zur Beruhigung erheblich beitragen; 
das beſte Mittel hierzu ſei der Verkauf des Cönaculums an die 
deutſchen Katholiken. Auch nach ſeinem Rücktritt hat ſich Graf 
Wolff⸗Metternich mündlich wie ſchriftlich weiter für dieſe große 
Sache eingeſetzt und betont, daß vor der Verabſchiedung der deutſch⸗ 
türfifchen Verträge die Angelegenheit ihre Löſung finden müſſe. 
Die Anweſenheit des türkiſchen Miniſters Halil in Berlin wurde 
dann benutzt, um dieſem klarzulegen, daß die ganzen Verträge 
mit der Türkei Gefahr laufen würden, wenn in der Frage des 
Cönaculums kein Entgegenkommen gezeigt würde. Der türkiſche 
Miniſter verſprach, ſofort nach feiner Rückkehr nach Konſtantinopel 
die Angelegenheit zum Abſchluß zu bringen, und fügte bei, daß die 
ganze Angelegenheit leicht zu regeln ſei, wenn Deutſchland Ent⸗ 
gegenkommen in Kirchen⸗ und Schulfragen zeige. Staatsſekretär 
von Jagow lehnte die Verquickung dieſer beiden Angelegenheiten 
ab. Botſchafter Graf Wolff⸗Metternich teilte mir als feine Auf- 
faſſung im Oktober 1916 mit, daß der Erwerb des Cönaculums 
ſehr aus ſichtsreich ſei; wenn er noch einige Wochen in Konſtanti⸗ 
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nopel geblieben wäre, wäre der Erwerb ficher gelungen; er habe 
wiederholt mit Talaat⸗Paſcha die Frage geſprochen, der ihm erklärt 
habe, daß er halb Jeruſalem haben könne, wenn er die Aufhebung der 
Kapitulationen herbeiführe; weder der Wakufminiſter noch der 
Scheich ul Iſlam hätten Bedenken geäußert; ebenſo hätte ſich 

Gouverneur von Jeruſalem äußerſt günſtig über den Erwerb 

geſprochen und erklärt, daß nur gewiſſe Bedenken in osmaniſchen 
auch hervorgerufen würden, wenn ſofort auf dem Platz eine 
Kirche erbaut würde. Ich konnte dem Botſchafter verſichern, daß 
die Deutſchen gar nicht daran dächten, auf dieſem Platz eine Kirche 
zu erbauen, da derſelbe an die Dormitio grenze, wo ſich bereits 
eine Prachtkirche befände. Auch der türkiſchen Regierung in Kon⸗ 
ſtantinopel ließ ich ähnliche Erklärungen abgeben. Mit dem Nach⸗ 
folger des Botſchafters Graf Metternich, Herrn von Kühlmann, 
erörterte ich die Frage wiederholt, namentlich in der Richtung, 
daß ſchon um die deutſch⸗türkiſchen Verträge, gegen welche an⸗ 
geſichts mancher Vorkommniſſe in der Türkei doch erhebliche Be⸗ 
denken vorlägen, im Parlament zur Annahme zu bringen, der 
Erwerb des Abendmahlsſaales im höchſten Grad wünſchenswert 
ſei. Herr von Kühlmann ſah nun plötzlich den Erfolg als äußerſt 
zweifelhaft an. Talaat⸗Paſcha brachte nämlich Anfang 1917 eine 
Neihe neuer Bedenken vor. Er wollte den deutſchen Katholiken nur 
regelmäßige Andachten geſtatten und machte ſchließlich den Vor⸗ 
ſchlag, die deutſchen Katholiken möchten ſich zur Schonung des 
religiöſen Empfindens der Mohammedaner für ein anderes 
Heiligtum intereſſieren. Mein Gegenvorſchlag ging dahin, daß 
nicht die deutſchen Katholiken das Cönaculum kaufen, ſondern daß 
dem Sultan das Geld zur Verfügung geſtellt werde, damit er als 
Käufer auftrete. Angeſichts der militäriſchen Bedrohung Jeru⸗ 
ſalems könne dann die Art von Sarkophag, welchen die Türken für 
das Grab Davids hielten, aus Sion entfernt werden, da dieſer 
hochgelegene Teil der Stadt der Beſchießung zuerſt ausgeſetzt ſei. 
Der Sultan könne mit dem Kaufgeld eine neue Moſchee bauen und 
dort den Sarkophag unterbringen, ſo daß die ganze Aktion nach 
außen als eine militäriſche Maßnahme erſcheine. Die religiöſen 
Bedenken ſeien damit beſeitigt. Leider zogen ſich die Verhand⸗ 
lungen immer mehr in die Länge. Die militäriſche Bedrohung 
Jeruſalems brachte ſie zum Stillſtand; die Einnahme Jeruſalems 
durch die Engländer machte es zur Anmöglichkeit, die Frage noch 
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zu regeln. Auf meine Anregung hin wurde mit der Türkei damals 
vereinbart, daß die Räumung Jeruſalems ſich in einer ſolchen Form 
vollziehen ſolle, „daß um Jeruſalem nicht Kugeln und Granaten 
pfeifen“. 

Angeſichts der Neugeſtaltung der Dinge in Paläſtina muß die 
ganze Chriſtenheit mit Beſtimmtheit fordern, daß ſämtliche 
heilige Stätten in ihr Eigentum in der Form übergehen, 
daß künftighin Streitigkeiten ausgeſchloſſen ſind. Schon während 
des Krieges iſt man von verſchiedenen Seiten an mich herangetreten, 
auf eine Neuregelung der unhaltbar gewordenen Verhältniſſe in 
der Grabeskirche zu dringen. Beſitzer iſt der türkiſche Sultan. 
Benutzungsrecht in der Grabeskirche haben neben den lateiniſchen 
Katholiken auch die Griechen, Armenier und Kopten. Man ſchlug 
vor, der Sultan möge die Grabeskirche dem Deutſchen Kaiſer 
und dem Kaiſer von Oſterreich ſchenken, welche ſie dann dem Heiligen 
Vater als Eigentum überweiſen würden. Jeruſalem ſelbſt hat 
unter dem Kriege ſtark gelitten. Alle katholiſchen Waiſenanſtalten 
wurden aufgehoben, die Kinder in das neue Zentralwaiſenhaus 
unter mohammedaniſcher Verwaltung mit mohammedaniſchen 
und proteſtantiſchen Lehrern und Lehrerinnen abgegeben. Der 
Gefahr, daß alle mit Beſchlag belegten katholiſchen Anſtalten ver⸗ 
ſteigert würden, begegnete ich durch Schritte bei der deutſchen Ne⸗ 
gierung. Auch in Bethlehem wurden ſämtliche ehemals hl 
Anſtalten für militäriſche Zwecke benutzt. 
Der Berg Karmel, die Wiege des Karmeliterordens, der 
bis zum Ausbruch des Krieges unter franzöſiſchem Protektorat 
ſich befand, ſtand in Gefahr, als Eigentum von der türkiſchen Ne⸗ 
gierung beanſprucht, verkauft und verſteigert zu werden, obwohl 
alle ſeine Beſitzungen unbeſtrittenes Eigentum des Ordens der un⸗ 
beſchuhten Karmeliter ſind und als internationales Eigentum dem ö 
ganzen Orden gehören. Auf meine Veranlaſſung wurde die deutſche 1 
Botſchaft in Konſtantinopel angewieſen, die notwendigen Maß⸗ 
nahmen zum Schutze dieſes Heiligtums zu ergreifen, was um ſo 
notwendiger war, als ein großer Teil der zehn Kilometer langen 
Mauer, die das Beſitztum des Karmeliterordens umfaßte, nieder 
geriſſen wurde und Eingeborene auf große Teile des Kloſtereigen⸗ 
tums Anſprüche erhoben und bereits Bauwerke auf dieſem er 
richteten. Die türkiſche Regierung unterſtützte die Eingeborenen 
gegen das Karmeliterkloſter und ließ dieſes nach Kriegsausbruch 
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ſchließen. Am die deutſche Einflußnahme ſtärker begründen zu 

können, wurde eine größere Anzahl deutſcher Karmeliterpatres 
dorthin geſchickt. Durch die ſodann herbeigeführte Vermittlung 
des deutſchen Botſchafters konnten die Karmeliteranſtalten während 
des ganzen Krieges als ungefährdet gelten. 


8. Kapitel 
Bulgarien 


Nach dem Frieden von Bukareſt ſetzte Berlin auf das 
rumäniſche Pferd, Wien auf das bulgariſche; dieſer Zwieſpalt 
nach außen wäre ein erſtklaſſiger politiſcher Schachzug geweſen, 
wenn er ſich als die Folge einer Verabredung der Zentral- 
mächte dargeſtellt hätte; aber das war er nicht. In Wien machte 
ſich damals das Gefühl geltend, Deutſchland habe für die öſter⸗ 
reichiſch⸗ungariſchen Intereſſen auf dem Balkan nicht genügend 
Verſtändnis; das wurde mit zur Arſache, daß es im Juli 1914 in 
der ſerbiſchen Frage eine recht forſche Haltung an der Seite Wiens 
einnahm. Für jeden die Balkanverhältniſſe überblickenden Poli⸗ 
tiker war es klar, daß Bulgarien in einem Krieg, in dem um die 
Exiſtenz Serbiens und damit um bulgariſche Anſprüche gekämpft 
wurde, nicht bis zum Ende neutral bleiben würde. Der Haß der 
Bulgaren gegen die bereits in den Krieg verwickelten Serben 
und gegen die noch Neutralität zeigenden Rumänen war un⸗ 
gemein groß, während mit Konſtantinopel ſich freundliche Be⸗ 
ziehungen anbahnten, die ſich durch den 1915 erfolgten Gebiets⸗ 
austauſch bei Adrianopel und an der Maritza noch herzlicher ge⸗ 
ſtalteten. Der erſte Waffenerfolg der deutſchen Armeen erleich- 
terte die vorbereitenden Schritte für ein Bündnis zwiſchen den 
Zentralmächten und Bulgarien; dasſelbe war in den erſten Sep⸗ 
tembertagen 1914 fo gut wie fertig, als durch die unglückliche 
Wendung an der Marne im letzten Augenblick auf bulgariſcher 
Seite die Anterſchrift verzögert wurde. 

Der treueſte und zuverläſſigſte Freund des Bündniſſes mit 
Deutſchland war und blieb König Ferdinand. Daß nach den 
Niederlagen Oſterreichs in Galizien und der Verſteinerung 
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des Krieges im Welten auch das deutſch⸗ freundliche Kabinett 5 
Nadoslawow eine abwartende Haltung einnahm, hat mich nicht 0 
überraſcht. Die Berichte der an die neutralen und befreundeten 
Hauptſtädte entſandten bulgariſchen Politiker lauteten überein i 
ſtimmend auf „abwarten“. Von deutſcher Seite, treu unterſtützt 
von Wien, wurde unermüdlich gearbeitet, um Bulgarien zum 
Losſchlagen gegen Serbien zu gewinnen. Aber die Entente war 
auch nicht müßig und machte verlockende Angebote in Sofia, die 
allerdings von den Zentralmächten mit gutem Gewiſſen überboten 
werden konnten, da man hier keine Rückſicht auf Serbien zu nehmen 
hatte. Die Wunde des Bukareſter Friedens von 1913 und die 
vorausgegangenen unglücklichen Ereigniſſe ſchmerzten das bul⸗ 
gariſche Volk. Als ſich daher die deutſche Oberſte Heeresleitung 
im September 1915 entſchloß, den Vormarſch gegen Serbien 
anzutreten, waren nicht mehr allzu viele Bedenken gegen eine aktive 
Beteiligung Bulgariens in Sofia zu überwinden. Verſchiedene 
glückliche Amſtände geſtatteten mir, über die Verhältniſſe in Bul⸗ 
garien während des ganzen Krieges die denkbar zuverläſſigſten 
Berichte zu erhalten. f 
Die bulgariſche Mobiliſation ging Ende September 1915 
ziemlich ſtill vor ſich. „Der Geiſt der einrückenden Truppen war 
allerdings kein gehobener. Die Leute haben große Furcht vor den 
kommenden Ereigniſſen und befürchten die griechiſche und ru⸗ 
mäniſche Komplikation. Zu unangenehmen Zwiſchenfällen iſt es 
jedoch nicht gekommen.“ Die zahlreichen ruſſophilen Kreiſe ver⸗ 
hielten ſich vorſichtig. Als in jenen Tagen der Demokratenführer 
Malinow vom König empfangen wurde, verbreitete ſich die falſche | 
Nachricht, daß der König den Eintritt Malinows in das Kabinett 
wünſche. Die Agitation der Entente war um dieſe Zeit enorm; 
eine Reihe neuer Blätter wurde hierfür geſchaffen. Die Landung 
einer Ententearmee in Saloniki wurde durch Organe der engliſchen 
Geſandtſchaft offiziell angekündigt. Die Gefahr eines Bürger⸗ 
krieges ſtand vor der Tür, zumal bei dem angedrohten ruſſiſchen y 
Truppendurchzug durch Rumänien. Der Feſtigkeit der Regierung f 
gelang es, Zwiſchenfällen vorzubeugen. Anmittelbar vor dem 
Ausbruch des Konflikts, als die Entente ihr Spiel verloren ſah, 
beſchränkte fie ſich darauf, Furcht vor der kommenden Abermacht 
und Aus beutungsſucht Deutſchlands in Bulgarien zu verbreiten, 
was namentlich bei den Demokraten eine günſtige Aufnahme fand. 
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Das über alles Erwarten glückliche Voranſchreiten der militäri⸗ 
ſchen Operationen in Serbien löſte in ganz Bulgarien wie nicht 
minder bei den Zentralmächten lebhafte Freude aus. Durch die 
Einlegung des Balkanzuges wurden die Beziehungen zwiſchen 
Deutſchland und Bulgarien von Monat zu Monat beffer, Große 
Verdienſte um die Ausgeſtaltung dieſer Beziehungen haben ſich 
der Geſandte Graf Oberndorff und der Militärbevollmächtigte 
von Maſſow erworben. 

Wahrend meines viertägigen Aufenthalts in Sofia (vom 
10. bis 14. Februar 1916) hatte ich aus den zahlreichen Be⸗ 
ſprechungen den einheitlichen Eindruck gewonnen, „daß Deutſch⸗ 
land in Bulgarien einen derzeit ungemein begeiſterten Bundes⸗ 
genoſſen beſitzt, der auch entſchloſſen iſt, uns treue Freundſchaft 
für die Zukunft zu halten. Das Miniſterium Radoslawow, das 
im Parlament nur eine ganz geringe Mehrheit beſitzt, wird in 
ſeiner auswärtigen Politik nunmehr von nahezu allen Parteien 
unterſtützt. Nur ein geringer Teil bleibt auch heute noch ſeiner 
ruſſophilen Haltung treu. Man kann es als den feſten Willen des 
bulgariſchen Volkes bezeichnen, mit den Mittelmächten eine un⸗ 
verbrüchliche treue Freundſchaft zu halten. Dabei kam vielfach 
der Wunſch zum Ausdruck, daß von deutſcher Seite mehr getan 
werden müſſe, um den ruſſophilen Beſtrebungen den Eingang in 
das Land für immer zu verweigern.“ Die nationalen Kriegsziele 
Bulgariens wurden mir gegenüber von ſämtlichen Miniſtern und 
Abgeordneten mit glühendem Feuer vertreten. Es ſtand damals 
der Wunſch nach dem Erwerb von Kawalla im Vordergrund. 
Ganz allgemein trat der ſtarke Haß gegen Rumänien hervor. 
Die Rumänen waren dem bulgariſchen Volk mehr verhaßt als 
die Griechen und Serben zuſammengenommen: der tapfere Bulgare 
ſieht in ihnen Feiglinge. Bulgariſche Offiziere haben mir erzählt, 
daß auf dem bekannten „Spaziergang“ der Rumänen im zweiten 
Balkankrieg oft ganze Bataillone derſelben vor einem halben oder 
ganzen Dutzend Bulgaren die Flucht ergriffen hätten. 

Zur Kräftigung des deutſch⸗bulgariſchen Verhältniſſes wurde 
allſeitig die Herausgabe einer gut geleiteten deutſchen Zeitung in 
Sofia gefordert und die Wiedererrichtung des Konſulats in Nuſt⸗ 
ſchuk, ferner der Beſuch bulgariſcher Abgeordneter in Deutſchland. 
Letztere Anregung griff ich ſofort auf und verabredete die Einzel⸗ 
heiten des Beſuchs. Dabei legte ich großen Wert auf den Amſtand, 
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daß Vertreter aller Parteien als Vertreter der Sobranje in 
Deutſchland erſcheinen ſollten; doch begegnete dieſer Gedanke 
parteipolitiſchen Schwierigkeiten. Miniſterpräſident Nadoslawow 
antwortete: „Geht die Oppoſition nach Berlin, ſo müſſen meine 
Leute zu Hauſe bleiben.“ Von mazedoniſcher Seite wurde mir 
die Errichtung einer mazedoniſchen Stiftung in Berlin nahegelegt, 
um einer angemeſſenen Anzahl Mazedonier zu ermöglichen, ihre 
Ausbildung in Deutſchland zu erhalten. | 
Treue Freunde des Bündniſſes machten mich ſchon damals 
auf zwei drohende Gewitterwolken aufmerkſam: einmal 
das Auftreten mancher deutſchen Offiziere, das nicht genügend auf 
bulgariſche Stimmungen Rückſicht nehme, und auf die lärmhafte 
Ankündigung der künftigen deutſch⸗bulgariſchen Handels beziehungen. 
Gerade auf dem letzteren Gebiet iſt im Laufe der Monate mancher 1 
Fehler gemacht worden. Bei verſchiedenen offiziellen und freund⸗ 
ſchaftlichen Zuſammenkünften mit Miniſtern und Parlamentariern 
fand immer wieder die Verſicherung hingebender Treue bis zum 
Ende begeiſterten Ausdruck, während ich in einer öffentlichen An⸗ 
ſprache darauf hinweiſen konnte, „daß Bulgarien und Deutſch⸗ 
land durch die treue Hingabe ihrer Bürger an das Vaterland \ 
und die Ahnlichkeit ihres Schickſals, das fie von der Zerriſſenheit 
zur Einheit führte, viel Gemeinſames haben. Bulgarien und 
Deutſchland haben weder in der Gegenwart noch werden ſie in 
der Zukunft politiſche oder wirtſchaftliche Gegenſätze haben. Ihre 9 
Intereſſen gehen nebeneinander und darum muß ihr Bündnis 
unerſchütterlich und ihre Freundſchaft unlösbar ſein.“ Die in die 
Augen ſpringendſte Frucht meines Beſuches war die bald darauf 
ſtattfindende Reife maßgebendſter bulgariſcher Deputierten der 
Regierungsmehrheit durch Deutſchland Anfang Juni 1916. Die 
Art, wie die bulgariſchen Abgeordneten in einzelnen deutſchen 
Städten empfangen wurden, hat auf die bulgariſche Offentlichkeit 
einen tiefen Eindruck gemacht. Man hatte bis jetzt nur immer eine 
Vorſtellung vom kalten, ſich reſerviert verhaltenden Deutfchen. 
Die Bulgaren fuhren nach Deutſchland nicht ohne eine leiſe Furcht, 
daß ſie ſich der dortigen Atmoſphäre nicht würden anpaſſen können. 
„Es liegt in der Natur der Sofioter politiſchen Denkungsart, ſich 
die Rolle Bulgariens als jene eines kleinen Staates vorzuſtellen, 
der von einer bemutternden Großmacht bald mit Liebe, bald 
mit Zorn behandelt wird, je nachdem, wie ſich die Dinge geſtalten. 
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Das iſt ruſſiſche Schule. Daß Bulgarien diesmal von Deutſchland 
als vollwertiger Bundesgenoſſe und mit allen ihm gebührenden 
Ehren behandelt wurde, wirkte zuerſt einigermaßen verblüffend, 
andererſeits hob es jedoch den Nationalſtolz, und tagelang be⸗ 
wegten ſich die Ausſprachen um das Thema der vertrauensvollen 
Zukunft Bulgariens.“ So ſchloß dieſe nach vielen Schwierigkeiten 
durchgeführte Aktion mit einem ganz ungeheuren propagandiſtiſchen 
Erfolg. 

Der bald darauf erfolgte Gegenbeſuch einer Abordnung der 
bürgerlichen Fraktionen des Reichstags (die Sozialdemokraten 
ſchloſſen ſich dabei aus) geſtaltete ſich zu einem Triumphzug durch 
das herrliche, von glühend heißer Orientſonne beſtrahlte Balkan⸗ 
land. Auch die Oppoſition gegen die Regierung Radoslawows, 
mit deren Führer ich während meiner Anweſenheit in Sofia wieder⸗ 
holt und eingehend geſprochen habe, benahm ſich vollkommen 
korrekt. Die Begrüßungsartikel der oppoſitionellen Preſſe klangen 
ebenſo herzlich wie diejenigen der Regierung. Bei der Begrüßung 
der Reichstagsmitglieder auf dem Bahnhof in Sofia ereignete 
ſich ein kleiner Zwiſchenfall, der leider zur Folge hatte, daß die 
Oppoſition entgegen ihrer Abſicht von allen Veranſtaltungen der 
Regierung fernblieb. Faſt alle Deputierten der oppoſitionellen 
demokratiſchen Parteien waren im Feſtkleid zur Begrüßung mit 
ihrem Führer, dem früheren Miniſterpräſidenten Malinow, er⸗ 
ſchienen, nachdem ihnen vorher zugeſichert war, daß Malinow den 
Reichstagsmitgliedern vorgeſtellt werden würde. Das Verſprechen 
wurde jedoch nicht gehalten; daher blieb die Oppoſition den Re⸗ 
gierungsveranſtaltungen fern; aber bei allen neutralen Veranſtal⸗ 
tungen, z. B. denen der Mazedonier, der Journaliſten, erſchien 
die Oppoſition in auffallend ſtarker Zahl und ſuchte, wo es nur 
möglich war, Ausſprache mit den deutſchen Gäſten. Der Beſuch 
hatte die große politiſche Wirkung, daß alle regierungs fähigen 
Parteien Bulgariens ſich öffentlich und feierlich als Anhänger 
des Bündniſſes proklamierten. Zar Ferdinand empfing die Ab⸗ 
geordneten wiederholt und hat mir manche zutreffende Bemerkungen 
über einzelne Parlamentarier gemacht. Von dem „ungekrönten 
König von Preußen“, dem früheren konſervativen Führer Herrn 
von Heydebrand, war er ſehr enttäuſcht, zumal dieſer dem Zaren 
gegenüber ſich dahin äußerte, daß Deutſchland nach dem Kriege 
ſich ſchließlich doch mit Rußland wieder befreunden müſſe. Dieſer 
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kalte Waſſerſtrahl kann kaum als ein Meiſterſtück der Diplomatie i 
bezeichnet werden. 

So günſtig ſich die Juen Politik Bulgariens für das Bündnis 
geſtaltete, ſo wenig befriedigend war die innere Entwicklung, 
da namentlich von der Mitte des Jahres 1916 ab immer ſchärfer 
die Gegnerſchaft zwiſchen dem demokratiſchen Oberkommando 
und der liberalen Regierung hervortrat. Die demokratiſche Partei 8 
unter Führung Malinows ſuchte ans Ruder zu kommen. Nur 
der Vermittlung des Königs iſt es zu verdanken, daß damals der \ 
Konflikt nicht ſchärfere Formen annahm. Der innere Konflikt 
trat etwas in den Hintergrund durch die im Auguſt erfolgte ru⸗ 
mäniſche Kriegserklärung an Öfterreich-Ungarn. Man hielt 
es für ſelbſtverſtändlich, daß auch der Kriegszuſtand zwiſchen 
Rumänien und Bulgarien eintreten müſſe. In militäriſchen Kreiſen 
äußerte ſich darüber ehrliche Freude. Dagegen ſetzte die parla- 
mentariſche Oppoſition zu einem neuen Vorſtoß ein; ſie ſchreckte 6 
mit dem Vormarſch der Rumänen durch die Dobrudſcha und der 
Kriegserklärung von ſeiten der Griechen und brachte damit die in 
allen Gemütern noch leidvoll empfundene Kataſtrophe von 1912 
zur neuen Gärung, ein Anglück, das nur durch einen bulgariſche 1 
Sonderfrieden mit ruſſiſcher Verſtändigung vermieden werden 
könne. „Die überaus reſervierte Haltung der Regierung wurde 
in den drei Tagen der Kriſe immer peinlicher empfunden. Es kam 
in der Offentlichkeit zu erregten Diskuſſionen, faſt Straßenſzenen, 
ohne daß irgend jemand irgendwie getroffene Beſchlüſſe der Re 
gierung mit Glaubhaftigkeit hätte nachweiſen können. Am dritten 


lawows mit der Möglichkeit eines Sonderfriedens zu rechnen, d 1 
der Miniſterpräſident ſeinen engeren Parteifreunden auf Befragen 
keine deutliche Antwort gab, ſondern im Gegenteil die Möglichkeit 
einer Verſtändigung mit der Entente angedeutet hatte, anderer 
ſeits bei der Sofioter rumäniſchen Geſandtſchaft eine gewiſſe, 
anſcheinend berechtigte Zuverficht offen zur Schau getragen wurde.“ 
Man empfand es allgemein als einen ſich löſenden Alpdruck, als 
nach drei Tagen der Krieg mit Rumänien erklärt wurde. Dieſe 
Tage der Anſicherheit wurde von den oppoſitionellen Parteien des 
bulgariſchen Parlaments gründlich ausgenützt. Die Geſchowiſten, 
die ruſſophilen Demokraten und der größte Teil der Agrarier 
ſprachen ſich für den Abſchluß eines Sonderfriedens aus. Für die 
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Erklärung des Krieges waren auch die Sozialiſten, die allerdings 

ihren Standpunkt nur in privaten Geſprächen und nicht offiziell 

vertraten. Die Demokraten beſchloſſen mit Mehrheit, daß ihr 

Führer Malinow dem König die Einberufung eines Kronrats zur 

Erörterung der politiſchen und militäriſchen Lage empfehlen ſolle. 

Der König lehnte es jedoch ab, Malinow, deſſen ruſſophiler Stand⸗ 
punkt bekannt war, zu empfangen. 

„Der maßgebendſte Faktor in dieſer Kriſe war nur der König. 

Es darf als ſicher gelten, daß der König, vor die neue Situation ge⸗ 

ſtellt, keinen Moment wankte, die Bündnispflicht zu erfüllen, und 

er in dieſer ſeiner Auffaſſung von Generaliſſimus Jekow unterſtützt 

wurde. Wenn aber der König doch die Kriegserklärung an Rumänien 

um einige Tage hinzog, ſo hatte dieſes Manöver ſeinen beſtimmten 

Zweck, und zwar um einerſeits von den Zentralmächten gewiſſe 

militäriſch⸗politiſche Sicherheiten zu erlangen, andererſeits um die Ru- 

mänen und die Entente zu täuſchen. Nadoslawow war auch in dieſem 

Falle nichts anderes als das gut funktionierende Werkzeug des 

Königs. Er hat es ausgezeichnet zuſtande gebracht, den rumäniſchen 

Geſandten, der die Bedingungen für die bulgariſche Neutralität 

nicht nur der Regierung, ſondern auch dem Kabinettchef des Königs 

überreicht hatte, bis zum letzten Moment über die wahre Haltung 

Bulgariens zu täuſchen, ihn ſogar im Gegenteil glauben zu machen, 

daß die Verſtändigung wahrſcheinlich ſei. Die Entſcheidung lag 

allein beim König, und es ſteht gänzlich außer Frage, daß die 

Regierung und auch jede andere Regierung nur das gemacht hätte, 

was der König gewollt. Der König hat den einzig möglichen Weg 

gewählt, und es war ihm leicht, über alles Parteigezänk hinweg 

die Dinge klar zu entſcheiden, da er wußte, daß das Bündnis 

feſtſitze und die Vorbedingungen ſowohl militäriſch wie politiſch, 

in der Armee wie im Volke, ſehr gut waren. Tatſächlich wurde 

die Erklärung des Krieges an Rumänien in allen Schichten des 

Volkes ſowohl in der Hauptſtadt wie in der Provinz mit großer 

Genugtuung begrüßt.“ 


Auf dieſe Tage der Unruhe folgte eine längere Periode der Stille. 
Selbſt die angriffsluſtige Oppoſition ſchwieg. Das deutlichſte 
Symptom für die abſolute Sicherheit der Lage im Innern war 
die lange Abweſenheit des Königs. 

Aber ſchon Anfang 1917 trat das Friedensbedürfnis 
allgemein hervor. Die wirtſchaftliche Lage des Landes verſchlechterte 
ſich mit jedem Monat, die Teuerung wuchs. Mit zunehmender 
Teuerung machte ſich die Oppoſition wieder mehr bemerkbar. 
Dazu kamen noch andere Faktoren. „Der verhängnisvollſte Zwie⸗ 
ſpalt iſt der zwiſchen Regierung und Hauptquartier. Er artet oft 
in perſönliche Schmähungen zwiſchen Miniſtern und Generalen 
aus und war wiederholt die Arſache zeitlicher Kriſen, die ſich aller⸗ 
Erzberger, Erlebniſſe 7 
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dings bis jetzt immer noch reparieren ließen.“ Die Regierung und 


die ihr naheſtehenden Kreiſe begrüßten den Amſturz in Nußland, 
weil ſie von ihm ein nahes Kriegsende erwarteten, während die 
ruſſophilen Kreiſe glaubten, daß ſie ſich mit einem demokratiſchen 
Rußland in Zukunft viel eher verſtändigen könnten. Die ſich zu⸗ 


ſpitzende innerpolitiſche Kriſe wurde in der zweiten Hälfte 1917 
durch den Beſuch des Deutſchen Kaiſers vertagt, zumal ſich auch 
die Oppoſition an den Feierlichkeiten beteiligte. Der Rücktritt 
des Ernährungsminiſters Protogeroff erſchien eine Zeitlang als 
drohende Gewitterwolke. Während man bis Ende des Jahres 1917 
von einem unerſchütterlich feſten Bündnis ſprechen konnte, ver⸗ 
ſetzten die Friedensverhandlungen von Bukareſt dieſem den 
Todesſtoß; ſie führten auch zum Sturz des deutſchfreundlichen 
Kabinetts Nadoslawow. Die Urfache war die Regelung der 


Dobrudſchafrage. 


In dem Bündnisvertrag zwiſchen Deutſchland und Bulgarien 
war letzterem die Wiedererlangung der im Bukareſter Frieden 
abgetretenen Süddobrudſcha zugeſichert worden. Mit dem 
günſtigen Verlauf der militäriſchen Operationen wuchſen jedoch 
die bulgariſchen Anſprüche. Der Deutſche Kaiſer ſagte ohne vor⸗ 
herige Zuſtimmung der politiſchen Leitung des Reichs dem bul⸗ 
gariſchen Miniſterpräſidenten den Beſitz der geſamten Dobrudſcha 
zu. Nadoslawow legte ſich in öffentlicher Kammerſitzung darauf 
feſt. Das Verhalten der deutſchen Militärs bei den Bukareſter 
Verhandlungen aber rechtfertigte nicht die bulgariſchen Erwar⸗ 
tungen. Ein geſchicktes Agitationsſyſtem hatte die öffentliche Mei⸗ 
nung des Landes ſo gelenkt, als ob die Exiſtenz von ganz Bulgarien 


mit der Dobrudſcha ſtehe und falle. So wurde die Situation äußerſt 


gefährlich. Gelang es Nadoslawow nicht, die Dobrudſcha zu 


erhalten, ſo mußte er demiſſionieren. Sein Nachfolger konnte 


nur der Demokratenführer Malinow werden. Die Dobrudſcha 
wurde zur Bündnisfrage. Meine bulgariſchen Freunde ſchrieben 
mir aus Sofia und Bukareſt, wo fie teilweiſe bei den Friedens⸗ 


verhandlungen weilten, verzweifelte Briefe. Ich habe mich darauf 


und gefordert, daß Deutſchland nicht wieder auf das rumäniſche 


im Reichstag für die berechtigten bulgariſchen Wünſche eingeſetzt 


Pferd ſetzen dürfe. Zahlreiche Dankkundgebungen aus allen bul⸗ 


gariſchen Kreiſen erneuerten die Bündnistreue. Gleichzeitig erging 
der Wunſch an mich, ſelbſt zu einem kurzen Beſuch nach Sofia 
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zu kommen; ich konnte dieſen nicht ausführen. Die Situation 
wurde noch verſchärft durch den Amſtand, daß die türkiſchen Anter⸗ 
händler die Rückgabe der im Jahre 1915 freiwillig vollzogenen 
Grenzberichtigungen heiſchten. Anfangs April 1918 wurde mir 
von einer zunehmenden deutſchfeindlichen Stimmung berichtet. 
Auch der König beſchwerte ſich darüber, daß er trotz ſeiner Bündnis⸗ 
treue „einen Fußtritt nach dem anderen“ dafür bekomme, daß er 
mit Deutſchland gegangen ſei; der ſchwerſte ſei im Bukareſter 
Frieden erfolgt. Der Sturz des Kabinetts Nadoslawow und feine 
Erſetzung durch den Demokratenführer Malinow war die Folge 
des Friedens von Bukareſt. Damit war, wie ich den Berliner 
amtlichen Stellen ſagte, der Riß im Vierbund aller Welt 
offenkundig. Amtliche Stellen ſuchten Deutſchland zu beruhigen 
durch den Hinweis auf den deutſchfreundlichen Depeſchenwechſel 
und ähnliche Erklärungen des neuen Miniſterpräſidenten. Ich ließ 
mich durch dieſelben nicht irremachen, da eine ſolche Formalität 
ganz ſelbſtverſtändlich war. Die neuen Miniſter machten auch gar 
bald keinen Hehl aus ihrer politiſchen Überzeugung; fie ſprachen 
offen von der Möglichkeit einer Neuorientierung, ja von der Not⸗ 
wendigkeit eines Sonderfriedens und begründeten dieſe damit, daß 
ſich Deutſchland weder militäriſch noch wirtſchaftlich mehr lange 
halten könne. Der König hielt ſeinerſeits bis zum letzten treu zum 
Bündnis und beſiegelte dieſe Treue mit ſeiner Abdankung. Die 
Verhandlungen mit der Entente haben ohne ſein Wiſſen ſtatt⸗ 
gefunden und ſind zum Teil von ſeinen perſönlichen Gegnern 
geführt worden. Aberraſchend konnte auch der deutſchen Regie⸗ 
rung und der Oberſten Heeresleitung dieſe Wendung der Dinge 
nicht kommen; denn ſie waren von Sofia aus zeitig genug ge⸗ 
warnt, ja förmlich beſtürmt worden. Was ich ſo oft den 
politiſchen Stellen in Berlin während des Krieges geſagt hatte: 
die Belaſſung des Salonikiriegels der Entente wurde das Unglück 
für die Mittelmächte. Man hat es mir nicht geglaubt, bis es ſo 
gekommen iſt. 

Während meines Februaraufenthalts (1916) in Sofia ſprach eine 
Reihe bulgariſcher Perſönlichkeiten mit mir über die Möglichkeit 
einer Anion der bulgariſchen Kirche mit Rom. Aber⸗ 
raſchend war mir der Gedanke nicht. Gerade die Zeiten ſeiner 
glänzendſten Kulturperiode, ſeiner größten territorialen Aus⸗ 
dehnung, die Zeit, in der es der mächtigſte politiſche Machtfaktor 
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des Balkans war, hatte Bulgarien in der Union mit Rom durch: 


lebt. Die Erinnerung daran war fo lebendig geblieben, daß es in 


den Tagen des Anglücks, die ihm 1913 beſchieden waren, ſeine 
Blicke wieder nach Rom gerichtet hatte. Damals war der Anions⸗ 
gedanke ſo mächtig geworden, daß der Exarch ſich unter ruſſiſchem 
Druck veranlaßt ſah, ein Nundſchreiben gegen denſelben zu ver⸗ 
faſſen. Freilich wurzelten dieſe nach Rom hinzielenden Bewegungen 
mehr in politiſchen Erwägungen als in der Erkenntnis der kulturellen 
und religiöſen Unzulänglichkeit des Orthodoxismus und ver⸗ 


ſchwanden, wie fo oft, mit der Anderung der politiſchen Lage. | 
Begreiflich, daß die Regierung Radoslawow einem folchen Ent: 
ſchluß nicht unſympathiſch gegenüberſtand, da ſie wußte, daß ſie 


von Rußland alles zu befürchten hatte, während die kirchliche Anion 


mit Rom den Hauptkanal der ruſſiſchen Beeinfluſſung verſtopfen 
würde; ſie konnte die Anion als eine Folgewirkung des deutſch⸗ 
bulgariſchen Bündniſſes anſehen. Auch der König, der mir ſein 
Lebenswerk dahin charakteriſierte, „Bulgarien nach dem Weſten 
zu orientieren,“ ſtand der ihn ſo eng berührenden Frage äußerſt 


wohlwollend gegenüber. Der Aniverſitätsprofeſſor Dr. Baſtgen, 


der ſich zunächſt ſtudienhalber, dann auch als Feldgeiſtlicher in 
Sofia aufhielt, hatte bei Ausführung ſeiner Berufsarbeiten reich⸗ 
liche Gelegenheit, enge Beziehungen mit dem katholiſchen Epiſkopat 
wie mit den unierten und orthodoxen Biſchöfen, Geiſtlichen und 
Laien aufzunehmen. Seine Reifen nach Deutſchland ermöglichten 
ihm eingehende Ausſprachen mit maßgebenden kirchlichen Stellen. 
Auch äußerlich erfolgten Schritte in dieſem Sinn. Eine Reihe 
lateiniſcher bulgariſcher Prieſter gingen zu ihrer weiteren Aus⸗ 


bildung nach Deutſchland; Theologieſtudenten folgten nach. Der 


König ſelbſt hat ſich an der Fronleichnamsprozeſſion in Sofia nach 
langen Jahren erſtmals wieder öffentlich beteiligt. Die rumäniſch⸗ 


orthodoxe Kirche wurde nach dem Kriegsausbruch mit Rumänien 


S EL RE TH 


den Katholiken zur Verfügung geſtellt. Minifterpräfident Malinow 
machte — ein beredtes Zeugnis für die grundſätzliche Anderung 
der Politik — dieſen Akt wieder rückgängig. Der Annäherung 
an den Weſten diente auch die Einführung des Gregorianiſchen 
Kalenders mit Wirkung vom 1. April 1916; der Synod hielt jedoch 


am Julianiſchen Kalender feſt und feierte die Feſte nach dieſem. Die 
Regierung gab dann nach und legte die bürgerlichen Feiertage 


wiederum nach dem orthodoxen Kalender. Leider wurden die 
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latholiſchen Schulen in Sofia von Deutſchland nicht mit dem notwen⸗ 
digen Nachdruck unterſtützt; Oſterreich zeigte mehr Verſtändnis. Dem 
Wunſche des Heiligen Stuhles behufs Fürſorge eine Liſte ſämtlicher 
italieniſcher Kriegsgefangenen nach Rom zu ſenden, haben König 
und Regierung umgehend entſprochen. Auf Wunſch des Papſtes 
wurden die italieniſchen kriegsgefangenen Offiziere zur Verbeſſerung 
ihrer Lage nach Philippopel gebracht. 

Ende Juni 1916 beauftragte mich der Zar von Bulgarien, 
dem Papſte feinen dringenden Wunſch zu unterbreiten, die diplo⸗ 
matiſchen Beziehungen zwiſchen Sofia und Rom auf: 
zunehmen, und zwar zunächſt durch Errichtung einer Nuntiatur; 
nach Friedensſchluß würde der König dann einen Geſandten nach 
Rom entſenden; im Anſchluß daran ſollte ſpäter nach dem Beiſpiel 
Serbiens ein Konkordat mit Rom abgeſchloſſen werden. Kronprinz 
Boris hatte beim Einmarſch in Niſch das unmittelbar vor Kriegs⸗ 
ausbruch zwiſchen Serbien und Rom abgeſchloſſene Konkordat 
unter den Akten der geflohenen ſerbiſchen Regierung ſelbſt auf- 
gefunden. Bereits am 12. Juli wurde mir mitgeteilt, daß der 
Vatikan mit Freuden „diplomatiſche Beziehungen zwiſchen Bul⸗ 
garien und dem Heiligen Stuhl herſtellen werde, doch ſei dies 
während des Krieges nicht möglich, da auch andere Mächte ähnliche 
Schritte unternommen hätten (Japan, Serbien, Türkei) und der 
Heilige Vater nicht eine Macht der anderen vorziehen wolle“. Ich 
glaubte demgegenüber darauf hinweiſen zu dürfen, daß hierdurch 
wertvolle Zeit verloren gehe, und nach Kriegsende die politiſche 
Situation eine andere ſein könnte; auch würde der Abſchluß eines 
Konkordats durch die Anweſenheit des Nuntius erleichtert werden; 
die päpſtliche Neutralität werde nicht verletzt werden, wenn z. B. 
gleichzeitig Nuntiaturen in Bulgarien und Japan errichtet würden. 
Rom legte der Frage die größte Bedeutung bei und überwies fie 
zur Entſcheidung der Kardinalskongregation, welche ſich dahin 
entſchloß, die diplomatiſchen Beziehungen erſt nach Kriegsende 
aufzunehmen. Im Jahre 1918 wurden dann über die Nuntiatur 
in Wien Verhandlungen mit der bulgariſchen Regierung ein⸗ 
geleitet, die jedoch durch die politiſche Wendung der Dinge ins 
Stocken gerieten. 

Das jahrelange Zuſammenarbeiten in härteſter Kriegsnot mit 
dem bulgariſchen Volk wird auch für die Zukunft gute Früchte 
zeitigen. d 
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Die von König Karol und dem Deutſchen Kaiſer abgeſchloſſene 
Militärkonvention wurde in den Auguſttagen 1914 vom 
rumäniſchen Kabinett als nicht rechtsverbindlich angeſehen und 
derſelben keine Folge gegeben. Verwandtſchaftliche Beziehungen 
der Dynaſtien haben in ernſten Völkerkonflikten keine Bedeutung; 
auch der Amſtand, daß Deutſchland nach dem Bukareſter Frieden 
ſich offen für Rumänien ausſprach, wurde nicht gelohnt. König 
Karol, der nach dieſem Mißerfolg abdanken wollte, ſtarb tat⸗ 
ſächlich an gebrochenem Herzen. Seinem Nachfolger, König Fer⸗ 
dinand, fehlte es an Autorität, um entſcheidenden Einfluß auf 
die Politik ſeines Landes gewinnen zu können; ich glaube, er 
hat es auch nie verſucht. Politiſch weit mächtiger war die Königin, 
die trotz des Einſchlags deutſchen Blutes mit ihren Sympathien 
offenkundig auf ſeiten der Entente ſtand. Man hat ſich zwar in 
Berlin wiederholt anderes eingeredet. 5 

Solange nicht die Durchſchlagung des ſerbiſchen Niegels durch 


den Negotinerkreis erfolgt war, bildete Rumänien den Schlüſſel 


zum Drient. Seine Stellungnahme war mit entſcheidend für 
die Abwehr an den Dardanellen und damit für das frühere oder 
ſpätere Ende des Weltkriegs. Die Munitionstransporte donauauf: 
wärts nach Serbien ließ Rumänien ruhig paſſieren, die Munitions⸗ 
durchfuhr nach der Türkei verbot es. Auch der Ausfuhr des Ernte⸗ 
überſchuſſes und von Petroleum aus Rumänien wurden faſt un⸗ 
überwindliche Schwierigkeiten in den Weg gelegt. Man könnte die 
ſpannendſten politiſchen Romane ſchreiben, wenn man alle Be⸗ 
mühungen ſchildern wollte, um eine Anderung dieſer Haltung her⸗ 
beizuführen oder um auf andere Weiſe dem deutſchen Intereſſe 
Genüge zu tun. Dabei erklärten mir rumäniſche Politiker, wie feiner- 
zeit auch römiſche, daß ſie gegen Deutſchland gar nichts hätten, 
ſondern offen anerkennen müßten, daß Deutſchland an der kulturellen 
und wirtſchaftlichen Erſchließung Rumäniens in ganz erheblichem 
Maße beteiligt geweſen ſei: ohne deutſche Hilfe hätte ihr Land über⸗ 
haupt nicht den gewaltigen Aufſchwung in den letzten Jahrzehnten 
nehmen können; aber es ſei Oſterreich⸗Angarn, das ein freund⸗ 
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ſchaftliches Verhältnis mit den Mittelmächten nicht aufkommen 
laſſen könne. Die Behandlung der in Ungarn lebenden Rumänen 
ſei geradezu ein Skandal, beſonders die brutale Nationalitäten⸗ 
politik des Grafen Tiſza mache das ganze rumäniſche Volk zum 
Feinde der Mittelmächte. Die Rumänen in Siebenbürgen müßten 
nach dem ungariſchen Wahlgeſetz mindeſtens 70 Mandate zum Ab⸗ 
geordnetenhaus haben; durch Wahlkreisgeometrie und andere will⸗ 
kürliche Maßnahmen würde jedoch dieſe Zahl auf 5 bis 7 Köpfe 
herabgedrückt, jo daß die Rumänen nicht einmal in der Lage ſeien, 
eine eigene Fraktion in Budapeſt zu bilden. Politiſche Ver⸗ 
folgungen der Rumänenführer in Siebenbürgen, ja ſelbſt Todes: 
urteile gegen dieſe peitſchten immer und immer wieder die natio⸗ 
nalen Leidenſchaften auf. Ich hatte ſelbſt wiederholt Gelegenheit, 
mit rumäniſchen Abgeordneten und Politikern in Wien und ander⸗ 
wärts zuſammenzukommen und gewann dabei einen Einblick in 
die ungariſche Politik gegenüber den Nicht⸗Madjaren; es klagten 
die zwei Millionen Deutſche, die in Angarn lebten, genau in derſelben 
Weiſe. 

Die Stellung Rumäniens im Weltkrieg wurde international 
lange davon abhängig gemacht, welche Haltung Italien ein⸗ 
nehmen würde. Vor meiner Abreiſe aus Nom wurde mir von 
gut unterrichteter Seite verſichert, daß eine Art ſtillſchweigende 
Vereinbarung zwiſchen beiden Ländern über ein gemeinſames 
Vorgehen vorliege, wenn es auch nicht zu einem Vertragsabſchluß 
gekommen ſei. In gewiſſer Hinſicht gingen die Intereſſen beider 
Länder inſofern auch parallel, als ſie beide territoriale Anſprüche 
gegenüber Oſterreich⸗Angarn erhoben. Der politiſche Grund, wes⸗ 
halb der ungariſche Miniſterpräſident Graf Tiſza ſich ſo lange und 
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zäh gegen die Abtretung des Trentino ſträubte (obwohl ihm als 
Vollblutmadjaren eine Schmälerung Oſterrreichs ganz will⸗ 
kommen geweſen wäre), war darin zu ſuchen, daß er aus einem 
ſolchen Entgegenkommen eine Steigerung der Anſprüche der Ru- 
mänen in Siebenbürgen befürchtete. Er hat mir dies im Juni 1915 
offen zugegeben und atmete ſichtlich erleichtert auf, als durch die 
Kriegserklärung Italiens die Frage der politiſchen Verhandlungen 
endgültig erledigt war. In den leitenden politiſchen Kreiſen Deutſch⸗ 
lands befürchtete man nach dem Kriegseintritt Italiens auch bald 
den von Rumänien. Wenn in jenen Wochen nicht der ſiegreiche 
Durchbruch von Gorlice mit dem Rückzug der Ruſſen und unſerem 
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Vormarſch einen großen militäriſchen Druck auf Bukareſt ausgeübt 
hätte, fo wäre nach meiner feſten Überzeugung damals bereits 
Rumänien gegen die Mittelmächte marſchiert. So jedoch wurde 
Zeit gewonnen. f 

Unmittelbar vor meiner Abreiſe aus Nom wurde mir von gut 
unterrichteter Seite nahegelegt, die ganze Kraft darauf zu ver⸗ 
wenden, daß Rumänien nicht auf die Seite der Entente trete. 
Meine Reiſe nach Wien und Budapeſt im Juni 1915 nutzte 
ich in dieſem Sinne aus. Mit dem damaligen öſterreichiſchen i 
Minifter des Außern hatte ich am Fronleichnamstag eine ein⸗ 
gehende Ausſprache, um ihm an Hand der Erfahrungen in A 
klarzumachen, daß nunmehr unter allen Umftänden vermieden 
werden müſſe, daß in Bukareſt ſich dieſelbe Tragödie wiederhole; 
da jetzt die Donaumonarchie vor politiſchen Opfern im Trentino 
bewahrt geblieben ſei, müſſe es um ſo leichter fallen, gewiſſe Kon⸗ 
zeſſionen an Rumänien zu machen; ſolche territorialer Art kämen 
kaum in Betracht, wenn man von den beiden ſüdlichen rumäniſchen 
Kreiſen der Bukowina abſehe; es handle ſich vielmehr nur darum, 
daß in Angarn die berechtigten nationalen Wünſche der Rumänen 
erfüllt würden. Baron Burian, der als Wiener Vorpoſten des 
Grafen Tiſza angeſehen wurde, lehnte für ſeine Perſon ſchroff jedes 
Entgegenkommen gegenüber Numänien ab und meinte, daß die 
minderwertige rumäniſche Armee von unſeren Soldaten raſch mit 
blutigen Köpfen heimgeſchickt werden würde, worauf ich ihm er ⸗ 
widerte, er möge ſich doch keiner Täuſchung darüber hingeben, daß 
deutſches Blut für Fehler der öſterreichiſch-ungariſchen Politit 
nicht weiter fließen könne, wir müßten doch nicht nachgerade noch 
mit allen jenen Staaten wegen offenkundiger politiſcher Fehler in 
kriegeriſche Auseinanderſetzungen geraten, auf deren Hilfe man 
bei weitſichtiger Politik gerechnet habe und hätte rechnen können. 
Schließlich meinte Baron Burian, daß für dieſe Frage der une 
gariſche Miniſterpräſident Graf Tiſza maßgebend ſei. Ich begab 
mich tags darauf zu dieſem. Doch fand ich bei ihm noch weniger 
Verſtändnis; denn er wollte nicht einmal die Berechtigung der 
Klagen der Rumänen anerkennen. Er fand alles in beſter Ordnung 
die in Ungarn lebenden Rumänen befänden ſich in weit beſſeren kultu⸗ 
rellen Verhältniſſen als die im Königreich Rumänien anſäſſigen, 
es ſeien nur einige wenige politiſche Hitzköpfe, welche Anruhe unter 
die ſonſt ſo ruhige Bevölkerung brächten; kein Land treibe eine ſo 
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gerechte Nationalitätenpolitik wie Angarn. Dann folgten ſehr 
heftige Ausfälle gegen einige mir perſönlich bekannte Rumänen⸗ 
führer, die zudem eine überaus mäßigende Haltung einnahmen. 
Graf Tiſza lehnte jedes Verhandeln mit Rumänien über die Ge⸗ 
währung weiterer Rechte an die Rumänen in Ungarn ab. Ich ſetzte 
ihm darauf auseinander, es ſei gar nicht die Abſicht Deutſchlands, 
mit Bukareſt darüber zu verhandeln, ſondern Angarn ſelbſt müſſe 
von ſich aus ein Maß von Entgegenkommen zeigen, das dann be⸗ 
ruhigend auf Numänien wirken und in den ſiebenbürgiſchen Grenz⸗ 
bezirken Befriedigung auslöſen würde. Auch hiervon wollte Graf 
Tiſza ſehr wenig wiſſen, indem er wiederholt betonte, daß ein 
Anlaß zu berechtigten Klagen überhaupt nicht vorliege. Immerhin 
ſtellte er in Ausficht, daß er geneigt ſei, einige Erleichterungen für 
die Rumänen zu gewähren. Ganz anders waren freilich die Töne, 
die ich von den maßgebenden rumäniſchen ſiebenbürgiſchen Ab⸗ 
geordneten in Budapeſt und namentlich in Wien hörte. Ihr geiſtiges 
Haupt trat mit aller Energie für die Erhaltung der Doppelmonarchie 
ein; es wollte dieſe gemäß dem Plan des ermordeten Thronfolgers 
auf föderativer Grundlage neu aufbauen, ganz im Anſchluß an 
die ſtaatsrechtliche Konſtruktion des Deutſchen Reichs. Die Rus 
mänen Angarns forderten die bundesſtaatliche Gliederung der 
Doppelmonarchie mit großer Machterweiterung für die Zentral⸗ 
inſtanz, der nicht nur die Außenpolitik, ſondern auch das Heeres⸗ 
weſen, Wirtſchaftspolitik, Verkehrspolitik und Finanzpolitik über⸗ 
tragen werden ſollte; nur in kulturellen Fragen ſollten die einzelnen 
Länder vollkommene Freiheit haben und die Zentralgewalt lediglich 
den Grundſatz der Gleichberechtigung ausſprechen. Weite Kreiſe 
Deutſch⸗Oſterreichs, namentlich die Chriſtlich⸗Sozialen, ſtanden 
auf demſelben Standpunkt. Daraus ergab ſich auch, daß die Wünſche 
der Rumänen Ungarns in Wien im allgemeinen keine unfreundliche 
Aufnahme fanden. In Budapeſt dagegen iſt viel zu wenig geſchehen; 
man ließ den Wagen laufen. 

Dieſes politiſche dolce far niente paßte ausgezeichnet in die 
Berechnungen der rumäniſchen Regierung, die auf alle 
Anfragen über die Forderungen für eine wohlwollende Neutralität 
ſtumm blieb. Die Zentralmächte gaben in Bukareſt zu erkennen, 
daß Landesabtretungen in der Bukowina, die Zuſage des Erwerbs 
von Beßarabien, die notwendigen Geldmittel und nationale Kon⸗ 
zeſſionen an die rumäniſchen Angarn zu erreichen ſeien. Schon um 
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Pfingſten 1915 herum hatte der deutſche Geſandte in Bukareſt den 
ſtrikten Auftrag erhalten, die Forderungen Rumäniens feſtzuſtellen. 


Mehrere Wochen bemühte er ſich vergebens um eine Audienz beim 


König, und als er ſie erhielt, wurde er mit dieſer Angelegenheit 


an den Miniſterpräſidenten verwieſen. Dieſer wich jedoch einer klaren 
Stellungnahme aus. 
Auf der Rückkehr von Konſtantinopel und Sofia weilte ich 


einige Tage in Bukareſt (18. bis 20. Februar 1916). Aus Bul⸗ 


garien brachte ich als Eindruck die große Abneigung und den Haß 
der Bulgaren gegen die Rumänen mit; in dortigen maßgebenden 
Kreiſen ſehnte man ſich förmlich nach dem Kriegsausbruch mit 


Rumänien. Der kommandierende General der erſten bulgariſchen 
Armee, den ich in Ruſtſchuk traf, erklärte, daß er mit Schmerzen 
auf das Signal des Kriegsausbruchs warte; bulgariſche Infanterie, 
gedeckt und geſtützt durch deutſche Artillerie, ſei unüberwindbar. 
Die maßgebenden bulgariſchen Kreiſe, auch die bulgariſchen Ge⸗ 
ſandten in Konſtantinopel und Bukareſt gaben mir gegenüber ihre 
Auffaſſung dahin zu erkennen, Rumänien werde bis zum Kriegs⸗ 
ende neutral bleiben, wenn der Weltkrieg wie bisher unent⸗ 
ſchieden auslaufe; es werde ſich im letzten Augenblick auf die Seite 
der Mittelmächte ſtellen, wenn deren glänzender Sieg vor aller 
Welt unentreißbar feſtſtehe; Rumänien werde aber gegen die 
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Zentralmächte marfchieren, wenn ein nennenswerter militärifcher 
Mißerfolg, auch ein nur vorübergehender, auf deren Seite ſich 


einſtellen würde. Dabei rechneten die Bulgaren damit, daß Ru⸗ 
mänien zunächſt nicht gegen Oſterreich⸗Angarn marſchieren würde, 
ſondern gegen Bulgarien. Durch meinen Aufenthalt in Bukareſt 
bin ich alsbald zu der Aberzeugung gekommen, daß die bulgariſche 


Auffaſſung im allgemeinen zutreffend war, nur mit der kleinen Ande⸗ 


rung, daß Rumänien unter keiner Vorausſetzung aus eigenem 
Antrieb mit den Mittelmächten gehen werde. In allen politiſchen 
Kreiſen Rumäniens, in denen ich Gelegenheit zur Ausſprache hatte, 


ſtand im Vordergrund die Angſt, daß Deutſchland bei weiterem 
günſtigen militäriſchem Stand der Dinge irgendeine politiſche 
Entſcheidung von Rumänien fordern könne. Alles Entgegenkommen 


auf wirtſchaftlichem Gebiet war nur von dieſer Angſt diktiert und 
entſprang der Erwägung, Deutſchland auf wirtſchaftlichem Gebiet 


eine Zeitlang Konzeſſionen zu machen, damit es nicht mit der 


politiſchen Forderung einer endgültigen Stellungnahme Ru⸗ 
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näniens heraustrete. Ich mußte daher in meinem Bericht an den 
Reichskanzler niederſchreiben: | 

„Solange unfere militärifche Lage gut ift, werden dieſe wirtſchaft⸗ 
lichen Konzeſſionen Rumäniens andauern. Jede Veränderung der 
militäriſchen Situation zu ungunſten der Zentralmächte wird aber 
auch abſolut ſicher eine Einſchränkung oder ein Aufhören dieſes wirt⸗ 
ſchaftlichen Entgegenkommens bringen. Man darf ſich daher durch 
die derzeitige Haltung Rumäniens in wirtſchaftlichen Fragen nicht 
täuſchen laſſen. Das Land, d. h. die maßgebenden Kreiſe Rumäniens, 
ſind gegen die Mittelmächte, nur die Angſt um die Erhaltung der 
eigenen Exiſtenz, hervorgerufen durch den Erfolg der deutſchen 
Waffen, hält Rumänien von einem Einſchreiten gegen die Mittel⸗ 
mächte ab.“ 


In dieſer meiner Auffaſſung wurde ich ganz erheblich beſtärkt 
durch die nahezu zweiſtündige Anterredung, die ich mit König 
Ferdinand von Rumänien hatte. Ich gewann dabei die 
erzeugung, daß der König aus eigenem Antrieb und eigener 
Kraft keinerlei große politiſche Schritte tun werde, daß er perſönlich 
am liebſten die Neutralität bis zum Ende durchhalten würde, daß 
er aber nicht in der Lage ſei, von ſich aus einen Kabinettswechſel 
zu vollziehen oder eine Kriegserklärung gegen die Zentralmächte 
aufzuhalten. Der König hatte, wie er mir gegenüber wiederholt 

etonte, ſicherlich den beſten Willen, zugunſten der Zentralmächte 
alles zu tun, was er als König von Rumänien tun konnte. Er 
führte aber lebhafte Klage darüber, daß man von Berlin aus 
nicht beizeiten in Wien vorſtellig geworden ſei, um die Frage der 
Rumänen in Ungarn fo zu regeln, daß das Bündnis zwiſchen den 
Mittelmächten und Rumänien bei Kriegsausbruch hätte in die 
Tat umgeſetzt werden können. König Karol habe wiederholt darauf 
gedrängt, aber man habe ſich in Berlin und Wien vor dem Trotz 
der Angarn zu ſehr gefürchtet; ſein Onkel, der verſtorbene König, 
i habe ihm wiederholt darüber lebhafte Klage geführt. Er (König 
Ferdinand) verlange keine territoriale Abtretung von Oſterreich⸗ 
"Ungarn, ſondern fein einziger Wunſch ſei, daß die „Rumänen in 
Ungarn genau ſo behandelt würden wie die Tſchechen in Oſterreich“. 
Ich wies auf die Bemühungen Berlins und meine Beſtrebungen 
im Mai und Juni 1915 hin und gab der Meinung Ausdruck, daß 
dem Minifterpräfidenten Bratianu überhaupt nicht an einer Ver: 
ſtändigung zwiſchen Bukareſt und Wien gelegen ſei; denn was man 
damals eingeleitet habe, ſei doch nur der erſte Schritt geweſen; 
die Haltung des rumäniſchen Kabinetts habe darum in Deutſchland 
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ebenſo Erſtaunen wie Anwillen hervorgerufen. Der König et r 
widerte darauf, daß Deutſchland während des Krieges in Rumänke 
nicht glücklich und geſchickt gearbeitet habe. Er hatte u. a. die Ent 
ſendung einzelner deutſcher Perſönlichkeiten nach Bukareſt n 
Auge, die er dabei als deutſche „Rauhbeine“ und „Flegel“ b be: 
zeichnete und erklärte, er wiſſe wohl, daß gegen Bratianu in Ber 
Voreingenommenheit und Abneigung beſtehe, aber er ſei nicht 
der Lage, einen Kabinettswechſel zu vollziehen, da die Liberalen 
die unbeſtrittene große Mehrheit im Parlament und im Lande hätten 
Wenn die rumäniſche Regierung eine Entſcheidung treffe, w 
gegen die Intereſſen des Landes auslaufe, ſo würde jeder manische 
Miniſter den König als denjenigen bezeichnen, der das Land in d 
unglückliche Situation gebracht habe; darin beſtehe kein Anterſchie ö 
zwiſchen Bratianu und Majorescu. Daß Rumänien in den Krie 5 


eintrete, ſei vorläufig unmöglich, weder mit Deutſchland noch mi 
Rußland. Rumänien ſei ein kleines Land und fege feine ganze 
Exiſtenz im Kriege ein, während Deutſchland doch nur einige Pro⸗ 
vinzen riskiere. Im weiteren Verlauf der Anterredung wies ic 9 
darauf hin, daß es im dringendſten Intereſſe Deutſchlands läge, 
Klarheit über die politiſchen Abſichten Rumäniens zu erhalten, 

da der Beginn weiterer militäriſcher Operationen, z. B. ein Vor: i 
rücken in die Ukraine, nicht unabhängig von dem Verhalten Ru . 
mäniens erfolgen könne; es erhebe ſich damit von ſelbſt die Frage, o 6 
Rumänien mit den Zentralmächten marſchiere, wenn Deutſchland > 
fich gegen Kiew in Bewegung fege. Der König konnte auch dies 
vorläufig nicht zuſagen; wenn die deutſchen und öſterreichiſchen Heere 0 \ 
aber in Beßarabien ftänden und Rumänien die Verwaltung des be⸗ „ 
ſetzten Gebiets angeboten würde, erfolge eine ablehnende Haltung 
nicht. Auf meine weitere Bemerkung, daß Rumänien in eine un⸗ 
angenehme Situation kommen könne, wenn die ruſſiſchen Truppen 
in das Land einfielen, bemerkte der König: „Dann wird geſchoſſen!“ 
Ich brachte die lebhafteſten Zweifel zum Ausdruck, ob ein ſolches 
„Schießen“ nicht zu ſpät ſei und dann Rumänien gegen den Willen 
des Königs in den Krieg eintreten müſſe; es ſeien doch mindeſtens 
vorbereitende Maßnahmen erforderlich. Als eine ſolche würde 
ich anſehen eine beſtimmte Erklärung der Regierung in der Kammer, | 
daß Rumänien wohlwollende Neutralität gegenüber den Zentra 
mächten bis zum Kriegsſchluß halten würde und hierfür die nötigen 
Garantien gebe: Zurückziehung der rumäniſchen Truppen von der 
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N M gariſchen Grenze und Verſchiebung dieſer Truppen gegen die 
uſſiſche Front. Der König befürchtete von einer ſolchen Erklärung 
inen verſchärften Druck der Entente, woran ſich eine Tat anſchließen 
bönne, die gegen die Intereſſen der Mittelmächte gerichtet ſei, 
und meinte: „Es gibt viele Kreiſe in Rumänien, welche von dem 
6 = eg der Mittelmächte nicht überzeugt find, ſondern feſt damit rechnen, 
daß die Entente den Sieg davontragen wird. Die wirtſchaftliche Kraft 
5 Entente wird in Deutſchland vielfach unterſchätzt. Der Sterling: 
3 ſteht gegenüber dem Markkurs im Ausland unerſchüttert da.“ 
8 dieſer und einer Reihe anderer Bemerkungen des Königs konnte 
0 eben, daß er perſönlich davon überzeugt war, daß England 
icht niedergerungen werden könne. Die Schlußworte meines Be⸗ 
Fichtes zogen für die deutſchen Politiker folgende Richtlinien: 


„Einen Kabinettwechſel aus inneren Gründen oder beruhend 
auf dem Willen des Königs halte ich in Rumänien für ganz ausge⸗ 
ſchloſſen. Ein ſolcher kann nur durch einen ſtarken Druck von außen 
kommen. Der bulgariſche Geſandte in Bukareſt erklärte mir, daß 


er in kurzer Friſt in der Lage ſein werde, Bratianu zu ſtürzen wegen 

der Mißerfolge der Politik des heutigen Kabinetts. Eine beſtimmt 
gehaltene Anfrage Bulgariens in Bukareſt würde Rumänien von 
1 ſelbſt den Mittelmächten zuſteuern, welche dann alle Garantien für 
1 dauernde Neutralität fordern könnten. Es erſcheint mir aber ſehr 


IB fraglich, ob ſolche Garantien ſich geben laſſen, ſofern nicht Rumänien 
darin willigen würde, daß unſere Heeresleitung das Benutzungs- 
recht der rumäniſchen Bahnen erhalte. Dadurch wäre Rumänien 
an die Mittelmächte gekettet, wenn es ſich auch nicht am Krieg be- 
teiligte, ſo ähnlich wie die Entente es in Griechenland bei Saloniki 
gemacht hat. Einen ſolchen Schritt zu unternehmen, ſcheint mir aber 
bald geboten, wenn irgend möglich noch vor dem Einſetzen der Opera- 
tion gegen Saloniki. Hierdurch allein wird völlige Klarheit ge⸗ 
ſchaffen, denn wie König Ferdinand wiederholt betonte, iſt die ganze 
Haltung Rumäniens als eine vorläufige, nicht aber als eine definitive 
aufzufaſſen. Es ſei nochmals betont, daß alles Entgegenkommen der 
rumäniſchen Regierung auf wirtſchaftlichem Gebiet Deutſchland 
nur abhalten ſoll, entſcheidende Fragen und Bedingungen auf politi⸗ 
ſchem Gebiet zu ſtellen. Jede Schwächung unſerer derzeitigen guten 
militäriſchen Poſition würde eine ſofortige Anderung des Bildes in 
Rumänien herbeiführen. Darum dürfte es ſich empfehlen, den jetzigen 
Zeitpunkt unſerer Kraft und Stärke ſo auszunutzen, daß von dieſer 
Seite keine Gefahr mehr drohen kann.“ 


Dieſe ſchriftlichen Darlegungen führten in Berlin nicht zu der 
durch die Geſamtlage gebotenen Konſequenz, obwohl ich ſie bei 
den maßgebenden Stellen durch mündliche Darlegungen noch er- 
weitern und verſchärfen konnte. Man wartete leider vielmehr ab, 
bis Rumänien ſeinerſeits ein halbes Jahr ſpäter den Mittelmächten 
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den Krieg erklärte. Miniſterpräſident Bratianu ſpielte ſein Doppel⸗ 
ſpiel meiſterhaft; den Ruffen ſagte er, daß ein Krieg gegen Oſterreich⸗ 
Ungarn für Rumänien das geringſte Riſiko bedeute, da nach der 
Zertrümmerung der Doppelmonarchie kein Revanchekrieg zu bes 
fürchten ſei, während die Wegnahme von Beßarabien, welche 
Deutſchland vorſchlage, Rußland zum ewigen Gegner machen würde. 
Deutſchland gegenüber hieß es, daß die Exiſtenz des ganzen Landes 
nicht aufs Spiel geſetzt werden dürfe. Die Entente arbeitete im 
ganzen Land „großzügig“. Eine grandioſe Beſtechung war der Auf 
kauf rumäniſchen Getreides durch England, dem hierbei Numänien 
das formale Verſprechen gab, den Krieg ſpäteſtens am 15. Auguſt 
1916 zu beginnen. Im Mai 1916 ließ mir der König noch durch eine 
Vertrauensperſon ſagen, daß das Verhältnis zu Deutſchland nach wie 
vor ein gutes bleiben würde. Anfang Juli wurden mir im höchſten 
Grade beunruhigende Meldungen hinterbracht, die ich ſofort der 
Oberſten Heeresleitung unterbreitete und welche dann auch im Auguſt 
ihre Beſtätigung durch den Kriegsausbruch fanden. Bereits am 
14. Auguſt wurde mir abſolut zuverläſſig über eine Anterredung mit 
dem König gemeldet, „daß die allgemeine Lage in ein kritiſches Sta⸗ 
dium getreten iſt“. Die Stimmung in Vukareſt ſelbſt war eine offen 
kundig ententefreundliche ſchon in der Zeit meines Beſuches. Gute 
Aufnahme fand eine Operettenſängerin mit ihrem täglichen Liedlein: 
„Filipescu — das iſt der Mann des Rubels. 1 
Take Jonescu — das iſt der Mann des Franken. 
Marghlloman — das iſt der Mann der Mark!“ 

Das Publikum ſpendete den beiden erſten Zeilen freudigen Beifall, | 
bei der Schlußzeile tobte und pfiff es! Dieſes kleine Bild aus dem 
geſelligen Leben gab die öffentliche Meinung getreulich wieder. 


10. Kapitel 
In Wien 


Meine Beziehungen zu Wiener politiſchen Kreiſen gehen auf 
einundeinhalb Jahrzehnte zurück. In der Zeit der bosniſchen 
Kriſis wurden ſie beſonders enge. Auch vor dem Krieg habe 
ich wiederholt in Oſterreich⸗Angarn politiſche und kirchenpolitiſche 
Vorträge gehalten und manchen Konferenzen beigewohnt. Daß 
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die treue Waffenbrüderſchaft zwiſchen Berlin und Wien dieſe 
Beziehungen noch weiter ausbaute und herzlicher geſtaltete, war 
das natürliche Ergebnis des Krieges. In den erſten Kriegsjahren 
weilte ich nahezu jeden Monat einmal in Wien, um Beſprechungen 
mit Politikern, Parlamentariern, Miniſtern und kirchlichen Kreiſen 
zu halten. Alldeutſche Kreiſe haben dieſe Reiſen verdächtigt und 
mein Wirken in Wien als den deutſchen Intereſſen abträglich hin⸗ 
geſtellt. Ein Beweis für dieſe Verdächtigung iſt nicht einmal 
verſucht, geſchweige denn erbracht worden. Ich habe meine viel⸗ 
fachen Beziehungen zu Oſterreich⸗Angarn ſtets nur im deutſchen 
Intereſſe und zur Feſtigung des Bündnisgedankens ausgenutzt, 
dabei aber allerdings nie vergeſſen, daß Oſterreich⸗Angarn kein 
Nationalſtaat iſt, ſondern als „Konglomeratſtaat“, wie ein Oſter⸗ 
reicher aus hohem Adel ſich ausdrückte, mit unendlichen Schwierig⸗ 
keiten auf allen Gebieten zu rechnen hat. Das Tempo und die Länge 
des Koalitionskrieges konnte ſich, wie ich immer betonte, nicht allein 
nach der Kraft und Leiſtungs fähigkeit des Deutſchen Reiches richten, 
ſondern auch nach der Stärke der Verbündeten. Dafür hatten aber 
viele deutſche Militärs und kurzſichtige Politiker nahezu gar kein 
Verſtändnis. Nach meinen Beobachtungen iſt über die „ſchlappen 
Oſterreicher“ in den deutſchen Offizierkaſinos und an anderen 
Stellen während des Krieges mehr geläſtert worden als über alle 
unſere Feinde zuſammen. Völkerpſychologie iſt dieſen Kreiſen 
fremd. Sie ſind gewohnt, die ganze Welt nur durch ein Kanonen⸗ 
rohr anzuſehen, woraus die Enge des politiſchen Geſichtskreiſes 
ſich von ſelbſt ergibt. Wenn ich militäriſchen und vielfach auch 
politiſchen Stellen die natürlichen Schwierigkeiten der Donau⸗ 
monarchie vor Augen führte, ſo fand ich hierfür nicht nur kein Ver⸗ 
ſtändnis, ſondern man ſcheute ſich nicht, dieſe durch die Natur der 
Dinge gegebenen Erwägungen als „öſterreichiſche Auffaſſung“ zu 
kennzeichnen. Die Begeiſterung, die bei Ausbruch des Krieges 
ſowohl in Wien wie namentlich in Budapeſt herrſchte, hielt leider 
nicht lange an. Der „preußiſche Druck“ ſchuf bald die dumpfe Luft 
der ſtillen Reſignation. Anendlich viele Fehler wurden gemacht 
und Taktloſigkeiten waren an der Tagesordnung. 

Auch der größte Verteidiger der deutſchen Diplomatie wird 
nicht behaupten wollen, daß Deutſchland während des Krieges in 
Wien diplomatiſch glücklich und geſchickt vertreten geweſen ſei: 
namentlich dem letzten deutſchen Botſchafter, Graf Wedel, ge⸗ 


112 10. Kapitel. In Wien 


lang es abſolut nicht, mit den maßgebenden Kreiſen in ein vertrauens⸗ 
volles Verhältnis zu kommen. Am Hofe ſelbſt herrſchte offen 
kundige Abneigung gegen ihn und ſein Wirken, nicht zuletzt auch 
aus dem Grunde, weil während ſeiner Amtstätigkeit die deutſche 
Botſchaft ſich immer mehr zu einem Vorwerk des Proteſtantismus, 
um nicht zu ſagen des Evangeliſchen Bundes, ausgeſtaltete, was 
an dem katholiſchen Hof mit wachſendem Mißbehagen empfunden 
wurde. Bei nahezu jedem Beſuch wurde mir hierüber geklagt. % 

In Wien fand ich in den Reihen der Chriſtlich⸗ſozialen Partei 
die wärmſten und treueſten Anhänger des Bündnisgedankens, 
wenngleich dieſe auch nie außer acht ließen, daß die Bevölkerung 
der öſterreichiſchen Staaten in ihrer Mehrheit nicht deutſch war. 
In wiederholten kritiſchen Situationen waren es chriſtlich⸗ ſoziale 
Parlamentarier, welche auf meine Darlegungen die Leitung des 
öſterreichiſchen Staates in entſcheidender Weiſe zugunſten deutſcher 
Forderungen beeinflußten. Ich hebe nur die Frage der friedlichen 
Verſtändigung mit Italien und mit Rumänien hervor. Mit 
dieſer mächtigen und einflußreichen Partei unterhielt die deutſche 
Botſchaft fo gut wie keine Beziehungen, wohl weil fie „klerikal“ 
war. Ein rieſiges Kapital zur Stärkung des Bündnisgedankens 
iſt dadurch nicht ausgenutzt worden. 

Meine Beziehungen zum Haufe Parma-Bourbon lagen 
in erſter Linie nicht auf politiſchem Gebiet; die engſten Berührungs⸗ 
punkte fanden ſich vielmehr in der Wahrung allgemein katho⸗ 
liſcher Intereſſen. Die Behauptung, daß das Haus Parma eine 
gegen das Bündnis gerichtete Politik gefördert oder getrieben 
hätte, iſt eine offenkundige Geſchichtsfälſchung. Der politiſche Ein 
fluß der Damen des Hauſes Parma wird gewaltig übertrieben. 
Von zuverläſſigſter Seite iſt mir Ende Oktober 1918 aus Wien 
berichtet worden: 


„Aus den Wahrnehmungen, welche ich machte, konnte ich eo 
ffatieren, daß, während die öſterreichiſch⸗-ungariſche Separatnote 
am 27. Oktober vormittags abging, Ihre Majeſtät die Kaiſerin und 
ihre Angehörigen am gleichen Tage abends noch keine ſichere Kenntnis 
davon hatten.“ 


Es gehört überhaupt in das Gebiet des politiſchen Aberglaubens, 
wenn immer wieder behauptet wird, daß das Haus Parma⸗ Bourbon 
die öſterreichiſche Politik geleitet oder nur weſentlich beeinflußt 
hätte. Im Gegenteil, während der Regierungszeit des Kaiſers 
Franz Joſeph haben die maßgebenden Kreiſe eine nahezu feind⸗ 
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felige Stimmung nicht nur gegen das Haus Parma fondern 
auch den damaligen Thronfolger Karl an den Tag gelegt. Der 
Thronfolger wurde abſichtlich von Wien und damit von der Politik 
ferngehalten. Kein politiſcher Vorgang wurde mit ihm beſprochen; 
er wurde in die politiſche Entwicklung der Dinge überhaupt nicht 
eingeweiht. Das ging ſogar ſo weit, daß der Thronfolger nicht 
einmal zu der Taufe ſeines Kindes nach Wien kommen durfte. Auch 
die andere Annahme, daß nach dem Thronwechſel eine gründliche 
Anderung eingetreten ſei und daß der junge Kaiſer unter dem 
politiſchen Einfluß ſeiner Gemahlin Zita, einer Prinzeſſin Parma, 
geſtanden habe, iſt grundfalſch. Das Haus Parma zeichnete 
ſich freilich ſeit vielen Jahren durch offenkundige, ungeheuchelte 
Frömmigkeit aus, die auch im öffentlichen Leben nach den Grund- 
ſätzen des Privatlebens handelte. Als der verſtorbene Herzog von 
Parma ſich an die Spitze der Antiduelliga ſtellte, iſt von der Wiener 
Garniſon der ſtille Boykott gegenüber den Töchtern des Hauſes 
ausgeſprochen worden; er wurde in der Weiſe gehandhabt, daß 
bei Bällen und ähnlichen Feſtlichkeiten die Damen des Hauſes 
Parma als „Mauerblümchen“ ſitzen blieben. Als nun eine Tochter 
aus dieſem Hauſe den öſterreichiſchen Kaiſerthron beſtieg, kann 
man ſich denken, welche Empfindungen und Wandlungen ausgelöſt 
wurden. 

Kaiſerin Zita wurde von den einen als „Italienerin“ be⸗ 
zeichnet; ſie ſpreche nur italieniſch, ſie denke nur italieniſch und 
ihr Wunſch gehe dahin, das Herzogtum Parma wieder einem 
ihrer Brüder zu verſchaffen; die anderen ſagten, ſie ſei beſonders 
gegen Deutſchland eingenommen und ſpreche kaum Deutſch. All 
dies find Kindermärchen. Die frühere öſterreichiſche Kaiſerin iſt eine 
gute beſcheidene Frau; fie wurde in einem bayeriſchen Mädchen- 
penſionat mit bürgerlichen und adligen Kindern zuſammen erzogen; 
ſie hat für die deutſchen Intereſſen ſtets das vollſte Verſtändnis 
bewieſen und war eine warme Freundin des Bündniſſes mit Berlin. 
Auch auf der Höhe des Thrones vergaß ſie nie die Pflichten gegen 
die Einfachſten und Armſten des Volkes; als warmherzige, edle 
Frau widmete ſie ſich faſt nur den Werken der Nächſtenliebe, 
Kriegsnot lindernd, wo ſie konnte. In die Politik hat ſie ſich aus 
eigenem nach meinen vielſeitigen Beobachtungen nie eingemengt. Die 
Behauptung, daß ihre Brüder im belgiſchen Heere kämpften, war 
mindeſtens für die erſten Kriegsjahre falſch. Sofort nach dem 
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Kriegsausbruch ſtellten ſich alle waffenfähigen männlichen Glieder 
des Hauſes Parma dem öſterreichiſchen Kaiſer zur Verfügung; 
derſelbe lehnte jedoch das Anerbieten ab mit der Begründung, es 
ſei noch nicht ſicher, ob Oſterreich nicht auch in einen Krieg gegen 
Italien verwickelt würde; da aber das Haus Parma in Italien 
immer noch Beſitzungen habe, könne ein Gewiſſenskonflikt un⸗ 
angenehmer Art entſtehen. Die jungen Prinzen wollten nicht un⸗ 
tätig ſein und wandten ſich darum an das internationale Komitee 
für das Rote Kreuz in Genf; von dort aus wurden fie der belgiſchen 
Abteilung des Noten Kreuzes zugewieſen. Jüngere Mitglieder 
des Hauſes Parma traten nach dem Tod des alten Kaiſers in die 
öſterreichiſche Armee ein; einer der Prinzen rettete mit eigener 
Lebensgefahr Kaiſer Karl bei feinem Anglücksfall am Iſonzo. 

Das öſterreichiſche Sonderfriedensangebot vom Frühjahr 1917 
mit dem Brief des Kaiſers Karl an ſeinen Schwager Sixtus von 
Parma iſt mir wie anderen erſt durch die Veröffentlichung des 
franzöſiſchen Miniſterpräſidenten Clemenceau im Frühjahr 1918 
bekanntgeworden. Wohl wurde mir im Frühjahr 1917 von ver⸗ 
ſchiedenen Seiten aus Wien mitgeteilt, daß daſelbſt die größte 
Neigung zum Abſchluß eines Sonderfriedens beſtehe und daß man 
mit einem ſolchen rechnen müſſe. Ein in Oſterreich begüterter deutſcher 
Abgeordneter, der im Mai 1917 aus Wien kam, alarmierte die 
Zentrumsfraktion mit der Meldung, der Sonderfriede Oſterreichz 
ſei fo gut wie abgeſchloſſen. Ich konnte ſofort dartun, daß die Ber 
hauptung unzutreffend ſei. Das Beſtreben des jugendlichen Kaiſers 
ging von der Thronbeſteigung an dahin, für ſeine Völker den 
Frieden, ſelbſt unter Opfern, zu erkaufen. Dabei war man in allen 
politiſchen maßgebenden Kreiſen Wiens im Gegenſatz zu Berlin 
der Auffaſſung, daß ſolche Opfer nicht Wien allein zu bringen habe, 
ſondern auch Berlin. Schon im Frühjahr 1915 ſagte mir Miniſter 
Burian, er finde es unverſtändlich, daß man von Berlin aus auf 
Wien einen beſonderen Druck ausübe, damit es das Trentino an 
Italien abtrete; wenn Deutſchland Elſaß⸗Lothringen den Franzoſen 
gebe, ſo könne 1 in wenigen Tagen der Weltfriede geſchloſſen 
werden; den Oſterreichern ſei aber das Trentino ebenſo lieb und 
teuer wie den Deutſchen Elſaß⸗Lothringen. Dieſe Gedankengänge 
waren in der öſterreichiſchen Diplomatie ſeit Kriegsausbruch 
ziemlich allgemein verbreitet. Kaiſer Karl folgte dieſen Spuren, 
als er in einem Schreiben nach Paris ſeine Anterſtützung eines 
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Friedens mit der Preisgabe Elſaß⸗Lothringens anbot. Im übrigen 
iſt dieſe Haltung Wiens in Berlin nicht unbekannt geblieben; ſowohl 
Graf Czernin wie Kaiſer Karl haben im Frühjahr 1917 bei ihrem 
Beſuch im deutſchen Hauptquartier offen und mit Nachdruck die 
Forderung erhoben, daß Deutſchland auf Elſaß⸗Lothringen ver⸗ 
zichten müſſe; dann werde man ſofort den Weltfrieden erringen. 
Sie ſtießen jedoch auf ſchroffſte Ablehnung. Die geſamte Geſchichte 
des Sonderfriedensangebots, die mir heute bis in die Einzelheiten 
bekannt iſt, kann jetzt noch nicht erſchöpfend geſchrieben werden. 
Aber die Behauptung iſt falſch, daß der öſterreichiſche Außen⸗ 
miniſter, Graf Czernin, nicht jederzeit und von Anfang an über alles 
informiert geweſen ſei. Ich weiß es auf das Beſtimmteſte, daß 
Kaiſer Karl dieſe bedeutſamen Aktionen nicht eingeleitet und unter⸗ 
nommen hat, ohne ſich mit dem verantwortlichen Miniſter des 
Außern zuvor zu verſtändigen. Alle gegenteiligen Schilderungen 
ſind nach meiner Kenntnis der Dinge unzutreffend; daran ändert 
auch die Tatſache nichts, daß eine durch Drohung mit Selbſtmord 
erzwungene amtliche Darſtellung in Wien im Frühjahr 1918 eine 
andere Lesart verbreitete. Der junge Kaiſer nahm damals frei⸗ 
willig eine fremde Schuld auf ſich, die er nicht verurſacht hat. 
Graf Czernin gab ſich als ein überzeugter Vertreter des Bündnis⸗ 
gedankens und ſtand auch äußerſt ſympathiſch dem weiteren Ausbau 
desſelben gegenüber. Er erklärte mir wiederholt, daß, ſolange er 
das Miniſterium führe, von einer Lockerung des Bündniſſes und 
einer politiſchen Sonderaktion Wiens nicht die Rede ſein werde, 
und fügte einmal bei: wenn er aus dem Amte ſcheide, dann müſſe 
ich wiſſen, daß dies das Signal für den Anfang vom Ende des 
deutſch⸗öſterreichiſchen Bündniſſes ſei. Die perſönlichen Be⸗ 
ſprechungen wurden ergänzt durch einen politiſchen Freund, der 
oft zwiſchen Berlin und Wien hin und her reiſte; dieſer politiſche 
Vermittler war es auch, der mir Anfang Juli 1917 eine Reihe 
wichtiger Nachrichten vom Grafen Czernin überbrachte und den 
ich damals über die Notwendigkeit einer Friedens kundgebung 
des Reichstags informierte. Die Behauptung jedoch, daß ich mit 
dem ſozialdemokratiſchen Abgeordneten Südekum durch den Grafen 
Czernin zu dieſem Schritt veranlaßt worden ſei, iſt unzutreffend. 
Selbſtverſtändlich waren, wie ich in meiner Rede in der Reichs⸗ 
tagskommiſſion darlegte, die öſterreichiſchen Verhältniſſe mit⸗ 
beſtimmend für den großen politiſchen Schritt; aber die Anregung 
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zu dieſem ſtammt weder vom Grafen Czernin noch von dem beider⸗ 
ſeitigen Mittelsmann, auch nicht von Kaiſer Karl ſelbſt. | 
Bon meinen vielen Reifen nach Wien fand feine fo viel Beachtung 
wie die vom 22. und 23. April 1917. Damals drangen, wie ſchon 
erwähnt, nach Berlin beſtimmte Nachrichten über einen Sonder 
frieden, den Oſterreich⸗Angarn abſchließen wolle. Berliner am 0 
liche Stellen erſuchten mich, nach Wien zu reiſen, mich über die 
Verhältniſſe zu erkundigen und meinen Einfluß gegen eine ſolche 
Aktion geltend zu machen. Ich war die Tage vorher in Stockholm 
geweſen, um mit ruſſiſchen Politikern Verhandlungen zu pflegen. 
Als ich dem Reichskanzler über dieſe berichtete, kam er aus eigenem 
Antrieb auf die Reiſe nach Wien zu ſprechen und bat mich, den 
dortigen Kreiſen und auch dem Kaiſer Karl den deutſchen Stande 
punkt über ein einheitliches politiſches Vorgehen von Berlin und 
Wien klarzulegen; dabei gab er mir Kenntnis von dem wenige 
Tage vorher eingetroffenen Bericht des Grafen Czernin an 
Kaiſer Karl vom 12. April 1917. Er teilte mir den Hauptinhal 
dieſes ſpäter ſo viel Aufſehen erregenden Berichtes mit und fügte te 
bei: ich möchte mir im Auswärtigen Amt ſofort den Bericht ſelbſt 
zur Einſicht geben laſſen, damit ich über die Wiener Gedankengänge 
vollkommen unterrichtet ſei; es werde mir dann nicht ſchwer fallen, 
die entſprechenden Gegenbemerkungen anzubringen und namentlich 
den Kaiſer davon abzuhalten, eine übereilte Friedensaktion für 
ſich allein zu unternehmen. Vom Reichskanzler begab ich mid 
zum politiſchen Referenten für Oſterreich⸗Angarn, der nach Zu⸗ 
ſtimmung des Staatsſekretärs Zimmermann mir in ſeinem Zimmer 
dieſen Bericht des Grafen Czernin, der in Abſchrift an den Deutſchen 
Kaiſer geſandt worden war, zur Einſicht unterbreitete. Als ich 
genannten Bericht las, erſchrak ich allerdings. Nur einige Sät ze 


aus demſelben ſeien wiedergegeben: 


„Es iſt vollſtändig klar, daß unſere militäriſche Kraft ihrem Ende 
entgegen geht ... Sch bin mir vollſtändig klar darüber, daß eine 
weitere Winterkampagne vollſtändig ausgeſchloſſen iſt, mit anderen 
Worten, daß im Spätſommer oder Herbſt um jeden Preis Schluß 
gemacht werden muß ... die revolutionäre Gefahr ſteigt am Horizont 
von ganz Europa auf. Euer Majeſtät wiſſen, daß der Bogen derartig 
geſpannt iſt, daß ein Zerreißen jeden Tag erwartet werden kann. 
Ich habe die feſte Aberzeugung, daß auch Deutſchland, ebenſo wie 
wir, am Ende feiner Kraft angelangt iſt, wie dies ja die verantwork 
lichen politiſchen Faktoren Berlins auch gar nicht leugnen . De ; 
die Monarchen der Zentralmächte nicht imſtande find, in den nächſte 
Monaten den Frieden zu ſchließen, dann werden es die Völker 
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ihre Köpfe hinweg machen, und dann werden die Wogen der revo— 
lutionären Vorgänge alles das wegſchwemmen, wofür unſere Brüder 
und Söhne heute noch kämpfen und ſterben. Die amerikaniſche Kriegs- 
erklärung hat zweifellos die Situation verſchärft. Man ſetzt in 
Deutſchland große Hoffnung auf den Anterſeebootkrieg. Ich halte 
dieſe Hoffnung für trügeriſch. Euer Majeſtät haben mich be— 
auftragt, den verbündeten Staatsmännern des Deutſchen 
Reichs zu ſagen, daß wir am Ende unſerer Kraft ſind 
und daß Deutſchland über den Spätſommer hinaus nicht 
mehr auf uns wird rechnen können. Ich habe dieſe Be— 
fehle ausgeführt, und die deutſchen Staatsmänner haben mir 
keinen Zweifel darüber gelaſſen, daß auch für Deutſchland eine weitere 
Winterkampagne ein Ding der Anmöglichkeit ſei ... Euer Majeſtät 
haben den Beweis erbracht, daß Sie nicht egoiſtiſch denken und dem 
deutſchen Bundesgenoſſen kein Opfer zumuten, welches Euer Majeſtät 
nicht ſelbſt zu tragen bereit wären. Mehr kann niemand verlangen. 
Gott und Ihren Völkern aber ſind es Euer Majeſtät ſchuldig, alles 
zu verſuchen, um die Kataſtrophe eines Zuſammenbruchs der Donau- 
monarchie zu verhindern. Vor Gott und Ihren Völkern haben Euer 
Majeſtät die heilige Pflicht, das dynaſtiſche Prinzip und Ihren Thron 
zu verteidigen mit allen Mitteln und bis zu Ihrem letzten Atemzug.“ 
Der Bericht hat leider bei den politiſchen Stellen in Berlin 
die erforderliche Beachtung nicht gefunden, und noch weniger bei 
den militäriſchen. Die deutſche Oberſte Heeresleitung legte ihn 
einfach zu den Akten, während man von Berlin aus höchſtens 
kleinere politiſche Gegenaktionen verſuchte und mit neuen U-Boot⸗ 
ſtatiſtiken und Reden des Vizekanzlers Helfferich eine andere 
Auffaſſung erzielen wollte. In dieſe Zeit fällt meine Reife nach 
Wien. In den Beſprechungen, die ich am Sonntag, den 22. April, 
mit Graf Czernin hatte, führte derſelbe aus, daß jetzt Krieg, 
Revolution und Hunger miteinander um die Wette laufen; bis 
zur neuen Ernte gehe es noch in Oſterreich. Nußland gegenüber 
glaube er an eine Verſumpfung des Krieges; einen förmlichen 
Friedensſchluß werde England zu verhindern ſuchen. Offentliche 
Aktionen für den Frieden wünſche er ſeitens der Mittelmächte vor⸗ 
erſt nicht mehr; darum laſſe er auch keinen Sozialdemokraten zu 
Verhandlungen nach neutralen Ländern abreiſen. Scheidemann 
habe in Stockholm ein glattes Fiasko erlitten; die öſterreichiſchen 
Sozialdemokraten hätten deshalb keine Päſſe dorthin erhalten, 
ſondern nur bis Berlin. Notwendig aber ſei, daß nunmehr die 
katholiſche Internationale ſpreche; eine Anzahl von Kardi⸗ 
näle ſollte ſich in Bern in der Schweiz treffen und eine Kund⸗ 
gebung für den Frieden erlaſſen; er denke hierbei an Spanien, 


Italien, Deutſchland und Oſterreich⸗Angarn. Ich erwiderte, daß 
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mir die Möglichkeit einer ſolchen Zuſammenkunft zweifelhaft er⸗ 
ſcheine, daß ich es auch für weit beſſer hielte, wenn der Heilige Vater 
ſelbſt eine Friedensaktion einleiten würde. Graf Czernin ſtimmte 
dem bei. Zum U- Bootkrieg übergehend, wiederholte er feine 
Darlegungen in dem Bericht an den Kaiſer; er ſprach ſich ſehr 
peſſimiſtiſch darüber aus und war erſtaunt, daß man von Berlin 
aus einige Wochen vorher Admiral Holtzendorff nach Wien ges 
ſchickt habe, um beruhigend zu wirken; es werde doch niemand in 
Berlin annehmen, daß man den phantaſtiſchen Darlegungen dieſes 
Admirals irgendwelche Bedeutung beimeſſen könne. Ich konnte nicht 
fo ſcharf urteilen wie Graf Czernin und antwortete ihm deshalb, 
die Wirkung des verſchärften U-Bootkrieges könne ſich noch nicht 
ausreichend geltend machen, da der Ausfall der Schiffe, die in 
den erſten drei Monaten verſenkt worden ſeien, erſt in den 
nächſten drei Monaten voll in Erſcheinung treten würde. In der 
politiſchen Beurteilung des U-Bootkrieges ſtimmte ich allerdings 
Graf Czernin bei; durch den U-Bootkrieg könne man England 
nicht aushungern, das ſei Phantaſie, aber ſtörend wirken wüſſe 
der U-Bootkrieg. 1 
In der tags darauf ſtattfindenden Audienz bei Raif er 

Karl erklärte derſelbe unter anderem auf das Beſtimmteſte, daß 
in drei bis vier Monaten von den Mittelmächten eine entſcheidend 
Friedensaktion eingeleitet werden müſſe, um im Herbſt zum Schluſſe 
zu kommen. An einen durch die U-Booterfolge erzwungenen Suede 
glaube er nicht, wenn er auch die Leiſtungen der U-Boote anerkenne; 
er ſei ſtets ein Gegner des uneingeſchränkten U-Bootkrieges geweſe 
und habe nur aus Freundſchaft zu Kaiſer Wilhelm und dem Bündnis 
zuliebe den entſprechenden Befehl an die geringe Zahl der öſter⸗ 
reichiſch-ungariſchen U-Boote gegeben; er bat aber auf das 
dringendſte, ihn mit Beſuchen wie dem des Admirals Holtzendorff 
für die Zukunft verſchonen zu wollen. Feſt durchdrungen ſei er davon, 
daß die gemeinſamen Fronten gegenüber den jetzigen Angriffen 
der Feinde halten würden; doch die innerpolitiſchen Verhältniſſe 
würden bei den Zentralmächten immer ſchwieriger. Zwar werde 
eine Revolution in Oſterreich nicht kommen; der öſterreichiſch & 
ungarische Staat könne eine Republik nicht ertragen, da dann der 
ganze Staat auseinanderfallen würde. Die Dynaſtie und der 
Katholizismus ſeien das Band, das Oſterreich⸗Angarn zuſammen⸗ 
halte. Der Kaiſer klagte lebhaft darüber, daß man in Deutſchland 


10. Kapitel. In Wien 119 


Oſterreich⸗Angarn viel zu wenig kenne und daher oft unbegründete 
Vorwürfe erhebe und undurchführbare Anſprüche ſtelle; auch für 
Kaiſer Wilhelm, „einen ſeiner beſten Freunde“, gelte dies; habe 
ihm derſelbe doch kürzlich geſagt, Oſterreich müſſe „mehr germani⸗ 
ſieren“. Aber das könne er, der Kaiſer, gar nicht, da die Mehrheit 
des Volkes aus Slawen beſtehe und er feine Völker nicht ver- 
gewaltigen wolle. Er habe dem Deutſchen Kaiſer auch erwidert, daß 
die Erfolge der preußiſchen Germaniſierungspolitik im Oſten für ihn 
nicht ermutigend ſeien. Der Hunger ſeiner Völker, ſo führte Kaiſer 
Karl weiter aus, ſei groß; er fürchte, daß namentlich in den Mo⸗ 
naten nach Friedensſchluß der Zuſammenbruch leicht kommen könne. 
Was ſeine Stellung als Monarch betreffe, ſo fühle er ſich als 
Katholik durch und durch und werde dieſer Auffaſſung ſein ganzes 
Leben hindurch gerecht werden. Oſterreich-Angarn ſei die letzte 
katholiſche Großmacht; er wolle ein wirklich katholiſcher Herrſcher 
ſein. Darum habe er auch volles Verſtändnis für die ſchwierige 

Lage des Papſtes. Die Anterredung wandte ſich dann den ver⸗ 
ſchiedenen Vorſchlägen über die Löſung der Römiſchen Frage zu. 
Wiederholt betonte der Kaiſer, daß er ſeine ganze Kraft für baldige 
Herbeiführung des Friedens einſetzen werde; er glaube, daß ein 
ſolcher durch die Vermittlung Oſterreichs eher zu erreichen ſein 
werde als durch eine Aktion von Berlin aus, doch könne ſelbſt⸗ 
verſtändlich nur gemeinſam vorgegangen werden. 

In Berliner amtlichen Kreiſen war man mit dem Erfolg meiner 
Ausſprache in Wien zufrieden. In der Offentlichkeit häuften ſich 
die Gerüchte über einen Sonderfrieden Wiens. Der national⸗ 
liberale Abgeordnete Schiffer regte Ende April 1917 in einer 
Beſprechung bei Staatsſekretär Zimmermann an, daß eine Anzahl 
deutſcher Neichstagsabgeordneter in Wien mit den befreundeten 
Parteien Fühlung nehmen ſolle, um einen einſeitigen Schritt 
Wiens zu verhindern. In dieſer Beſprechung erklärte der Führer 
der Konſervativen, Graf Weſtarp, daß er an einer ſolchen Reiſe 
nach Wien nicht nur nicht teilnehmen würde, ſondern daß er es 
vom deutſchen Standpunkt aus für gar nicht bedenklich halte, wenn 
Wien einen Sonderfrieden ſchließe; dann höre die ewige Nückficht- 
nahme auf Oſterreich⸗Angarn endlich einmal auf, die Fronten 
würden verkürzt werden und Deutſchland könne ſeine ganze Kraft 
gegen den Weſten werfen, da im Oſten doch nicht mehr viel zu 
befürchten ſei. Ich ſprach mich aus anderen Gründen gegen die 


120 10. Kapitel. In Wien 


Reife aus, da ich durch meine Wiener Beſprechungen bene. 5 
war, daß jetzt daſelbſt kein neuer Friedensſchritt geplant ſei. 

Es iſt noch nicht die Zeit gekommen, öffentlich darzulegen, wie 
ich in den Beſitz der Niederſchrift des Berichts des Grafen 
Czernin vom 12. April 1917 gekommen bin; es geſchah auf die ä 
korrekteſte Weiſe der Welt. Die Abſchrift ſelbſt hielt ich gegenüber 
jedermann abſolut geheim; ich verwendete ſie nicht, auch nicht dem 
Inhalt nach, bei der Begründung der Friedenszielreſolution, und 
noch viel weniger bei meinen Darlegungen über die Notwendigkeit 
des Friedensſchluſſes in der Zentrumsfraktion. Wohl aber mußte 
ich mich nicht nur für berechtigt, ſondern auch für verpflichtet halten, 
gegenüber einem fortgeſetzten Widerſtand gegen Herbeiführung eines 
Verſtändigungsfriedens von dieſem Bericht Gebrauch zu machen. 
Das geſchah nach Annahme der Friedensreſolution auf der Tagung 
des Reichs ausſchuſſes der Zentrumspartei in Frankfurt am Main 2 


und die , eee der Fraktion zu ſchaffen. Ich verlas dort R 
nahezu den ganzen Czerninſchen Bericht, nachdem der Vorſitzende der 
Tagung dafür Sorge getragen hatte, daß während der Verleſung | 
keinerlei Notizen gemacht werden durften. Solche find auch nicht ge- 
macht worden. Der Bericht ſelbſt, wie meine anderen Darlegungen, 


überzeugte die große Mehrzahl der Anweſenden von der Not⸗ 


und gar ausgeſchloſſen, daß aus dieſer Tagung heraus der Wortlaut 
des Czerninſchen Berichts bekannt werden konnte. Abſchriften 
dieſes Berichts fanden ſich nicht nur in den Akten des Auswärtigen 
Amts, ſondern auch bei der Oberſten Heeresleitung und anderen 
deutſchen und öſterreichiſchen amtlichen Stellen. Wie mir ſpäter 
mitgeteilt wurde, iſt der Czerninſche Bericht aus der Schweiz an 
deutſche Politiker verſandt worden. Ende Auguſt 1917 bat mich 
der öſterreichiſche Botſchafter in Berlin um einen Beſuch und über⸗ 
raſchte mich mit der Mitteilung, daß der Czerninſche Bericht in 
London bekannt geworden ſei, und zwar über die Schweiz; man 
wiſſe in Wien, daß ich eine Abſchrift des Berichts beſitze; ich möchte 
mitteilen, woher dieſe ſtamme. Ich erklärte, eine 2Ubf chrift zu beſitzen, 
und fügte bei, daß von mir oder durch mich niemand eine Abſchrift 
des Berichts erhalten habe, daß auch die Art der Verleſung des 
Berichts in Frankfurt es unmöglich gemacht habe, eine Abſchrift 
anzufertigen, daß ich es aber ablehnen müſſe, mitzuteilen, auf welche 1 


Nn 8 
. 
77 1 
4 ur * re 


Ei 10. Rapitel, In Wien 121 


2 


Weiſe ich in den Beſitz des Berichtes gekommen ſei. Der Bot⸗ 


ſchafter drängte mich und ſchlug mir vor, ich möchte in einem pri⸗ 


vaten Brief an Kaiſer Karl dieſem mitteilen, wie der Bericht mir 


zugeſtellt worden ſei; der Brief werde uneröffnet und ſicher in die 
Hände des Kaiſers kommen. Ich lehnte dieſes auch dann noch ab, 
als der Botſchafter darauf hinwies, daß Wien ſich unter keinen 
Umftänden gefallen laſſen könne, daß ſolche Berichte weitergegeben 
würden und daß ein Prozeß wegen Hochverrats eingeleitet werden 
müſſe. Ich erklärte mich nur bereit, daß ich dafür Sorge tragen würde, 
Kaiſer Karl unmittelbar Aufſchluß zu geben. Als darauf anfangs 
September Graf Czernin in Berlin weilte, hatten wir im Hotel 
Adlon eine eingehende Ausſprache auch über dieſen Punkt. Graf 
CTzernin wollte unbedingt von mir wiſſen, wie ich in den Beſitz des 
Berichts gelangt ſei; dabei deutete er offen auf die Herzogin von 
Parma hin. Ich konnte und mußte dieſer Auffaſſung widerſprechen 
und nur erneut erklären, daß Graf Czernin abwarten möge, bis 
Kaiſer Karl Aufklärung erhalten habe. Die von Graf Czernin in 


der Offentlichkeit vertretene Auffaſſung, daß ich dann in Wien 


geweſen ſei, um dem Kaiſer perſönlich Aufſchluß zu geben, iſt un⸗ 
zutreffend; ich ließ vielmehr durch einen zuverläſſigen Mittelsmann 
die Sachlage aufklären, worauf in Wien die Angelegenheit als erledigt 


angeſehen wurde. Als ſpäter der ehemalige deutſche Botſchafter in 


Wien, Graf Wedel, mit der Behauptung auftrat, dieſer Bericht 


ſei durch meine Mitteilungen in Frankfurt am Main zur Kenntnis 


der Entente gelangt, konnte und mußte ich darauf hinweiſen, 
daß dieſe Behauptung erfunden ſei; ich habe mich ſofort um Auf⸗ 
klärung an den Grafen Czernin gewandt. Aus dem daraus ſich 
entwickelnden Briefwechſel ſei folgendes mitgeteilt: Am 20. Juli 
1919 erſuchte ich den Grafen Czernin um die Belege, für die un⸗ 
erhörte Anterſtellung, „daß der Inhalt des Berichts durch mein 
Vorgehen zur Kenntnis der Alliierten gekommen ſei“; ich wies auch 
darauf hin, daß das „Petit Journal“ vor einiger Zeit geſchrieben 
habe, daß „wir im Frühjahr 1917 keine Indiskretionen Erzbergers 
brauchten, um über die ſchlechte Lage in Oſterreich unterrichtet zu 
fein. Dieſes Geſchäft haben die Oſterreicher ſelbſt gründlich be- 
ſorgt. Sie ſchrien auf allen Dächern in Zürich und Bern aus, was 
jetzt Erzberger zum Vorwurf gemacht wird.“ Am 8. Auguſt 
erwiderte Graf Czernin, daß er überzeugt ſei, daß ich völlig „bona 


ide vorgegangen ſei; er teilte mir aber nicht den mindeſten 
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Anhaltspunkt dafür mit, daß durch die Bekanntgabe des Berichtes 4 


in Frankfurt am Main die Entente informiert worden ſei, fondern 


nahm nur Bezug auf meine Anterredung mit dem öſterreichiſchen 


Botſchafter in Berlin und deſſen mir unbekannte Briefe nach Wien 
und fügte bei, daß in einer Zeitung über die Frankfurter Sitzung 
berichtet worden ſei. Darauf ſchrieb ich am 18. Auguſt zurück, 


daß damit ein Nachweis für die Behauptung des Grafen Wedel 
nicht erbracht worden ſei; ich erſuchte weiter den Grafen Czernin, 
mir die deutſche Zeitung, welche den Bericht gebracht haben ſollte, 
zu nennen, worauf Graf Czernin nichts mehr erwiderte. Es handelt 
ſich alſo um eine freie Erfindung, wenn behauptet wird, daß durch 


die Verleſung des Berichtes in einem geſchloſſenen Kreis ganz ver⸗ 
trauenswürdiger Perſonen in Frankfurt am Main irgend etwas an 
die Entente gelangt ſei; es würde dies auch eine ſehr ſchwere Ver⸗ 
dächtigung von Mitgliedern des Reichsausſchuſſes der Zentrumspartei 
ſein. Die weitere Behauptung, daß an dieſer Tagung auch Perſonen 
aus Elſaß⸗Lothringen teilgenommen hätten, welche den Bericht 


weitergegeben haben ſollen, iſt vollkommen aus der Luft gegriffen. 
Meine Beziehungen zum Wiener Hof und zu Graf Czernin 


ſind durch dieſes Vorkommnis weder abgebrochen noch überhaupt 
getrübt worden. 
Im September 1918 ließ Kaiſer Karl vor der Aktion ſeines 


| 


| 


Außenminiſters Grafen Burian durch einen Mittelsmann mich 


wiſſen, daß nach der unglücklichen militäriſchen Wendung der 1 


1 


Dinge der Friede nunmehr unter allen Amſtänden raſcheſtens durch 
ein direktes Geſuch an alle Kriegführenden zur Aufnahme 
der Friedensverhandlungen herbeigeführt werden müſſe; auch die 
deutſche Oberſte Heeresleitung ſtehe auf dieſem Standpunkt; aber 
die politiſchen Kreiſe Deutſchlands vertrödelten die Zeit; er ji 
daher im Intereſſe ſeiner Völker verpflichtet, nunmehr die letzte 


Konſequenz aus dem Stand der Dinge zu ziehen; am kommenden 


Sonnabend würde eine entſprechende Note des Grafen Burian 
veröffentlicht werden; er habe dies auch bereits dem Deutſchen Kaiſer 
mitgeteilt. Ich ließ durch den Mittelsmann ſofort den Kaiſer 
bitten, noch 48 Stunden zu warten, damit eine gemeinſame Aktion 
von Wien und Berlin herbeigeführt werden könne, welche ich mit 
Hilfe der Mehrheitsparteien des Reichstags unbedingt erreichen 
würde. Der Mittelsmann verſprach mir dies. Ich begab mich ſofort 


in das Auswärtige Amt, gab dort Kenntnis von dieſer Mitteilung, 


10. Kapitel. In Wien 123 


ſtieß aber auf völlige Verſtändnisloſigkeit. Man entgegnete mir, 
Staatsſekretär von Hintze ſei eben in Wien geweſen und habe dort 
erreicht, daß Graf Burian keine einſeitige Aktion unternehme; ich könne 
ganz beruhigt ſein. Ich hielt aber an meiner abſolut zuverläſſigen Mit⸗ 
teilung feſt; es zeigte ſich leider, daß ich recht bekam. Am Sonnabend 
wurde zur größten Aberraſchung des deutſchen Botſchafters in Wien 
und des Auswärtigen Amts in Berlin der Sonderſchritt Wiens voll⸗ 
zogen, wodurch aller Welt der erſte Riß des Bündniſſes bekannt 
wurde. Eine Depeſche des Deutſchen Kaiſers, die auf dieſe Folge 
hinwies, konnte an dem vollzogenen Bruch nichts mehr ändern. 
Es ſchien dann eine Zeitlang noch die Möglichkeit vorzuliegen, die 
Waffenſtillſtands- und Friedens verhandlungen von Berlin 
und Wien aus einheitlich zu führen. Ein oft bewährter Mittels⸗ 
mann weilte auf meinen Wunſch vom 24. bis 25. Oktober 1918 
in Wien, um dort die ſchwerwiegendſten Bedenken für den Fall 
eines öſterreichiſch⸗ungariſchen Sonderfriedensangebots mit der 
angekündigten Klauſel „ohne anderweitige Verhandlungen ab— 
warten zu wollen“, wodurch auf den Notenwechſel zwiſchen Berlin 
und Waſhington angeſpielt wurde, darzulegen. In Wien wies man 
darauf hin, daß man in den erſten Oktobertagen Kaiſer Karl nicht 
zeitig informiert habe über das Vorgehen, das Berlin gegenüber 
Präſident Wilſon eingeſchlagen habe; die Zuſtände an der öſter⸗ 
reichiſch⸗ungariſchen Front ſeien völlig unhaltbar geworden. Der 
Kaiſer erklärte: „Ich will nicht den Schein einer Antreue oder einer 
Nachahmung des bulgariſchen Verfahrens auf mich laden,“ und 
fügte bei, er könne nur diejenigen Waffenſtillſtandsbedingungen 

nicht annehmen, welche öſterreichiſches Gebiet zu einem Flanken⸗ 
angriff auf Deutſchland zugängig machen würden. In dieſem Fall 
bleibe ihm nichts übrig, als ſich an die Spitze der noch ſtandhaltenden 
deutſch⸗öſterreichiſchen Truppen zu ſtellen und dann zu fallen. Dabei 
ließ der Kaiſer darauf hinweiſen, daß er ſeit zwei Jahren immer 
und immer wieder in der nachdrücklichſten Weiſe Berlin erklärt 
habe, „daß der Augenblick nahe ſei, in welchem ein weiterer Wider⸗ 
ſtand ſeinem Land unmöglich werde“. Darum habe er die Einleitung 
von Friedensverhandlungen gefordert. In den letzten Tagen 
hätten ſich an der italieniſchen Front ganze Truppenteile geweigert, 
weiter zu kämpfen; ganze Kontingente hätten ohne Befehl den 
Heimweg angetreten. So ſei die Bitte um Waffenſtillſtand 
abſolut notwendig geworden. Das Vorhaben ſei dem Deutſchen 
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Kaiſer telegraphiſch mitgeteilt worden, worauf dieſer eine miß. 
billigende, ſcharfe Antwort gegeben habe; doch ſei jeder Vom 
unbegründet, denn man habe Oſterreich ſchwere Stunden dadurch 
bereitet, daß nur ein paar Tage nach der letzten Note Burians 
an die gegneriſchen Mächte (Mitte September), für die Wien die Zu: 4 
ſtimmung Deutſchlands nicht erlangen konnte, Berlin ohne vorherige 9 
Zuſtimmung von Oſterreich die Annahme der 14 Punkte Wilſens 
amtlich öffentlich erklärt habe; gerade die Annahme der 14 Punkte 4 
Wilſons, wie Berlin fie ausgeſprochen habe, bedeute aber den 1 
völligen Zerfall der Donaumonarchie; im übrigen ſei Wien voll⸗ 
kommen und zuverläſſig darüber unterrichtet, daß die Entente nur 
ſeparate Verhandlungen mit Berlin und Wien führen werde. 
Während der Verhandlungen meines Vertrauensmannes trafen 
die Waffenſtillſtandsbedingungen der Entente in Wien ein. 
Anter dieſen befand ſich auch die Forderung auf Aberlaſſung der 
öſterreichiſchen Eiſenbahnen an die Entente. Der Kaiſer hat darauf 
den öſterreichiſchen Staatsrat zu ſich gebeten, damit dieſer die 
Entſcheidung treffe, die dann in zuſtimmendem Sinne ausfiel. 4 
Die Entente hat in jenen Tagen ein äußerſt geſchicktes diplo- " 
matiſches Spiel in Wien getrieben: Clémenceau und Lloyd George 
ließen Kaiſer Karl wiſſen, er möge jetzt Geduld haben; eine Zeit: 
lang werde ein großes Durcheinander in der Donaumonarchie E 
herrſchen, aber die Sache werde letzten Endes günſtig für ihn geregelt 
werden; namentlich Italien gegenüber könne er ſtets auf die Anter⸗ 
ſtützung durch England rechnen. Der Friedensſchluß von St. Germain 
hat allerdings in dieſen Rahmen ein entſetzliches Bild hineingebracht. 
Aus meinen vielen Verhandlungen in Wien habe ich die Aber⸗ 
zeugung gewonnen und halte dieſe auch heute noch aufrecht, daß 
der dortige Hof und die maßgebenden Politiker treue Anhänger 
des Bündniſſes mit Deutſchland waren, daß aber die Not des 
eigenen Volles, für welche man in Berlin nicht immer volles Ver⸗ 
ſtändnis hatte, dort zu Schritten verleitete, die törichterweiſe durch 
erregte Preſſeauseinanderſetzungen in Berlin als eine Verletzung 
des Bündnisgedankens ausgeweitet wurden: zur Freude der 
Entente. Daß die militäriſche Niederlage Deutſchlands und die 
Bitte um Waffenſtillſtand das Bündnis und die Donaumonarchie 
mit einem Hieb zerſchlagen mußte, konnte für niemand überraſchend 
kommen. Für mich, der ich ſtets im Intereſſe Deutſchlands in 
Wien arbeitete, war ein ſolches Ende beſonders ſchmerzlich. 


or 
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11. Kapitel 
Die Römiſche Frage 


Dier Weltkrieg hat mehr als die letzten 40 Jahre Geſchichte die 
Anhaltbarkeit der heutigen Lage des Apoſtoliſchen Stuhles dar- 
getan. Die Katholiken der Mittelmächte wurden während des 
Krieges von jedem unmittelbaren Verkehr mit ihrem kirchlichen 
Oberhaupte abgeſchnitten. Die diplomatiſchen Vertreter der 
Mittelmächte mußten Rom verlaſſen. Das Blatt des Heiligen 
Stuhles, „Osservatore Romano“, wurde unter italieniſche Zenſur 
geſtellt und erſchien wiederholt mit großen, die Maßnahmen der 
italieniſchen Zenſur verratenden leeren Stellen. Biſchöfe, Prieſter 
Rund Laien der Mittelmächte konnten dem Papſte ihre Verehrung 
nicht perſönlich bezeugen und die Biſchöfe die übliche Romreiſe nicht 
unternehmen. Der briefliche Verkehr durch die Nuntiaturen in 
München und Wien und durch die nach der Schweiz übergeſiedelten 
diplomatiſchen Vertreter am Vatikan waren doch nur ein mangel- 
hafter Erſatz des mündlichen Verkehrs. Es war daher ganz felbft- 
verſtändlich, daß alsbald nach Ausbruch des Weltkrieges bei der 
Anſicherheit der endgültigen Stellungnahme Italiens unter den 
Katholiken der Mittelmächte, wie nicht minder bei deren Regierungen, 
ſich lebhafte Beſtrebungen dahin geltend machten, eine befriedigende 
Neuregelung der Lage des Heiligen Stuhles herbeizuführen. 
Ich nahm an dieſen Beſtrebungen äußerſt lebhaften Anteil und 
ſtellte dabei den Leitſatz in den Vordergrund: „Die Entſcheidung, 
wie dieſes Ziel erreicht wird, liegt lediglich und ausſchließlich beim 
Papſte. Mitzuarbeiten an der Erreichung der Freiheit des Papſtes 
iſt nicht nur Aufgabe aller Katholiken, ſondern auch ein Gebot der 
klugen Staatspolitik.“ Ich glaubte bereits im Oktober 1914 zugleich 
mit der Löſung des öſterreichiſch⸗italieniſchen Konflikts eine Neu⸗ 
regelung der Lage des Heiligen Stuhles in folgender Weiſe ver⸗ 
binden zu können: Oſterreich tritt die italieniſch ſprechenden Teile 
von Trient an den Papſt ab unter der ſtillſchweigenden oder aus⸗ 
drücklichen Vorausſetzung, daß der Papſt dieſes Gebiet an das 
Königreich Italien weitergibt. Der Papſt überläßt Trient dem 
Königreich Italien; dieſes macht die Gegenleiſtung, daß es das 
Garantiegeſetz in einer ſolchen Form ändert, wie es dem Wunſche 
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des Papſtes entſpricht, und regelt gleichzeitig die finanzielle An, 
abhängigkeit des Heiligen Stuhles in einer Form, die dem Heiligen 


Stuhle zuſagt. Doch wurde mir gegenüber der Befürchtung Aus⸗ 
druck gegeben, daß die Freimaurerei bei Bekanntwerden eines 
ſolchen Vorſchlages auf dem Petersplatz ſofort Revolution 
machen würde, weshalb man nur mit der vollendeten Tatſache an die 


Öffentlichkeit treten dürfte. Das fernere Verhalten Oſterreichs 


machte es unmöglich, dieſen Vorſchlag weiter zu verfolgen. 


Aus den mir im Mai 1915 zugegangenen ſchriftlichen Aus⸗ 
laſſungen wurde als unentbehrliche Vorausſetzung für die 
Freiheit des Heiligen Stuhles bekannt gegeben: „Gänzliche An⸗ 
abhängigkeit durch Errichtung eines kleinen neutralen Staats, etwa 
des Teiles von Rom, der auf der linken Tiberſeite gelegen iſt, mit 
einem Strich Land bis zum Meer und mit einem Hafen. Der 
neutrale Staat müßte als ſolcher von allen Mächten anerkannt 
werden.“ Man verſteht, daß dieſe und ähnliche Forderungen in 
die Erſcheinung treten mußten, wenn man ſich erinnert, wie durch 
den Kriegseintritt Italiens die Lage des Vatikans unſicher wurde; 
der Papſt fühlte ſich nicht geſchützt, ſogar ſeine Korreſpondenz 
wurde geöffnet. Dieſe und ähnliche der Offentlichkeit bekannt ge⸗ 
wordene Klagen veranlaßten ſogar proteſtantiſche Politiker, Ge⸗ 
lehrte und Zeitungen in Deutſchland, ſich äußerſt intenſiv mit der 
Römiſchen Frage und ihrer Neugeſtaltung zu befaſſen, wobei fie 
allerdings vergaßen, daß es zum nicht geringen Teil die Politik 


Bismarcks von 1866 und 1870 geweſen iſt, welche die jetzige Lage 
geſchaffen hat. Natürlich hatten die Katholiken Deutſchlands von 


vornherein das lebhafteſte Intereſſe an der Römiſchen Frage ger 
nommen. Als der Aniverſitätsprofeſſor Dr. Baſtgen mir von 
feinem Plane ſprach, die hauptſächlichſten Dokumente der Negie⸗ 
rungen, die parlamentariſchen Erörterungen und die Stimmen aus 
Preſſe und Literatur, beſonders der Neuzeit, über die Römische 
Frage zu ſammeln, damit ſich außer dem Hiſtoriker auch der Parla-. 
mentarier, der Diplomat, der Staatsmann, überhaupt die gebildete 
Laienwelt darüber beſſer orientieren könnte, begrüßte ich den Ge⸗ 
danken und förderte die Arbeit, die nun in drei ſtattlichen Bänden 
vorliegt. Sie iſt nicht nur ein Zeugnis deutſchen Gelehrtenfleißes 
während des Weltkrieges, ſondern auch ein Beweis dafür, daß man 
in keinem anderen Lande mehr als in Deutſchland über theoretiſche 
Erörterungen hinaus zur praktiſchen Löſung der Frage kommen wollte. 
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Die Vorſchläge über eine Neugeſtaltung, die damals 
erörtert wurden, kriſtalliſierten ſich um folgende drei Punkte: 
1. Internationale Geſtaltung des italieniſchen Garantiegeſetzes und 
deſſen Ausbau mit dem Ziele, daß der freie und ungehinderte Ver⸗ 
kehr für Kriegs⸗ und Friedenszeiten mit allen Nationen geſichert 
iſt, 2. Erweiterung des unabhängigen päpſtlichen Beſitzes nach der 
Richtung, daß der geſamte leoniniſche Stadtteil bis zum Meer 
unter das Garantiegeſetz einbezogen wird, Z. abſolute finanzielle 
Anabhängigkeit des Apoſtoliſchen Stuhles, dadurch herbeigeführt, 
daß ein Kapital von 300 Millionen Mark dem Apoſtoliſchen Stuhl 
zur Verfügung geſtellt wird. Da wir Deutſche es gelernt hatten 
und gewohnt waren, ſolch große Fragen durch gute Organiſation 
vorzubereiten, wandte ich mich Anfang Oktober 1915 an den 
Münchener Nuntius mit dem Vorſchlag, ein internationales 
Komitee aus angeſehenen Katholiken zu bilden; 5 bis 7 Vertreter 
der einzelnen Länder ſollten dieſem beitreten; die Führung ſollten 
die Katholiken der Schweiz, Hollands und Spaniens haben, die 
dann die Katholiken der ganzen Welt zu einem internationalen 
Kongreß einzuladen hätten. Der Zweck des Kongreſſes ſollte ſein, 
an ſämtliche kriegführende Mächte die Bitte zu richten, „beim Frie⸗ 
densſchluß dahin zu wirken, daß die politiſche Freiheit und Un⸗ 
abhängigkeit des Apoſtoliſchen Stuhles geſichert und geregelt würde“; 
an dieſe Kundgebung müſſe ſich die Abfaſſung geeigneter Literatur 
knüpfen; die Einzelheiten der Regelung ſeien ſelbſtverſtändlich 
dem Heiligen Vater ausſchließlich vorzubehalten. Eine Ausſprache, 
die ich mit führenden Katholiken der Schweiz und Hollands hatte, 
brachte die Bereitwilligkeit derſelben zur Mitwirkung. Mein 
Vorſchlag bewegte ſich im Rahmen der oben gekennzeichneten drei 
Punkte. Dabei legte ich auf zwei Gedanken ganz beſonderen Wert: 
zunächſt auf den, daß eine dauernde Löſung nur im vollen Ein- 
verſtändnis mit dem Königreich Italien erfolgen könne; jede 
von außen her aufgezwungene Löſung trage den Keim zu dauernden 
Konflikten in ſich und würde die Lage des Heiligen Stuhles nicht 
verbeſſern, ſondern eher verſchlechtern; ſodann auf den zweiten 
Gedanken, daß gleichzeitig mit einer hierdurch bewirkten Aus⸗ 
ſöhnung zwiſchen dem Vatikan und dem Quirinal die kirchliche 
Verwaltung in Rom mehr als bisher internationaliſiert 
werden müſſe, daß namentlich mehr Deutſche als bisher dorthin 
zu berufen ſeien. 
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Anfang Dezember 1915 erhob der Heilige Vater ſelbſt i im 
Konſiſtorium ſeine Stimme mit der Klage, „wie ſehr die Wurde 
des Papſtes verletzt iſt“ und „daß die Lage, in der der Papſt ſich 
befindet, derartig iſt, daß ſie ihm nicht die volle Freiheit laſſe, die 
für die Regierung der Kirche unbedingt notwendig iſt“. Der Klage⸗ 
ruf des Papſtes wurde noch verſtändlicher durch die Anfang Januar 
1916 bekanntgewordene Verabredung zwiſchen Italien und anderen 
Mächten (Artikel 15 des Londoner Abkommens), die im Grunde 
darauf abzielte, daß die Römiſche Frage bei den Friedensverhand⸗ 
lungen nicht diskutiert werden ſollte. Die katholiſche Preſſe nahezu 
der ganzen Welt wandte ſich einmütig gegen dieſe Vergewaltigung. | 
Viel beachtet wurde damals der Artikel im „Corriere d'Italia“ 
(14. Januar 1916) „Zwei Fragen und zwei Antworten“, welcher 
die Lage des Papſtes als unbefriedigend und anormal bezeichnete. 

„Es iſt aber niemals ein Wort geſagt worden, das darauf ſchließen | 
ließe, daß der Papſt beabſichtige, den europäiſchen Konflikt zur end⸗ 
gültigen Regelung feiner Lage zu benützen. Im Gegenteil, als wir 
über dieſen Punkt eine klare Erklärung verlangten, antwortete Kardinal 
Gasparri, „daß in bezug auf Italien der Papſt die Regelung ſeiner i 
Lage nicht von fremden Waffen erwarte‘. Die Worte des Rardinale 
ſtaatsſekretärs ſind ſo klar, daß man ſie bewußt unterdrücken muß, 
um dem Heiligen Stuhl andere Ziele und Abſichten unterſchieben zu 
können. Was der Papſt und mit ihm alle Katholiken — italieniſche 
und fremde — wünſchen, iſt, daß das Unbefriedigende und Anormale 
der Lage des Papſtes beſeitigt werde. Aber dies iſt ein Wunſch, den 
nicht jetzt erſt durch den Krieg wachgerufen wurde, ſondern der immer 
in den Beſtrebungen und Erklärungen des Vatikans ſich fand. Er 
hat ſogar in den gegenwärtigen Amſtänden feinen befcheidenften 
Ausdruck gefunden. Was die Mittel zur Beſeitigung der Anzuträglich⸗ 
keiten betrifft, ſo können weder wir italieniſche Katholiken noch die 
Katholiken des Auslandes als kompetente Richter auftreten, um 
dieſe zu beurteilen. Dies ſteht nur dem Papſt zu, und jeder Kathol 4 


erwartet mit Zuverſicht und Vertrauen ſein Wort, wenn er die Stunde 
gekommen glaubt, es auszuſprechen.“ * 


Die Folge der nunmehr immer zahlreicher einſetzenden Preſſe⸗ 
erörterungen war die, daß Katholikenführer neutraler Staaten ſich 
wiederholt an mich wandten behufs Einleitung einer internationalen 
Aktion zugunſten einer Löſung der Frage des Heiligen Stuhles, 
beſonders als die „Neuen Züricher Nachrichten“ im Februar 1916 
einen Artikel über die Pflichten der Katholiken aller Nationen 
zur Römiſchen Frage brachten, dem autoritative Bedeutung bei⸗ 
gemeſſen werden darf. Die Schweizer Katholiken befaßten ſich wieder⸗ 
holt mit dieſer Frage und kamen auf meinen früheren Vorſchlag der 
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Schaffung eines internationalen Komitees zurück; fie wählten ein 
ſtändiges Initiativkomitee, das ein eigenes Bureau in Zürich er⸗ 
richtete, um mit den Katholiken der ganzen Welt Verhandlungen 
aufzunehmen. Die Erfahrungen, die Ende 1915 und Anfang 1916 
aus den Erörterungen über die Römiſche Frage geſammelt worden 
waren, legten mir Ende des Jahres 1916 erneut den Gedanken 
nahe, an eine internationale Organiſation zu dieſem Zwecke zu 
denken. Anmittelbar vor ſeiner Abreiſe nach Rom ſchrieb ich dem 
Münchener Pronuntius Kardinal Frühwirth: 

„Ich habe die ernſteſte Befürchtung, daß beim Friedensſchluß 
für den Heiligen Stuhl und die Beſſergeſtaltung ſeiner Verhältniſſe 
äußerſt wenig herauskommen wird, wenn wir nicht bald in eine um⸗ 
faſſende Aktion eintreten. Die Welt wird beim Friedensſchluß mit 
ſo vielen anderen Dingen belaſtet ſein, daß, wenn nicht baldigſt an⸗ 
nähernd feſtſteht, in welcher Richtung die katholiſche Aktion geleitet 


werden ſoll, der Friede herbeigeführt wird, ohne daß eine Beſſerung 
der Lage des Heiligen Stuhles erreicht wird.“ 


Ich wies dann auf die in der Schweiz gebildete internationale 
Kommiſſion hin, die aber wegen Mangel an praktiſchen Vor⸗ 
ſchlägen und an einem beſtimmten Ziel nicht erfolgreich arbeiten 
könne; ich verſtünde die Bedenken gegen die Ausgabe einer klaren 
Parole; aber ich wollte mich auch nicht dem Tadel ausſetzen, nicht 
zu gegebener Zeit auf die Notwendigkeit einer ſolchen hingewieſen 
zu haben; es ſei ſchon viel erreicht, wenn gegen beſtimmte Vor: 
ſchläge von Rom kein Proteſt erfolge. 

Ende 1917 lebte die Debatte wieder auf, da die neue ruſſiſche 
Regierung den Londoner Vertrag vom April 1915 publizierte mit 
dem Artikel 15, in welchem Frankreich, England und Rußland 
ſich verpflichten, auf Wunſch Italiens den Vatikan von den Frie⸗ 
densverhandlungen auszuſchließen. Die italieniſche Regierung hat 
daraufhin zunächſt erklärt, daß dieſe Beſtimmung nicht exiſtiere, 
mußte aber ſpäter die Exiſtenz derſelben doch zugeben und ſuchte 
ſich damit zu rechtfertigen, daß dieſer Artikel nicht eine grundſätzliche 
Ausſchließung des Heiligen Stuhles bringe, ſondern nur verhindern 
wolle, daß der Papſt mit einem fertigen und unbeſchränkten Pro- 
gramm, das unter anderem auch die Römiſche Frage einer inter⸗ 
nationalen Diskuſſion unterſtellen würde, hervortrete. Im Oktober 
1915 befaßte ſich der Großorient Rom mit der Möglichkeit, „daß 
Vatikan und Quirinal auf Grund eines vorher in der Stille ge⸗ 
troffenen Abkommens Europa die erfolgte Löſung der Römiſchen 
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Frage anzeigen“. Leitende Freimaurerkreiſe beklagten die Un: 
tät gkeit des Großorients. Darauf erklärte Großmeiſter Ferrari 
am 25. Oktober, „er ſei darüber informiert, daß die Regierung nie 
verſucht habe, vor Ende des Krieges irgendeine Erörterung dieſer 
Angelegenheit zu überſtürzen, und daß er geglaubt habe, die nationale 
Eintracht während des Krieges durch das Einſetzen einer inten⸗ 
ſiveren antiklerikalen Agitation nicht ſtören zu ſollen“. Er fand 
jedoch mit dieſer Stellungnahme nicht allſeitige Zuſtimmung; doch 
wurde auf ſeinen Wunſch die weitere Beſprechung vertagt. Im 
Anfang des Jahres 1916 wurden mir Mitteilungen unterbreitet über 
geheime Verhandlungen zwiſchen Vertrauensleuten des Vatikans 
und der italieniſchen Regierung, an denen Botſchafter Tittoni 
hervorragenden Anteil gehabt habe. Die italieniſche Regierung 
ſtellte dabei das Verlangen, der Heilige Stuhl möge eine förmliche 
Erklärung abgeben, daß das Garantiegeſetz ſich bewährt habe. 
Die Kurie hat es abgelehnt, auf dieſe Vorbedingung einzugehen, 
zumal auch der belgiſche Geſandte am Vatikan ſich einmiſchte mit 
der Anregung, daß der Papſt dafür, daß Italien ihm in der Römi⸗ 
ſchen Frage entgegenkomme, ſich nun offenkundig auf die Seite des 
Vierverbandes ſtellen müſſe. Dle Ae führte zu keinem 
poſitiven Refultat. 1 

Es war klar, daß angeſichts dieſer Beſtrebungen auch die 
politiſche Leitung der Zentralmächte ſich mit der Frage 
beizeiten befaſſen mußte. Im Einvernehmen mit maßgebenden 
Perſönlichkeiten des Auswärtigen Amtes habe ich folgenden Ent⸗ 
wurf eines „Vertrags wegen der internationalen Anerkennung der 
weltlichen Gewalt des Papſtes“ ausgearbeitet: 


„Artikel 1. | 
Die weltliche Gewalt des Papſtes wird von den Vertrags mächten 1 


anerkannt für ein Gebiet, das den vatikaniſchen Hügel nebſt einem 


die Verbindung mit dem Tiber und mit der Bahn nach Viterbo 
herſtellenden Geländeſtreifen umfaßt und die Bezeichnung Kirchen⸗ 
ſtaat führt. | 
Die Grenzlinie des Kirchenſtaates beginnt am Weſtufer des Tiber 
bei der Mündung der Via delle Foſſe, zieht ſich längs der Oſt⸗ und 
der Nordoſtſeite des Caſtel Sant' Angelo und ſodann durch die 
Via C escenzio bis zur Piazza del Riforgimento, weiter entlang 
der Amwallung der vatikaniſchen Gärten bis zu deren weſtlichſtem 
Punkte; von da verläuft fie in ſüdlicher Richtung bis zur Bahn nach 
Viterbo und folgt dieſer Bahn in ſüdöſtlicher Richtung bis zum 
Bahnhof San Pietro, den ſie umfaßt; weiterhin verläuft ſie in ge⸗ 
rader Linie bis zur Südſeite von Sant' Onofrio, dann am Nordrand 
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des botaniſchen Gartens entlang und trifft unmittelbar ſüdlich des 
Ponte di Ferro wieder auf das Weſtufer des Tiber; von hier bis zum 
Ausgangspunkt bildet das Weſtufer des Tiber die Grenze. Das 
vorſtehend beſchriebene Gebiet iſt auf der umſtehenden Karte 
punktiert angelegt. 

Eine Rommiffion, die aus je drei Vertretern des Heiligen Stuhles 
und des Königreichs Italien und von einem von Seiner Majeſtät 
dem König von Spanien zu ernennenden Vorſitzenden gebildet wird, 
ſoll alsbald nach der Ratifikation dieſes Vertrags an Ort und Stelle 4 
die Grenzlinie gemäß den vorſtehenden Beſtimmungen feftftellen u 
vermarken. Meinungsverſchiedenheiten innerhalb der Kommiſſton 


werden nach Stimmenmehrheit entſchieden. 9 


Artikel 2. 1 


Der Kirchenſtaat iſt für immer unabhängig und neutral. S . 
Anabhängigkeit und Neutralität wird von allen nn 
garantiert. 

Artikel 3. 


Souverän des Kirchenſtaates ift der Papſt. 
Während der Vakanz des Heiligen Apoſtoliſchen Stuhles ſteh 
die Souveränität dem Kardinalkollegium zu. 


Artikel 4. 1 

Angehörige des Kirchenſtaats find die päpſtlichen Legaten, Nuntien 
und Internuntien, die Mitglieder des päpſtlichen Hofſtaats, die Be⸗ 
amten der päpſtlichen Palaſtverwaltungen und des Kirchenſtaats, 4 
die Mitglieder der päpſtlichen Leibwachen ſowie die dauernd in 


5 >= 


Kirchenſtaat wohnenden Geiſtlichen; dieſen Perſonen wird über der n 
Erwerb der Staatsangehörigkeit im Kirchenſtaat eine Urkunde aus 
geſtellt. Die Staatsangehörigkeitti im Kirchenſtaat geht verloren, ſobald 
die ſie begründende Eigenſchaft in Wegfall kommt. | 
Mit der Aushändigung der Urkunde über den Erwerb der Staats ⸗ 
angehörigkeit im Kirchenſtaat verlieren die im Abſ. 1 bezeichneten 
Perſonen die Zugehörigkeit zu ihrem bisherigen Heimatſtaat. u; 
Die Vorſchriften über den Erwerb und Verluſt der Staatsangehörige 
keit im Kirchenſtaat erſtrecken ſich auch auf die Ehefrau eines An⸗ 
gehörigen des Kirchenſtaats ſowie auf feine mit ihm in häuslicher Ge 
meinſchaft lebenden minderjährigen ehelichen Kinder. 1 


Artikel 5. 9 
Das Königreich Italien verpflichtet ſich, innerhalb zweier Jahre nach 
der Ratifikation dieſes Vertrags den Tiber längs der Grenze des 
Kirchenſtaats und von da bis zum Meere für Seeſchiffe mit einem 
Tiefgang von fünf Metern befahrbar zu machen. 1 
Die päpſtlichen Schiffe können zu allen Zeiten den Tiber von und 
nach dem Meere befahren, ohne der italieniſchen Staatshoheit in 
irgendwelcher Beziehung zu unterliegen. Befindet ſich Italien im 
Kriegszuſtand oder glaubt es aus ſonſtigen Gründen die Tiberfahrt 
für den allgemeinen Verkehr ſperren zu ſollen, ſo iſt den päpſtlichen 
Schiffen eine Fahrrinne unter Gewährung von Lotſen freizuhalten. 
Die päpſtlichen Schiffe werden im Krieg und im Frieden von allen 
Vertragsmächten als exterritorial und keinerlei Eingriffen enen 
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fremden Macht unterliegend angeſehen. Sie dürfen aber weder als 
Aſyl dienen noch zu einer nicht ausſchließlich im Intereſſe der katholiſchen 
Kirche oder des Kirchenſtaats erfolgenden Beförderung von Per- 
ſonen oder Sachen verwendet werden. 


Artikel 6. i 
Das Königreich Italien wird dem Heiligen Stuhle innerhalb ſechs 
Monaten nach der Ratifikation dieſes Vertrags die Summe von 
500 Millionen Lire zahlen, die zur Deckung der Koſten des päpſtlichen 
Hofhalts und der Verwaltung des Kirchenſtaats beſtimmt ſind. 


Artikel 7. 


Die Souveränität im Kirchenſtaat umfaßt auch die Finanz und 
die Juſtizhoheit. 

Die weltliche Strafgerichtsbarkeit über Ausländer wird jedoch 
von den päpſtlichen Behörden nur in einfachen Polizeiſtrafſachen 
ausgeübt werden, während ſie in ſonſtigen Fällen den Behörden des 
Heimatſtaats überlaſſen bleibt. Soweit deſſen Behörden die Straf- 
verfolgung nicht übernehmen, wird ſie die italieniſche Regierung 
auf Grund beſonderer Abmachungen mit dem Heiligen Stuhle aus- 


üben. 
Artikel 8. 


Die beim Heiligen Stuhle beglaubigten diplomatiſchen Vertreter 
fremder Mächte genießen im Gebiete des Königreichs Italien für 
ſich, ihre Familie und ihr Dienſtperſonal ſowie für ihre Wohn⸗ und 
Geſchäftsräume die gleichen Vorrechte und Befreiungen wie die bei 
der italieniſchen Regierung beglaubigten diplomatiſchen Vertreter 
gleichen Ranges. Sollte zwiſchen der Macht, die fie vertreten, und 
dem Königreich Italien der Kriegszuſtand eintreten oder der Abbruch 

N der diplomatiſchen Beziehungen erfolgen, jo haben fie ſich mit ihrer 

1 Familie nach dem Kirchenſtaat zu begeben. 

5 Die Beſtimmungen des Abſ. 1 finden auf das nachgeordnete 
diplomatiſche Perſonal entſprechende Anwendung. 


Artikel 9. 


Die Vertragsmächte werden alsbald nach der Ratifikation dieſes 
Vertrags ſämtliche Mächte, die ihn nicht unterzeichnet haben, ein- 
laden, die weltliche Gewalt des Papſtes für das im Artikel 1 bezeich · 
nete Gebiet und die im Artikel 5 Abſ. 3 vorgeſehene Exterritorialität 
der päpſtlichen Schiffe anzuerkennen. 


Artikel 10. 
Dieſer Vertrag ſoll möglichſt bald ratifiziert werden. 
Die Natifikationsurkunden werden beim Heiligen Stuhle hinter⸗ 
legt werden. 

Der Vertrag tritt mit dem Tage der Hinterlegung der Ratififationg- 
2 urkunden in Kraft.“ 
Die deutſche Regierung wäre bereit geweſen, für dieſen Entwurf 
einzutreten. Ich habe ihn in Abſchrift Kaiſer Karl von Oſterreich 
übergeben, der mir gleichfalls ſeine Zuſtimmung hierzu mitteilen 
ließ. Leider haben die Friedensverhandlungen in Paris die Richtig ⸗ 
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keit meiner Auffaſſung über Artikel 15 des Londoner Vertrages 
beſtätigt, indem der Papſt ſowohl von den Friedensverhandlungen 
wie von dem Völkerbund ausgeſchloſſen wurde. Beide Werke ſind 
auch als offenkundige Produkte der Angerechtigkeit ſo ausgefallen, 
daß der Papſt als Hort des Rechts gar nicht daran hätte 1 
nehmen können. 3 
Die Sorge um die Freiheit des Heiligen Stuhles und um 
die perſönliche Sicherheit des Heiligen Vaters hat viele 
deutſche Katholiken bereits 1915 veranlaßt, Seiner Heiligkeit die 
Bitte zu unterbreiten, „bei drohender Gefahr ſich in die neutraß 
Schweiz zu begeben“, ein Vorſchlag, von dem der Heilige Vater, 4 
die Freiheit feiner Entſchließung ſich vorbehaltend, mit Genug: 
tuung Kenntnis nahm. Im Auguſt 1916 hat mir der bekannte 
Völkerrechtslehrer Lammaſch einen Plan unterbreitet, Spanien 


zu ungünſtig und babe zudem die Tradition der Gefangenſchaft * 
Napoleons gegen ſich.“ x 
Diefe und ähnliche Anregungen fanden eine feſtere Baſis durch 
einen im Februar 1916 an mich herangetretenen neuen Vorſchlag 
auf Schaffung einer vollen weltlichen Souveränität des 
Papſtes. Er ging dahin, ob es nicht möglich ſei, daß eines der 
alten geiſtlichen deutſchen Fürſtentümer, die bis 1803 
beſtanden haben, wieder errichtet und dem Papſt als neutraler 
Staat übergeben würden; man könne an Salzburg oder Trient 1 
denken; Trient würde ſich vielleicht eignen, um die Streitfrage 
zwiſchen Italien und Oſterreich zu löſen; der Papſt könne dann in 
Trient einen Kardinallegaten halten und ſich in a 0. 
dorthin begeben; das ſei vielleicht die einzige Möglichkeit, um die 
ſo ſehr verwickelte Frage befriedigend zu löſen; denn wenn der 
Papſt durch eine ſolche Löſung territorial unbeſtritten Souverän 10 
ſei, ſo laſſe ſich auch viel leichter die weltliche Souveränität in Rom 
ſelbſt regeln. In meiner Antwort wies ich darauf hin, daß die N j 
Schaffung eines Fürſtbistums Trentino den erheblichſten Bedenken 
unterliege, da Gefahr vorhanden ſei, daß gerade dieſes von Italienern 
bewohnte Territorium über kurz oder lang Italien angegliedert 
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würde, auch die Zuſtimmung Italiens zu einer ſolchen Löſung nach 

den Vorgängen Anfang 1915 doch wohl kaum zu finden ſein würde. 
Es wurde dann an die Wiedererrichtung des Fürſtentums Brixen 
gedacht. Das Grundprinzip mußte fein, daß der Papſt ein Terri⸗ 
forium erhielt, um ganz frei als weltlicher Souverän dazuſtehen. 
Aber Brixen und Salzburg konnten aus innerpolitiſchen öſter⸗ 
reichiſchen Gründen nicht in Betracht kommen. Denn wenn man 
einmal daran ging, einen Kleinſtaat für den Heiligen Vater zu 
ſchaffen, ſo war es naheliegend, an einen ſchon beſtehenden Klein⸗ 
ſtaat zu denken. 

In den nun folgenden Erörterungen wies ich auf das Fürſtentum 
Liechtenſtein hin, in der Weiſe, daß das Fürſtentum Liechtenſtein 
Seiner Heiligkeit als ſouveräner Staat übergeben würde, ein Staat, 
der an die neutrale Schweiz grenze und daher immer von allen 
Mächten erreicht werden könne. Am zum Ziel zu gelangen, müſſe 
der Fürſt von Liechtenſtein erblicher Reichsverweſer bleiben und 
alle Würden und Vorzüge des Souveräns behalten. Die Idee iſt 
zunächſt in allen beteiligten Kreiſen äußerſt freundlich aufgenommen 
worden. Die Abtretung ſollte ſich in Form eines Geſchenkes an 
die Kirche vollziehen. Der Heilige Stuhl ſelbſt ſollte mit der 
eventuellen Regierung des Landes nichts zu tun haben, ſondern als 
Zeichen der Dankbarkeit ſollte die Familie des Fürſten zum erblichen 
RNeichsverweſer ernannt werden und der Reichsverweſer in der 
Kirche den Nang eines Kardinalbiſchofs erhalten; wenn möglich 
ſollte die Regelung noch während des Krieges vollzogen werden. 
In Wien ſelbſt wurde inzwiſchen von kirchlicher und politiſcher Seite 
eifrig gearbeitet, um durch Fühlung mit dem Hauſe Liechtenſtein 
und dem Hof den Boden vorzubereiten. Die Fühlungnahme mit 
dem Hof war wegen einer Reihe von Fragen notwendig, namentlich 
auch, um ein Entgegenkommen des Hauſes Liechtenſtein durch einen 
Akt des öſterreichiſchen Hofes und Staates auszuzeichnen. In einer 
Denkſchrift, die dem Kaiſer Karl und den politiſchen Stellen über⸗ 
reicht wurde, legte ich unter anderem die Notwendigkeit dar, dem 
Papſte eine „reale, an den Beſitz eines eigenen Staates geknüpfte 
Souveränität wiederzugeben, die allein ihm in der ganzen Welt 
durch ihr bloßes Daſein ohne die Notwendigkeit künſtlicher Kon⸗ 
ſtruktion die Anterlage für ſeine ganze internationale Stellung 
verſchaffen kann. Wer dem Papſte dieſe reale Souveränität wieder 
verſchafft, erweiſt dem Papſte, der Kirche, ja der ganzen Welt 
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einen Dienſt, der hinter dem eines Pippin nicht im mindeſten zurück⸗ 10 


ſteht.“ Der Papſt müſſe in Rom als Souverän reſidieren können, er 


ſei der Biſchof von Rom, darum ſei in Rom die Löſung zu ſuchen, 


und ſie müſſe dort gefunden werden. Die Verhandlungen zwiſchen 
dem Vatikan und dem Quirinal hätten zu keinem praktiſchen Er⸗ 
gebnis geführt; die italieniſche Regierung wolle von ſich aus nur 


eine vorhandene Souveränität anerkennen, die ſie weder verleihen, 


noch erweitern, noch auch ſchmälern könne. Sie wolle aber nicht 
von ſich aus Seiner Heiligkeit ein ſouveränes Territorium zur Ver⸗ 


fügung ſtellen. Würde aber Liechtenſtein dem Papſte übergeben, 


ſo ſei die weltliche Souveränität auch für die italieniſche Regierung 
da und die Regelung in Nom viel leichter gegeben. 

Auf Grund dieſes Gedankenganges führte ich in Wien an Oſtern 
1916 eingehende Beſprechungen mit den maßgebenden Kreiſen; 


ſowohl in kirchlichen wie in politiſchen Kreiſen fand ich weiteſtes 


Entgegenkommen. Große Schwierigkeiten entſtanden aber bei den 
Ausſprachen mit Mitgliedern des Hauſes Liechtenſtein. Es ergab 
ſich als Refultat der Beſprechungen, daß die Familie Liechtenſtein 
zum Verzicht auf ihre Souveränität im Gebiet des Fürſtentums 
bereit ſein würde, wenn ihre Souveränität auf andere Weiſe erhalten 


bliebe. Letzteres konnte am beſten auf dem von mir hingewieſenen 


Wege einer Vergrößerung durch Zuſchlag anderer in der öſter⸗ 


reichiſchen Monarchie gelegener Liechtenſteinſcher Güter erreicht 
werden. In der nun von mir für den Wiener Hof ausgearbeiteten 


Denkſchrift ſprach ich mich gegen die auch angeregte Teilung des 


Fürſtentums Liechtenſtein in einen päpſtlichen Staat und einen 


fürſtlich Liechtenſteinſchen Staat aus, empfahl aber, eine Ver⸗ 
größerung des heutigen Fürſtentums Liechtenſtein unter gleich: 


zeitiger Abtretung des Fürſtentums in ſeinem heutigen Amfang an 


den Heiligen Stuhl. Die Löſung konnte nur der Kaiſer von Oſter⸗ 


reich geben. Der bayeriſche Miniſterpräſident ſchrieb mir, daß der 
ganze Plan durch die Ausführungen meiner Denkſchrift einer prak⸗ 
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tiſchen Bearbeitung näher gerückt fei. Von maßgebender öſterreichiſcher 
politiſcher Seite fand der Plan eine Ergänzung dahin, für das neue 
Fürſtentum Liechtenſtein entweder „einen an den Grenzen der Mon⸗ 
archie gelegenen Gebietsteil oder eine Inſel auszuſcheiden“. Das 
Verhalten eines Teiles der Glieder des Hauſes Liechtenſtein hat 
den Eindruck erweckt, daß der Plan nicht ſo leicht durchgeführt 

werden könne, obwohl gerade öſterreichiſche Hofkreiſe ſich weiter um 
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denſelben lebhaft bemühten. Daher blieb die Angelegenheit un⸗ 
erledigt, bis wenig mehr als 24 Monate ſpäter das Haus Liechten⸗ 
ſtein ſeine Souveränität verlor, ohne daß ein welthiſtoriſcher Akt 
damit verknüpft geweſen wäre. Ohne eine den Papſt befriedigende 
Löſung der Römiſchen Frage wird Europa keinen dauernden 
| Frieden und die Welt keinen wahren Völkerbund haben. 


12. Kapitel 
Die Freimaurerei 


Günſtige Amſtände ermöglichten es, daß ich den ganzen Krieg 
hindurch über die Vorgänge in der internationalen Frei⸗ 
maurerei auf das beſte orientiert wurde, obwohl ich ſelbſt⸗ 
verſtändlich — was auch einige „Freunde“ behaupteten — kein Frei⸗ 
maurer bin und keinerlei Beziehungen weder zur deutſchen noch zur 
ausländischen Freimaurerei unterhalte oder unterhalten habe. Die 
große politiſche Bedeutung der Freimaurerei war mir ſeit vielen 
Jahren bekannt; ich ergriff daher die ſich mir bietende Gelegenheit, 
um mich eingehend und zuverläſſig zu informieren. 
Es beſteht ein tiefgreifender Anterſchied zwiſchen der Frei⸗ 
maurerei Deutſchlands und der angelſächſiſchen Länder auf der 
einen Seite und der der lateiniſchen Länder auf der anderen. Dieſer 
Anterſchied hat ſchon vor dem Krieg in Italien zu einer Spaltung 
zwiſchen den dem Großorient Rom unterſtehenden Logen des ſym⸗ 
boliſchen Ritus und denen des ſchottiſchen Ritus geführt; letztere 
leitete der proteſtantiſche Prediger Fera von Florenz. In den 
überwiegend evangeliſchen Ländern der nichtlateiniſchen Welt hat 
die Freimaurerei ſich weniger um Politik gekümmert als in der 
lateiniſchen Welt, wo jede politiſche Amwälzung oder Amgeſtaltung 
innerhalb der letzten hundert Jahre mehr oder weniger das Werk 
der Logen war. Es ſei nur daran erinnert, welchen Anteil die Frei⸗ 
maurerei in Italien an der nationalen Erhebung (Niſorgimento), 
in Belgien an der Revolution von 1830, in Spanien, Portugal 
und Frankreich an allen politiſchen Aufſtands bewegungen im letzten 
Jahrhundert genommen hat. Das Beſtehen dieſer zwei Richtungen, 
einer politiſchen der lateiniſchen Länder und einer mehr unpolitiſchen 
der nichtlateiniſchen Länder, beeinflußt die zwiſchen den freimaure⸗ 
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riſchen Zentralbehörden der verſchiedenen Länder beſtehenden Be⸗ 
ziehungen in hohem Maße. Am intimſten waren zweifellos die 

Beziehungen zwiſchen den Großorienten von Paris und Rom. 5 
Ohne Widerſpruch zu erfahren darf ich die Feſtſtellung wiedergeben, N 
„daß der Großorient Paris fich in den letzten Luſtren ununterbrochen 1 
in politiſchen Fragen die doppelte Nolle eines läſtigen Erziehers 

der italieniſchen Freimaurerei und eines opferwilligen Spenders hi 
der für die politifche Korruption des Landes benötigten Mittel 
anmaßen durfte. Seit 1899 ſind die Beziehungen der beiden Groß⸗ 
oriente auf dieſem Verhältnis aufgebaut geweſen, das unter wirk⸗ 
ſamer Förderung durch den Botſchafter Barrere feinen Höhepunkt 
im Monat Auguſt 1914 erreicht hat; damals haben wir alle die 
jede Erwartung übertreffende Ausdehnung des Einfluſſes wahr⸗ 
genommen, den die italieniſche Freimaurerei auf die Logen und die 
Preſſe Italiens und auf die ſonſt von ihr abhängigen Kreiſe des 
Landes ausgeübt hat.“ Der Großorient Rom darf von ſich ſagen, 
daß das Werk des Kriegsausbruchs im Mai 1915 ſein Werk iſt, 
wenn auch niemand ſich „die ſchwankende Politik des Großmeiſters 
Ettore Ferrari erklären konnte, der vom Auguſt bis Dezember 1914 
die Logen zugunſten der Interventionspolitik aufhetzte, der im De⸗ 
zember 1914 eine in dieſem Sinne beabſichtigte Kundgebung der 
Freimaurerei verbot, der im Januar und Februar 1915 wieder zur 
Intervention aufſtachelte, von der er neuerdings wieder abrät und N 
dann ſchließlich im März 1915 diefelbe Propaganda verbot, die 
beinahe ausſchließlich nach der am 2. Auguſt 1914 erfolgten Er⸗ 
klärung der Neutralität Italiens von ihm veranlaßt und genährt 
worden war“. Den Schlüſſel für dieſe ſchwankende Haltung findet 
man vielleicht in dem Amſtand, daß der Großorient Paris in Rom 
wiederholt mit der Einſtellung der Subſidien drohte, wenn die 
Interventionspolitik nicht bald praktiſchen Erfolg zeitige. Auf 
dieſen Amſtand iſt zweifellos ein Anfang 1915 vom Großorient 
Rom abgeſandtes Zirkularſchreiben zurückzuführen des Inhalts, 1 
daß Italien ſich ſelbſt einen ſchlechten Dienſt erweiſe, wenn es in $ 
dem tragischen Kampf, in dem ſich jetzt das Schickſal Europas auf \ 
viele Generationen hinaus entſcheide, untätig beiſeite ſtehe; in 
den Logen und auch außerhalb derſelben müſſe jeder Bruder die 
Aberzeugung verbreiten, daß „für Italien die Stunde der höchſten 6 
Verantwortung und der ſchwerſten Opfer geſchlagen hat“. Zahl⸗ 

reiche Logen in Oberitalien wollten allerdings von der Per 
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an der Propaganda für den Krieg nicht viel wiſſen, weshalb aus 
Nom beſondere Deputationen dorthin entſandt wurden. Trotzdem 
hat der Großorient Rom Mitte April 1915 bereits die „zivile 
Mobilmachung“ der italieniſchen Freimaurerei offiziell anbefohlen, 
wie er auch an der Kriegsdemonſtration am 5. Mai am Garibaldi- 
denkmal in Quarto hervorragenden Anteil nahm. Es iſt wahr, was 
in der römiſchen „Concordia“ J. G. Notto in dem Artikel „Die 
Kriſe der Dynaſtie Savoyen“ am 20. Mai 1915 geſagt hat: 
„Den Krieg mit Oſterreich und alſo auch mit Deutſchland wollen 
in erſter Linie die Freimaurer oder, beſſer geſagt, der Teil der Frei⸗ 
maurer, der, wurmſtichig und angefault, nicht zaudert, ſeine vermeint⸗ 
lichen Ideale — Frieden und Menſchlichkeit — im Intereſſe der 
Fremden, denen er untertan iſt, preiszugeben. Die italieniſche 
Freimaurerei iſt käuflich heute, wie fie es immer ge- 
| weſen iſt.“ 
Nach dem Eintritt Italiens in den Weltkrieg arbeitete namentlich 
der franzöſiſche Botſchafter Barrère in Rom daran, einen Zentral- 
ausſchuß der Großoriente von Paris, Rom, Brüſſel und London 
zu beſtellen, ſo daß die Regierungen der Entente noch eine Art 
„gemeinſames freimaureriſches Miniſterium zur Aufſicht an die 
Seite geſtellt erhalten hätten“. Der Plan ſcheiterte jedoch. In 
jener Zeit ſchwebten auch ernſtere Differenzen zwiſchen den Groß⸗ 
orienten Rom und Paris, nicht zuletzt dadurch hervorgerufen, 
daß die finanziellen Anterſtützungen, welche die franzöſiſche Frei: 
maurerei nach Rom gab, mit dem Eintritt Italiens in den Krieg 
ganz erheblich herabgemindert wurden. Die italieniſche Frei⸗ 
maurerei hatte bis zum Jahre 1912 auch ſehr enge Beziehungen zu 
der dortigen offiziellen ſozialdemokratiſchen Partei; infolge der 
Spaltung der Sozialiſten gingen dieſe Beziehungen auf den neuen 
reformiſtiſchen Flügel über. 
In der zweiten Hälfte des Jahres 1915 wandte ſich die italie⸗ 
niſche Regierung an den Großorient Rom mit dem Erſuchen, 
die damalige Kriegshetze gegen Deutſchland einzuſchränken und eine 
die italieniſche Offentlichkeit beunruhigende deutſche Spionage⸗ 
anzeigerei einzudämmen. Die italieniſche Regierung ſah die neue 
Kriegshetze in Rom als im franzöſiſchen Auftrag geſchehen an; 
ſie wollte ſich die Karten nicht aus der Hand nehmen laſſen und 
Herrin in der Wahl des Zeitpunktes für den Eintritt in den Krieg 
mit Deutſchland ſein. Der Großorient antwortete mündlich, und 
zwar in wegwerfendſter Art, indem er auf „ſeine nationalen Ver⸗ 
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dienſte“ hinwies. In Norditalien hatte die Regierung mit ihrem 
Erſuchen allerdings mehr Erfolg. Zwanzig Logen beſchloſſen dort, 
daß ſie es „als unerläßlich hinſichtlich der künftigen Beziehungen 
Italiens zu Deutſchland hielten, eine Haltung wohlwollender Ab⸗ 
wartung zu beobachten, auch für den Fall, daß im Hinblick auf die 
Geſamtlage augenblicklich der Kriegszuſtand mit Deutſchland ein⸗ 
treten ſollte“. Mit der langen Dauer des Krieges wurde trotz der 
verſchiedenen Kabinettswechſel der Einfluß der Logen auf die 
italieniſche Regierung immer mächtiger, wenn auch Enttäuſchungen 
nicht ausblieben. So ſprach die auf dem Pariſer Freimaurerkongreß 
beſchloſſene Tagesordnung ausdrücklich von nationalen Anſprüchen N 
hinſichtlich Elſaß⸗Lothringens, Polens und Belgiens, enthielt da⸗ 
gegen auch nicht den geringſten Hinweis auf die Aſpirationen 
Italiens; dies veranlaßte den Großmeiſter Ferrari, das Haupt 
der italieniſchen Delegation auf dem Pariſer Kongreß, nach ſeiner 
Heimkehr zu ſeinem Rücktritt. Der Großorient Nom ſtrebte nun 
nähere, direkte Fühlung mit dem Kabinett an, ähnlich wie in Frank⸗ N 
reich. In Paris wurde das Problem dadurch gelöft, daß ein Mit⸗ 
glied des Großorients, Bourely, in das Miniſterium berufen wurde. 
In Rom zog es die Regierung vor, der Freimaurerei die Wahl 
eines Kabinettsmitglieds zum Großmeiſter zu empfehlen; in Betracht 
kam ein Miniſter ohne Portefeuille; doch ſcheiterte der Plan an 
dem Widerſpruch Sonninos, der ſich dahin ausſprach, daß angeſichts 
der heftigen Anklagen, die wiederholt gegen die italieniſche Frei⸗ 
maurerei wegen ihres Verhältniſſes zu Frankreich in der Offentlich⸗ 
keit erhoben worden ſeien, eine allzu enge Verbindung zwiſchen dem 
Großorient Rom und dem „nationalen Kabinett“ zu Mißdeutungen 
Anlaß geben könnte. Dem Standpunkt ſchloß ſich der katholiſche 
Miniſter Meda an, der betonte, daß ein Kabinett, das unter dem 
Geſichtspunkt der nationalen Geſchloſſenheit auch Katholiken au 
den Seinen zähle, unmöglich eines ſeiner Mitglieder als Groß⸗ 3 
meiſter der Logen Italiens delegieren könne. % 
Die Bemühungen der Wiedervereinigung der beiden 
Logengruppen wurden nach dem Tode Feras fortgeſetzt. Das 
Haupthindernis war die Perſon feines Nachfolgers, des Pros 
feſſors Ricciardi aus Neapel, der allgemein als deutſchfreundlich galt. 
Profeſſor Nicciardi wurde durch eine brutale Drohung zur De⸗ 
miſſion gezwungen; es ſollte gegen ihn ein Prozeß wegen Defaitismus 
eingeleitet werden. Dieſe Drohung hatte Erfolg; zu ſeinem Nach⸗ 
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folger als Großmeiſter wurde der engliſche Staatsangehörige 


Dr. Bourgeß, der ſeit 15 Jahren in Neapel weilte, bis zu ſeiner 
Wahl zum Großmeiſter den Poſten des Schatzmeiſters (!) be⸗ 
kleidete und ein intimer Freund des bekannten Großmeiſters Nathan 
iſt, erwählt. Großmeiſter Nathan hatte das Wahlprogramm für 
Bourgeß aufgeſtellt mit den Forderungen des abſoluten Anſchluſſes 
der diſſidierenden Freimaurer an das interventioniſtiſche Programm, 
der Entfernung aller als deutſchfreundlich oder pazifiſtiſch verdächtigen 
Elemente aus maßgebenden Stellen der Logen und der Ablehnung 
jeder Wiederaufnahme von Beziehungen zu deutſchen Logen. 
Die italieniſche Freimaurerei, die den Krieg verurſacht hatte, 
ſah es als eine ihrer Hauptaufgaben an, eine, wie ſie ſagte, früh⸗ 
zeitige Beendigung des Krieges, die zu einem „deutſchen 
Frieden“ geführt hätte, mit allen Mitteln zu verhindern. Darum 
bekämpfte fie auch jede Friedens vermittlung des Heiligen Stuhles. 
Am dieſe für Italien zu erſchweren, leitete die Loge den Kampf 
gegen den Vatikan mit verſchärften Mitteln ein. Großmeiſter 
Ferrari hat auf die päpſtliche Friedenskundgebung vom Jahre 1916 
hin in einem Nundſchreiben behauptet: „der Internationalismus 
des Papſtes ſei eine beſtändige Bedrohung für den Beſtand und 


das Blühen der Nation“; der Papſt bringe, „um ſeine politiſchen 


Pläne beſorgt, mit erneuter Feindſeligkeit gegen Autorität und 
Würde des Vaterlandes Verwirrung in das Gewiſſen ſeiner 
Gläubigen“. Im Oktober 1916 beſchloß der Großorient Rom auf 
Antrag Nathans, daß am Tage des Konſiſtoriums antiklerikale 
Verſammlungen abgehalten werden ſollten, mit dem Ziel des Pro⸗ 
teſtes gegen die antiitalieniſche Neutralität des Papſtes ſowie 
gegen die Niederlaſſung des öſterreichiſchen Kardinals Frühwirth in 
Nom. Die in der Sitzung anweſenden Miniſter ließen durch⸗ 
blicken, daß die Anſichten der Regierung über die Opportunität des 
Antrags geteilt ſeien. Miniſterpräſident Boſelli beauftragte einen 
Kollegen, der Mitglied des Großorients war, auf dieſen im Sinne 


der Mäßigung der antiklerikalen Propaganda der italieniſchen 


Logen zu wirken. Doch der Großmeiſter antwortete ablehnend: er 


unterſtütze zwar in allen Fragen des Krieges das Kabinett Boſelli, 


doch könne die italieniſche Freimaurerei ihre grundſätzliche Stellung 
gegen den Vatikan nicht aufgeben, da „jede Milderung des Kampfes 
eine Begünſtigung klerikaler und konſervativer Tendenzen“ be⸗ 


deuten würde. 
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In dieſem Kampf gegen die Friedensbemühungen des 
Papfſtes fand der Großorient Nom wirkſamſte Unterftügung durch 
den Großorient Paris; dies tritt beſonders deutlich durch das 
vom 16. Mai 1916 datierte Schreiben an den Großorient Nom 
hervor, in dem es heißt, daß, „wenn ſich auch der Papſt in letzter 
Zeit größere Reſerve auferlegte, neuerdings wieder zahlreiche Ver⸗ 
ſuche unternommen wurden, die auf Herbeiführung eines vorzeitigen 
Friedens abzielten. Wir halten es für notwendig, hervorzuheben, 
wie unheilvoll es für unſere Ideale wäre, wenn es den Zentral⸗ 
mächten gelänge, einen vorzeitigen Frieden herbeizuführen und 
mit Hilfe von gewiſſenloſen Vermittlern die in der ganzen Menſch⸗ \ 
heit zunehmende Friedensſehnſucht für ihre Zwecke nutzbar zu machen.“ 8 
Ein ſolcher vorzeitiger Friede mache jede Hoffnung Italiens auf 
Verwirklichung ſeiner gerechten nationalen Aſpirationen zunichte; 
darum müſſe die italieniſche Freimaurerei ſich jeglichem Bermitt 
lungsverſuch, der den Deutſchen Friedensausſichten machen könnte, | 
widerſetzen. Der Großorient Paris habe ſichere Nachrichten, i 
daß die Vereinigten Staaten wegen der Wahlbewegung derzeit 
keine Friedensvermittlung einleiten würden. „Für ernſter erachten 
wir die Gefahr einer von Spanien ausgehenden Vermittlungs⸗ | 


aktion.“ In Rußland und England nehme trotz der feſten Haltung 
der Regierung die friedliche Strömung zu; auch der engliſche König 
ſei dem Frieden wegen der Lage in Irland und der Einführung der 
allgemeinen eee nicht abgeneigt; in Nußland ſei die Lage noch 
bedenklicher. 9 


„Vorderhand gelingt es zwar dort noch, die kriegeriſche Stime 
mung aufrechtzuerhalten dank der Iſolierung, in welcher die von 
Iswolſki ſo glänzend vertretene Kriegspartei den Kaiſer wie den 
Hof bisher zu halten wußte. Dies hindert jedoch nicht, daß trotz der 
Verſuche Iswolſkis, die innere Lage zu verheimlichen, ſehr ſtarke 
Anzeichen unmittelbar bevorſtehender oder zukünftiger innerer Er⸗ 
ſchürteriingen wahrnehmbar ſind. Eine ſolche Entwicklung könnte 


von einem Tag zum anderen die Notwendigkeit eines Friedensſchluſſes f 
ergeben.“ 


So ſchildert der Großmeiſter von Paris in ſeinem Schreiben 
„die Gefahr der Lage“, der „noch die unausbleiblichen mora⸗ 
liſchen Folgen der enormen Verluſte, die unſer Heer bei Verdun 
ſeit dem 21. Februar erleidet, hinzuzurechnen ſind“. 4 


„Es iſt daher notwendig, daß die franzöſiſche und italieniſche Frei⸗ 2 
maurerei, deren Einigkeit ſich bei zahlreichen Gelegenheiten glorreich 
bewährt hat und die jetzt durch die häufigen Reiſen unſerer Brüder 
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zwiſchen Paris und Rom in ſtändiger Verbindung ſteht, ſich ver⸗ 

einigt, um durch ihre zähe Arbeit die Gefahr zu beſeitigen, daß pazi⸗ 

fiſtiſchen RNatſchlägen irgendwelches Gehör geſchenkt 
wird. Es iſt beſonders angezeigt, daß Italien und Frankreich in 
London und noch mehr in Petersburg ſich gemeinſam der Aufgabe 

unterziehen, in dem genannten Sinne überzeugend zu wirken, damit 
die Einheit im Vierverband, die allein zu dem von allen erſehnten 
Sieg führen kann, unverſehrt erhalten bleibe.“ 


Man müſſe ſich „in gemeinſamer Tätigkeit mit allen Mitteln 
gegen jede Regung eines vorzeitigen Friedens wenden“. Da die 
damals geplante Konferenz zwiſchen franzöſiſchen und italieniſchen 
Freimaurern nicht ſtattfinden konnte, entſandte der Großorient 
Paris zwei ſeiner Mitglieder, Combes junior und Debier, nach 
Rom. In der gemeinſamen Beſprechung tadelte Großmeiſter 
Nathan, daß in dem Pariſer Schreiben der Friedenstätigkeit des 
Papſtes zu wenig Bedeutung beigemeſſen ſei. Die Gegenaktion 
der italieniſchen und franzöſiſchen Freimaurer müſſe ſich hauptſächlich 
gegen Benedikt XV. wenden. Debier meinte, der Großorient Paris 
habe ſich aus wohlerwoge nen Gründen nicht mit der Stellungnahme 
des Papſtes befaßt, da dieſer auf dem Standpunkt ſtehe, die Aber⸗ 
wachung der römiſchen Kurie und die Vereitlung ihrer Ziele ſei 
in erſter Linie Aufgabe des Großorients Rom, während es anderer- 
ſeits Sache des Großorients Paris ſei, die von anderer Seite aus⸗ 
gehenden Verſuche einer Friedensvermittlung wachſam im Auge 
zu behalten. In der Konferenz am 28. Mai 1916 wurde dann die 
italieniſche Freimaurerei mit der Aufgabe betraut, eine energiſche 
Gegenaktion gegen den Vatikan und Benedikt XV. einzuleiten 
und in Italien wie in Frankreich zu fordern, „daß der Papſt von 
jeder Friedenskonferenz unbedingt ausgeſchloſſen werde“. Die 
franzöſiſche und die italieniſche Freimaurerei ſollten dann gemeinſam 
eine intenſive Propagandatätigkeit in Spanien aufnehmen, um 
dort einerſeits ein Gegengewicht gegen die katholiſche Werbearbeit 
zu ſchaffen und andererſeits eine Friedensaktion zu verhindern. 
Die unter dem Vorſitz von Pichon am 17. Januar 1917 in Paris 
tagende Konferenz von Delegierten der Freimaurer aus allen Entente⸗ 
ländern, mit Ausnahme der engliſchen, ſprach ſich für die Vertretung 
der ſchärfſten Kriegsziele aus. Die italieniſchen Delegierten erregten 
unliebſames Aufſehen durch ihre beſtimmte Erklärung, daß die 
geſamte Freimaurerei ihres Landes hinter General Cadornas 
Forderung ſtehe, daß Italien vor der Eroberung von Trieſt und 
Trient keinerlei Verpflichtungen zur Abgabe von Truppen auf 
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andere Kriegsſchauplätze habe. Ein neuer Antrag Italiens, in al len 
Ententeländern eine energiſche Propaganda gegen eine eventuelle 
Friedensinitiative des Papſtes zu eröffnen, ſcheiterte am Wider⸗ 
ſpruch des Großorients Paris, der auf die loyale Haltung des 
franzöfifchen Epiſkopats und Klerus hinwies, ſowie Rückſicht auf 
Miniſter Denys Cochin verlangte. 

Die ruſſiſche Revolution veranlaßte den Großorient Nom, 
dem Großorient Paris gegenüber ſeinem „Erſtaunen“ darüber 2 
Ausdruck zu verleihen, daß der Großorient Paris feit Beginn der 
ruſſiſchen Revolution fortgeſetzt falſche Nachrichten über die Lage 
in Rußland in Umlauf gefegt habe, um in der öffentlichen Mein 19, 
der Ententeſtaaten den Glauben zu erwecken, der ruſſiſche Syſtem⸗ 
wechſel ſei ein für die Sache des Vierverbandes ſehr günſtiges Er. 
eignis. Es ſei doch von Anfang an klar geweſen, daß gerade das 
Gegenteil der Fall ſei und daß die Entente Gefahr laufe, den Welt, 
krieg zu verlieren, wenn Nußlands militäriſche Offenſivkraft ger 
brochen und ein Amſchwung in ſeiner bisherigen Kriegspolitik ein 
getreten ſei. Rom verlangte daher den ſofortigen Zuſammentritt 
eines Kongreſſes der Delegierten der Großoriente der Vierverbands 
ſtaaten und bat ferner den Großorient Paris, „ſich dem Proteſt 
anzuſchließen, den Italien gegen die Haltung Amerikas in der Frage 
der finanziellen Anterſtützung wird erheben müſſen“. Italien habe 
damit gerechnet, daß die aus Amerika fließenden Geldſummen zum 
mindeſten gleichmäßig verteilt würden; es könne auch nicht ſeine 
Zuſtimmung zu dem in Ausſicht genommenen entwürdigenden 
Zahlungsmodus geben, nach welchem die amerikaniſchen Geldmittel 


Separatfrieden mit Deutſchland oder einen allgemeinen Fried en 
abzuſchließen. Die franzöſiſche Freimaurerei müſſe in erſter Linie 
auf die Befriedigung der franzöſiſchen Geldbedürfniſſe bedacht fein 
und könne für italienische Wünſche nicht eintreten. * 

Die auch unverkennbar in Italien zunehmende Frieden 
ſtimmung veranlaßte den Großmeiſter Nathan Ende 1917, dem 
Pariſer Großorient mitzuteilen, daß, falls bei den Kammer⸗ 
verhandlungen dieſe Stimmung zu deutlich in Erſcheinung trete, 
die italieniſche Freimaurerei es für angezeigt halte, „eine Situation 
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analog der im Mai 1915 herbeizuführen, um auf die Regierung 
einen Druck im Sinne einer entſchiedenen Kriegspolitik, insbeſondere 
hinſichtlich der Internierung feindlicher Staatsangehörigen und der 
Sequeſtrierung feindlichen Eigentums auszuüben“. Er bat um 
die diplomatiſche und finanzielle Anterſtützung der franzöſiſchen 
Freimaurerei im gleichen Umfang wie im Mai 1915. Der Groß: 
orient Paris winkte jedoch ab; Botſchafter Barrere könne jetzt 
nicht mehr wie Anno 1915 auftreten, da ſeine Stellung erſchüttert 
ſei; Clémenceau wünſche keine Einmiſchung in die innerpolitiſchen 
Angelegenheiten der Verbündeten, dieſer habe auch kein Vertrauen 
zu Barreére; etwaige Aufruhrbewegungen würde allerdings die 
franzöſiſche Freimaurerei unterſtützen. Anfang Januar 1918 konnte 
Großmeiſter Nathan antworten, daß es nicht mehr notwendig ſei, 
die im Mai 1915 angewandte Methode zu wiederholen; Miniſter⸗ 
präſident Orlando habe ſich von den Giolittianern zurückgezogen 
und mehr auf die Seite des „Bundes der nationalen Verteidigung“ 
geſtellt; es ſei nun der Loge gelungen, den Miniſterpräſidenten für 
die Internierung feindlicher Ausländer zu gewinnen. Der Groß⸗ 
orient Paris konnte ſich in feiner Antwort der ſiegesfreudigen 
Aberzeugung Nathans nicht anſchließen: 
| „Wir ſehen hier die Dinge ziemlich düſter an, nicht zuletzt auf Grund 
der Zweifel, die man in Paris bezüglich des Altruismus von Lloyd 
George hegt, der, wie es ſcheint, ſich mehr für ſein eigenes Verbleiben 
im Amt als für die von ihm übernommene moraliſche Verpflichtung 
intereſſiert, die Anſprüche der Verbündeten Englands bis zum Ende 
zu unterſtützen.“ 5 
Dem Großorient Paris fällt zweifellos das hiſtoriſche Verdienſt 
zu, mit allen Mitteln, erlaubten und unerlaubten, weſentlich daran 
mitgearbeitet zu haben, daß Italien an der Seite der Entente in 
den Krieg eintrat. Die italieniſchen Logen waren ſein Inſtrument. 
Waährend des Krieges iſt aber eine zweite Verbindung der fran⸗ 
Zzöſiſchen Freimaurerei immer ſchärfer hervorgetreten, nämlich die 
engen Beziehungen, die zwiſchen Freimaurerei und Judentum, 
vertreten durch die „Alliance Israélite“, beſtehen. Die leitenden 
Männer der „Alliance Israélite“ find faſt ausſchließlich Franzoſen 
und gleichzeitig Freimaurer, dergeſtalt, daß, „wenn der Groß⸗ 
orient Paris eine Plenarverſammlung abhält, man ohne Aber⸗ 
treibung ſagen kann, daß ſich in und mit ihm zugleich die Vor⸗ 
ſtandſchaft der „Alliance Israélite“ verſammelt.“ Dieſe faſt voll⸗ 
kommene Identität der Perſonen, die zwiſchen der Zentralleitung 
Erzberger, Erlebniſſe 10 


der franzöſiſchen Freimaurerei und jener märchenhaft reiche 
Organiſation beſteht, hat dazu geführt, daß z. B. alle Fäden, 
die von den Zentren des italieniſchen Judentums nach der „Alliance 
Israelite‘‘ führen, über den Großorient Paris laufen. Von Paris 
aus beſtehen ferner Beziehungen zu den weniger bedeutungsvollen 
Organiſationen, über die das Judentum in den Niederlanden, in 
Schweden, in der Türkei, in Spanien und in den Vereinigten 
Staaten von Amerika verfügt, wobei das franzöſiſche Element der 
„Alliance Isra&lite‘‘ der gebende Teil iſt, da die hier in Betracht 
kommenden jüdiſchen Kreiſe der anderen Länder meiſt den armer 
Bevölkerungskreiſen angehören. 


„Ich brauche nicht beſonders zu betonen, daß der Großorient Paris 
und mit ihm die Zentralleitung der ‚Alliance Israelite‘ Beziehungen 
zum Judentum des Auslands nicht auf der Aktivaſeite ihrer diplo⸗ 
matiſchen Rechnung verbuchten. Deſto gewinnbringender iſt ſür beide 
Teile das enge Bündnis, das der Großorient Paris und die ‚Alliance 
Israelite‘ unter fich geſchloſſen haben und das auf vollkommener 
finanzieller und politiſcher Intereſſengemeinſchaft beruht. Beide Organi⸗ 5 
ſationen arbeiten ſich nicht ohne Nutzen in die Hände und haben da⸗ 
durch, daß ſie vom erſten Augenblick des Entſtehens des Weltkonflikts 
an ihre geſamten ausländiſchen Einrichtungen und Agenturen in den 
Dienſt der franzöſiſchen Regierung ſtellten, Frankreich große Dienſte 9 
geleiſtet.“ 
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An dieſem engen Bündnis ändert nichts, daß der freigebigſte a 
Förderer der „Alliance Israélite“, Freiherr von Hirſch, trotz aller N 
dringlichen Aufforderungen es entſchieden ablehnte, ſich in den 
Großorient in Paris aufnehmen zu laſſen. Erſt nach dem Tode 5 
von Hirſch traten dieſe engen Beziehungen ein. Daß fie auch ſinan⸗ 
zieller Art find, ift zweifelsfrei erwieſen; fo hat die „Alliance ; 
Israelite‘‘ am 16. März 1916 an den Großorient Paris den Betrag 1 
von 700 000 Franken überwieſen, und im Archiv des Großorients 4 
Nom kann feſtgeſtellt werden, daß am 18. März bereits die Aber⸗ 
weiſung von einer Million Lire an den Großorient Rom auf dem Fuß 
folgte. Ich habe nicht die ſtarke Doſis Naivität, um anzunehmen, 1 
die „Alliance Israélite“ bediene ſich der Vermittlung von zwei 
Großorienten nur zu dem Zweck, um den italieniſchen Juden eine 
Million Lire zukommen zu laſſen. Die gemeinſchaftlichen Ziele, die 
beide Organiſationen verbinden, ſind eben ſo eng, daß ſie auch die 
Mittel ſich gegenſeitig zur Verfügung ſtellen können. 

Dem Großorient Paris machte das Wiedererwachen des 
religiöſen Lebens in Frankreich während des Krieges viele 
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Sorgen. Anfang Januar 1915 berichtete er über ſeine Stellung⸗ 
nahme an den Großorient Rom in folgender Weiſe: 

N „Von dem Augenblick an, in dem das franzöſiſche Volk in ein⸗ 
mütiger Entſchloſſenheit die Folgen des deutſchen Angriffs auf ſich 
nahm, haben wir Freimaurer energiſch alles getan, was in unſeren 
Kräften ſtand, um zur Beilegung der inneren Zwiſtigkeiten beizu⸗ 
tragen, die Frankreich vor dem Krieg zerriſſen haben und die, wie 
der ſtürmiſche Fall des Kabinetts Ribot im Februar 1914 gezeigt 
hat, allmählich eine beträchtliche Schärfe angenommen hatten. Der 
Großorient Paris kann von ſich ſagen, daß er für die Verwirklichung 
dieſes Zieles unaufhörlich die größten Opfer bringt, und zwar offenbar 
nicht nur in ſeinen Anſchauungen, ſondern auch an ſeinen zukünftigen 
Hoffnungen. Es kann kein Zweifel darüber beſtehen, daß die Sieges⸗ 
fanfaren, die der Klerus und die Klerikalen Tag für Tag blafen, und 
daß die von ihnen unaufhörlich wiederholte Behauptung, das Wieder⸗ 
erwachen des katholiſchen Gefühles bei unſeren Mitbürgern ſei ein 
ſo großes und ſo wunderbares, daß man für die Zukunft alles erwarten 
könne, für unſere eigenen Intereſſen außerordentlich ſchädlich ſind. 
Das Vertrauen auf die Sache des radikalen Antiklerikalismus muß 
auf dieſe Weiſe bei den Maſſen langſam erſchüttert werden, wohin⸗ 
gegen wir nach dem Krieg das größte Intereſſe daran haben, unſere 
inneren Kräfte mit aller nur möglichen Entſchiedenheit zuſammen⸗ 

ziufaſſen.“ 

Der Großorient brachte weiter zum Ausdruck, daß ein Erſtarken 
der katholiſchen Partei, das einer Aufhebung der antiklerikalen 

Geſetzgebung von 1905 den Weg ebnen könne, ausgeſchloſſen ſei, 

nicht zuletzt im Hinblick auf die finanziellen Laſten, die ein Wieder⸗ 
aufleben des Konkordats dem Land auferlegen würde. Die Logen 
in Paris beobachteten nach den gegenſeitigen Berichten mit ſtei⸗ 
gendem Argwohn die wiederholten Verſuche der Wiederaufnahme 
offizieller Beziehungen zwiſchen Frankreich und dem Heiligen 
Stuhlz der Beſuch des früheren Botſchafters Niſard ſei ergebnis⸗ 
los verlaufen. Fürſt Albert von Monako habe mehr Erfolg 
gehabt; er ſei lange Zeit hindurch wegen ſeines Verhaltens im 
Vatikan in Angnade geweſen und zur Abberufung ſeines Geſandten 
beim Päpſtlichen Stuhl veranlaßt worden; um jo bemerkenswerter 
ſei es, daß der Fürſt von Monako, einem von franzöſiſcher und 
belgiſcher Seite geäußerten Wunſch entſprechend, während des 
Krieges einen neuen Geſandten beim Päpftlichen Stuhl ernannt habe, 
obwohl er als halber Italiener zur italieniſchen politiſchen Welt 
| in ſehr intimen Beziehungen ſtehe; er ſei auch von Papſt Benedikt 
ſehr liebenswürdig empfangen worden, trotzdem er unmittelbar 
vorher im italieniſchen Hauptquartier als Gaſt geweilt habe. Dieſe 
nd ähnliche Nachrichten veranlaßten im September 1916 den 
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Großorient Rom, den Großorient Paris wiſſen zu laſſen, daß 
er mit Beſorgnis den Bemühungen vieler Franzoſen gegenüber 
ſtehe, die auf die Herbeiführung einer Verſöhnung Frankreichs 
mit dem Heiligen Stuhl hinarbeiteten; er wolle dem Großorient 
Paris keine Vorſchriften machen, wenn dieſer es aus opportuni⸗ 
ſtiſchen Gründen mit ſeiner Auffaſſung für vereinbar halte, eine 
vorübergehende Annäherung zwiſchen Frankreich und dem Heiligen 
Stuhl zu unterſtützen, die eine günſtige Rückwirkung auf die Ber 
ziehungen des internationalen Katholizismus zum Vierverband 
zur Folge haben könnte. Wenn es ſich aber um die Herſtellung 
dauernder Beziehungen handeln ſollte, ſehe ſich der ia 
Nom veranlaßt, fein „großes Erſtaunen darüber zu äußern, da 
die franzöſiſche Freimaurerei in der fraglichen Angelegenheit eine 
gewiſſe Antätigkeit beobachtet. Auf jeden Fall hält ſich die italie⸗ 
niſche Freimaurerei für verpflichtet, mit Nachdruck darauf hinzu 
weiſen, daß ſie in einer Wiederverſöhnung Frankreichs mit oz 
Vatikan die größte Gefahr für die Zukunft des franzöſiſch⸗ 
italieniſchen Bündniſſes erblickt, das nur auf der Baſis | 
gemeinſamen antiklerikalen und weltlichen Ideale lebensfähig bleiben 1 
kann.“ Die erbetene Erklärung wurde vom Großorient Pari 
ſchon wenige Tage darauf erteilt mit dem Hinweis, daß der Groß 


Verlauf des Weltkrieges richtig erkannt habe; er wolle ſich nich 
näher auslaſſen, um ſich nicht den Vorwurf suzugiepen, wichtige 


N geſtört und dadurch die heilige 86 len Einheit z hi 
einer Zeit gebrochen zu haben, wo dies beſonders inopportun u ji 
gefährlich ſei. Der Großorient Paris ließ jedoch keinen Zweifel 
darüber, daß er nach „Erfüllung gewiſſer Bedingungen durch die 
Kurie der Herbeiführung einer Verſtändigung ſich nicht wider 
ſetzen würde“. ‘A 

Ende 1916 veranſtaltete der Großorient Paris bei den größeren 
Provinzlogen Frankreichs ein Rundſchreiben über das Problem 
der Kriegsdauer. Eine Reihe von Antworten lautete höchſt 
bedenklich; namentlich die Vorſtandſchaft der Logen von Bordeaur 
warf Paris vor, daß man dort keine klare Vorſtellung über die 
wirtſchaftlichen Schädigungen habe, die der Weinbau des Südens 
durch den Krieg erfahren habe. Die Antwort des Großorients 
Paris befriedigte nicht, ſo daß der Großorient die Regierung auf 
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die peſſimiſtiſche Stimmung in den Freimaurerlogen des Südens 
aufmerkſam machte. Aber auch der Ende Oktober nach Bordeaux 
entſandte Anterſtaatsſekretär Abel Ferry konnte nur beſtätigen, 
daß die Stimmung daſelbſt ſehr kriegsmüde ſei. Zweifellos war 
dies mit die Arſache, daß gegen Mitte des Jahres 1917 der Groß⸗ 
orient beſchloß, „ſeinerſeits Friedens fühler auszuſtrecken, da 
die Freimaurerei unmöglich den internationalen Sozialiſten auf 

die Dauer die Vorhand in der Liquidation des Weltkriegs über⸗ 
laſſen könne. Es ſolle daher verſucht werden, im neutralen Aus⸗ 
land Fühlung auch mit deutſchen Freimaurern zu nehmen.“ In 
Genf ſollte eine ſolche Zuſammenkunft ſtattfinden; ſie trafen aber 
dort als einzige deutſche Freimaurer nur zwei Deutſche, die wegen 
Fahnenflucht ſich in der Schweiz aufhielten und ſofort als „ver⸗ 
worrene Köpfe“ und „ſtarke Eigenbrödler“ ohne jeden politiſchen 
Einfluß erkannt wurden. Mehr Sorge machte dem Großorient 
Paris der Antrag der Loge „Globe“ zu Vincennes im Oktober 
1917, welcher die Regierung aufforderte, die Erörterung der 
Friedensfrage nicht weiter von der vollen Erwerbung von Elſaß— 
Lothringen abhängig zu machen. Bei der Abſtimmung über den 
Antrag enthielten ſich 160 der Abſtimmung, 148 ſtimmten dafür, 
67 dagegen. Dieſes Refultat führte zu einem lebhaften Meinungs: 
austauſch zwiſchen Ribot und Painlevé einerſeits und dem Groß⸗ 
orient andererſeits, dem der Vorwurf gemacht wurde, daß er nichts 
getan habe, um eine derartige Abſtimmung zu verhindern. Der 
Großorient wiederholte, er habe ganz loyal gehandelt; aber der 
Amſtand, daß kein vollberechtigtes Mitglied des Großorients dem 
Kabinett angehöre, habe ſchon wiederholt zu Anſtimmigkeiten 
geführt. Es kam zu einem Kompromiß, dem zufolge der einflußreiche 
Freimaurer Boureély als Anterſtaatsſekretär in das Kabinett 
Painlevé berufen wurde. Die Stellung eines Anterſtaatsſekretärs 
wurde gewählt, um die Freimaurerei vor dem Vorwurf zu ſchützen, 
ſie habe ihren Einfluß benutzt, um ein Mitglied des Großorients 
für ihre eigenen Zwecke in ein wichtiges Neſſort zu bringen. Als 
Gegenleiſtung berief der Großorient am 20. September eine Voll⸗ 
verſammlung aller Logen Frankreichs ein, die mit 350 gegen 
12 Stimmen erklärte, „daß ein gerechter und dauerhafter Friede 
ohne die Rückkehr Elſaß⸗Lothringens zum franzöſiſchen Mutter⸗ 
land nicht möglich ſei“. Damit fand dieſe Epiſode ihren Ab⸗ 
ſchluß. dan 
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Die engliſche Freimaurerei, die noch die Bewegung des 
Riſorgimento begünſtigt und unterſtützt hatte, zog ſich im letzten 
Jahrzehnt vor dem Krieg gänzlich von den italieniſchen und fran⸗ 
zöſiſchen Logen zurück. Auch als im Jahre 1905 die politiſchen Be⸗ 
ziehungen zwiſchen England und Frankreich freundlicher wurden 
und der Pariſer Großorient Mitte 1906 eine engere Fühlung 
mit der engliſchen Freimaurerei beſchloß, fanden Mitglieder des 
Großorients Paris, die ſich zu dieſem Zwecke nach London begaben, 
eine äußerſt kühle Aufnahme. Der Großorient London betonte 
wiederholt in längeren Auseinanderſetzungen, „daß die Wieder: 
herſtellung internationaler direkter Zuſammenhänge unter den 
Logen verſchiedener Länder mit den ſtaatsbürgerlichen Pflichten 0 

des Briten unvereinbar ſei, um ſo mehr dann, wenn es ſich darum 
handle, Frankreichs Intereſſen zu unterftügen”. Der Ge 
ein Engländer könne in ſeiner Eigenſchaft als Freimaurer eine 
nicht engliſche Freimaurerei begünſtigen oder ſich ihren Sonder ⸗ 
intereſſen dienſtbar machen, wurde in London als für alle engliſchen 
politiſchen Begriffe „unverſtändlich“ bezeichnet. Dies hat in Paris N 
fo nachhaltig gewirkt, daß man nach dem Ausbruch des Welt: 0 
krieges anfangs gar nicht wagte, direkte und perſönliche Be 
ziehungen zur engliſchen Freimaurerei anzuknüpfen. Der erfte 
Schritt wurde im Januar 1915 unternommen, als der einflußreiche 
franzöſiſche Freimaurer und frühere Miniſter Nenoult, der ſich 
in einem geheimen Auftrag ſeiner Regierung in London befand, 
eine offene Ausſprache mit dem an den Verhandlungen beteiligten 
engliſchen Miniſter Sir Rufus Iſaaes, der in der engliſchen Frei⸗ 
maurerei eine angeſehene Stellung einnimmt, herbeiführte. Aber 
auch die Antwort von Sir Iſaaes war nicht ermutigend; er drückte 
wohl die volle Bereitwilligkeit der engliſchen Freimaurerei aus, 
ſich an allen humanitären Aufgaben zu beteiligen, die im gemein: 
ſamen Intereſſe beider Armeen zu löſen ſeien; ein politiſches Su- 
ſammenwirken mit franzöſiſchen Logen lehnte er aber ab. Auch 

ein Verſuch der belgiſchen Logen im April 1915, den Großo rient 

London zu einer feierlichen Kundgebung zugunſten Belgiens zu 9 
gewinnen, ſcheiterte. Trotzdem hat der Großorient Rom anfangs 

1915 verfucht, durch feinen früheren Großmeiſter Nathan, der 
als Halbengländer galt, politiſche Beziehungen in London an⸗ 

knüpfen zu laſſen. Nathan hat in London den wundeſten Punkt 

berührt; er verſuchte dafür Stimmung zu machen, die engliſche 
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Freimaurerei möchte ſich dafür einſetzen, daß England die Italien 
gegenüber gemachten Zuſicherungen finanzieller Natur einhalte, 
worauf der Großorient London in wenig höflicher Form erklärte, 
daß „finanzielle Fragen lediglich zwiſchen den Regierungen zweier 
Länder“ zu erörtern ſeien, daß ſie nicht Gegenſtand einer Diskuſſion 
zwiſchen den Großorienten zweier Staaten werden könnten, und 
daß darüber, was England geben ſolle, ausſchließlich die engliſche 
Regierung zu befinden habe. Dieſe Stellung Londons löſte in den 
leitenden Kreiſen der italieniſchen Freimaurerei eine ſtarke Er⸗ 
bitterung gegen die engliſchen Brüder aus, die unverhüllt zutage 
trat, ſobald in Rom auf die ‚‚fratelli di Londra“ die Rede kam. 
Trotz dieſer Mißerfolge verſuchte der Großorient Paris im Auguſt 
1916 erneut politiſche Anknüpfungen mit der engliſchen Freimaurerei; 
er gab in einem Schreiben ſeinem Bedauern Ausdruck, daß die 
engliſchen Brüder auch „durch den Weltkrieg nicht aus ihrer Zurück⸗ 
haltung herausgetreten“ ſeien und unterbreitete ihnen die An⸗ 
regung, der Einberufung eines engliſch⸗franzöſiſchen Konventikels 
zur Vorbereitung eines ſyſtematiſchen Zuſammenwirkens der Frei⸗ 
maurereien aller Verbündeten zuzuſtimmen, und zwar um Stellung 
zu nehmen zu künftigen Friedens verhandlungen und der Ver⸗ 
binderung einer nicht gewünſchten oder verfrühten Vermittlung 
Neutraler. Die leitenden engliſchen Logen erklärten ihrerſeits, 
daß ſie vor der im Januar ſtattfindenden Generalverſammlung der 
engliſchen Logen zu dieſem Antrag keine Stellung nehmen könnten. 
Auch Hilferufe der franzöſiſchen Logen um finanzielle Anterſtützung 
durch England, wie ſie im November 1916 hervortraten, fanden 
kein geneigtes Gehör, da die engliſche Freimaurerei „nicht in der 
Lage ſei, in einer derartigen Frage bei der Regierung vorſtellig 
zu werden“. Ihrem Charakter als humanitäre Veranſtaltung iſt 
die britiſche Freimaurerei ſtets treu geblieben. Bemerkenswert ſind 
die Kriegspäſſe, die ſie ihren Mitgliedern in engliſcher, franzöſiſcher, 
italieniſcher und türkiſcher Sprache ausgeſtellt hat und in denen der 
Inhaber „allen Brüdern, die das Licht erblickt haben, für Gewährung 
brüderlicher Gaſtfreundſchaft und Güte empfohlen“ wird. 

Eine ruſſiſche Freimaurerei gab es nicht. Im 19. Jahrhundert 
waren die geheimen Geſellſchaften in Rußland aus revolutionären 
Elementen von ſolcher Schroffheit zuſammengeſetzt, daß die inter⸗ 
nationale Freimaurerei ſich nicht mit denſelben einlaſſen wollte. 
Auch nach der erſten ruſſiſchen Revolution 1905 hat die Freimaurerei 
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in Rußland keinen Anterſchlupf finden können. Der Großorient 
Paris hat nach Kriegsausbruch in einem längeren Schreiben vom 
16. Oktober 1914 den Großorient Rom um Auskunft erſucht, ob 
es nicht eine Möglichkeit gebe, auf gewiſſe einflußreiche Kreiſe 
Rußlands direkten Einfluß zu nehmen, da man in Paris beim 
Fehlen jeder freimaureriſchen Beziehungen zu Rußland nicht wiſſe, 
wie man an dieſe politiſchen Zirkel herankommen könne. Die 
Antwort des Großorients Rom lautete völlig negativ. Der be⸗ 
kannte ruſſiſche Schriftſteller Amfiteatroff wurde als Mittelsmann 
zwiſchen den beiden Großorienten und den politiſchen Kreiſen Rups 5 
lands aufgeſtellt, konnte jedoch nicht viel erreichen. 6 

Die polniſche Freimaurerei ſetzte ſich nur zum geringen Seil 
aus polniſchen Elementen zuſammen und beſtand zum überwiegenden 
Teil aus polniſchen Juden. Der Großorient Paris verſuchte im 
Jahre 1915 mit dieſen in engere Fühlung zu treten. Er erlebte 
eine ſchwere Enttäuſchung; denn die zur Berichterſtattung heran⸗ g 
gezogenen polniſchjüdiſchen Freimaurer erklärten, daß die Polen 
nicht dazu neigten, für eine Wiederherſtellung Polens unter ruſſiſcher 
168 0 einzutreten, wie man dies in Paris a — 


Westgehende Beſſerung der Verhältmiſſſe Ferber daß man 
allgemein davon überzeugt ſei, ein ſolches Verwaltungs ſyſtem werde 4 
in normalen Zeiten eine noch viel größere Gewähr für eine erfprieß- 
liche Entwicklung Polens bieten als die ruſſiſche Bureaukratie, die 
ungeachtet aller gegebenen Verſprechungen nach dem Krieg unter 
dem Eindruck der erlittenen Enttäuſchungen hauptſächlich an den 
jüdiſchen und radikalen Elementen Rache nehmen werde, ohne ſich ö 
die Schuld für die Mißerfolge in Polen zuzuſchreiben. we. 
glieder der franzöſiſchen Großlogen haben während des Krieges 
mit gewiſſen radikalen polniſchen Kreiſen, die entweder vor dem N 
Kriege in Frankreich ſich niedergelaffen hatten oder während des N 
Krieges ſich in die Schweiz begaben, enge Beziehungen unterhalten. 

Die deutſch-baltiſchen Logen in den Oſtſeeprovinzen harten 
intime Beziehungen zur deutſchen Freimaurerei und konnten für 
die Ziele des Großorients Paris nicht in Anſpruch gero F 
werden. 

Die ſpaniſche Freimaurerei ſtand völlig im Ideenkreiſe des 
Großorients Paris; ſie nahm an allen revolutionären Bewegungen 
ihres Landes teil. 1873 hat fie ſich unter der Führung ihres Groß⸗ 
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meiſters Salmeron für die Einführung der Republik eingeſetzt. 
Unter König Alfons XII., während der Regentſchaft und unter 
König Alfons XIII. hat ſie den Kampf gegen die Monarchie 
weniger ſchroff geführt. Sie hat aber jedes konſervative Kabinett 
auf das ſchärfſte bekämpft und jedem liberalen Kabinett weitgehend⸗ 
ſten Beiſtand geleiſtet. Die ſpaniſchen Logen wurden ſeit Auguſt 
1914 durch die Agenten des Großorients Paris mit nicht zu be⸗ 
ſtreitender Energie für die Sache Frankreichs bearbeitet. Freilich 
konnte die ſpaniſche Freimaurerei nicht für die Teilnahme Spaniens 
am Weltkriege arbeiten, weil ſie die Ausſichtsloſigkeit dieſer Pläne 
einſah; deſto raſtloſer ſuchten aber die Logen dafür zu wirken, daß 
Spanien gegenüber der Entente eine wohlwollende Neutralität 
bewahre und daß namentlich der ſpaniſche König die Initiative zu 
einer Friedensvermittlung zwiſchen den kriegführenden Mächten 
nicht ergreife. Nach den in den Großorienten Paris und Rom 
liegenden Berichten ihrer Agenten ſetzte die ſpaniſche Freimaurerei 
alles daran, um zu verhindern, daß Spanien ſich zum Vermittler 
des Friedens mache, ein Ziel, das auch erreicht worden iſt. 

Noch größer war die Abhängigkeit der portugieſiſchen Frei— 
maurerei von Paris. Die dortige Freimaurerei bucht den Am⸗ 
ſturz des Jahres 1908 und 1910 als einen Erfolg erſten Ranges. 
Großer Achtung und Sympathie erfreuen ſich freilich die portu⸗ 
gieſiſchen Freimaurer in Paris und Rom nicht; ſie wurden dort 
bezeichnet als ein „Gebäude, deſſen äußere glänzende Faſſade nicht 
über den Mangel an Kultur und Vergangenheit hinwegtäuſchen 
kann, der das Innere charakteriſiert“. Mit dem Ausbruch des Welt⸗ 
krieges hat es die engliſche Geſandtſchaft in Liſſabon beſonders ver⸗ 
ſtanden, ſich der Freimaurerei zu bedienen, um den Geiſt wohl⸗ 
wollender Neutralität gegenüber Deutſchland nicht aufkommen zu 
laſſen. Der portugieſiſche Geſandte in Paris, Herr Chagas, war 
der gemeinſame Vertrauensmann der Kabinette von Paris und 
London und nicht minder der der Großoriente von Paris und Nom. 
Als dann Portugal den Mittelmächten den Krieg erklärte, mußte 
es ſich vom Großorient Paris im September 1916 ſagen laſſen: 
| „Während der letzten vier Monate haben die engliſchen, franzöſi⸗ 
ſchen, italieniſchen und ruſſiſchen Heere mit Tapferkeit für den Sieg 
der gemeinſamen Sache gefochten und Rumänien zum neuen Ver⸗ 
bündeten gewonnen. Portugal dagegen hat nichts getan, um auch 


nur im beſcheidenſten Maß die Aufgabe zu erfüllen, die ihm nach 
ſeiner Kriegserklärung an die Zentralmächte zufiel.“ 
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Die im Anfang Oktober erfolgte Antwort hob hervor, daß die 
militäriſche Leiſtungsunfähigkeit Portugals nicht auf den ſchlechten 
Willen der portugieſiſchen Regierung zurückzuführen ſei, ſondern auf 
die inneren großen Schwierigkeiten. Als Portugal durch England 
gezwungen worden ſei, gegen die in ſeine Häfen geflüchteten deutſchen 
Handelsſchiffe vorzugehen, habe die portugieſiſche Regierung nicht 
verfehlt, die Aufmerkſamkeit der engliſchen und franzöſiſchen Ne⸗ 
gierung auf den vollſtändigen Mangel an finanziellen Mitteln zu 
lenken, die zur Mobilmachung des Heeres, zur Verpflegung der 
Truppen und zur Führung des Krieges notwendig ſeien. Doch die 
von England in bar vorgeſtreckten Summen hätten auch nicht an⸗ 
nähernd ausgereicht, um den Kriegsbedarf des Landes zu decken. 
Wegen des Mißtrauens Portugals gegen die Abſichten des ger⸗ 
manophilen Spaniens ſei die portugieſiſche Regierung gezwungen 
geweſen, ihr Heer im Lande zu behalten und ſich auf die Truppen 
entſendungen nach Saloniki und Afrika zu beſchränken; doch würde 
in kurzer Zeit ein Hilfskorps von wenigſtens drei Diviſionen an 
die engliſch⸗franzöſiſche Front abgehen. 5 

Die niederländiſche Freimaurerei beſtand während des 
Krieges aus Logen zweierlei Richtungen; die einen ſtellten das 
fortſchrittliche jüdiſche Element dar; in den anderen iſt das liberale 
und atheiſtiſche Element der nichtjüdiſchen Kreiſe des Landes 
vertreten. Die niederländiſche Freimaurerei hat zur inneren Politik ö 
des Landes nur geringe Beziehungen, ſteht der auswärtigen Politik 
fern und iſt von der Freimaurerei des Auslandes völlig unabhängig I 
Die Freimaurerei des Auslandes hat allerdings nach Ausbruch 
des Weltkrieges verſchiedentlich den Verſuch unternommen, die 
niederländiſche Freimaurerei für die Entente zu gewinnen. Die N 
Fühler gingen hauptſächlich von England aus, wegen des „Mar⸗ 
tyriums Belgiens“. Die Schritte blieben erfolglos, da einerſeits 
die Regierung die führenden Elemente der Logen des Landes ſehr 
bald verſtändigte, daß ſie eine Agitation dieſer Art nicht dulden 
würde, und weil andererſeits die Holländer aus eigenem die bel⸗ 
giſchen Verhältniſſe beſſer kannten als die Engländer. Holländiſche 
Freimaurer haben wiederholt erklärt, daß fie auch in der Friedens 
frage nicht eingreifen würden, ſondern dies der Regierung überließen. 

Die Luxemburger Loge, deren Abzeichen von der deutſchen 
Eiſenbahnverwaltung an dem neuen Bahnhof in Luxemburg an⸗ 
gebracht wurden, hat ihre Weiſungen von Paris und Brüſſel 
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erhalten. Sie erſchöpfte ſich im Kampf gegen die katholiſche Partei 
des Landes. Die vom Ausland her erzwungene Abdankung der 
Großherzogin Marie Adelheid fand die Förderung der Loge, hat 
aber im Land eine feindſelige Stimmung gegen Belgien erzeugt, 
weil man annahm, daß hierdurch die Perſonalunion mit Belgien 
herbeigeführt werden ſolle. Die franzöſiſchen und belgiſchen Logen 
bekämpfen ſich in Luxemburg. Belgien iſt unzufrieden, daß es das 
Land ſtatt der Franzoſen und Amerikaner nicht ſelbſt beſetzen durfte. 
Lange Zeit gab es eine nordamerikaniſche Freimaurerei im 
eigentlichen Sinne nicht. Es fanden ſich dort nur Logen deutſchen, 
italieniſchen, franzöſiſchen, ſpaniſchen, holländiſchen, engliſchen 
Arſprungs. Erſt ſeit etwa zwanzig Jahren machten ſich Verſuche 
geltend, ältere und ſtärkere Logen fremden Arſprungs in ameri⸗ 
kaniſche umzuwandeln, was äußerlich auch gelungen iſt. Die nord⸗ 
amerikaniſchen Freimaurer faſt aller Kategorien haben ſich von 
allen internationalen Problemen freigehalten und zu den Groß⸗ 
orienten Europas fo gut wie keine Beziehungen unterhalten. Im 
April 1917 gelang es den Abgeordneten des Großorients Paris, 
eine Verſammlung von Vertretern aller Logen franzöſiſchen Ur- 
ſprungs zuſtande zu bringen; auch Vertrauensmänner anderer 
Logen nahmen teil. Der Zweck der Verſammlung ſollte ſein, eine 
allgemeine freimaureriſche Kundgebung für den Krieg herbeizu⸗ 
führen. Die deutſch⸗amerikaniſchen Logen erklärten jedoch, außer⸗ 
ſtande zu ſein, für ein Dokument zu ſtimmen, das ſich für den Krieg 
an der Seite der Entente ausſpreche. Engliſche und amerikaniſche 
Freimaurer äußerten ſich ähnlich. Man fand ſchließlich den Aus⸗ 
weg, daß nicht die Logen als ſolche, ſondern die einzelnen Frei⸗ 
maurer ſich an Kriegsdemonſtrationen beteiligen ſollten. Nur die 
Logen iriſchen Urfprungs haben ſich dem Anſinnen gegenüber 
geneigter erwieſen, ohne großen Erfolg zu erreichen. 
Die Beziehungen der deutſchen Freimaurerei zum Großorient 
Nom waren ſchon mehrere Jahre vor dem Kriegsausbruch ſehr kühl. 
Ein vollſtändiger Bruch wurde von mehreren deutſchen Freimaurern 
ſchon 1911 angeregt; das Auswärtige Amt hat ihn aber verhindert. 
Der am 29. Mai 1915 in Berlin tagende Großlogenbund hat dann 
durch eine öffentliche Erklärung ſeine bisherigen Beziehungen zu 
der italieniſchen und franzöſiſchen Freimaurerei abgebrochen. 
Während des Krieges haben die Logen in Paris und Rom wieder⸗ 
holt beſchloſſen, auch nach Friedensſchluß keinerlei Beziehungen 
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mit der deutſchen Freimaurerei aufzunehmen, wohl aber wurde 
beſonders von Rom und Paris aus verſucht, in Deutſchland innere 
Unruhen vorzubereiten. Anfang 1918 hat der Großorient * 
als den richtigen Weg zum Kriegsende bezeichnet, 


„eine innere Erſchütterung der habsburgiſchen Monarchie vor⸗ 
zubereiten. Gleichzeitig muß dasſelbe in Deutſchland verſucht 
werden. Da es nicht wahrſcheinlich iſt, daß die innere deutſche Diſzi⸗ 
plin den „deutſchen Bolſchewiken“ ermöglichen wird, eine Nevo⸗ 
lution herbeizuführen, ſo müſſen andere, weniger gewalttätige Ele⸗ 
mente des öffentlichen Lebens Deutſchlands mobil gemacht werden. 
Die Großoriente von Paris und Rom haben daher den Wunſch, daß 
die zwiſchen den diſſidierenden Logen Italiens und der deutſchen 
Freimaurerei beſtehenden Beziehungen für dieſen Zweck nutzbar 
gemacht werden. Sie wünſchen genaue Informationen über den 
Stand der Dinge in Deutſchland zu erhalten, um ſich ein klares Urteil 
darüber bilden zu können, ob deutſche Elemente, die zu revolutionären 
Bewegungen neigen, bereit wären, eine große Bewegung zu organi⸗ 


ſieren, die von den Ruſſen mit ihrer Expanſionskraft und von der 70 
franzöſiſchen und italieniſchen Freimaurerei mit reichen fn: 
Mitteln und durch eine umfaſſende literariſche und ei . 
Propaganda unterſtützt würde.“ 9 


Dieſes vor dem Abſchluß des Friedens von Breſt⸗Vitowſt ver⸗ 1 
faßte Schriftſtück fand auch bei den diſſidierenden Logen in Neapel 
günſtige Aufnahme. Man wollte mit Anterſtützung der deutſchen 
Logen verhindern, daß der Heilige Stuhl die Friedens vermittlung 
in die Hand nehme. Es iſt mir nicht bekannt geworden, welchen f 
Erfolg die eingeleiteten Schritte hatten. 9 

Zwiſchen der Freimaurerei in Oſterreich und der in Angarn \ 
muß man ſcharf unterſcheiden, da beide Logen unter ſich nicht die | 
geringfte Ahnlichkeit haben. Die tſchechiſchen Logen haben . 
jeher ſehr ſtark nach Paris gravitiert. Die Häupter der deutſch⸗ 
liberalen Partei in Oſterreich, meiſt Juden, ſpielten in den deutſchen 
Logen in Wien eine große Rolle. Sie hielten auch mit den italieni⸗ I 
ſchen Freimaurern perſönlich gute Freundſchaft, was ſich bei zahl- 11 
reichen Beſuchen in Rom kundgab; es war dies allerdings zu 
Zeiten, in welchen die italieniſche Freimaurerei unter Führung von 
Criſpi noch nicht offenkundig gegen den Dreibund Stellung nahm. 
Anders war das Verhältnis der Freimaurerei in Angarn. „Die 
Perſönlichkeit, die auf die Geſtaltung der Dinge den maßgebendſten 0 
Einfluß ausgeübt hat, war Ludwig Koſſuth, der im Laufe der vierzig 
Jahre, die er nach der Revolution in Italien zugebracht hat, nach 
und nach zum lebenden Symbol der ungariſchen Freimaurerei unter | ö 
den italieniſchen Brüdern wurde.“ Die Beziehungen zwiſchen den 
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Großorienten Nom und Budapeſt wurden ſehr intime und nur 
wenig abgekühlt durch den Eintritt des Sohnes von Koſſuth in 
das ungariſche Kabinett im Jahre 1906. Der Großorient Budapeſt 
hielt auch mit dem Großorient Paris enge Fühlung, die beſonders 
durch den Schriftſteller Max Nordau und den Abgeordneten Pollony 
aufrechterhalten wurde; letzterer war ein ſehr rühriger Gegner der 
habsburgiſchen Monarchie. Bei Ausbruch des Krieges gab ſich 
der Großorient Paris der Illuſion hin, Ungarn werde von Oſter⸗ 
reich abſpringen, eine Auffaſſung, die auch der engliſche Botſchafter 
in Wien vertrat. Im Dezember 1916 wurden engere Beziehungen 
zwiſchen dem Großorient Paris und der ungariſchen Freimaurerei 
angeknüpft und in der Schweiz wiederholt Zuſammenkünfte ab- 
gehalten mit dem Ziel, Wien zum Abſchluß eines Separatfriedens 
unter der Preisgabe Deutſchlands zu bewegen. | 
Bulgarien hat Logen im eigentlichen Sinne des Wortes nicht. 
Die Bulgaren fanden in den freimaureriſchen Einrichtungen nichts, 
was ihnen für ihr eigenes Vaterland von Nutzen ſchien, und haben, 
ſo viele Einrichtungen fie auch ſonſt aus dem Weſten nach Bulgarien 
verpflanzten, ſich nie veranlaßt geſehen, nationale Logen zu gründen. 
Die deutſche Freimaurerei hat einige Filiallogen errichtet. Der 
Großorient Paris hat zu Beginn des Weltkrieges für Bulgarien 
wenig Intereſſe gehabt. Erſt im Auguſt 1915, als die Agenten Ge⸗ 
rüchte über den Anſchluß Bulgariens an die Zentralmächte meldeten, 
wurde man ſtutzig und entſandte Affilierte von griechiſchen und 
rumäniſchen Logen nach Sofia mit dem Auftrag, mit den ruſſophil 
geſinnten Kreiſen des Parlaments und der Preſſe Fühlung zu 
nehmen. Es waren dies dieſelben Elemente, die in Saloniki im 
Solde des Generals Sarrail ſtanden und die in Griechenland die 
Propaganda Venizelos leiteten. Sie wandten ſich an die bul⸗ 
gariſchen Politiker Ghenadiew, Danew, Gheſchow und Malinow, 
fanden aber bei den drei letzteren gar keine Neigung. Stambulowſfki 
gab den Agenten die Antwort, er ſei als Orthodoxer und Bulgare 
zwar gegen jeden Konflikt mit der Entente geweſen, halte es aber 
unter feiner Würde, mit fremden Elementen in Verbindung zu 
treten, die lediglich ihre perſönlichen Vorteile und vielleicht noch 
den ihres eigenen Landes im Auge hätten. Die franzöſiſche Frei⸗ 
maurerei ſuchte nach ihrem Mißerfolg in Sofia mit den diplo⸗ 
matiſchen Vertretern Bulgariens im Ausland enge Beziehungen 
anzuknüpfen, was ihr teilweiſe auch gelungen iſt; dies hat nicht in 
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letzter Linie zur Abſchwenkung Bulgariens von der Politik der 
Zentralmächte mitgewirkt. 

Die Türkei bot keinen Boden für die Freimaurerei. Auch nach 
der 1908 erfolgten Amwälzung ließ das Weſen des Mohammedanis⸗ 
mus eine aus einheimiſchen Elementen beſtehende freimaureriſche Ge⸗ 
heimgeſellſchaft nicht zu. Eine große Anzahl von Jungtürken hielt 
allerdings zur weſtlichen Freimaurerei ſehr gute Beziehungen. Von 
1908 bis 1911 übte die franzöſiſche Freimaurerei einen weitgehenden 
Einfluß auf die jungtürkiſche Partei aus, die in Paris die RNevo⸗ 
lution vorbereitet hatte. Das Bindeglied war der türkiſche General 
Scheriff, dem als Ziel geſtellt war, die Führung der Oppoſition 
gegen den deutſchfreundlichen Enver⸗Paſcha zu übernehmen. Von 
Oktober 1914 ab verfolgte die franzöſiſche Freimaurerei das eine 
Ziel: die Herbeiführung eines Separatfriedens mit der Türkei. 
Gewiſſe jungtürkiſche Elemente waren im September 1915 nicht 4 
abgeneigt, Angebote der Entente anzunehmen. Der frühere türkiſche 4 
Botſchafter in Rom, Nabi-Bei, ſprach ſich offenkundig für bieic 
Politik aus und hatte zu dieſem Zweck auch wiederholt Be⸗ 1 
ſprechungen mit dem Großorient in Rom. Den ganzen Weltkrieg 
hindurch dauerten die Verhandlungen zwiſchen gewiſſen ee 
kiſchen Elementen mit dem Großorient Paris fort, ohne zu dem 
gewünſchten Refultat zu kommen. 

Nach allen meinen Beobachtungen darf die internationale Steel 
maurerei eines für ſich buchen: fie hat Italien in den dcn 
getrieben, und ſie hat jede Friedensaktion während des Krieges zu 
verhindern geholfen. 
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Der Frankfurter Friede von 1871 führte Elſaß⸗Lothringen 
mit einer über 82 Prozent deutſchen Bevölkerung dem Mutter⸗ 1 
land wieder zu, verſtärkt durch franzöſiſche Grenzgebiete ſüd⸗ 1 
lich von Metz. Am den Erwerb von Metz wurde damals lange 
gekämpft: Bis marck unterlag gegen Moltke, der die Angliederung 
der Feſtung an Deutſchland durchſetzte. Bismarck hat es damals 
als die „Achillesferſe des neuen Deutſchen Reiches“ bezeichnet, daß 
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das franzöſiſche Sprachgebiet mit erworben worden ſei. Die 
„offene Wunde“ eiterte, weil die deutſche Politik durch mehr als 
vier Jahrzehnte es nicht verſtand, den berechtigten Wünſchen der 
Bevölkerung der neuen Gebietsteile Rechnung zu tragen. Nahezu 
fünfzig Jahre hindurch hat Deutſchland die elſaß⸗lothringiſche 
Frage ſelbſt nicht gelöſt, ſondern in dem ſtaatlichen Proviſorium 
„Neichsland“ belaſſen; nahezu drei Jahrzehnte wurde mit dem 
Diktaturparagraphen regiert und Elſaß⸗Lothringen in eine Stellung 
gedrückt, die ſich ſtaatsrechtlich nicht erheblich von der der deutſchen 
Kolonien unterſchied. Die preußiſch⸗deutſche Politik in den Reichs⸗ 
landen hat ſchon vor dem Krieg mit einem völligen Zuſammen⸗ 
bruch geendet, der durch das warnende Signal der Zaberner Vor⸗ 
gänge im Jahre 1913 mit dem offenen Konflikt zwiſchen Militär⸗ 
diktatur und Zivilgewalt uno dem Anterliegen der letzteren angezeigt 
wurde. Der Krieg ſelbſt und die während desſelben ſchwebenden 
Verhandlungen über das künftige Schickſal von Elſaß⸗Lothringen 
haben faſt den letzten Reſt der Sympathie für die Berliner Maß⸗ 
nahmen zerſtört, wenn auch die Maſſe der Bevölkerung deutſch 
fühlte und bei Deutſchland bleiben wollte. 
Die Meinungen über die ſtaats rechtliche Geſtaltung von 
Elſaß⸗ Lothringen platzten ſchon im Jahre 1871 ſcharf aufeinander. 
Damals gab Treitſchke (20. Mai 1871) ſeinem großen Bedauern 
Aus druck, daß Elſaß⸗Lothringen nicht dem preußiſchen Staat 
einverleibt werden ſollte. „Nur erprobten Händen, dem glorreichen 
alten Preußen“ könne man die große und ſchwere Aufgabe, „dieſe 
entfremdeten Stämme deutſcher Nation unſerem Land wieder 
einzufügen“, anvertrauen. Der Zentrumsabgeordnete Reichens⸗ 
perger forderte am 2. Mai 1871 für die neugewonnenen deutſchen 
Lande „eine Verfaſſung, eine Einrichtung, die nicht bloß uns, dem 
| alten deutſchen Lande, zum Vorteil gelangen ſoll, ſondern die eine 
tiefinnere Befriedigung auch jener neugewonnenen Bruderſtämme 
| mit ſich Bsp ſoll und wird“. Der un Windthorſt 


„Dieſes Proviſorium halte ich deshalb für beſonders wünſchens⸗ 
wert, weil ich glaube, daß, nachdem über die Frage der Abtrennung 
| von Frankreich die Bevölkerung von Elſaß⸗Lothringen 
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nicht gehört werden wird, es mindeſtens recht wäre, der Be⸗ 
völkerung Gelegenheit zu geben, ſich über die Frage zu äußern, was 
in Zukunft im Deutſchen Reich aus ihr werden ſoll, daß es recht 
wäre, auch in Beziehung auf die eigene Staatsverfaſſung die Be⸗ 
völkerung zu hören. Mir widerſtrebt es in dem innerſten Gefühl, 
daß ich über die Zukunft von über 1½ Millionen der gebildetſten 

Bevölkerung Europas, ohne fie gehört zu haben, hier aburteilen ſoll.“ 


Damals war Elſaß⸗Lothringen im Reichstag überhaupt noch 
nicht vertreten. Windthorſt wandte ſich dann auch gegen die Ver⸗ 
ſetzung preußiſcher Beamter in die Neichslande; er wünſchte, daß 
möglichſt wenig Beamte aus Alt⸗Deutſchland dorthin kämen; ſo⸗ 
weit ſolche notwendig wären, ſeien ſie aus Süddeutſchland zu be⸗ 
rufen; denn die „Süddeutſchen ſind den Elſaß⸗Lothringern in allen 
ihren Einrichtungen ſehr viel homogener als die Norddeutſchen, 
und ſie werden deshalb, wenn es auf moraliſche Eroberungen an⸗ 
kommt, ſicher raſcher Eroberungen machen als die Norddeutſchen“ 
Mit allem Nachdruck vertrat Windthorſt immer wieder die Forde 
rung der Mitwirkung der Elſaß⸗Lothringer bei Regelung ihrer 
Angelegenheiten; denn „es iſt der größte Fortſchritt der Zeit, daß 
man allgemein in Deutſchland wie in Europa den Satz feſthält, 
ohne Mitwirkung der Negierten ſoll nirgends und in keiner Sache 
regiert werden“. Von dieſer Erwägung aus forderte er zunächſt die 
Verleihung der Selbſtverwaltung an die Gemeinden von Elfaß- 
Lothringen und wandte fich beſonders gegen die Diktatur. Fürſt 
Bismarck ſprach ſich (25. Mai 1871) mit Entſchiedenheit gegen die 
Einverleibung Elſaß⸗Lothringens in Preußen aus: 

„Soll Elſaß⸗Lothringen zu Preußen gelegt werden oder ſoll es 
unmittelbares Reichsland ſein? Ich habe mich unbedingt für die 
letztere Alternative von Anfang an entſchieden, einmal, um dynaſtiſche 
Fragen nicht ohne Not in unſere Politik zu miſchen, zweitens aber 
auch darum, weil ich es für leichter halte, daß die Elſäſſer ſich mit 
dem Namen der „Deutſchen“ aſſimilieren als mit dem Namen de 
„Preußen“. Die Elſäſſer haben ſich in ihrer zweihundertjähriger 
Zugehörigkeit zu Frankreich ein tüchtiges Stück Partikularismus 
nach guter deutſcher Art konſerviert, und das iſt der Baugrund, auf 

dem wir mit dem Fundament zu beginnen haben werden. Dieſen 
Partikularismus zunächſt zu ſtärken, iſt im Widerſpruch zu den Ex⸗ 
ſcheinungen, die uns in analoger Weiſe im Norden Deutſchlands 
vorgelegen haben, jetzt unſer Beruf. Je mehr ſich die Bewohner des 
Elſaß als Elſäſſer fühlen werden, um ſo mehr werden ſie das Fran⸗ 
zoſentum abtun. Fühlen ſie ſich erſt vollſtändig als Elſäſſer, ſo ſind 
ſie zu logiſch, um ſich nicht gleichzeitig als Deutſche zu fühlen 
Was jpäter im Intereſſe des Elſaß zu tun fein wird, darüber wollen wir 


vor allen Dingen die Elſäſſer und Lothringer ſelbſt hören. Ich habe vor 
allem das Bedürfnis, die Meinung der Elſäſſer ſelbſt kennen zu lernen.“ 
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Leider war Bismarck nicht tönfequent genug, aus dieſen richtigen 

en ſofort die Folgerung zur Tat zu ziehen. Der Zentrums⸗ 
führer lehnte es ab, eine geregelte ſtaatsrechtliche Ordnung erſt 
1873 einzuführen und bis dahin eine Diktatur zu errichten. „Wir 
ſollten ohne weiteres und ſofort die Elſaß⸗Lothringer hierher 
berufen.“ Ohne Erfolg. In der Bevölkerung von Elſaß⸗Lothringen 
ſetzte zunächſt der Kampf ein für die Abſchaffung der Diktatur und 
dann immer lebhafter für die Gewährung der vollen Autonomie 
im Rahmen des Reiches, d. h. für die Errichtung eines ſelbſtändigen 
deutſchen Bundesſtaates. Dieſe Beſtrebungen fanden nur Anter⸗ 
ſtützung bei den ſpäteren Mehrheitsparteien des Reichstags (Zen. 
trum, Demokraten und Sozialdemokraten). Als im Jahre 1911 
(28. Januar) endlich der erſte Entwurf über die Verfaſſung Elſaß⸗ 
Lothringens dem Reichstag vorgelegt wurde, bezeichnete der 
ſpätere bayeriſche Miniſterpräſident Graf Hertling als Sprecher des 
Zentrums es als den Hauptfehler der Vergangenheit, „daß die 
ſtaatsrechtliche Entwicklung von Elſaß⸗Lothringen nicht raſch genug 
gefördert worden iſt, daß man jetzt nach vierzig Jahren noch nicht 
zur Ausgeſtaltung zu einem vollen Bundesſtaat gelangt“ iſt. Die 
Verfaſſung von 1911 brachte nicht die volle Autonomie; Elſaß⸗ 
Lothringen ſtand immer noch unter Reichsvormundſchaft. Bei 
Kriegsausbruch benahm ſich die elſaß⸗lothringiſche Bevölkerung, 
von ganz verſchwindenden Ausnahmen abgeſehen, in einwand⸗ 
freieſter Weiſe, obwohl ihr das Leben durch die einrückenden Militärs 
nicht immer leicht gemacht wurde. Manche Befehlshaber gaben 
beim Einmarſch in die Reichslande die Parole aus: „Wir kommen 
in Feindesland!“ und verboten den Soldaten, die zahlreich und 
freigebig gereichten Erfriſchungen anzunehmen wegen der „Gefahr 
des Vergiftens, was die deutſchen Frauen daſelbſt beſonders ſchwer 
beleidigte. 
Bald wurde — die eigentlichen Urheber kann ich zur Stunde noch 
nicht nennen — gegen Ende des Jahres 1914 an verſchiedenen maß: 
gebenden Stellen der Plan erwogen, eine Teilung Elfaß- 
Lothringens in der Weiſe vorzunehmen, daß Lothringen zu 
Preußen, das Anterelſaß zu Bayern, das Oberelſaß zu Baden 
kommen ſollten. Darauf ſuchten die elſäſſiſchen Reichstagsabgeord⸗ 
neten Nicklin und Hauß im Dezember 1914 eine Anterredung mit 
dem in Berlin weilenden bayeriſchen Miniſterpräſidenten Graf 
Hertling nach, um ihm ihre Betrübnis und Sorge darüber zu 
Erzberger, Erlebniſſe 11 
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unterbreiten, daß wieder einmal über das Schickſal Elſaß⸗Lothringens 
entſchieden werden ſolle, ohne ſich um den Willen der Bevölkerung 
zu kümmern. Der Wille der Bevölkerung ſei nicht auf eine Zer⸗ 
ſtückelung gerichtet, ſondern auf die Ausgeſtaltung Elſaß⸗Lothringens 
zu einem vollberechtigten Bundesſtaat. Dieſe Forderung 
ſei Gemeingut aller politiſchen Parteien des Landes. Sollte aber 
gegen den Willen des Volkes Elſaß⸗Lothringen geteilt werden, 
dann „bitten wir die bayeriſche Staatsregierung, darauf hinzuwirken, 
daß nicht auch noch das Elſaß in zwei Teile zerriſſen werde, ſondern 
als Ganzes zu Bayern käme. Einer Einverleibung in Preußen 
müßten wir uns mit aller Kraft widerſetzen.“ Graf Hertling er 
widerte darauf, daß der Gedanke der Aufteilung allerdings im 
engeren Kreis erwogen werde; der Bundesrat habe ſich jedoch mit 
der Sache noch nicht befaßt; er werde dem König von Bayern über 
die Anterredung Bericht erſtatten und zu gegebener Zeit ſich mit den 
Abgeordneten wieder in Verbindung ſetzen. Aber dieſe Anterredu 9 
wurden zahlreiche falſche Nachrichten verbreitet und die Sach 
vielfach ſo dargeſtellt, als ob die elſäſſiſche Bevölkerung durch un 
Abgeordneten von vornherein gewünſcht hätte, mit Bayern v 
einigt zu werden, weshalb ich auch eine Zeitlang dieſen Beſtrebungen 
gegenüber mich unterſtützend verhielt. Beſtärkt in dieſer Auffaſſung 
wurde man durch eine Denkſchrift des aus dem Elſaß ſtammenden 
Straßburger Profeſſors Ehrhard, die in ihren Schlußfolgerungen 
dahin ging, das Reichsland aufzulöſen und das Elſaß an einen alt 
deutſchen Bundesſtaat anzugliedern; die Trennung Lothringens 
vom Elſaß ſei eine „vollkommen ſchmerzloſe Operation“; die An⸗ 
gliederung Lothringens an Preußen entſpräche ſeinen beſtverſtandenen | 
Intereſſen ſelbſt; die Auseinanderreißung des Elſaß in zwei oder 
drei ungefähr gleiche Stücke würde aber eine unheilvolle Wirkung 
auslöſen. Nur Bayern komme für die Angliederung des ganzen 
Elſaß in Betracht, wegen des gemeinſamen ſüddeutſchen Volks 
charakters, der es ermögliche, daß das Elſaß innerlich für Deutſch⸗ 
land gewonnen werden könne. Weiter ſpreche dafür die Ahnlichkeit 
der innerpolitiſchen Verhältniſſe Bayerns und des Elſaß mit dem 
demokratiſchen Wahlrecht in beiden Ländern, während Preußen 
noch das Dreiklaſſenwahlrecht beſitze; beides ſeien vorwiegend Agrar⸗ 
ſtaaten mit Mittel⸗ und Kleinwirtſchaft. Das Zuſammenſtimmen 
der konfeſſionellen Verhältniſſe Bayerns und des Elſaß ſei von 
beſonderer Wichtigkeit. Auch würde Frankreich den Anſchluß des 
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Elſaß an Bayern eher ertragen, als deſſen Zuteilung an Preußen. 
Die Teilung des Reichslands zwiſchen Preußen und Bayern und 
die Ausmerzung „des nach innen zweckwidrigen und nach außen 
gefährlichen Gebildes Elſaß⸗ Lothringen präge der Erledigung 
der internationalen Frage, die ſeit 1871 an dieſem Gebilde hafte, 
einen verſöhnlichen Charakter auf“. Der Streit unter den deutſchen 
Bundesſtaaten und Bundes fürſten wurde im Laufe der Zeit ein 
ſehr lebhafter. Der württembergiſche Miniſterpräſident Weizſäcker 
erklärte mir des öfteren, daß nur „über ſeine Leiche“ der Weg zur 
Aufteilung der Reichslande gehe: ehe Bayern ein Stück Elſaß 
erhalte, ſei er lieber dafür, daß Preußen die geſamten Reichslande 
einſtecke. Der König von Württemberg ſagte unter ſcharfer Ab⸗ 
lehnung der bayeriſchen Hoffnungen und Wünſche bei einem Beſuch 
in Metz: „Der Knochen bleibt liegen.“ Sachſen und Bayern wehrten 
ſich gegen eine Vergrößerung des ſtärkſten Bundes ſtaa tes. Baden 
verhielt ſich zunächſt gleichgültig abwartend; in Karlsruhe ſchlug 
der Wind wiederholt um; einmal wollte man ein Stück Elſaß für 
den Fall einer Teilung annehmen, ein andermal lehnte man alles ab. 
Konfeſſionelle Erwägungen ſpielten dabei ſtark mit herein, da die 
Angliederung von Oberelſaß die katholiſche Mehrheit Badens ver⸗ 
größert hätte. 

An einer Führung in dieſer für die inneren Verhältniſſe wie 
für den Friedensſchluß gleich bedeutenden Frage fehlte es. Anfang 
Juni 1917 teilte ich dem bayeriſchen Miniſterpräſidenten mit, daß 
jetzt der Zeitpunkt gekommen ſei, um die endgültige Regelung im 
Wege der Aufteilung zwiſchen Preußen und Bayern vorzunehmen; 
in der internationalen Diskuſſion trete Elſaß⸗Lothringen immer mehr 
in den Vordergrund; unter allen Amſtänden würde beim ſtaatlich 
unfertigen Zuſtand der Reichslande von den Gegnern das Plebifzit 
gefordert werden, darum müſſe die Frage vor Friedensſchluß geregelt 
werden. Letzterer Auffaſſung neigte damals auch der Reichskanzler 
zu. Mitte Juni ſollte die Angelegenheit im Großen Hauptquartier 
beſprochen werden; die „Zukunft von Elſaß⸗Lothringen“ ſtand als 
erſter Gegenſtand auf der Tagesordnung, wurde aber nicht erörtert, 
da „Abmachungen der allerhöchſten Perſönlichkeiten“ vorlägen 
und deshalb die Reſſorts nicht mehr zuſtändig ſeien. Solche Ab⸗ 
machungen ſind aber zwiſchen dem Kaiſer und dem König von 
Bayern nicht getroffen worden; eine zu dieſem Zwecke herbei⸗ 
geführte Zuſammenkunft endigte vielmehr mit einer erhöhten Ver⸗ 
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ſtimmung des bayeriſchen Hofes. Die Oberſte Heeresleg 
wünſchte damals eine ſofortige Löſung der Frage; aber die politifche 
Reichsleitung ſtellte keinen entſprechenden Antrag. Am 2. Jul 
regte Staatsſekretär Helfferich bei der Beſprechung mit den Partei ⸗ 
führern eine Kundgebung des Reichstags in der Richtung an, 
daß die Reichslande unter allen Amſtänden deutſch bleiben müßten, 
Ich hatte den Entwurf einer ſolchen vorbereitet; dieſer fand auch 
einmütige Billigung, nachdem Abgeordneter Ebert den Vorbeho 5 
gemacht hatte, daß ein Satz über den Ausbau zum vollberechtigten 
Bundesſtaat aufgenommen werden müßte. Abgeordneter von 
Payer kündigte an, daß er im Ausſchuß die Teilungspläne erörtern 
werde. Kein Regierungsvertreter äußerte hiergegen Bedenken; 
ich gewann vielmehr den Eindruck, daß dieſer Vorſtoß gegen Bayern 
nicht unangenehm ſei, und ſtand vor einem mir nicht ſofdrt erklär -. 
lichen Doppelſpiel der Wilhelmſtraße. Damals war Herr von Payer 
dem Kaiſer als Staatsſekretär vorgeſchlagen worden; der Kaiſer 
lehnte aber ab. Payer wandte ſich gegen die Vergrößerungspläne 
Bayerns, da er wie mancher andere hieraus den Anfang eines neuen 
Dualismus ſah: habe früher der Kampf zwiſchen Habsburg un 
Hohenzollern das deutſche Volk zerriſſen, fo dürfe es jetzt und künfti 
nicht zu einem ſolchen zwiſchen Wittelsbach und Hohenzollern 
kommen. Im weiteren Verlauf der politiſchen Debatten trat die 
Frage Elſaß⸗Lothringen in den Hintergrund. Der letzte Moment 
war ungenutzt verpaßt, in dem die Schlußregelung durch die Auf: 
teilung der Reichslande hätte vollzogen werden können. Ich ſchrieh 
dies dem bayeriſchen Miniſterpräſidenten Grafen Hertling, der dar⸗ 
über trotz aller meiner vorhergehenden Briefe und ra 
ſehr erſtaunt war, wie feine Antwort zeigte. 

Die Wendung trat mit der Annahme der Geiedenspefrefoluien ! 
des Reichstags ein. Am 20. Juli 1917 bereits habe ich in einem 
längeren Schreiben an den Reichskanzler darauf hingewieſen, „da 
der heutige unfertige Zuſtand von Elſaß⸗Lothringen direkt kriegs 
verlängernd wirke“. Denn die Erörterungen der deutſchen Preſſe 
über das künftige Schickſal der Reichslande ſeien nur Ol in ba! 
Feuer der franzöſiſchen Revancheidee. 


„Da die Deutſchen ſelbſt Elſaß⸗Lothringen nicht als im definitiven. 
politiſchen RNuhezuſtand befindlich anſehen, fo iſt es ganz erflärl 3 
daß alle unfere Gegner und die Neutralen auf dieſe Frage erſt r 
aufmerkſam werden und ihre endgültige Löſung fordern. Die a 
zöſiſchen Pläne erhalten hierdurch Kraft und Zuzug. Die a 
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lothringiſche Frage muß jetzt ſofort und definitiv gelöft werden. 
Beim Septemberzuſammentritt des Reichstags ſollte dem Reichstag 
ſchon der entſprechende Geſetzentwurf zugehen. Welche Löſung 
iſt im heutigen Moment gegeben? Es dürfte nur zwei Wege geben: 
entweder Teilung der Reichslande oder Schaffung eines abſolut ſelb⸗ 
ſtändigen Bundesſtaates. Der Zeitpunkt für die Teilung der Reichs⸗ 
lande, wofür ſich manche beachtenswerte Gründe anführen laſſen, 
iſt verpaßt. Ich habe dem Amtsvorgänger Eurer Exzellenz ſeit 
vielen, vielen Monaten geſagt und geſchrieben, daß das Hinaus⸗ 
ſchieben der Regelung dieſer Frage nicht nur kriegsverlängernd wirkt, 
ſondern die große Gefahr in ſich birgt, daß Elſaß⸗Lothringen in die 
internationalen Friedensverhandlungen hineinrutſcht. Wenn man 
dann in den Friedensvertrag — unbekümmert um den Ausgang des 
Krieges — irgendeine Beſtimmung über Elſaß⸗Lothringen aufnehmen 
ſollte, ſo iſt dieſes ebenſo beſchämend wie entehrend für Deutſchland. 
Es erinnert an den Dreißigjährigen Krieg, wo fremder Abermut in 
die innerpolitiſchen Verhältniſſe des Deutſchen Reiches ſich einmengte. 
Im jetzigen Moment die Teilung zu vollziehen, das würde inter⸗ 
national nicht die Wirkung haben, die wir anſtreben, auch nicht 
der jetzigen politiſchen Situation im Reichstag entſprechen. Alſo 
bleibt nur ein Weg: ſofortige Errichtung eines ſelbſtändigen 
Großherzogtums Elſaß-Lothringen. Dem Reichsland ſoll 
durch Reichsgeſetz die neue grundlegende Verfaſſung gegeben werden. 
Die deutſchen Bundesfürſten übertragen die Souveränität einem Er- 
korenen, der Träger der erblichen Monarchie dieſes Bundesſtaates 
wird. Die vom Reiche gegebene Verfaſſung iſt auf 25 Jahre un⸗ 
abänderlich und kann dann vom elſaß⸗lothringiſchen Landtag, deſſen 
Zuſammenſetzung in dem Geſetz des Jahres 1911 feſtgelegt wurde und 
übernommen werden muß, abgeändert werden. Der Reichstag ſcheidet 
als geſetzgebender Faktor aus, ſofern nicht Fragen der allgemeinen 
Reichskompetenz in Betracht kommen. Das Land erhält hierdurch 
volle Autonomie. Der Großherzog ſchließt eine Militärkonvention 
mit dem König von Preußen, wobei in militäriſcher Hinſicht alles beim 
bisherigen Zuſtand bleibt. Die Reichspoſt bleibt beſtehen. Die Reichs- 
eiſenbahnen gehen ohne Entſchädigung in den Beſitz des Landes 
Elſaß⸗Lothringen über. Es wird der Aniverſität in Straßburg ſtatt 
eines fortlaufenden Reichszuſchuſſes ein einmaliger Stiftungsbetrag 
von 20 Millionen Mark gegeben werden. Bezüglich des zu Anfang 
notwendigen Austauſches von Beamten ſchließt der Großherzog 
eine Konvention mit dem König von Preußen (nach dem Vorbild der 
württembergiſchen Militärkonvention 1893). Die Schaffung dieſer 
vollen Autonomie für die Reichslande wird eine gewaltige internationale 
Wirkung auslöſen. Der Landtag in Elſaß⸗Lothringen als die Ver⸗ 
tretung des Volkes wird dieſer Regelung begeiſtert zuſtimmen; er 
wird aller Welt kundtun, daß die Wünſche der Reichslande erfüllt 
find und daß der Krieg wegen Elſaß⸗Lothringens keinen Tag weiter 
geführt werden kann. Die Bevölkerung des Landes wird in zahl- 
reichen Kundgebungen denſelben Willen offenbaren. Die ganze Welt 
muß erkennen, daß Elſaß⸗Lothringen für kein Land, auch für Frank⸗ 
reich nicht mehr das Kriegsziel ſein kann. In Frankreich wird der 
Revancheidee die beſte Waffe aus der Hand geſchlagen. Die dort 
vorhandenen friedliebenden Elemente werden gern die von uns 
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gegebene Autonomie als genügend anſehen, um zu ſagen: „Wir haben 
nicht vergebens gekämpft, die beiden Provinzen ſind wirklich frei ge⸗ 
worden.“ Ein Haupthindernis in der Herbeiführung des Friedens 
iſt damit beſeitigt.“ 


Wenige Tage darauf hatten Vertreter der Mehrheitsparteien, 
denen ſich auch der nationalliberale Abgeordnete und Straßburger 
Profeſſor van Calcker anſchloß, eine eingehende Ausſprache mit 
Reichskanzler Michaelis, um von dieſem im Sinne meines 
Schreibens eine alsbaldige Vorlage zu fordern. Der Reichskanzler 
ſagte dies auch zu und erklärte auf das Beſtimmteſte, daß „bis 
ſpäteſtens Weihnachten die ganze Frage geregelt“ ſein würde. 
Leider iſt dieſe Zuſage nicht eingelöſt worden, da die alldeutſche 
Richtung alles gegen dieſe Abſichten aufbot. Der wiſſenſchaftliche 
Führer der Alldeutſchen, Profeſſor Schäfer in Berlin, ſandte mir 
am 27. Auguſt eine Denkſchrift, die ſich mit aller Schärfe gegen 
die Verleihung einer vollen Autonomie ausſprach. Einzelne Kreiſe 
in Lothringen wandten ſich an den Reichskanzler, um den Anſchluß 
der Reichslande an Preußen zu erreichen. General Ludendorff, 
dem ſie die Abſchrift der Eingabe zuſandten, antwortete am 30. Sep⸗ . 
tember 1917: „Der Herr Generalfeldmarſchall und ich freuen uns 
des Bekenntniſſes, daß der Anſchluß der Reichslande an Preußen 
für dieſe ſelbſt die beſte Löſung der elſaß⸗lothringiſchen Frage iſt. 
Ich kann nur empfehlen, auch Ihre politiſchen Freunde davon 30 
überzeugen.“ Doch die Reichstagsmehrheit blieb feſt. Auf dem 
im September ſtattfindenden ſozialdemokratiſchen Parteitag zu 
Würzburg ſpielte die elſaß⸗lothringiſche Frage eine hervorragende 1 
Rolle; das damalige Parteivorſtandsmitglied, der ſpätere Reichs 
Maler Müller, betonte, die deutſche Sozialdemokratie kämpfe 
für die Anverſehrtheit des Reichs, wie ſie im Frankfurter Frieden 
niedergelegt ſei; nur ein völlig beſiegtes Deutſchland könne Elſaß⸗ 
Lothringen herausgeben; kein deutſcher Staatsmann könne üb er 
Elſaß⸗Lothringen verhandeln laſſen. Der Vorſitzende der Zentrums ⸗ 
fraktion des elſaß⸗lothringiſchen Landtags, Hauß, wandte ſich 


Kabinettschef des Königs von Bayern ider daß die Wee 


„auf eine den bayeriſchen Intereſſen entſprechende Regelung der 
elſaß⸗lothringiſchen Frage wohl endgültig zerſtört ſeien. Mit de 
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gegebenen Lage muß man rechnen, und es hätte wohl keinen Wert, 
jetzt noch gegen den Strom ſchwimmen zu wollen. Der Vorſchlag, 
daß ein Wittelsbacher Prinz an die Spitze des neuen Bundesſtaates 
treten ſoll, iſt Seiner Majeſtät dem König durchaus ſympathiſch 
Der König iſt geneigt, einem eventuellen Wunſch auf Vorſchlag eines 
bayeriſchen Prinzen zu entſprechen.“ 
Anfang Oktober 1917 erklärte mir der Reichskanzler, er habe 
Rüdfprache mit den Vertretern der Königreiche und des Groß 
herzogtums Baden genommen, ſei jedoch noch zu keinem abſchließen⸗ 
den Arteil gelangt; dieſe Regierungen hätten ſich dagegen erklärt, 
jetzt eine Anderung in den ſtaatsrechtlichen Verhältniſſen eintreten 
zu laſſen; jedoch würde bis Dezember die Vorlage von ihm fertig⸗ 
geſtellt werden. 
In jener Zeit fanden u lebhafte internationale Be⸗ 
ſprechungen über die Geſtaltung von Elſaß⸗Lothringen ſtatt. Lord 
Derby hat anfangs Oktober in einem Brief an den Miniſterpräſi⸗ 
denten Lloyd George ausgeführt, daß es nachgerade ſchwierig werde, 
dem engliſchen Volk die Aberzeugung beizubringen, es ſei notwendig, 
dem elſaß⸗lothringiſchen Problem dieſelbe Bedeutung für die 
engliſche Politik beizulegen, die ſeit dem Auguſt 1914 die belgiſche 
Frage für Großbritannien habe, da ſonſt in der öffentlichen Meinung 
des Landes die Anſchauung entſtehe, es müſſe der Krieg wegen 
einer Frage geführt werden, an der England nur mäßig intereſſiert 
ſei. Lloyd George zeigte Verſtändnis für dieſe Auffaſſung, hielt 
ihr aber entgegen, daß die moraliſche Widerſtandskraft Frankreichs 
mit allen Mitteln gehoben werden müſſe; auch dürfe die engliſche 
Politik nicht außer acht laſſen, daß Wilſon den Krieg ohne eine 
in die Erſcheinung tretende Demütigung des preußiſchen Militaris⸗ 
mus für verloren erachte und daher eine Gefährdung der Be: 
ziehungen zu den Vereinigten Staaten zu beſorgen ſei, wenn die 
Entente die elſaß⸗lothringiſche Frage preisgebe; daher müſſe jeder 
engliſche Staatsmann betonen, daß England auch für die Wieder⸗ 
erſtattung von Elſaß⸗Lothringen an Frankreich kämpfe. In Frank⸗ 
reich zeigten ſich Anſätze zu einer verſöhnlicheren Stimmung. Nach 
Nachrichten aus verſchiedenen gut unterrichteten Quellen konnte 
Nibot zu derſelben Zeit zu der Überzeugung kommen, daß Deutſch⸗ 
land hinſichtlich Elſaß⸗Lothringens mit ſich reden laſſen werde 
und bereit ſei, es auf der künftigen Friedenskonferenz zum Gegen⸗ 
ſtand von Verhandlungen zu machen. Das „Nein“ des Staats- 
ſekretärs von Kühlmann in ſeiner Oktoberrede hat daher in Paris 
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wie ein Donnerſchlag gewirkt. Daß dieſem „Nein“ nicht das „Ja“ 
der vollen Autonomie von Elſaß⸗Lothringen folgte, wurde zur 
Kataſtrophe. Der bayeriſche Minifterpräfident Graf Hertling 
konnte im Oktober 1917 mit Befriedigung im Münchner Landtag 
erklären, daß er den Reichskanzler dringend ermahnt habe, die 
Frage der Autonomie 15 


„etzt nicht in der Öffentlichkeit zu behandeln und jedenfalls nicht . 
eine Entſcheidung von heute auf morgen herbeizuführen. In dieſen 
beiden Richtungen habe ich bei dem Herrn Reichskanzler Entgegen⸗ 
kommen gefunden. Eine Entſcheidung wird jo ſchnell nicht herbei⸗ 
geführt werden können. Zutreffend hat der Reichskanzler darauf 
hingewieſen, daß der autonome Bundesſtaat auch nicht aus der 
Piſtole geſchoſſen werden könne, ſondern daß da ſehr beſtimmte 
Kautelen gegeben werden müſſen, wie der antonome Bundesſtaat 
ausgeſtaltet werden ſoll, damit er ſich auch wirklich im deutſchen 
Intereſſe bewähren könne. Hierüber muß mit den Elſäſſern und 
Lothringern, die dieſen Gedanken vertreten, einſtweilen verhandelt 
werden und dann wird man weiter ſehen. Ich wünſche den Weg zu 
gehen, der im deutſchen Intereſſe zum Ziele führt. Ob der autonome 
Bundesſtaat zum Ziele führt, wird vielleicht ſpäter die Geſchichte 
zeigen. Wenn jetzt ſo entſchieden wird, ſo werden wir uns fügen. Wie 
geſagt, ich habe in dieſer Frage immer nur den deutſchen Stand⸗ 
punkt geltend gemacht.“ 1 


Als in jenen Tagen dem Grafen Hertling die Stelle des Reichs ⸗ 
kanzlers angeboten wurde, war ſeine ablehnende Haltung in der 
Frage der Autonomie von Elſaß⸗Lothringen ein Haupthindernis 
für die Zuſtimmung der Mehrheitsparteien des Reichstags. Er 
gab zunächſt beruhigende Erklärungen ab, ließ aber dann in voller 
Abereinſtimmung mit der Oberſten Heeresleitung die ganze Frage 
trotz des wiederholten Drängens aus dem Reichstag unerledigt 
liegen. Der elſäſſiſche Zentrumsführer Hauß erinnerte den Grafen 
Hertling alsbald nach Übernahme des Reichs kanzleramts an die 
ſtete Forderung der Autonomie und erklärte, es ſei eine bewußte 
Fälſchung der öffentlichen Meinung, wenn von Agenten der lothrin⸗ 
giſchen Schwerinduſtrie in jüngſter Zeit amtlichen Stellen gegenüber 
behauptet worden ſei, Elſaß⸗Lothringen wolle Preußen einverleibt 1 
werden. Trotz meines wiederholten Drängens gegenüber den zur 
ſtändigen amtlichen Stellen ift von Weihnachten 1917 ab kein ent⸗ | 
ſcheidender Schritt in der elſaß⸗lothringiſchen Frage mehr ge. 
ſchehen. 7 

Am 5. Januar 1918 wandte ſich der „Ausſchuß der elſaß⸗ lothrin. 1 
giſchen Anabhängigkeit“ an den Heiligen Vater mit der 
Bitte, feinen Vorſchlag auf „Neutraliſierung unſeres Vaterlandes“ 


5 * 


Proteſt gegen die Nückerwerbung von Elſaß⸗Lothringen gewählt — 
verſchwanden aus dem Reichstag und an ihre Stelle traten Männer, 
welche die Ausgeſtaltung ihres Landes zum gleichberechtigten 
Bundesſtaat im Rahmen des Reichs auf ihr Programm ſetzten; 
eine Neutraliſierung Elſaß⸗Lothringens würde zum Wettrennen 
zwiſchen Deutſchland und Frankreich führen und ſicher die Quelle 
neuer europäiſcher Verwicklungen werden. 

Als der Krieg militäriſch verloren war, hat der interfraktionelle 
Ausſchuß der Mehrheitsparteien noch am 28. September 1918 
zum letztenmal Vorſtellung wegen ſofortiger Gewährung der 
Autonomie erhoben; dann hat das Kriegskabinett des Prinzen 
Max von Baden verſucht zu retten, was noch zu retten war. Der 
bisherige Statthalter von Dallwitz, ein entſchiedener Gegner der 
Autonomie des Landes, wurde abberufen und an ſeine Stelle der 
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den kriegführenden Völkern zu unterbreiten. Zu einem Gutachten 
darüber aufgefordert, mußte ich den Vorſchlag auf Neutraliſation 
von Elſaß⸗Lothringen ablehnen aus nationalen, ſtaatsrechtlich⸗ 
techniſchen und internationalen Gründen. Als Elſaß⸗Lothringen 
1871 wieder deutſch wurde, ſprachen 82 Prozent der Bevölkerung 
das Deutſche als ihre Mutterſprache. Abgeordnete — einſtens zum 


Straßburger Bürgermeiſter Dr. Schwandner geſetzt, der erſte 


Elſäſſer und Bürgerliche auf dieſem Poſten — nach faſt fünfzig 


Jahren. Der Führer des elſäſſiſchen Zentrums, der Abgeordnete 


Hauß, wurde Staatsſekretär für Elſaß⸗Lothringen und damit die 
Durchführung des Satzes begonnen: „Elſaß⸗Lothringen den Elſaß⸗ 
Lothringern.“ Es war leider zu ſpät. 

Wahrend des Krieges war Elſaß⸗Lothringen unter militä⸗ 
riſcher Verwaltung, wenn auch zum Schein die Zivilverwaltung 
auf ihrem Poſten blieb. Der Landtag konnte nur mit Zuſtimmung 
der Militärbefehlshaber und unter deren Aufſicht zuſammentreten; 
wiederholt haben dieſe ihre Genehmigung verweigert oder Forde- 


rungen geſtellt, die einer jeden Volksvertretung unwürdig ſind. Die 
Klagen aus dem Volke wurden allgemein und immer lauter, be⸗ 
ſonders in Lothringen. Auch der Biſchof von Metz war oft genötigt, 


lebhafte berechtigte Beſchwerden vorzubringen; 48 Geiſtliche 


wurden in Elſaß⸗Lothringen in Schutzhaft genommen; 36 wurden 
entlaſſen, 23 nach ihrem Amtsbezirk und 13 unter beſtimmten Vor⸗ 
ausſetzungen nach dem Innern des Reichs. Der Briefwechſel zwiſchen 
den Biſchöfen von Metz und Straßburg und dem Heiligen Stuhl 
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konnte längere Zeit nur über mich geleitet werden; Ende 1915 gelang 
es mir endlich, die Zulaſſung des direkten Briefverkehrs herbeizu⸗ 

führen. Deutſche Militärbehörden ſahen es als ihre Aufgabe an, 

in das Innere der Kirche hineinzuregieren und verſuchten ſogar 

Einfluß auf die Predigt zu nehmen. In die kirchlichen Verhältniſſe 

der Diözeſe Metz haben nicht weniger als acht verſchiedene mili⸗ 

täriſche Stellen eingegriffen. In einem Falle wurde ein Geiſtlicher, 
der in ſeinem Dorfe von 300 Einwohnern bei einer Kriegsanleihe 
nicht weniger als 65 000 Mark unterbrachte, für die Ludendorff⸗ 
ſpende 300 Mark ſammelte uſw., wegen „Deutſchfeindlichkeit 
denunziert, obwohl er doch ſeine ganze Kraft dem Vaterlande ge⸗ 
widmet, für Unterbringung der durchziehenden Truppen geſorgt 
und das eigene Pfarrhaus den deutſchen Offizieren zur Verfügung 
geſtellt hatte. Meine Bemühungen bei den Zivilſtellen, um Lin⸗ 
derung zu erzielen, waren ſo gut wie erfolglos, da das Militär all⸗ 
mächtig war. Die tieftraurige Folge von alldem war, daß ein 
deutſcher Volksſtamm, der 47 Jahre wieder im Mutterhaus weilte, 
ſo klaglos und klanglos von uns losgeriſſen werden konnte. Jedoch 
gelöſt iſt die elſaß⸗lothringiſche Frage nicht, was auch Frankreich 
bereits täglich mehr empfindet. ; 
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Am Nachmittag des 4. Auguſt 1914 ſuchte mich ein Abteilungs⸗ 
chef des Großen Generalſtabes im Reichstagsgebäude auf und 
äußerte den Wunſch, ihm einen polniſchen Dolmetſcher benennen 
zu wollen, der in wenigen Stunden eine vom Chef des Generalſtabes 
zu erlaſſende Proklamation an die polniſche Bevölkerung 
überſetzen könne; den deutſchen Text trug er bei ſich. Ich war über⸗ 
raſcht, daß für dieſen Fall im Generalſtab niemand zur Verfügung 
ſtehe, konnte jedoch dem Wunſch in kürzeſter Friſt entſprechen. An 
demſelben Tag fiel auch die Entſcheidung des Kaiſers dahin, daß 
der ſeit acht Jahren verwaiſte erzbiſchöfliche Stuhl von Poſen⸗ 
Gneſen, der infolge des Verhaltens der preußiſchen Regierung nicht 
beſetzt werden konnte, in Weihbiſchof Likowſki einen neuen Ober ⸗ 
hirten erhalten ſollte; die Verſtändigung mit Rom war in kürzeſter 
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Friſt herbeigeführt. Von da ab regnete es volltönende Prokla⸗ 
mationen mit Verſprechungen an die Polen. Ich ſagte einer maß⸗ 
gebenden Stelle damals, wenn Deutſchland bei der polniſchen 
Bevölkerung irgend einen politiſchen Erfolg erzielen wolle, ſo ſeien 
zwei Dinge unentbehrliche Vorausſetzung: zunächſt müſſe die ſeit 
dreißig Jahren in Preußen und Deutſchland betriebene antipolniſche 
Geſetzgebung ſofort aufgehoben werden, da ſonſt das polniſche 
Volk ſich allen Verſprechungen gegenüber mißtrauiſch verhalten 
würde; eine ſolch kluge ſtaatliche Maßnahme würde die in Deutſch⸗ 
land lebenden Polen zur höchſten Leiſtung zur Verteidigung des 
Vaterlandes anſpornen. Ich ſei überzeugt, daß die radikal⸗polniſche 
Bewegung keinen Einfluß auf die Kampffreudigkeit der polniſchen 
Soldaten ausüben werde, eine Befürchtung, die man in gleicher 
Weiſe an militäriſchen und politiſchen Stellen in Berlin hegte. Es 
hat ſich auch den ganzen Krieg hindurch gezeigt — die ganz ſeltenen 
Ausnahmen beſtätigen nur die Regel —, daß meine Anſicht zu⸗ 
treffend war. Sodann ſei, wenn die Zentralmächte das polniſche 
Problem in ſeinem ganzen Amfang überhaupt anfaſſen wollten, 
auch hier die Tat entſcheidend. Berlin und Wien müßten ſich darum 
ſofort dahin verſtändigen, daß ſie einen polniſchen König an den 
Königsgräbern in Krakau krönen ließen, der hinter den Heeren der 
Zentralmächte ſeinen Einzug in Warſchau zu halten habe, um die 
Erhebung des ganzen polniſchen Volkes für die Befreiung durchzu⸗ 
führen; nur dürfe man ſich darin keiner Täuſchung hingeben: ein 
Kongreßpolen allein werde und könne die nationalen Hoff⸗ 
nungen der Polen nicht befriedigen; ein Polen ohne Krakau, der 
Stadt der Wiedergeburt des polniſchen Gedankens, ſei völlig un⸗ 
denkbar; die Angliederung von Galizien an Kongreßpolen aber 
werde unter keinen Amſtänden ohne Rückwirkungen aller Art auf 
die in Preußen lebende polniſche Bevölkerung bleiben können. 
Für dieſen Gedankengang fand ich damals an keiner Stelle Ver⸗ 
ſtändnis. Ich hielt an demſelben bis zum Ende des Krieges feſt 
und vertrat dabei namentlich mit allem Nachdruck die Auffaſſung, 
daß Preußen⸗Deutſchland zunächſt für die volle Gleichberechtigung 
der polniſchen Mitbürger zu ſorgen habe; denn „der Weg nach 
Warſchau führt nur über Poſen“. 

Die Wünſche der polniſchen Bevölkerung in Preußen 
waren beſcheidene; ſie gingen im allgemeinen dahin, die polniſche 
Sprache als gleichberechtigt mit der deutſchen anzuerkennen und 
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namentlich den Religionsunterricht in polniſcher Sprache zuzu- 
laſſen. Selbſtverſtändlich mußte das gegen die Polen gerichtete 
Enteignungsgeſetz aufgehoben und das Anſiedlungsverbot beſeitigt 
werden. Ich hielt enge Fühlung mit einer Reihe einflußreicher 
polniſcher Führer; es fanden zahlreiche Beſprechungen mit dieſen 
ſtatt. Jedoch die preußiſche Bureaukratie war nicht zum Einſchlagen 
neuer Wege zu bewegen, wenn auch der preußiſche Miniſter des 
Innern volles Verſtändnis für die durch den Weltkrieg geſchaffene 
Situation hatte. Im preußiſchen Etat für 1915 waren alle anti⸗ 
polniſchen Poſitionen wiederum eingeſtellt; obwohl eine Novelle 
zum Vereinsgeſetz im Reichstag verabſchiedet wurde, iſt doch die 
Aufhebung des Sprachenparagraphen nicht vollzogen worden. Die 
Behauptung des radikal⸗polniſchen Führers Korfanty, daß die 
polniſche Bevölkerung zu Anfang des Krieges und noch im zweiten 
Kriegsjahr der deutſchen Regierung volles Vertrauen entgegen⸗ 
gebracht habe, jetzt aber der Regierung mit Mißtrauen gegenüberſtehe, 
war leider wahr. Ich unterbreitete daher Anfang März 1917, geſtützt 
auf das Gutachten gut informierter preußiſcher Polen, erneut den 
Vorſchlag, den gegen die Polen gerichteten Sprachenparagraphen 10 
aufzuheben, den Religionsunterricht in polniſcher Sprache zuzu⸗ 
laſſen und den polniſchen Schreib- und Leſeunterricht obligatoriſch 
zu machen: Leider vergebens, ſo daß es nicht überraſchte, daß die 
polniſche Neichstagsfraktion ſchließlich im Jahre 1918 gegen die 
Bewilligung neuer Kriegskredite ſtimmte, was die mehr rechts⸗ N 
ſtehenden Polen auf das Tiefſte bedauerten. Der deutſche Oſt⸗ 
markenverein aber benutzte dies, um im Auguſt 1918 die neue Auf: 
nahme des Kampfes gegen die Polen anzukündigen. Selbſt das 
Kriegskabinett unter dem Prinzen Max von Baden hatte noch f 
ſeine ganze Energie aufzuwenden, um Preußen zu bewegen, un⸗ f 
mittelbar vor den Tagen des Waffenſtillſtandes die antipolniſche N 
Geſetzgebung aufzuheben. So hätte ein wahres politisches Wunder 
geſchehen müſſen, wenn es Preußen⸗Deutſchland gelungen wäre, 
die Freundſchaft der Polen im eigenen Lande zu gewinnen. 
Mit um ſo größerem Eifer ging man an die Schaffung eines 
polniſchen Staates, beſtehend aus Kongreßpolen. Zum Ver⸗ 1 
hängnis wurde, daß Berlin und Wien bis zum Tage des Abſchluſſes 
des Waffenſtillſtandes ſich über die polniſche Frage nicht verſtändigen 
konnten. Berlin darf für ſich in Anſpruch nehmen, daß es, von 
einer anfänglichen Schwankung abgeſehen, den Standpunkt vertrat, 


* an 
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aus Kongreßpolen ein Königreich mit einem eigenen Herrſcher zu 
machen. In der erſten Zeit nach der Eroberung von Warſchau im 
Jahre 1915 hat die Reichsleitung allerdings dazu geneigt und 
auch mich gebeten, in Wien dafür Stimmung zu machen, daß 
Kongreßpolen, mit Galizien vereinigt, ſich Oſterreich anſchließen ſoll, 
ſo daß der Kaiſer von Oſterreich gleichzeitig König von Polen würde. 
Die Gegengabe des ſo vergrößerten Oſterreich ſollte darin beſtehen, 
daß dieſes eine Zollunion oder einen ewigen Zollbund mit dem 
Deutſchen Reich abſchließen ſollte, daß weitere Abmachungen auf 
dem Gebiete des Verkehrs⸗ und des Heeresweſens zu treffen ſeien. 
Da aber Wien damals ablehnte, Polen in ſeinen Verband auf⸗ 
zunehmen, ſo hat man in Berlin von da ab an der Auffaſſung feſt⸗ 
gehalten, aus Kongreßpolen einen ſelbſtändigen Staat 
mit eigenem Herrſcher zu ſchaffen. Rechtsſtehende Kreiſe der Polen 
Preußens vertraten zeitweilig die Auffaſſung, daß der neue polniſche 
Staat ſich Deutſchland anzuſchließen habe, ein Vorſchlag, der 
jedoch politiſch nicht weiter verfolgt wurde. 
Recht ſchwankend und widerſpruchsvoll war dagegen die Haltung 
Wiens, obwohl von Berlin aus zuerſt das polniſche Königreich 
auf dem Präſentierteller dargeboten wurde; die Wiener amtlichen 
Kreiſe verhielten ſich, hauptſächlich unter dem Einfluß des ungariſchen 
Miniſterpräſidenten Graf Tiſza, vollſtändig ablehnend. Angarn 
befürchtete eine Minderung ſeiner Einflußſphäre, wenn aus dem 
Dualismus Oſterreich⸗Angarn die Trias Oſterreich⸗Angarn⸗Polen 
entſtehen würde. Nur wenige deutſche Kreiſe, in erſter Linie chriſtlich⸗ 
ſoziale, waren es, die die für das Deutſchtum in Oſterreich äußerſt 
günſtige Löſung auf meinen Vorſchlag mit aller Energie unter⸗ 
ſtützten, geleitet von dem Gedanken, daß durch ein Ausſcheiden der 
Polen aus dem Reichsrat die deutſche Majorität in dieſem abſolut 
geſichert fei, und daß dann auch an die Löſung der tſchechiſchen 
Frage herangegangen werden könne. Doch die Wiener Diplomatie 
blieb unter Tiſzas Einfluß ablehnend. Gegenüber allen Einwen⸗ 
dungen hielt ich immer daran feſt, daß die polniſche Frage, nachdem 
ſie angeſchnitten ſei, nicht nur während des Krieges von den Mittel⸗ 
mächten gelöſt werden müſſe, ſondern daß der Kaiſer von Oſterreich 
auch König von Polen, vergrößert um das polniſche Galizien, 
würde, und daß, da Deutſchland und Oſterreich in Polen gleich⸗ 
berechtigt ſein müſſen, nur der Weg der Zollunion mit wenigen 
SZwiſchenzöllen für eine kurze Übergangszeit eine dauernde Löſung 
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darſtelle. In Wien ſchlug dann im Jahre 1916 der Wind um; mit 
aller Entſchiedenheit trat man jetzt dafür ein, daß Kongreßpolen 
mit Oſterreich zu vereinigen ſei, daß nur die „auſtro⸗polniſche 
Löſung“ — ſo wurde dieſer Weg bezeichnet — für Wien annehmbar 
erſcheine. 


Der Gegenſatz zwiſchen Berlin und Wien in der polniſchen Frage | 


hat jede erfolgreiche Politik im okkupierten Polen un- 
möglich gemacht. Die Vertreter der beiderſeitigen Diplomatie 
ſahen es als ihre Hauptaufgabe an, möglichſt viel polniſche Kreiſe 
für ihre Auffaſſung zu gewinnen. War ſchon die Zweiteilung der 


Okkupation mit einem Militärgouvernement Warſchau unter 


deutſcher Führung und einem Militärgouvernement Lublin unter 


öſterreichiſcher Führung nicht gerade förderlich für die Erreichung 
des Zieles, Polen für die Mittelmächte zu gewinnen, ſo wurde durch 


ein geradezu häßliches Intrigenſpiel dieſe Aufgabe einfach un⸗ 


möglich gemacht. Es war ein gegenſeitiges Überwachen und Aus⸗ 


ſpionieren, das letzten Endes dazu führte, daß die angeſehenſten 


Politiker Polens ſich den Zentralmächten überhaupt nicht zur 
Verfügung ſtellten, ſondern eine abwartende Haltung einnahmen. 
Dabei hatte Oſterreich den Vorſprung, daß es ſeit vielen Jahrzehnten 


gewohnt war, mit den Polen als Regierungspartei zu rechnen, N 
auch daß es die diplomatiſche Kunſt der Behandlung fremder Völker 


ganz anders verſtand als Berlin. Dies trat ſo recht in Erſcheinung 


bei dem Beſuch des Regentſchaftsrats, der in Berlin ziemlich kühl 


empfangen wurde, während ihm Wien geradezu königliche Ehren 
erwies. Im Herzen der Polen war Wien immer einige Pferde⸗ 


längen Berlin voraus. Einen von mir vorhergeſagten ſchweren 
Fehler machte Berlin, als es ſich gegen die Berufung des ſehr be⸗ 
fähigten Grafen Tarnowſki zum nt polnischen Miniſterpräſi⸗ ' 


denten ausſprach. 


Die Proklamation des neuen polniſchen Staates oo 


5. November 1916 ift — ich warnte und hielt den Zeitpunkt für 
ganz falſch gewählt — letzten Endes nicht aus politiſchen Gründen 


erfolgt, ſondern aus rein militäriſchen. Der Aufruf verſprach zwar, 


aus den der ruſſiſchen Herrſchaft entriſſenen polniſchen Gebieten 


„einen ſelbſtändigen Staat mit erblicher Monarchie und konſti⸗ 


tutioneller Verfaſſung zu bilden, im Anſchluß an die beiden ver⸗ 
bündeten Mächte“. Maßgebend und entſcheidend war aber der Am⸗ 
ſtand, daß die Mittelmächte neue Soldaten brauchten. Der deutſche 
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Generalgouverneur hatte in der Auswahl der polniſchen Berater 


keine beſonders glückliche Hand; ſo ließ er ſich von einem ziem⸗ 
lich einflußloſen Polen vorreden, daß es durch die Proklamation 
des Königreichs Polen ein leichtes ſein würde, mindeſtens 
800 000 Polen zum Eintritt in die Heere der Mittelmächte oder 
für die eigene polniſche Armee zu gewinnen. Ein bekannter Polen⸗ 
führer ſagte mir damals: „So viele Selbſtmörder gibt es im König⸗ 
reich Polen nicht.“ Bei den Verhandlungen in Berlin, welche vor 
der Proklamation mit einer kleinen Zahl Reichstagsabgeordneter 


ſtattfanden, wurde dieſen erklärt, daß als Folge der bevorſtehenden 


politiſchen Aktion ganz beſtimmt damit gerechnet werden könne, 
daß mindeſtens 350 000 polniſche Soldaten ſich ſtellen würden. 
Mit dieſer Zahl hat auch General Ludendorff gerechnet, als er 
damals raſcheſtens die Schaffung des polniſchen Staates forderte; 
er hat dann ſpäter erklärt, er würde dieſen politiſchen Schritt nie 
angeraten oder durchgeſetzt haben, wenn man ihm nicht auf das 
Beſtimmteſte erklärt hätte, daß es ein leichtes ſei, dieſe Heeres ſtärke 
zu erreichen. Freilich iſt General Ludendorff durch die früher von 
ihm getroffene Maßnahme, wodurch der Eintritt junger Polen in 
die polniſchen Legionen erſchwert, wenn nicht unmöglich ge⸗ 
macht wurde, mit Schuld daran, daß eine ſeinen Wünſchen ent⸗ 
ſprechende polniſche Armee nicht zuſtande kommen konnte. Ich 
habe ihn bereits 1915 darauf aufmerkſam gemacht, daß er eine andere 
Haltung einnehmen möge — leider vergebens. Der Mißerfolg 
auf militäriſchem Gebiet war ſchon in den erſten Tagen nach der 
Proklamation klar erſichtlich. Darum teilte ich bereits am 15. No⸗ 
vember 1916 General Ludendorff mit, daß der Aufruf zum Eintritt 
in das polniſche Heer nur einen äußerſt geringen Erfolg aufweiſen 
dürfte. „Der Hauptgrund iſt darin zu ſuchen, daß der Aufruf 
durch die beiden Militärgouverneure unterzeichnet wurde. Infolge- 
deſſen werden ſich nur wenige Leute in den großen Städten zu den 


Legionen melden. Dagegen würde ein weſentlicherer und geſteigerterer 


Erfolg zu erwarten ſein, wenn alsbald ein neuer Aufruf von polniſchen 
Organiſationen (Landrat, Staatsrat) zum Eintritt in die Legionen 
auffordern würde.“ Der Anregung wurde keine Folge gegeben. 

Zu dem militäriſchen Mißerfolg geſellte ſich ſofort der politiſche, 
und zwar in den Zentralmächten ſelbſt, bei denen eigentlich nie⸗ 
mand voll mit der Maßnahme einverſtanden war. Am 7. November 
ſchrieb mir der frühere öſterreichiſche Miniſter Geßmann: 
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„Die Proklamationen über Polen und Galizien haben hier die 
größte Aberraſchung hervorgerufen. Die Aufnahme bei uns im 
Publikum iſt eine geteilte. Insbeſondere befürchtet man ein baldiges 
Erwachen einer polniſchen Irredenta in den dem neu zu ſchaffenden 
Königreich Polen nicht angegliederten Gebietsſtrichen mit polniſcher 
Bevölkerung ſowohl Oſterreichs wie Preußens. Dazu kommt die 
Frage über die weiteren Schickſale der öſterreichiſchen Ruthenen, eine 
mit Bezug auf Rußland gewiß ſehr ernſte und wichtige Sache.“ 5 


In meiner Antwort (14. November) mußte ich ausführen: „Die 
Proklamation über Polen iſt auch hier mit geteilten Gefühlen auf? 
genommen worden. Etwas überraſchend kam hier die Proklamation 
über Galizien.“ | 

Geradezu aber zur politifchen Kataſtrophe für die Mittelmächte 
wurde die Wirkung dieſer Proklamation in Rußland, wo die 
maßgebendſten Kreiſe um jene Zeit daran waren, den allgemeinen 
Frieden und nach deſſen etwaiger Ablehnung einen Separatfrieden 
mit den Mittelmächten herbeizuführen. Zu dieſem Zweck war 
Stürmer ausdrücklich mit der Führung der Geſchäfte beauftragt. 
Das weltbekannteſte Mitglied des polniſchen Adels, das beſte 
Beziehungen zu allen Nationen unterhält, ließ mir am 6. November 
durch einen Mittelsmann auf die Frage, wie die Proklamation zu 
beurteilen ſei, ſagen: „Haben denn die Herren in Berlin und Wien 
an einem Tage Kopf und Nerven verloren, daß ſie die einzige“ 
Friedensmöglichkeit fo brutal niederſchlagen?“ So war es, wie 
ein Blick auf die Entwicklung der polniſchen Frage in Rußland 
dartut. 0 
Nach dem Einmarſch der deutſchen Truppen in Warſchau ver 
kündete Miniſterpräſident Goremykin Anfang Auguſt 1915 in 
der Duma dem „ritterlich edlen und brüderlich treuen polniſchen 
Volk“, daß der Zar befohlen habe, „Vorlagen auszuarbeiten, laut 
welchen Polen nach Beendigung des Krieges das Necht zugeſtanden 
wird, ſein nationales, kulturelles und wirtſchaftliches Leben auf 
den Grundlagen einer Autonomie bei Wahrung einer mit Rußland 
gemeinſamen Staatlichkeit frei auszugeſtalten“. Es wurden Kom⸗ 
miſſionen gebildet, Sitzungen abgehalten, ohne daß ein Neſultat 
herauskam. Die Worte des Deutſchen Reichskanzlers im März 
1916, daß die Frage Polens vom Schickſal aufgerollt ſei und von 
Deutſchland und Oſterreich⸗ Angarn gelöſt werden müſſe, 3 
in Rußland konſternierend; eine Folge hiervon war, daß am 
17. April 1916 der ruſſiſche Außenminiſter Sſaſanow dem Mi⸗ N 
niſterrat ein Projekt über die Errichtung des Königreichs Polen 
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vorlegte unter dem Hinweis, daß die Gründe, welche die letzte 
Teilung Polens veranlaßten, nicht mehr beſtünden, zumal Deutfch- 
land auf viele Jahre hinaus der Feind Rußlands bleibe. Eine 
ſofortige Löſung der polniſchen Frage ſei geboten, da ſonſt die 
Mittelmächte leicht zuvorkommen könnten. Das neue Königreich 
Polen werde eine Grenzmauer zum Schutze Europas gegen deutſche 
Verſuche, ſeine politiſche Hegemonie aufzurichten; Kongreßpolen 
müſſe das Recht zum ſelbſtändigen politiſchen Leben zugeftanden 
werden; Rußland und feinem Monarchen aber fei die volle Souve— 
ränität vorzubehalten. Die einflußreiche Kadettenpartei ſchloß ſich 
im allgemeinen dieſem Projekt an. Die Nationaliſten unter der 
Führung von Schulgin wollten eine erheblich beſchränktere Auto- 
nomie geben. Der anerkannte Führer der Polen in Rußland, 
Lednitzky, vertrat die Wiedervereinigung aller Polen in Rußland, 
Oſterreich und Preußen in einem Reich, um das europäiſche Gleich— 
gewicht wiederherzuſtellen. Miniſterpräſident Stürmer aber be— 
kämpfte das Projekt Sſaſanows, der, wie der Nationaliſt Schulgin 
in feinem Blatt veröffentlichte, wegen feiner Haltung in der Polen- 
frage gehen mußte. Stürmer hat allen polniſchen Delegationen 
gegenüber, die ihn zu einer klaren Stellungnahme zwingen wollten, 
ſich auf den abwartenden Standpunkt geſtellt; er fand hierbei nach⸗ 
drücklichſte Anterſtützung im „Verband echt ruſſiſcher Leute“ und 
im Verband „Erzengel Michael“, welche die Löſung der polniſchen 
Frage bis nach dem Kriege verſchieben wollten. Einer neuen Polen- 
deputation im September 1916 erklärte dann Stürmer, der ſich 
früher geweigert hatte, die Polen zu empfangen, daß der Entſchluß 
der Regierung wegen Gewährung geeigneter Konzeſſionen an 
Polen unabänderlich ſei, doch würde aus verſchiedenen Gründen 
die Veröffentlichung des entſprechenden Aktes verſchoben, da ein 
ſolcher Akt in den von den Deutſchen beſetzten Gebieten nur Re 
preſſalien ſeitens Deutſchlands gegen die polniſche Bevölkerung 
auslöſen würde. So wurde die Bekanntgabe des Manifeſts auf 
Vorſchlag Stürmers durch Entſcheidung des Zaren ſelbſt auf un⸗ 
beſtimmte Zeit verſchoben, d. h. ſobald Polen von den deutſchen 
Truppen geräumt ſei, wie der „Russkoje Slowo“ am 8. September 
1916 mitteilte. 

Als dann am 5. November die Proklamation der Mittel— 
mächte erfolgte, bezeichnete die ruſſiſche Preſſe dieſe als ein „naives 
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„Das iſt Sinn und Ziel der ganzen Aktion.“ Polniſche Dune 
mitglieder proteſtierten gegen die Maßnahme der Mittelmächte. 
Stürmer lehnte es ab, eine neue Erklärung der ruſſiſchen Regierung 
abzugeben. Die ruſſiſchen Nationaliſten bezeichneten den Warf chauer 
Akt als „billige deutſche Ware mit dem Aufdruck, made in Germany. 
Eine Beruhigung trat erſt ein, als man in Rußland den politiſchen 
und militäriſchen Mißerfolg des Schrittes ſah. Die politiſche nach⸗ 
teilige Wirkung faßte ein mir bekannter, einflußreicher Nuſſe dahin 
zuſammen: „Deutſchlands Schritt in Polen wirkte wie eine neue 
Kriegserklärung und verlieh Rußland den moraliſchen Impuls 
zur ungeſchwächten Fortführung des Krieges.“ Eine zuverläſſi 0 N 
Mittelsperſon, die den ruſſiſchen Geſandten Nekludow in Stock 
holm gut kannte, hat Mitte November deſſen Arteil über die 
Polenproklamation der Mittelmächte dahin wiedergegeben: 

„In dem Schritt, den Deutſchland im Verein mit Oſterreich⸗ 
Ungarn in Polen unternommen hat, erblickt Rußland eine tödli he 
Kränkung, die es weniger wird verwinden können als eine verlorene 
Schlacht und den ſogar endgültigen Verluſt eines noch größeren 
Territoriums als es Polen iſt. Denn auch für das Ehrbewußtſei 
einer Nation gilt ein tödlicher Dolchſtoß weniger denn eine öffentlich ) 
Ohrfeige. Der Schritt Deutſchlands, das ſich damit ſchon jetzt ai 
maßt, die endgültigen Bedingungen zu diktieren, iſt nicht als kriegeriſch 
Aktion zu werten, ſondern ein kränkender Eingriff in die inneren Ver⸗ 
hältniſſe Rußlands. Der neu geſchaffene Zuſtand wird unabſehban 
Folgen nach ſich ziehen, weil Rußland die Stabiliſierung dieſe 
Zuſtandes keineswegs dulden, ſondern alles daranſetzen wird, die ihn 
angetane Schmach zu tilgen. Dadurch, daß Deutſchland einen unte 
ruſſiſcher Staatszugehörigkeit ſtehenden ſlawiſchen Stamm gegen 
das Mutterland hetzt und fo Rußland zwingt, gegen eine Tochter ⸗ 
nation einen Vernichtungskampf zu beginnen, hat Deutſchland muß: 
land ſich zum ewigen Feinde gemacht. Dieſe Aktion Deutſchlands 

- wird aber zur Verlängerung des Krieges weſentlich beitragen; 0 15 = 
land hat nunmehr eine Kriegsloſung gefunden, die, wie keine Loſu 
bisher, alle Klaſſen und Parteien in dem Willen einigen wird, 


Krieg bis zum letzten Atemzuge auszukämpfen, auch wenn die Alliiert 
Rußlands wider alles Erwarten des Krieges müde werden Folien! | 


Ein preußiſcher Minifter bezeichnete mir um die Jahreswe ad 0 
1916/17 das Reſultat der polniſchen Aktion als „einen Haufe 
von Scherben“. 

Ich ſuchte für Deutſchland zu retten, was noch zu retten w r 
durch Einwirkung auf die katholiſchen Polen, und unterbreitete im N, 
März 1917 dem Reichskanzler folgende Vorſchläge für Kongreß 
polen: Die Schulfrage ſolle möglichſt bald in zuverläſſige polniſche 
Hände gelegt werden; die Schule ſei auf abſolut en 


* 
* 
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Grundlage zu ftellen, was in gleicher Weiſe den Wünſchen der 
Polen wie der Juden entſpreche; die Einführung einer polniſchen 
Miliz ſei um ſo eher geboten, als der Aufruf zum Eintritt in die 
Legionen keinen Erfolg gebracht habe; denn das polniſche Volk 
denke und fühle nicht militäriſch, und ſeit über ſiebzig Jahren ſei die 
Drückebergerei gegenüber dem ruſſiſchen Militärdienſt jedem Polen 
als oberſte nationale Pflicht bezeichnet worden; endlich ſolle das 
erzbiſchöfliche Palais, das die Ruſſen im Jahre 1844 weggenommen 
hätten, dem Erzbiſchof wieder zur Verfügung geſtellt werden. 
Letzteres iſt teilweiſe geſchehen. Ein ganz unbegreiflicher politiſcher 
Fehler war, daß man die orthodoxe Kathedrale in Warſchau, 
welche der preußiſche Armeebiſchof benediziert hatte, nachher zur 
Simultankirche umgeſtaltete, was unter den polniſchen Katholiken 
und den deutſchen Soldaten lebhaften Anwillen hervorrief. In 
meiner Beſchwerde an das Auswärtige Amt mußte ich zum Aus⸗ 
druck bringen: „Die Warſchauer Bevölkerung, die eine Amgeſtaltung 
der ruſſiſchen in eine römiſch⸗katholiſche Kathedrale mit Jubel auf⸗ 
genommen und ſo hoch eingeſchätzt hat wie die Errichtung der 
Warſchauer Aniverſität, wird irre und fragt ſich, ob Deutſchland 
nicht doch ein proteſtantiſches Land iſt.“ Der Erzbiſchof beſchwerte 
ſich natürlich: das Reich iſt ſo wegen der „Borniertheit und Eiferſucht 
einer politiſch unfähigen Clique“ um einen Erfolg erſten Ranges 
gebracht. Der polniſche geiſtige Vater der Polenproklamation, 
Staatsrat von Studnitzki, hat bereits im Auguſt 1917 an die Spitze 
einer Denkſchrift den Satz geſtellt: „Polen iſt trotz des Akts vom 
5. November zu keinem nützlichen Faktor für die Zentralmächte 
geworden und es leiſtet ihnen in der internationalen Politik nicht die 
erwarteten Dienſte.“ Seine neuen Vorſchläge fanden jedoch keine 
Beachtung mehr. 

| Große entſcheidende politiſche Maßnahmen wurden in Kongreß⸗ 
polen nicht mehr vollzogen. Die Länge des Krieges, die ſteten 
Requifitionen und die Hungersnot verurſachten, daß die Sym⸗ 
pathien für die Mittelmächte bis auf den Gefrierpunkt ſanken. Als 
im Auguſt 1917 die polniſchen Legionen in die öſterreichiſche Armee 
eingereiht wurden, nahm der Staatsrat in corpore ſeine Ent⸗ 
laſſung. Ich drängte damals im Reichstag mit aller Entſchieden⸗ 
heit auf eine ſofortige Löſung der polniſchen Frage; leider vergeblich. 
Als dann durch den Friedensvertrag von Breſt⸗Litowſk der Cholmer 
Bezirk aus dem Königreich Polen ausgeſchaltet werden ſollte, 
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wandte ſich das Negentſchaftsratsmitglied Erzbiſchof von Kakowfki 
an mich mit der dringenden Bitte, dafür zu wirken, daß das Cholmer 
Gouvernement zu Polen geſchlagen würde; er wies auf die Glaubens⸗ 
verfolgungen der Katholiken hin. Wenige Tage darauf konnte ich 
mitteilen, daß es mir gelungen ſei, zu erreichen, daß die bisherige 
Okkupationslinie bis zum allgemeinen Frieden aufrechterhalten bleibe, 


daß in der Zwiſchenzeit die Katholiken alle Kirchen und das Kirchen: 
gut, das ihnen geraubt worden ſei, zurückerhalten ſollten und daß 
die eingeſetzte gemiſchte Kommiſſion zur Feſtſetzung der künftigen 
Grenzen Anweiſung erhalten habe, dieſe ſo zu legen, daß alle Polen 


und römiſchen Katholiken an das Königreich Polen fallen würden. 


Ich wurde auch in Wien vorſtellig, um dort dasſelbe Refultat 


zu erreichen. 

Trotz aller unangenehmen Kriegserfahrungen hat dann die pol⸗ 
niſche Regierung, nachdem ihr Beauftragter wochenlang Verhand⸗ 
lungen auch mit mir geführt hatte, am 29. April 1918 eine Note 


an die Regierung der Zentralmächte gerichtet mit dem 


Erſuchen, „in Verhandlungen über die definitive politiſche, mili⸗ 


täriſche und wirtſchaftliche Löſung der polniſchen Frage ſchon jetzt 5 


einzutreten“. Sie erklärte, 


„daß ſie nur eine ſolche Löſung als eine dem beiderſeitigen Intereſſe 
entſprechende betrachten könnte, welche dem polniſchen Staat unter 


Vorausſetzung eines Bündniſſes mit den Zentralmächten 


und einer Militärkonvention unabhängige Integrität des bis⸗ 


herigen Territoriums Kongreßpolens, eine den ſtrategiſchen Notwendig: 
keiten entſprechende Grenzregulierung gegenüber der Ukraine, terri⸗ 


toriale Kompenſationen in den ethnographiſch polniſchen Gebieten öſtlich 


der Narew— Bobr— Ntiemen-Linie für den Verluſt der vier nörd⸗ 
lichen Kreiſe des Gouvernements Suwalki, ſchließlich die Möglichkeit 


der wirtſchaftlichen Entwicklung durch Abſchluß eines auch den Zu⸗ 
gang zum Meere (freie Schiffahrt auf der Weichſel) gewährleiſtenden 
Handelsabkommens ſichern würde. Die polniſche Regierung erlaubt 
ſich der Aberzeugung Ausdruck zu geben, daß der auf dieſe Weiſe an 
die Zentralmächte angelehnte und in feinen vitalſten Intereſſen bes 
friedigte polniſche Staat den beſten Schutz Mitteleuropas gegen 
Diten dauernd bieten und die ſogenannten Grenzregulierungen 


politiſch und wirtſchaftlich durchaus entbehrlich machen würde.“ 


Der Schlußſatz wird verſtändlich durch die Tatſache, daß die | 
deutſche Oberſte Heeresleitung damals mit aller Entſchiedenheit 
die Forderung vertrat, daß von Kongreßpolen ein zirka 100 Kilo: 


meter breiter Streifen an Deutſchland abgetreten werden müſſe. 
Ich bekämpfte dieſe Annektion ſchärfſtens mit allen zuläffigen parla⸗ 
mentariſchen Mitteln und ließ nirgends einen Zweifel darüber, 
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daß eine ſolche Forderung nicht nur nicht erreichbar ſei, ſondern daß 
fie, wäre fie auch durchführbar, zum größten Unglück für das deutſche 
Volk ſelbſt ausſchlagen müßte. Das Schreiben der polniſchen Re⸗ 
gierung war ein hochbedeutſamer weltgeſchichtlicher Akt; denn ſie 
bot von ſich aus ein Bündnis mit den Mittelmächten an. In Berlin 
hat man die letzte Möglichkeit einer günſtigen Löſung der polniſchen 
Frage verſchlafen. Man gab auf dieſes Schreiben nicht einmal eine 
Antwort, während Oſterreich zu der Anregung ſich ſofort äußerſt 
freundlich ſtellte. . 

Um fo intenfiver befaßte man ſich aber damit, wem die polniſche 
Königskrone auf das Haupt geſetzt werden ſollte. Drei Kandi⸗ 
daten wurden genannt: Prinz Kyrill von Bulgarien, Erzherzog 
Karl Stephan von Oſterreich und Prinz Chriſtian von Sachſen. 
Wien beharrte nach wie vor darauf, daß der Kaiſer von Oſterreich 
König von Polen würde. Auch bei den Beſprechungen, die am 
15. Auguſt 1918 im Hauptquartier ſtattfanden, wurde noch keine 
Abereinſtimmung erzielt, obwohl durch die inzwiſchen eingetretene 
militäriſche Niederlage der deutſchen Truppen es jedem Denkenden 
klar war, daß alle Arbeit der Mittelmächte vergeblich ſein mußte, 
wenn ſie nicht in voller Einmütigkeit und feſter Entſchloſſenheit 
fertige Tatſachen ſchaffen würden. Am 20. Auguſt hatte ich im 
Auswärtigen Amt eine Anterredung, die mir näheren Einblick in 
die Beſprechungen im Großen Hauptquartier geſtattete: eine end⸗ 
gültige Abmachung ſei nicht getroffen worden; Graf Burian habe 
an der auſtro⸗polniſchen Löſung feſtgehalten, ſei aber damit ein⸗ 
verſtanden geweſen, die endgültige Entſcheidung in die Hände des 
polniſchen Volkes zu legen. Die maßgebenden Polenführer ſtänden 
in ihrer großen Mehrzahl auf dem Standpunkt, daß das Königreich 
einen eigenen Herrſcher (Erzherzog Karl Stephan) erhalten müſſe. 
Die Warſchauer Polen würden ſich mit den galiziſchen Polen in 
Krakau in Verbindung ſetzen, um auch ſie von der Richtigkeit dieſer 


Auffaſſung zu überzeugen. Gelänge dies, fo werde Oſterreich zweifel⸗ 


los auch zuſtimmen, und dann könne die Königswahl bald vollzogen 
werden und der König auch bald in Warſchau einziehen. Das alte 


Kongreßpolen werde die Grenzen des polniſchen Reichs bilden; 


eine kleine Grenzberichtigung trete nur bei Thorn ein. Die deutſche 
Heeresleitung werde auf ihre Forderung der Annektion eines großen 
polniſchen Landſtriches verzichten. Auch in Oberſchleſien komme 
nur eine kleine Grenzkorrektion in Betracht (2 bis 3 Kilometer), 
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das ganze polnische Induſtriegebiet mit feinen Naturſchätzen bleibe 
beim Königreich Polen. | 

Die Beſprechung der Warſchauer Politiker in Wien hat jedoch 
das erwünſchte Reſultat nicht gehabt. Graf Burian beharrte 
einſchließlich des Kaiſers auf der auſtro⸗polniſchen Löſung. In 
Berlin war man über dieſes Reſultat ſehr überraſcht, obwohl ich es 
bereits zehn Tage vorher geſagt hatte. Graf Burian hatte nament⸗ 
lich den Polen erklärt, etwaige Abmachungen zwiſchen Berlin und 
Warſchau berührten ihn gar nicht; denn Berlin und Wien ſeien 
in dieſer Frage vollſtändig gleichberechtigt; Wien könne den War⸗ 
ſchauer Polen alles geben, was Berlin zu geben geſonnen ſei; es 
könne aber dazu noch die Provinz Galizien legen und dafür müßte 
eine Gegenleiſtung von den Polen erfolgen, welche eben in der 
Anion mit Oſterreich beſtünde. Das Warſchauer Kabinett hatte 
nun erneut die Entſcheidung zu treffen. Daß dieſe nicht für Berlin 
ausfallen würde, habe ich den amtlichen Stellen ſofort mitgeteilt. 
Am 11. September eröffnete mir der polniſche Geſandte in Berlin, 
daß die polniſche Frage am entſcheidenden Wendepunkt angelangt 
ſei; Graf Burian habe der polniſchen Delegation in Wien ganz 
beſtimmte und klare Vorſchläge unterbreitet: die Vereinigung 
Galiziens mit Polen unter dem Vorbehalt, daß der Kaiſer von 
Oſterreich König von Polen würde. Von Berlin aus ſei man an 
Kongreßpolen mit einem Vorſchlag oder einem Angebot überhaupt 
nicht herangetreten. Man habe nur ganz negativ geſagt, daß man 
keine großen Grenzkorrektionen fordern werde. Bei dem Rückſchlag, 
der den deutſchen Waffen im Weſten zugefügt worden ſei, komme 
man mit dieſem Programm in Polen nicht weit. Dort mehrten ſich 
die Stimmen für ein Abwarten in der Hoffnung auf die Entente. 
Dazu komme der Zuſtrom von Bolſchewiſten aus Rußland, welche 
den neuen Staat unterwühlten; man könne nur noch mit Tagen 
rechnen. Wenn Deutſchland nicht ſein poſitives Programm in 
kürzeſter Friſt mitteile, habe es die Partie verloren; dann werde 
die ganze Regelung der polniſchen Frage ins Stocken geraten. 
Der Geſandte zeigte mir dann die Karte von Neupolen gemäß den 
Wünſchen des Regentſchaftsrats; dieſe umfaßte nicht nur Kongreß⸗ 
polen, ſondern auch das Cholmer Land, Weißrußland, Wilna und 
den ſüdlichen Teil von Kowno, Grodno und Vialyſtock. Wenn 
Deutſchland dieſes Programm in Warſchau unterbreite, werde die 
dortige Regierung ſofort eine Militärkonvention mit Deutſchland 
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abſchließen und wirtſchaftliche Abmachungen mit Deutſchland und 
Oſterreich⸗Angarn treffen; er ſelbſt werde ſich dann mit Litauen 
und Weißrußland in Verbindung ſetzen, um die notwendige Ver⸗ 
ſtändigung herbeizuführen. Natürlich müſſe der Breſt⸗Litowſker 
Friede entſprechend abgeändert werden. 

Doch die Leitung des Reiches lag in politiſchen Ohnmachts— 
anfällen. Die militäriſche und politiſche Kriſis brachte die ganze 
Frage zum Stillſtand, was auch den Wünſchen von Warſchau ent⸗ 
ſprach. Die Mittelmächte waren nicht fähig, die Polenfrage, die ſie 
ſelbſt breit aufgerollt hatten, zu löſen; ſo fand ſie ihren Abſchluß 
gegen ihre Intereſſen; um Königskronen zankte man ſich im blutigen 
Krieg — Länder gingen darüber verloren. 


15. Kapitel 
Litauen 


Das nahezu ganz katholiſche Litauen hatte wegen des Mar⸗ 
tyriums für ſeine religiöſe Aberzeugung ſeit langem meine Sym⸗ 
pathie. Die Leiden dieſes unterdrückten Volkes ſteigerten 
ſich namentlich ſeit dem Jahre 1864; Tauſende wurden nach Sibirien 
verſchickt, viele erſchoſſen und erhängt. Den Litauern wurde ver⸗ 
boten, im Heimatland Lehrerſtellen zu bekleiden; ruſſiſche orthodoxe 
Lehrer, die kein Wort litauiſch verſtanden, kamen dorthin. Sogar 
der Religionsunterricht iſt in der ruſſiſchen Sprache erteilt worden. 
An Stelle der katholiſchen Kruzifixe wurden in den Schulen ortho⸗ 
doxe Heiligenbilder aufgehängt. Die litauiſche Schriftſprache wurde 
unterdrückt; es wurde verboten, Gebetbücher in litauiſcher Sprache 
zu drucken; in jedem litauiſchen Haus durfte es nur ein einziges 
litauiſches Gebetbuch geben, das in Wilna vor dem Jahre 1864 
ausgegeben worden ſein mußte. Die Litauer halfen ſich damit, daß 
ſie von da ab die litauiſchen Gebetbücher in Tilſit drucken ließen 
und auf dem Buch als Jahr der Herausgabe etwa 1856 und als 
Ort Wilna angaben; viele Litauer ſaßen jahrelang im Gefängnis, 
wenn bei ihnen irgendein litauiſches Büchlein gefunden wurde. 
Die Klöſter wurden außer einem oder zwei geſchloſſen. Wenn 
nach der ruſſiſchen Revolution 1905 auch die Verhältniſſe ſich etwas 
beſſerten, fo festen die Nuſſen ihre Ruſſifizierungspolitik doch fort. 
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Es wurde nur in den beiden erſten Schuljahren in den Volksſchulen 
geftattet, Litauiſch zu lehren. Die Ausſaugung des Landes wurde 
von den Nuſſen ſyſtematiſch weiterbetrieben. 

Bei dem Einmarſch der Deutſchen jubelte die Bevölke⸗ 
rung des Landes auf; ſie ſah in ihnen ihre Retter und Befreier 
Klerus und Volk brachten der deutſchen Armee das größte Ver⸗ 
trauen entgegen. Mit dem Voranſchreiten der deutſchen Armee 
kam allmählich ganz Litauen in deutſche Verwaltung, die all = 
dings vielfach in völliger Unkenntnis der Dinge einen Fehler nach 
dem anderen beging. So begann der Aufruf des am 15. September 
1915 in Wilna einziehenden deutſchen Truppenkommandeurs mit 
den Worten: „Wilna, die Perle in der Krone Polens“ (), wor 
durch die Litauer mit Mißtrauen erfüllt, die Polen nicht gewonn 
wurden. Wenn der politiſch⸗geographiſche Begriff von Litauen 
auch nicht feſtgelegt war, fo rechnete man in Berlin doch die Gow 
vernements Wilna, Grodno, Kowno und Suwalki (von letzterem 
den nördlichen Teil) als zu dieſem gehörig. * 

Durch enge Fühlungnahme mit den litauiſchen Führern, 
die bald nach Kriegsausbruch einſetzte, erlangte ich nicht nur ein 
zutreffendes Bild über die tatſächlichen Vorgänge im Lande, 
ſondern es war mir auch möglich, vieles zur Linderung der Not 
beizutragen. Alsbald nach der Beſetzung des Landes ſchlug ich 
dem Reichskanzler in der zweiten Hälfte 1915 die Proklamation 
der Glaubens- und Religionsfreiheit für ganz Litauen vor, ſowie 
Maßnahmen zur Erleichterung der Abwanderung der zahlreichen 
jüdiſchen Bevölkerung aus den beſetzten Gebieten des Landes. 
Ferner regte ich die Bildung einer eigenen Verwaltungsabteilung 
für Litauen in Berlin an. In der Zentrumsfraktion des Reichs⸗ 
tags bildete ich ein litauiſches Komitee. Meine Tätigkeit zog mir 
allerdings die Abneigung gewiſſer militäriſcher Stellen in einer 
Weiſe zu, daß dieſe, als ich einmal den Wunſch äußerte, ſelbſt 
nach Litauen zu fahren, die Einreiſeerlaubnis verweigerten. | 

Die Zahl der Mißgriffe der deutſchen Verwaltung in 
Litauen wurde Legion. Wohl gab man eine litauiſche Zeitung 
„Dabartis‘ heraus, fie ſtand aber dem Volk in feinem Fühlen völlig 
EBEN gegenüber. Gar bald festen militärifche Germaniſierungs⸗ 
beſtrebungen ein; in den Schulen ſuchte man das Deutſche obli⸗ 
gatoriſch zu machen. Ein hervorragender litauiſcher Führer ſagte 
mir damals: „Zu Deutſchland kommen wir gern, aber deutſch 
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werden können wir nicht; Sprache und Sitte läßt ſich nicht ausziehen 
wie ein Rock.“ Der Verwaltungsapparat war nahezu ausſchließlich 
in proteſtantiſchen Händen und ſtand dem religiöſen Fühlen, das 
ſich bei dieſem unterdrückten Volke beſonders bemerkbar machte, 
völlig fremd gegenüber. Die Behandlung des einheimiſchen Klerus 
wurde in vielen Fällen direkt zum Skandal. Andererſeits brachten 
die deutſchen Katholiken dem armen Volke die größte Sym⸗ 
pathie entgegen. Als Papſt Benedikt XV. eine Weltkollekte für 
die Litauer ausſchrieb, ſtand infolge meiner Bemühungen das 
deutſche Erträgnis weitaus an der Spitze aller Länder. Die harten 
Kriegsmaßnahmen wurden noch verſchärft durch den Umftand, 
daß man bei der Verwaltung des Landes die Bevölkerung ſelbſt 
nicht hörte. Die Militärverwaltung glaubte, daß ſie weit beſſer 
für das Volk ſorge, als es Rußland früher getan habe und als 
es die Litauer könnten; da ſie aber dem Denken des Volkes fremd 
gegenüberſtand, beging ſie einen Fehler nach dem anderen. Die 
lange Dauer der Beſetzung und die Härten des Krieges ſchufen 
trotz weitgehender Fürſorge der deutſchen Verwaltung auf vielen 
Gebieten allmählich trübe Verhältniſſe. Die für Deutſchland als den 
Befreier anfangs vorhandene Begeiſterung wurde bald abgekühlt. 

Mit der Befreiung vom ruſſiſchen Joch nahmen die litauiſchen 
Autonomiebeſtrebungen ſchnell zu; ſie knüpften an die Tage 
ruhmreicher Vergangenheit an. Litauiſche Delegierte erklärten 
bereits im April 1916 im Haag, daß Litauen um keinen Preis 
mehr unter das ruſſiſche Joch zurückkehre, aber auch nicht wünſche, 
dieſes Joch mit einem anderen zu vertauſchen; Litauen fordere 
die Wiederherſtellung feiner Unabhängigkeit. Von Mitte 1917 
ab forderte ich mit wachſender Entſchiedenheit die Amgeſtaltung 
der Verhältniſſe in Litauen: „Das Deutſche Reich muß den ſelb⸗ 
ſtändigen Staat Litauen in den nächſten Monaten ſchaffen. Ein 
Nationalrat ſoll zuſammentreten und die ſtaatsrechtlichen Formen 
geben.“ Dieſe meine Forderung ging parallel mit den Wünſchen 
des in der Schweiz ſich bildenden litauiſchen Nationalrats, der im 
Auguſt 1917 es als dringend erforderlich erklärte, die Anabhängig⸗ 
keit Litauens zu verkünden, einen litauiſchen Staatsrat zu ſchaffen 
und die Militärherrſchaft durch eine Zivilverwaltung zu erſetzen. 
Ganz Litauen war einig, daß der Chef der Militärverwaltung, 
Fürſt Iſenburg, abberufen werden müſſe. Während meines Auf⸗ 
enthaltes in der Schweiz im Auguſt 1917 hatte ich Gelegenheit, 


186 15. Rapitel, Litauen 


mit den dortſelbſt befindlichen politiſchen Führern des litauiſchen 
Volkes eingehende Ausſprache zu pflegen und vollkommene Aber⸗ 
einſtimmung in den beiderſeitigen Abſichten herbeizuführen. Die 
litauiſchen Politiker wünſchten die alsbaldige Errichtung des 
litauiſchen Staates auf der Grundlage, daß Litauen eine erbliche 
Monarchie mit einem eigenen Herrſcher werden ſollte; ſie lehnten 
mit aller Entſchiedenheit jede Perſonalunion mit dem Herrſcher 
eines anderen Landes ab, indem ſie darauf hinwieſen, daß die 
Perſonalunion mit Polen ſeinerzeit Litauen von ſeiner ſtaatlichen 
Höhe herabgeſtürzt und in Abhängigkeit von Polen gebracht habe. 
Ein neuer Staat wie Litauen müſſe einen Herrſcher haben, der 
ſich nur dem Wiederaufbau des Landes widme und immer im 
Lande wohne; habe er noch ein zweites Reich zu regieren, ſo ſei 
der Herrſcher entweder nur kurze Zeit im Land oder er entſende 
einen Gouverneur; beides vertrage ſich nicht mit den litauiſchen 
Intereſſen. Der neue Herrſcher müſſe unter allen Amſtänden ein 
Katholik ſein, entſprechend der Konfeſſion des Landes. 6 
Die Litauer erklärten weiter, daß ſie einen deutſchen Prinzen 
gern als ihren König nehmen würden, ſchon um die politiſche Dank⸗ 
barkeit für die Befreiung des Landes öffentlich zu bekunden; die 
ſtaatsrechtliche Stellung des Throninhabers müſſe ſo ſein, daß 
unter keinen Amſtänden, auch nicht durch den Tod vorhergehender 
Agnaten, der Fall eintreten könne, daß dieſer gleichzeitig Herrſcher 
eines anderen Landes werde. Sie baten mich, ihnen bei der Wahl 
des künftigen Herrſchers behilflich zu ſein, was ich zuſagte. Kurze 
Zeit darauf nannte ich als den geeignetſten Thronkandidaten Herzog 
Wilhelm von Arach, der, aus einer württembergiſchen Seiten⸗ 
linie ſtammend, in Württemberg nicht auf den Thron kommen 
konnte, bei dem die Nachfolgerſchaft durch die zahlreiche Familie 
abſolut geſichert war und der alle Vorausſetzungen für einen für 
Litauen geeigneten Herrſcher mit ſich brachte. Durch meine Ver⸗ 
mittlung fand bald eine Ausſprache zwiſchen den litauiſchen Führern 
und dem Herzog von Arach ſtatt, die zu beiderſeitigem Einver⸗ 
ſtändnis dahin führte, mit allen Kräften für die Wahl des 
Herzogs, der ohne die Zuſtimmung der Reichsleitung keinen ent⸗ 
ſcheidenden Schritt nach außen tun wollte, zum König von Litauen 
zu beſchleunigen. Doch dem ſtanden damals geradezu unüberwind⸗ 
liche Schwierigkeiten entgegen; einmal war der litauiſche Staat 
noch nicht geſchaffen, ſodann betrieben militäriſche Stellen die 
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Forderung, Litauen wohl zu gründen, aber als eine Art Vaſallen⸗ 
ſtaat, und den König von Preußen zum Herrſcher des Landes zu 
machen. Auch Sachſen glaubte Anſprüche auf den litauiſchen Thron 
erheben zu dürfen. Ein wahres Wettrennen um die Fürſtenkrone 
begann. Ich ſah es als meine Hauptaufgabe an, zunächſt dafür 
orge zu tragen, daß in Litauen ſchnellſtens eine parlamentariſche 
Vertretung der Bevölkerung gebildet wurde, getragen von dem 
Vertrauen aller Volksteile, und daß an Stelle der Wilitärverwal⸗ 
tung eine Zivilverwaltung eingeſetzt werden ſollte. Ein von mir 
dahin im Reichstag geſtellter Antrag fand am 28. Auguſt 1917 
Annahme. 

Am 23. September 1917 wurde dann ein Landesrat gewählt, 
„der unter der Leitung der Militärverwaltung die Grundlagen 
der künftigen Entwicklung, der künftigen Verwaltung und Wirt⸗ 
ſchaft Litauens beraten ſollte“. Zu Mitgliedern wurden zwanzig 
Litauer berufen, die von einer aus Vertrauensperſonen des ganzen 
Volkes gebildeten Konferenz hierfür vorgeſchlagen wurden; die Er⸗ 
weiterung des Landesrats durch Polen, Deutſche, Weißruſſen, 
Ruthenen und Juden war vorgeſehen. Zunächſt ſollte eine litauiſche 
Gemeindeverfaſſung geſchaffen werden. Eine am 21. September 
in Wilna tagende litauiſche Konferenz forderte „einen unab⸗ 
hängigen, auf demokratiſchen Grundſätzen aufgebauten Staat, 
einen konſtitutionellen Landtag, nach demokratiſchen Grundſätzen 
gewählt“, und wünſchte „unbefchadet der eigenen Entwicklung gewiſſe 
noch feſtzuſetzende Beziehungen zu Deutſchland“. Eine neue natio⸗ 
nale Hoffnungswelle ging durch das Land. Hätte man auf mein 
Drängen nun raſch gearbeitet, ſo wäre viel für Deutſchland erreicht 
worden. Statt deſſen aber ſetzte vor und hinter den Kuliſſen ein 
verſchärfter Kampf um die litauiſche Krone ein, mit Begleiterſchei⸗ 
nungen, die ganz weſentlich zur Untergrabung des monarchiſchen 
Gedankens im deutſchen Heimatland beitragen mußten. Die 
Oberſte Heeresleitung ſtellte als Vorausſetzung für „jedes weitere 
Entgegenkommen an Litauen“ die Forderung der Perſonalunion 
mit Preußen auf. Hiergegen nahm aber nicht nur das ganze 
litauiſche Volk Stellung, ſondern auch in den Reihen der deutſchen 
Bundesfürſten wurden die lebhafteſten Bedenken erhoben; weder 
Bayern noch Sachſen wollten eine ſolche Vergrößerung der preu⸗ 
ßiſchen Hausmacht zugeſtehen. Da Bayern damals damit rechnete, 
durch die Zuteilung von Elſaß eine Vergrößerung zu erfahren, ſo 
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warf man in Sachſen die Blicke auf Litauen. Das litauiſche Voll 
ſelbſt wollte man nicht hören. Anter dieſem widerlichen Streit litt 
das deutſche Intereſſe ungemein ſchwer. Auf mein Drängen wurde 
dann in der zweiten Dezember⸗Hälfte Staatsſekretär von Kühlman 
vom Reichskanzler beauftragt, ſich mit den Bundesfürſten in Ber: 
bindung zu ſetzen, um eine Einigung herbeizuführen. 1 

Am 11. Dezember 1917 proklamierte der litauiſche Landesrat, als 
„einzig bevollmächtigte Vertretung des litauiſchen Volkes an⸗ 
erkannt, die Wiederherſtellung eines unabhängigen litauifchen 
Staates mit der Hauptſtadt Wilna und ſeine Abtrennung von 
allen ſtaatlichen Verbindungen, die mit anderen Völkern beſtanden 
haben“. Der litauiſche Landesrat erbat bei der Aufrichtung diefi 1 
Staates und zur Wahrung feiner Intereſſen bei den Friedens 
verhandlungen den Schutz und die Hilfe des Deutſchen Reiches und 
trat „für ein ewiges feſtes Bundesverhältnis des litauiſchen Staates 


ſchaft finden fol“. Von polniſcher Seite machte ſich eine ftarke 
Bewegung gegen die Errichtung des neuen litauiſchen Staates 
geltend. Ich darf es im weſentlichen als mein Verdienſt buchen, 
daß es gelungen iſt, zahlreiche noch entgegenſtehende Schwierigkeit n 
zu beſeitigen. Auch die Abberufung des Verwaltungschefs Fürſt 


daß zur Erleichterung der Friedensverhandlungen in Breſt⸗Lito if 
der Beſchluß vom 11. Dezember möglichſt bald der ruſſiſchen 


wurde hauptſächlich deshalb verzögert, weil man dem König von 
Preußen Litauen als Großherzogtum zuführen wollte. Auf mei | 


1918 dem Reichskanzler erklärt: „Wir legen entfcheidenden We 
darauf, daß das Selbſtbeſtimmungsrecht der Litauer ſo weit gehe, 
daß ſie auch ihren Fürſten ſelbſt wählen dürfen, und wir legen auch 
entſcheidenden Wert darauf, daß ein katholiſcher Fürſt in Litauen 
einzieht.“ Obwohl eine Reihe deutſcher Fürſtenhäuſer ſich für 
den Herzog von Arach einſetzte und die ſächſiſche Thronkandidatur 
in Litauen ſelbſt gar keinen Boden fand, ſtockte doch alles. Der 
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Biſchof von Wilna klagte mir am 5. Februar 1918: „Zu Litauens 
erwünſchtem Aufbau iſt leider bis jetzt das unentbehrliche Fundament 
noch nicht feſtgelegt.“ Ich bat daher den Biſchof, ſelbſt nach Deutſch— 
land zu kommen und namentlich bei der Oberſten Heeresleitung das 
Eis brechen zu helfen. Der Beſuch des Biſchofs brachte die An— 
gelegenheit einen Schritt weiter; aber die unverſtändliche Art, 
it der man in Deutſchland die berechtigten litauiſchen Forde- 
ungen behandelte, erzeugte Mißtrauen. Trotzdem nahm die Taryba 
Landesrat) am 16. Februar einſtimmig eine Adreſſe an, die den 
Beſchluß vom Dezember wiederholte, die Beziehungen des litauiſchen 
Staates zu anderen Staaten durch die konſtitutionelle National⸗ 
derſammlung regeln wollte und die Bitte ausſprach, den un- 
abhängigen litauiſchen Staat anzuerkennen. Eine Delegation der 
Taryba ſollte dieſen Beſchluß der deutſchen Regierung übermitteln. 
Die Einreiſeerlaubnis wurde der Delegation verweigert; der Brief, 
n dem der Beſchluß der deutſchen Regierung mitgeteilt werden 
ollte, machte einen ſonderbaren, nicht aufgeklärten Weg und ge— 
angte mit erheblicher Verſpätung an den Reichskanzler; militärifche 
Stellen hatten ihn zurückgehalten. In der Taryba drängten die 
einzelnen Mitglieder wie auch die litauiſche Vertretung in Berlin faſt 
täglich auf die deutſche Antwort. Sie fanden es unverſtändlich, „warum 
die deutſche Regierung einerſeits den Landesrat zu der bindenden 
E ärung vom 12. Dezember veranlaßt hat, andererſeits aber von 
ich aus die Anerkennung des litauiſchen Staates nicht ausſprechen 
will.“ Das Hindernis lag immer noch in der Regelung der Thron- 
frage. Endlich am 21. Februar 1918 ließ der Reichskanzler dem 
Landesrat mitteilen, Deutſchland ſei bereit, auf Grund des Be— 
chluſſes vom 11. Dezember 1917 Litauen als ſelbſtändigen Staat 
anzuerkennen; jedoch habe der Beſchluß vom 16. Februar 1918 
die Grundlage für dieſe Maßnahme Deutſchlands umgeſtoßen; die 
Anerkennung Litauens könne nur ausgeſprochen werden, wenn der 
litauiſche Landesrat zu den Grundlagen des Beſchluſſes vom 
Dezember 1917 zurückkehre. Dieſem Anſinnen konnte wiederum 
der litauiſche Landesrat nicht Rechnung tragen, ohne jede Autorität 
im Lande zu verlieren; er ließ daher durch ſeinen Präſidenten am 
28. Februar erklären, daß der Beſchluß der Taryba vom 16. Februar 
in keinem Widerſpruch zu dem Beſchluß vom 11. Dezember ſtehe; 
auch ſei dieſer letztgenannte Beſchluß, der die Grundlage für die 
künftigen Beziehungen Litauens zu Deutſchland regle, durch keinen 
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anderen Beſchluß beſeitigt worden und bleibe beſtehen; 1 
erwarte die Taryba, daß Deutſchland endlich die Anerkennung der 
Anabhängigkeit Litauens ausſprechen möge und helfen wolle, die 
Anerkennung Litauens auch bei den anderen Staaten durchzuſetzen. 
Anter Einſetzung der ganzen mir zur Verfügung ſtehenden parlg⸗ 
mentariſchen Einwirkungsmöglichkeit erreichte ich dann, daß am 
23. März Deutſchland gegenüber einer Delegation der Taryb i 
Litauens Unabhängigkeit in Abereinſtimmung mit dem von Nuß 1 
land ausgeſprochenen Grundſatze vom „Selbſtbeſtimmungsrecht de r 
Völker“ anerkannte, nachdem die Vertretung der Taryba 4 | 
einer neuen Note an die deutſche Regierung die Beſchlüſſe vor 
11. Dezember und 16, Februar vereinigt hatte. 

Gleichzeitig erfuchte mich die Delegation, beim Heiligen Stu 
dahin vermitteln zu wollen, daß dieſer die Unabhängigkeit Litauen 
anerkennen möge. Der Delegation der Taryba, welche die deutſche 
Anerkennung der Unabhängigkeit Litauens entgegennehmen ſollte, 
wurde vor ihrer Abreiſe von Wilna von den deutſchen Behörden nah er 
gelegt, jeden Verkehr mit den Abgeordneten, beſonders mit mir, 5 0 
unterlaſſen; in Berlin wurde ſie auch daraufhin überwacht. Di | 
Oberſte Heeresleitung ließ unterſuchen, ob man nicht gegen mich wegen 
meiner Beziehungen zu Litauen ein Strafverfahren einleiten könn 
Die zuſtändige Juſtizbehörde mußte das verneinen. Die Delegatio | 
wollte fofort in Berlin nach der Anerkennung Litauens die Be er · 
handlungen wegen des Abſchluſſes der Konventionen mit Deutſch⸗ 
land aufnehmen und alle notwendigen Maßnahmen für ein enges wirt i 
ſchaftliches Verhältnis einleiten; Berlin verweigerte dies nicht ur | 
fondern ſchob die Abordnung förmlich aus Berlin ab mit der u 
zutreffenden Behauptung, daß in Wilna aus Anlaß der Anerkem 
der Anabhängigkeit ein großes Nationalfeſt unmittelbar beworfſche | 
Als die Herren zu Haufe ankamen, wußte niemand etwas von den 5 
Feſte, das nach den Berliner Erklärungen am Gründonnere 
tag () hätte ſtattfinden ſollen. Von Litauern gingen mir nn 
Dankdepeſchen zu „als Vorkämpfer der Gerechtigkeit und Beſchützet 
der unterdrückten Völker“. Der litauiſche Nationalrat depeſchie te 
mir: „An der Errichtung des unabhängigen Litauens haben S 
einen Hauptanteil. Ihr Name wird als der eines der beſten Freunde 
und größten Wohltäter in der Geſchichte des Landes weiterleben n. 
Empfangen Sie für Ihr ſegensreiches Wirken den innigſten Dan 
des wee Volkes.“ 
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Nun war ein Fürſtenthron tatſächlich zu beſetzen. Am 21. Mai 
1918 teilte ich dem Herzog von Arach mit: „In Sachſen rüſtet man 
ſich mit Hochdruck auf die Perſonalunion, aber der litauiſche Landes⸗ 


rat hält unter allen Amſtänden an feiner Auffaſſung feſt.“ Am 


den den Litauern angenehmen Herzog von Arach für ſich zu ge— 
winnen, haben in jenen Tagen preußiſche Kreiſe vorgeſchlagen, 
unter Feſthaltung der Perſonalunion den Herzog von Urach zum 
Statthalter oder Landes verweſer zu ernennen, und zur Begründung 
angeführt, daß ein eigener Herrſcher in Litauen gar bald unter den 
Einfluß der polniſchen Intelligenz kommen müſſe. Ich empfahl dem 
Herzog dringendſt, ſich auf einen ſolchen Weg nicht einlaſſen zu 
wollen. Er teilte mir mit, daß man an ihn nicht herangetreten ſei 
und daß er auch einen ſolchen Weg nicht beſchreiten würde. In 
maßgebenden litauiſchen Kreiſen gelangte man Anfang April zu 
der Aberzeugung, „daß der Aufbau des Landes ohne monarchiſche 
Spitze nicht möglich ſei“. Darum beſchloß der Landesrat einmütig, 
die Frage des Herrſchers alsbald zur Entſcheidung zu bringen. In 
der vertraulichen Vorwahl durch die Taryba wurde der Herzog 
von Arach einſtimmig als künftiger Herrſcher gewählt unter der 
Bedingung, daß dieſer nie eine Perſonalunion mit einem anderen 
Land eingehe und daß zur Schaffung des Staatsgrundgeſetzes eine 
Nationalverſammlung einberufen würde. Eine Deputation des 
Landes ſollte dieſe Beſchlüſſe in Berlin mitteilen. Die Deputation 
hatte die Abſicht, gleichzeitig mit dem Herzog namens des litauiſchen 
Volkes alle in Betracht kommenden Fragen zu regeln. Aber ohne 
den Willen der maßgebenden deutſchen Militärs war es ſchwer, die 
Reife auszuführen. Ende des Monats mußte ich dem Herzog 
ſchreiben: „Ich arbeite Tag und Nacht, damit die litauiſche Dele⸗ 
gation endlich einmal hierherkommen kann.“ Die Militärverwaltung 
ſuchte nochmals in letzter Stunde eine Stellungnahme Litauens 
zu vereiteln; ſie ließ eine Eingabe im Lande zirkulieren mit der Bitte 
an den Kaiſer, „auch unſer Land unter das ruhmreiche Zepter 
Eurer Majeſtät ſtellen und die Großherzogskrone für ſich und Euer 
Kaiſerlichen und Königlichen Majeſtät Nachfolger geneigteſt an⸗ 
nehmen zu wollen“. Der Präſident des Landesrats proteſtierte 
gegen dieſe Maßnahme, die auf deutſchen amtlichen Druck zurück⸗ 
zuführen war; den Bauern, welche die Erklärung für die Perſonal⸗ 
union unterſchrieben, wurde die Befreiung von Regquiſitionen 
und Nachlaß von Strafen in Ausſicht geſtellt. Die politiſche An⸗ 
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tätigkeit in Berlin ließ mich am 17. Juni an den Herzog von Urach 
ſchreiben: „Wenn die Löſung der litauiſchen Frage nicht bald und 
in geſchickter Weiſe von uns in Angriff genommen wird, dann wird 
Litauen wie die übrigen Nandſtaaten auf dem allgemeinen Friedens⸗ 
kongreß nicht zugunſten Deutſchlands auftreten, ſondern wir werden 
iſoliert daſtehen. Das ſchadet der deutſchen Sache ungemein.“ 
Darum führte ich bei einer parlamentariſchen Beſprechung mit 
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dem Reichskanzler am 19. Juni eine ganz offene Sprache. Es 


war wenig Ausſicht auf Erreichung eines politiſchen Fortſchritts, 
ſolange die litauiſche Frage in den Händen eines Mannes wie Unter: 
ſtaatsſekretär von Falkenhauſen (Chef der Reichskanzlei zur Zeit 
der Kappregierung) lag, der die einmütig geäußerten Wünſche 


auf Schaffung einer einheimiſchen Regierung mit dem Einwand 
zurückzuweiſen ſuchte: da durch die vielen Requiſitionen Verärge⸗ 
rung im Volk hervorgerufen würde, ſo ſei es beſſer, die deutſche 
Militärverwaltung übernehme die Verantwortung für dieſe, als 
eine neue litauiſche Regierung. 

Ende Juni konnte endlich die Deputation des litauiſchen Landes 
rats in Berlin eintreffen; aber der Reichskanzler hatte keine 


Zeit für ſie und verwies ſie unter anderem an den erwähnten Anter⸗ 
ſtaatsſekretär Freiherrn von Falkenhauſen. Am 1. Juli fanden 


durch meine Vermittlung in Freiburg vertrauliche Beſprechungen 


zwiſchen dem Herzog von Arach und den Deputierten ſtatt, die zu 


folgendem Übereinkommen führten: 
„Die litauiſche Taryba bietet Seiner Durchlaucht Wilhelm, Herzog 


von Arach, Grafen von Württemberg, den litauiſchen Thron für ſich 


und ſeine männlichen, in direkter Linie von ihm abſtammenden Nach⸗ 
folger auf dem durch die Verfaſſung vorgeſchriebenen Wege an. 


Der König nimmt den Namen Mindaugas II. an und beſteigt den 9 


litauiſchen Thron unter den folgenden Vorausſetzungen: 


J. Die Form des litauiſchen Staates iſt eine auf den demokra-⸗ 


tiſchen Grundlagen aufgebaute Monarchie. 


. Die Verfaſſung wird durch die Taryba im Einverſtändnis 


mit dem König ausgearbeitet. 
III. Die Grundlagen der Verfaſſung ſind folgende: 
a) Das Land wird vom König und einer vom Volke gewählten 
Vertretung regiert; 
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b) das geſetzgebende Organ iſt der König und die Volks. 


vertretung; 


e) die ausführende Gewalt übt der König und die Volks⸗ 


vertretung; 


d) die Volksvertretung beſteht aus zwei Kammern — dem | 


Oberhauſe (Taryba) und Anterhauſe (Seimas); 
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e) jedes Geſetz muß von der Volksvertretung angenommen und 
vom Könige beſtätigt werden; 

f) die Initiative zur Reviſion der Verfaſſung beſitzt der König 
und die abſolute Mehrheit des Anterhauſes; 

g) die geſetzgebende Initiative beſitzt der König, der Miniſterrat 
und 15 Mitglieder der Volksvertretung; 

h) die Verfaſſung ſoll nach zehn Jahren, von der Thronbeſteigung 
des Königs an gerechnet, revidiert werden. 

IV. Der König leiſtet bei der Thronbeſteigung den Eid, die Ver⸗ 
faſſung zu wahren, die Anabhängigkeit und die territoriale Integrität 
Litauens zu verteidigen. 

V. Der König beruft die Miniſter und die anderen höheren Be- 
amten aus Litauen, die die litauiſche Sprache kennen und ſich der- 
ſelben bedienen. 

VI. Der König verſpricht die Freiheit der Religionsübung zu 
wahren. 

VII. Ohne Genehmigung der Volksvertretung kann der König nicht 
Herrſcher eines anderen Staates werden. 

VIII. Der König wohnt mit ſeiner ganzen Familie in Litauen; 
ohne Genehmigung der Volksvertretung kann er nicht mehr als zwei 
Monate im Auslande verweilen. 

IX. Die litauiſche Sprache iſt nicht nur offizielle Staatsſprache, 
ſondern auch Hofſprache. 

X. Alle Hofbeamten beruft der König aus den Litauern, die die 
litauiſche Sprache kennen und ſich derſelben bedienen. Die erſten 
fünf Regierungsjahre kann der König auch Ausländer als Hofbeamte 
berufen, doch mit der Vorbehaltung, daß die Zahl der Ausländer 
ein Drittel der Geſamtzahl aller Hofbeamten nicht überſteigen wird. 

XI. Die Kinder des Königs beſuchen die litauiſchen Schulen und 
werden in Litauen erzogen. Nach Abſolvierung der Studien in 
Litauen können ſie im Auslande weiter ſtudieren. 

XII. Jedem neuen König wird bei der Thronbeſteigung die Zivilliſte 
von der Volksvertretung feſtgeſtellt. 


Nachdem ſo die Verſtändigung zwiſchen dem Volk und dem 
künftigen Herrſcher herbeigeführt war, die Reichsleitung ſich aber 
wiederholt geweigert hatte, Vertreter der Taryba zu empfangen, 
ſchritt dieſe am 11. Juli 1918 zur Wahl des künftigen Herrſchers 
und proklamierte als ſolchen Herzog Wilhelm von Urach. In der 
alsbald an die deutſche Regierung gelangenden Mitteilung hieß es: 


„Die Abordnung der litauiſchen Taryba, die die Anabhängigkeits⸗ 
erklärung am 23. März entgegengenommen hatte, mußte bald Berlin 


verlaſſen. Der Präſident der Taryba, Smetona, hatte ſpäter mehrere 


Male um die Erlaubnis gebeten, nach Berlin zu kommen, um mit 
dem Reichskanzler über die weitere Entwicklung des litauiſchen 
Staatsweſens Rückſprache nehmen zu können, doch wurden ſämtliche 
Geſuche abſchlägig beſchieden. Daraufhin hat der Präſident der 
Taryba die Anterzeichneten beauftragt, die Frage des Herrſchers 
bei der Reichsleitung zur Sprache zu bringen. Die Frage des Herr⸗ 
ſchers hatte namentlich im Lande ſehr viel Unruhe hervorgerufen, weil 
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man aus der deutſchen Tagespreſſe erkennen zu können glaubte, daß 

eine Perſonalunion Litauens mit Sachſen geplant war. Deshalb 
ſuchten die Anterzeichneten durch den Abgeordneten Dr. Gaigalat 

um eine Audienz bei dem Staatsſekretär des Auswärtigen Amtes 

nach. Da dieſe nicht gewährt worden war, wandte ſie ſich am 

27. Juli mit demſelben Erſuchen an den Herrn Reichskanzler. Doch 

wurde ihnen im Namen Seiner Exzellenz am 29. Juli mitgeteilt, daß 

ſie nicht empfangen werden könnten.“ 


Es iſt alſo — ſo hieß es weiter — der Taryba nichts anderes 
übriggeblieben, als die Frage ſelbſt zu löſen, ein Recht, das wie den 
anderen Randvölfern fo auch Litauen ſchon früher von der deutſchen 
Regierung zuerkannt worden iſt; denn die Kurländer haben, auf 
dieſes Selbſtbeſtimmungsrecht geſtützt, den Deutſchen Kaiſer zu 
ihrem Herrſcher gewählt. Das Projekt der Perſonalunion war 
im Lande ſo unbeliebt, daß nur die republikaniſche Strömung 
davon Gewinn gehabt hat; auch iſt die Lage im Lande ſo, daß 
die Bevölkerung beinahe zur Verzweiflung gebracht worden iſt. 
Die Mißſtimmung hat infolgedeſſen auf die Taryba ſich über⸗ 
tragen, hat man dieſe doch beſchuldigt, daß ſie Litauen an Deutſch⸗ 
land verkauft habe. Den deutſchen Intereſſen hat die Taryba 
dadurch gedient, daß ſie einen deutſchen Fürſten wählte. So bat 
fie nur ihre Pflicht erfüllt; fie „wird unter keinen Amſtänden darauf 
eingehen, den Beſchluß rückgängig zu machen“. 

Jede kluge Staatspolitik hätte nun ihre ganze Kraft daran ſezen 
müſſen, um durch Anerkennung der Königswahl ſich weitere | 
Bloßſtellungen zu erſparen und das deutſche Intereſſe zu wahren. 
In dieſem Sinne wurde ich auch an den verſchiedenen Stellen vor⸗ 
ſtellig unter dem Hinweis, daß Litauen jede Perſonalunion ablehne, 
aber bereit ſei, mit dem Deutſchen Reich ein „ewiges Bundes | 
verhältnis“ zu ſchließen; die deutſchen Fürften möchten bedenken, daß 
die baldige Errichtung des litauiſchen Königsthrones „ein großer 
Sieg des monarchiſchen Gedankens“ ſei, daß die raſche Errichtung 
des litauiſchen Staates für Deutſchland beim Friedensſchluß und 
für die ganze Neuorientierung nach dem Oſten von entſcheidender 
Bedeutung ſei; zögere aber der Kaiſer mit der Anerkennung des 
neuen Herrſchers, „ſo wird man im Ausland ganz allgemein und 
im Inland in vielen Kreiſen ſagen, daß der Kaiſer König von 
Litauen werden wolle, daß Deutſchland die verſprochene Selbſt⸗ 
beſtimmung der Völker nicht einhalte, und die weiteſten katholiſchen 
Kreiſe müßten es dem Kaiſer verargen, daß er dem ganz katholiſchen 


a 
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Litauen den katholiſchen König vorenthalte. An manchen deutſchen 
Fürſtenhöfen wird man den angeſtrebten Machtzuwachs der Krone 
Preußens nicht gern ſehen.“ Herzog Wilhelm von Arach ſelbſt 
legte entſcheidenden Wert darauf, daß er eine definitive Erklärung 
erſt abzugeben habe, wenn die maßgebenden deutſchen Stellen ge⸗ 
ſprochen hätten. Die Wahlurkunde wurde ihm nach Überwindung 


zahlreicher Schwierigkeiten zugeſtellt. Der Herzog wünſchte weiter, 


daß die Taryba in amtlicher Form mit ihm in Verbindung treten 


könne. Am 12. Auguſt 1918 teilte die beauftragte Delegation dem 


Herzog ſeine Wahl zum König von Litauen mit und bat ihn, den 


tauiſchen Königsthron unter dem Namen Mindaugas II. bald 


beſteigen zu wollen. Von allen deutſchen Stellen fand ich nur bei 
Vizekanzler von Payer ausreichendes Verſtändnis; er wollte die 
Thronfrage raſch in Abereinſtimmung mit dem litauiſchen Volke 
löſen, da er dies im deutſchen Intereſſe für geboten hielt, wie er 
auch dem Wunſche der Litauer auf alsbaldige Einſetzung einer 
litauiſchen Regierung äußerſt freundlich gegenüberſtand. Eine zur 
litauiſchen Konferenz nach der Schweiz reiſende Delegation pflegte 
erneute eingehende Ausſprache mit dem Herzog. Trotz der von Tag 


zu Tag für Deutſchland ſchlechter werdenden militäriſchen Lage kam 


die Reichsleitung zu keiner Entſcheidung, genau wie in der pol⸗ 
niſchen Frage. Mitte September endlich erklärte der Reichskanzler 
auf eine erneute Vorſtellung des Zentrums, daß der Herzog nun⸗ 


mehr „bald“ den litauiſchen Königsthron beſteigen könne. Aber 


ſtatt dieſe Frage zur Löſung zu bringen, wurde ein neuer Konflikt⸗ 
ſtoff geſchaffen, indem der Verwaltungschef von Falkenhauſen den 
litauiſchen Staatsrat als ſolchen nicht nur nicht anerkannte, ſondern 
ihn lediglich als eine beratende Behörde bezeichnete, welche weder 
mit Hoheitsrechten ausgeſtattet noch ein Regierungsorgan ſei. 
Auch der Reichskanzler Graf Hertling lehnte die Amnennung des 
litauiſchen Landesrats in Staatsrat ab; die Militärverwaltung 
ſandte die Schreiben mit der Aufſchrift „Litauiſcher Staatsrat“ 
uneröffnet zurück wegen angeblich „ungeſetzmäßiger Benennung“. 
Das alles in den Tagen des militäriſchen Zuſammenbruchs Deutſch⸗ 


lands! Der litauiſche Staatsrat proteſtierte gegen dieſe Behand— 


lung, die in Litauen um ſo erbitternder wirkte, als damals Gerüchte 
über die Abtretung der Stadt Wilna an Polen laut wurden, trotz 
der Anerkennung des Beſchluſſes vom 11. Dezember, der Wilna als 
die Hauptſtadt Litauens bezeichnete. 
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Im Kabinett des Prinzen Max von Baden ſorgte ich als. 
bald für die Entfernung des politiſch unfähigen Anterſtaatsſekretärs 
von Falkenhauſen, der in dem Generalbevollmächtigten Dr. Zimmerle 
einen ſehr tüchtigen Nachfolger fand. Auch wurde alsbald eine 
litauiſche Regierung gebildet. Die neue litauiſche Regierung ſollte 
ſich mit dem erwählten König in Verbindung ſetzen, um deſſen 
Thronbeſteigung ſofort herbeizuführen. Den vom Staatsrat ger 
äußerten Wünſchen um Einſtellung der Requifitionen und Er⸗ 
richtung einer Miliz ſtimmte das Kabinett zu; es erklärte ſich auch 
einverſtanden, daß die neue litauiſche Regierung die notwendigen 
Schritte unternehme, um allgemein die Anerkennung des litauiſchen 
Staates und die Aufnahme diplomatiſcher Beziehungen zu erzielen. 
Der litauiſche Miniſterpräſident hatte Ende Oktober Beſprechungen 
mit dem gewählten Herrſcher, in welchen vollkommene Überein- 
ſtimmung in allen Fragen erreicht wurde; er konnte auf Grund 
ſeiner Geſpräche in Bern der Anſicht Ausdruck geben, daß England 
und Amerika gegen die Wahl des Herzogs nicht proteſtieren würden. 
So war vor dem Abſchluß des Waffenſtillſtandes die Situation, 
als der Waffenſtillſtands vertrag alle Abmachungen zwiſchen Deutſch⸗ 
land und Litauen beſeitigte. Die frei geübte Königswahl der Taryba 
fällt nicht darunter. Anfang Januar 1919 konnte ich dem Herzog 
von Arach ſchreiben: „Wie folgerichtig haben ſich die Dinge aus 
einer verhängnisvollen Politik heraus entwickelt. Meine ganze 
Tätigkeit richtete ich darauf, der verderblichen Entwicklung eine 
andere Richtung zu geben. Die zögernde Politik rächte ſich in 
Litauen bitter.“ Trotz aller Bemühungen des überaus bewährten 
Generalbevollmächtigten i in Litauen, der insbeſondere die litauiſche 
Regierung in ihren Beſtrebungen um die Schaffung einer Militär 
macht zum Schutz des Landes gegen Nußland und Polen tatkräftig 
unterſtützte und den Abergriffen der deutſchen Militärbehörden 
energiſch entgegentrat, ſuchten die Militärs ihre Politik der Gewalt 
fortzuſetzen, die im Baltikumabenteuer und in der Kapprevolution, 
hervorgerufen durch Baltikumtruppen, einen ganz logiſchen Abſchluß 
fand — zum unermeßlichen Schaden für Deutſchland. 
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„Die deutſche Politik wird keinen Krieg beginnen, weil fie glaubt, 
daß er ihr aufgezwungen wird... Deutſchland wird nie einen 
Krieg mit einer Verletzung eines europäiſchen Vertrags 
beginnen. Viel zu hohen Wert legt die Staatsleitung auf ihren 
Ruf der treuen Beobachterin der Verträge, welche Europa zur Be⸗ 
wahrung ſeines Friedens errichtet hat. Man nimmt in England an, 
daß die deutſch⸗franzöſiſchen Grenzen durch Frankreichs Verteidi⸗ 
gungsanſtalten für jede Offenſive unzugänglich gemacht worden ſind 
und daß folglich der deutſche Generalſtab den Durchbruch durch 
Belgien ins Auge faſſen müßte. Wir glauben nur nicht, daß engliſche 
Tagesſchriftſteller, ſo einſichtig ſie ſein mögen, ſo leicht imſtande ſind, 
die Kombinationen des deutſchen Generalſtabes zu erſchöpfen. 
Jedenfalls befinden ſie ſich im Irrtum, wenn ſie meinen, die Leitung 
ſei bei uns den Geſichtspunkten des Generalſtabs unterworfen und 
nicht umgekehrt. Ebenſowenig wie die belgiſche wird jemals die 
Neutralität der Schweiz von Deutſchland verletzt werden.“ 

Dieſe goldenen Worte ließ Fürſt Bismarck vor mehr als dreißig 
Jahren („Poſt“, Nr. 54, 24. Februar 1887) verkünden; ſie ſind 
bis zum Kriegsausbruch von ſeinen Nachfolgern nicht zurück⸗ 
genommen, ſondern vielfach unterſtrichen worden. Bei der Be⸗ 
ratung der Militärvorlage des Jahres 1913 hat in vertraulicher 
Sitzung im Reichstag eine eingehende Ausſprache über die Neu⸗ 
tralität Belgiens ſtattgefunden. Staatsſekretär von Jagow erklärte 
auf das Beſtimmteſte, daß Deutſchland Belgiens Neutralität nicht 
verletzen würde, was immer auch kommen möge. Kriegsminiſter 
von Heeringen verſicherte auf eine weitere Anfrage, ob auch die 
Militärs dieſe Auffaſſung teilten, daß die deutſche Heeresleitung 
die Neutralität Belgiens genau ſo lange reſpektieren würde, wie 
dieſe von den Gegnern beachtet würde. Als dann im Hochſommer 
1913 ſich eine internationale Debatte über die belgiſche Neutralität 
entſpann, habe ich einem auf dem deutſchen Katholikentag in Metz 
weilenden belgiſchen höheren Miniſterialbeamten die beſtimmteſte 
Erklärung abgegeben, daß man in Deutſchland unter keinen Am⸗ 
ſtänden an einen Vormarſch durch Belgien denke; ich habe den 
Worten unſerer verantwortlichen Staatsmänner Glauben geſchenkt. 
Die durch die Preſſe mit meiner Zuſtimmung bekanntgewordene 
Unterredung iſt naturgemäß nach erfolgtem Durchmarſch durch 
Belgien 1914 der öffentlichen Meinung in die Erinnerung gerufen 
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worden; man wollte darin eine vor dem Krieg beabſichtigte heim: 
tückiſche Irreführung Belgiens erblicken. Das iſt unzutreffend. Ich 
habe jene Erklärung im beſten Glauben abgegeben in bewußter 
Erinnerung an die goldene Regel, die Fürſt Bismarck aufgeſtellt 
hatte und nach der er auch bei einem ähnlich gearteten Fall wie 
1914 gehandelt hätte. 

Der deutſche Durchmarſch durch Belgien geſchah, ohne daß der 
Reichstag vorher befragt worden iſt; als er am 4. Auguſt zu⸗ 
ſammentrat, ſtanden bereits, wie der Reichskanzler öffentlich ſagte, 
deutſche Truppen auf belgiſchem Boden. Man hat damals im 
engeren Kreiſe erwogen, ob nicht im Reichstag eine Verwahrung 
gegen dieſe Maßnahme erfolgen ſolle, ſah aber von derſelben ab, 
da die zuſtändige Stelle behauptete, daß die belgiſche Neutralität 
von Frankreich ſchon vor unſerem Einmarſch verletzt worden ſei. 
So wurde auch mir von militäriſcher und politiſcher Seite mitgeteilt, 
daß franzöſiſche Truppen ſich zwei Tage vor dem Kriegsausbruch 
in Namur befunden hätten und eine Reihe ähnlicher Dinge mehr. 
Während des Krieges ging ich der Sache nach und konnte feſtſtellen, 
daß wohl einzelne franzöſiſche Soldaten und Offiziere einige Tage 
vor Kriegsausbruch auf dem Bahnhof in Namur waren, daß es 
aber in Belgien beſchäftigte Franzoſen waren, welche ihre Aniform 
bei ſich hatten und in dieſer dem Geſtellungsbefehl in ihre Heimat 
Folge leiſteten. Die ganze deutſche öffentliche Meinung war lange 
Zeit hindurch irregeführt durch die Behauptungen, daß die Entente 
zuerſt die Neutralität Belgiens verletzt habe, daß eine feindliche 
Armee Deutſchland in den Rücken fallen und in das deutſche In⸗ 
duſtriegebiet am Rhein einmarſchieren wollte. Manche Kreiſe 
gingen weniger weit und ſagten: wenn Deutſchland nicht durch 
Belgien marſchiert wäre, hätte es ſicher die Entente getan, wobei 
ſie aber vergaßen, daß die Aufſtellung der franzöſiſchen Armee bei 
Kriegsausbruch ſo erfolgt war, daß die Grenze gegen Belgien nahezu 
ungeſchützt blieb. Die in Deutſchland behauptete falſche Voraus⸗ 
ſetzung der Verletzung der Neutralität Belgiens durch die Entente 
wurde dann noch verſtärkt durch die Veröffentlichung von Doku⸗ 
menten aus dem Archiv des Brüſſeler Auswärtigen Amtes, in 
welchen von Beſprechungen zwiſchen belgiſchen und engliſchen Mili⸗ 
tärs für den Fall des deutſchen Durchmarſches die Rede war. So 
war es verſtändlich, daß in der erſten Zeit nach dem Kriegsausbruch 
die deutſche öffentliche Meinung gerade gegenüber Belgien für 
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den Fall des Friedensſchluſſes ganz beſondere Sicherungen heiſchte. 
Manche Kreiſe unſeres Volkes wollen noch heute nicht zugeſtehen, 


en Deutſchland die belgische Neutralität verlegt hat, wenn auch 


nur aus „Notwehr“. 
Wie ſehr der deutſche Einmarſch in Belgien uns politiſch ge- 


ſchadet hat, wurde mir ſo recht klar bei meinem häufigen Aufenthalt 


im neutralen Ausland, wo immer und immer wieder die belgiſche 
Frage im Vordergrund aller Erörterungen ſtand. In Deutſch⸗ 


land ſelbſt wurde die öffentliche Meinung noch mehr erregt durch 


die Meldungen über den Franktireurkrieg, an dem auch die belgiſche 
Geiſtlichkeit ſich aktiv beteiligt haben ſollte. Mir iſt trotz aller Be⸗ 
mühungen und Nachfragen auch nicht ein einziger Fall aktenmäßig 
dargetan worden, in welchem ein belgiſcher Geiſtlicher aktiv am 
Franktireurkrieg teilgenommen hat. Das Refultat der Nach⸗ 
forſchungen waren immer Vermutungen, Annahmen und e 
auch Verwechſlungen. 

Die vier Jahre Beſetzung waren für Belgien eine harte Schule 
der Leiden. Ich habe mich bemüht, Linderungen herbeizuführen, 
ſoweit es nur ging. Solche für die Allgemeinheit des belgiſchen 
Volkes zu erreichen, war äußerſt ſchwer, kaum möglich. In zahl⸗ 


reichen Einzelfällen iſt es mir jedoch gelungen, Begnadigungen, 


Aufhebung der Ausweiſungen und Milderung getroffener Maß⸗ 
nahmen herbeizuführen. Mit allem Nachdruck wandte ich mich 
gegen die belgiſchen Deportationen. Die deutſche Negierung hat 
ſich zu der Deportation nach Deutſchland durch folgende Gründe be 
ſtimmen laſſen: Nur Arbeitsloſe ſollten abgeführt werden, da ſie ſonſt 
unterſtützungsbedürftig würden; die engliſche Abſperrung mache die 


Einſtellung jeder Arbeitskraft auch im beſetzten Gebiet notwendig; 


Arbeitszwang aber ſtehe mit der Haager Landkriegsordnung (Art. 43) 
nicht im Widerſpruch; in Deutſchland fänden die Arbeiter lohnende 
Beſchäftigung. — Ich konnte dieſe Auffaſſung nicht teilen und 


brachte dies im Reichstag und in zahlreichen Beſprechungen mit 


den amtlichen Stellen zum Ausdruck; wolle man die Arbeitsloſigkeit 
bekämpfen, ſo möge man einen Arbeitszwang in Belgien ſelbſt ein⸗ 
führen, nicht aber die Leute nach Deutſchland abführen; das wahl⸗ 
loſe Wegführen ſelbſt von Aniverſitätsprofeſſoren, Kaufleuten uſw., 
die alſo nicht arbeitslos wären, müßte in der ganzen Welt ungemein 
viel böſes Blut machen. Die politiſche Wirkung dieſer Deportationen 
war für das politiſche Anſehen Deutſchlands, wie ich wiederholt 
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darlegte, äußerſt ſchädlich. Der Heilige Stuhl wandte ſich amtlich 
an die deutſche Regierung, und bediente ſich dabei auch meiner des 
öfteren als Mittelsperſon, um ſowohl die Einſtellung der Depor⸗ 
tationen als die Rückbeförderung zwangsweiſe Abgeführter zu 
erreichen. In den Berliner politiſchen Kreiſen ſah man auch das 
Anzweckmäßige dieſer Maßnahme ein; unerbittlich jedoch blieb die 
Oberſte Heeresleitung, welche aber die Verantwortung hierfür 
von ſich abwälzen wollte. Dem Heiligen Stuhl hatte die Berliner 
Regierung die Einſtellung der Deportationen zugeſagt; trotzdem 
dauerten dieſe fort, wodurch der Vatikan in eine ſehr unangenehme 
Lage geriet, da er die Einſtellung der Deportationen auch diplo⸗ 
matiſch und durch die Preſſe mitgeteilt hatte. Ich ſchrieb deshalb an 
Ludendorff, der mir am 10. Juni 1917 mitteilte, daß er über die 
Sache nicht orientiert ſei und das Auswärtige Amt um Aus kunft 
gebeten habe. Ich ließ nicht locker, zumal das Auswärtige Amt auf 
meiner Seite ſtand und den beſtimmten Eindruck gewann, daß der 
Vatikan ſich nicht mißbrauchen laſſe. Ludendorff lehnte jedoch erneut 
eine fachliche Stellungnahme ab, obwohl die ganze verfehlte Maß-. 
nahme eine Aktion der Oberſten Heeres leitung war. Unter dem 
Druck der ganzen Welt hat dann der Kaiſer verfügt, daß die zu 
Anrecht als Arbeitsloſe nach Deutſchland überführten Perſonen 
unverzüglich zurückkehren konnten und daß weitere Verſchickungen 
aufhören ſollten. Dagegen wurde die belgiſche Bevölkerung für 
das franzöſiſch⸗belgiſche Etappengebiet nach wie vor zwangsweiſe 
zur Arbeit herangezogen, und zwar für die Bedürfniſſe des Ber 
ſatzungsheeres ſowie für Notſtandsarbeiten; zu unmittelbaren 
Kriegsunternehmungen gegen ihr Vaterland durften die Leute 
nicht verwendet werden. Dabei ſollten Verſchickungen der Zwangs⸗ 
arbeiter außerhalb der Gemeinden tunlichſt vermieden werden. Die 
Berliner Regierung ließ dem Heiligen Stuhl erklären, daß ſie 
mit ihm darüber einer Meinung ſei, daß die Zwangsverſchickungen 
als Zwangsarbeiter unerwünſcht ſeien und jedenfalls mit möglichſter 
Schonung betrieben werden ſollten. Nuntius Pacelli ſelbſt hat 
anläßlich ſeiner Anweſenheit in Berlin im Jahre 1917 mit allem 
Nachdruck dahin gewirkt, daß die Verſchickungen aufhören ſollten. 
Alsbald nach Beginn der Deportationen habe ich es als meine 
Pflicht angeſehen, das Los der zwangsweiſe Verſchickten möglichſt 
zu lindern. Auf meinen Vorſchlag hin wurde auch mit Zuſtimmung 
der deutſchen Biſchöfe eine beſondere militäriſch organiſierte Seel⸗ 
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| ige für die belgiſchen Arbeiter in Deutſchland geſchaffen. Ein 


deutſcher Jeſuitenpater wurde auf meinen Vorſchlag als Hilfs- 
referent hierzu beſtellt; er und ſeine Hilfsarbeiter beſuchten ſämtliche 
Lager und Verteilungsſtellen. Flämiſche und franzöſiſche An⸗ 
ſprachen wurden gehalten, viele zu Anrecht Abtransportierte durch 
Vermittlung dieſer Stelle in die Heimat zurückgeſchafft, ebenſo 
Kranke. Mißſtände auf den Arbeitsplätzen und Verteilungsſtellen 


wurden beſeitigt. All das Gute, das die deutſche Verwaltung durch 


mühevolle Arbeit der meiſten ihrer Beamten in Belgien geſchaffen 


hat, auch die vielen ſozialen Einrichtungen, die neu ins Leben traten, 


die Einführung der gegenüber den belgiſchen Verhältniſſen ſehr 
fortſchrittlichen deutſchen Arbeiterſchutzgeſetzgebung, der deutſchen 
Arbeiterverſicherung, all das wurde vergeſſen unter den Folge: 
wirkungen der Deportationen, die die Familie auseinanderriſſen. 

Da in Belgien bis zum Kriegsausbruch die katholiſche Partei 
die Regierung in Händen hatte, war es doppelt ein Gebot der 


deutſchen Politik, mit den katholiſchen Kreiſen des Landes 


in enge Fühlung zu treten. Das beſte Mittel hierzu wäre geweſen, 
in die neu zu errichtende belgiſche Verwaltung Katholiken, nament⸗ 


lich Rheinländer und Süddeutſche, zu berufen. Anzähligemal mußte 
ich, leider vergebens, die deutſchen amtlichen Stellen darauf auf⸗ 


merkſam machen, daß die Zahl der nach Belgien berufenen Katho⸗ 
liken eine äußerſt kleine, die Gleichberechtigung geradezu verletzende 
ſei. Alle vierjährigen Bemühungen, hier einen Wechſel herbeizu⸗ 


führen, waren nahezu erfolglos. So war es nicht überraſchend, daß 
das Verhältnis zwiſchen deutſcher Okkupations verwaltung 
und der Mehrheit des Volkes ein äußerſt unbefriedigendes und 


die Kluft zwiſchen der deutſchen Verwaltung und dem belgiſchen 
Klerus mit jedem Tag größer und die Gereiztheit des letzteren immer 
intenſiver wurde. Ich ſchlug daher dem Reichskanzler vor, in Berlin 


eine Zentralſtelle zu ſchaffen, welche ſich ausſchließlich mit belgiſchen 


Angelegenheiten befaſſen ſollte, und in der belgiſchen Verwaltung 
eine kirchenpolitiſche Abteilung zu errichten, „welche die ganze 


kirchenpolitiſche Frage behandelt und unmittelbaren Vortrag beim 


Militärgouverneur erſtatten kann“; das ſei um ſo notwendiger, als 
in der ganzen politiſchen Abteilung in Brüſſel ſich damals auch 


nicht ein einziger Katholik befand. Mein Vorſchlag ſchien zunächſt 
auch beim Generalgouverneur in Brüſſel gute Aufnahme zu finden. 
Kardinal von Hartmann in Köln ſtellte ſich demſelben ſehr ſympathiſch 
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gegenüber; leider wurde mir von zuverläſſiger Seite aus Brüſſel 
mitgeteilt, daß die dort weilenden deutſchen Militärpfarrer gegen 
die Errichtung einer ſolchen Abteilung ſeien, da ſie ſehr leicht die in 
Betracht kommenden Fragen erledigen könnten und dies, obwohl 
der Nuntius in Brüſſel zutreffend ſagte, „die Militärgeiſtlichen 
ſeien für das Militär da, aber nicht für die Zivilbevölkerung“. 
Die Sache ſchien im beſten Zug zu ſein. Ich war daher ſehr über⸗ 
raſcht, als mir Ende Auguſt 1915 der Reichskanzler mitteilte, der 
deutſche Generalgouverneur ſei beim Kardinal in Köln geweſen und 
habe mit demſelben ſeine ganze Kirchenpolitik durchgeſprochen; der 
Kardinal ſoll ihm erklärt haben, er wiſſe gar nicht, was er ſelbſt 
hätte beſſer oder anders machen können. Darauf nahm General⸗ 
gouverneur von Biſſing von der Errichtung einer kirchenpolitiſchen 
Abteilung Abſtand, obwohl ich ſofort feſtſtellen konnte, daß es ſich 
hier um ein großes Mißverſtändnis handelte, was der Kardinal 
auch gegenüber anderen Stellen zum Ausdruck brachte. General- 
gouverneur von Biſſing teilte mir am 11. September 1915 mit: 
„Mein Verhältnis zum belgiſchen Klerus iſt im ganzen zufrieden 
ſtellend. Durch den Nuntius, aber auch durch Vertreter der Biſchöfe 
wird eine ſtändige Fühlungnahme mit meiner politiſchen Abteilung | 
aufrechterhalten. Für beſondere Miſſionen ſteht mir in Militär⸗ 
oberpfarrer Middendorf eine gewandte und taktvolle Perſönlichkeit 
zur Verfügung. Außerdem iſt in der Verwaltung weſentlich der 
Reichstagsabgeordnete Trimborn tätig, deſſen gute Beziehungen zur 
belgiſchen Geiſtlichkeit bisher vielfach von Nutzen waren und auch in 
Zukunft von Nutzen fein werden. Herr Trimborn hat als Kultus ⸗ 
referent die laufenden Geſchäfte der „Direction des Cultes“ zu über⸗ 


wachen. Es iſt alſo überflüſſig, eine beſondere Stelle für den Verkehr | 
mit der Geiſtlichkeit zu ſchaffen.“ 9 


Dieſe Anſicht war nach der ſachlichen und perſönlichen Seit 
völlig verkehrt, obwohl fie auch der Reichskanzler teilte; der Abe 
geordnete Trimborn ſtellte mir gegenüber bereits am 13. Oktober 
1915 feſt, daß, „ſo wie die Dinge bisher geordnet ſind, mich keinerlei 
Verantwortung für die hieſige Kirchenpolitik trifft. Irgendeinen 
Auftrag, mich damit zu befaſſen, habe ich nie gehabt und habe ihn 
auch heute nicht.“ Wie ſachlich notwendig die geforderte Stelle 
war, beweiſt unter anderem die ganz unverſtändliche Maßnahme, daß 
zwei Geiſtliche aus Cortemach, „die für das Betragen ihrer Pfau 
angehörigen verantwortlich ſind“, als Kriegsgefangene nach Deutſch⸗ 
land gebracht wurden. Alle meine Bemühungen, hier eine Andern 
zu ſchaffen, blieben lange Zeit vollkommen vergeblich, und doch wäre 
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gerade die von mir angeſtrebte Stelle in der Lage geweſen, manchen 
ſehr bedauerlichen Vorkommniſſen vorzubeugen. Trotzdem ſetzte 
ich mündlich und ſchriftlich meine Bemühungen für ein beſſeres 
Zuſammenwirken zwiſchen deutſcher Verwaltung und belgiſchem 
Volke fort. Dem Brüſſeler Generalgouverneur empfahl ich, bei 
Schwierigkeiten, die ſich auf kirchenpolitiſchem Gebiet ergeben 
würden, ſich direkt mit dem Brüſſeler Nuntius in Verbindung zu 
ſetzen und dem vorzubeugen, daß von Anfang an eine ſcharfe Note 
in die einzelnen Fragen hineingebracht würde; das geſchah dann 
auch in der Folgezeit. Die Auswahl ungeeigneter Perſönlichkeiten 
ſchuf jedoch manche ſehr unnötige Zwiſchenfälle; ſo wurde Kardinal 
Mercier, als er ſich wie üblich zur Firmung in das Saeré⸗Coeur⸗ 
Kloſter in Brüſſel begab, durch den Chef der Polizei, einen jüdiſchen 
Beamten, an der Ausübung ſeiner Funktionen verhindert, ein 
Vorkommnis, das viel böſes Blut machte. ! 

Die Reife des Kardinals Mereier durch Italien nach 
Rom glich einem Triumphzug. Die Ovationen galten weniger 
ſeiner hohen kirchlichen als ſeiner politiſchen Stellung, in die er 
durch die Zeitverhältniſſe geraten war. Es mochte ihm ſelbſt wohl 
unangenehm ſein, daß die Kundgebungen freidenkeriſchen und frei⸗ 
maureriſchen Arſprungs waren, daß ſogar der berüchtigte Giordano⸗ 
Bruno⸗ Bund ſich beſonders an ihnen beteiligte. Gerade das legte 
den katholiſchen Zeitungen Italiens möglichſte Zurückhaltung auf, 
während die dem franzöſiſchen Botſchafter in Rom zur Verfügung 
ſtehende Preſſe ſehr geſchickt das politiſche Gepräge, das auch ſeine 
kirchlichen Funktionen umgab, überſah und nicht müde wurde, auf 
die Tugend und Frömmigkeit des Kirchenfürſten hinzuweiſen. Die 
Beſprechung mit Briand, dem Arheber des Kirchentrennungs- 
geſetzes in Frankreich, erregte berechtigterweiſe großes Aufſehen. 
Ich wurde gewahr, daß der Kardinal nicht nur ein ſolidariſches 
Eintreten der Entente zugunſten Belgiens forderte — das war von 
ſeinem Standpunkt aus berechtigt —, ſondern auch ſeinen Entſchluß 
zu erkennen gab, der deutſchen Verwaltungsbehörde in Belgien 
nach ſeiner Rückkehr erhöhte Schwierigkeiten zu machen. Als das 
öffentliche Auftreten des Kardinals in Deutſchland bekannt wurde, 
war man trotz des freien Geleitbriefes bei den militäriſchen Stellen 
geneigt, Kardinal Mercier nicht mehr nach Belgien einreiſen zu 
laſſen; er ſollte ſeinen Aufenthalt in der Schweiz nehmen. Ich 
ſprach mich gegen dieſe Abſicht aus, da dies zu den unliebſamſten 
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Verwicklungen führen müſſe und der Kardinal ſehr wahrſcheinlich 
nach Italien zurückkehren würde; ſeine Kundgebungen könne er 
auch aus der Schweiz oder aus Italien an das belgiſche Volk erlaſſen. 
Manche Kreiſe forderten auch ein Einſchreiten des Papſtes, dies 
um ſo mehr, da man durch das Auftreten des Kardinals Aufſtände 
in Belgien befürchtete. Der Nuf nach der Internierung des Kirchen⸗ 
fürſten wurde immer lauter erhoben. Ich widerſetzte mich dieſer 
Forderung mit dem Hinweis, daß für den Fall der Internierung 
des Kardinals damit gerechnet werden müſſe, daß dann ein anderer 
belgiſcher Biſchof an ſeine Stelle treten würde; ſchließlich würden 
alle belgiſchen Biſchöfe interniert werden. Dieſe Auffaſſung wurde 
von den öſterreichiſchen Biſchöfen mir gegenüber mit Nachdruck 
vertreten und gebeten, wenn irgend möglich von einer zwangsweiſen 
Abführung des Kardinals Abſtand zu nehmen; daß der Heilige 
Stuhl dieſe Auffaſſung entſchieden vertreten mußte, brauche ich 
nicht beſonders zu betonen. Gegenüber den widerſtrebenden An⸗ 
ſichten an den einzelnen deutſchen Stellen war es der Deutſche 
Kaiſer, der dahin entſchied, daß der Kardinal nicht nur in ſeine 
Diözeſe zurückkehren könne, ſondern daſelbſt unbehelligt zu laſſen 
ſei. Generalgouverneur von Biſſing hat dann durch ein Schreiben | 
vom 15. März 1916 den Kardinal gewarnt, nicht mehr in politiſcher 
Betätigung hervorzutreten, und erklärt, daß er es nicht mehr dulden 
werde, daß der Kardinal „eine politiſche Aufreizung betreibe, für 
welche jeder einfache Bürger zur gerichtlichen Verantwortung 
gezogen werden müßte“. Ich glaube ſagen zu dürfen, daß es den 
Bemühungen der Kurie gelungen iſt, ein Verhalten herbeizuführen, 
daß ein erträgliches Nebeneinanderleben der deutſchen Militär ⸗ 
gewalt und der kirchlichen oberſten Behörde i in Belgien geſtattete. 
Mit Belgien möglichſt bald zu einem Frieden zu kommen, 
ſei es als Einleitung des Weltfriedens, ſei es ein Vorfriede, ſei N 
es ein Separatfriede, ſah ich während des ganzen Krieges als eine | 
meiner wichtigſten uud dringendſten politifchen Aufgaben an. Die | 
Arbeit war nicht leicht. Die deutſchen Anſchauungen über die 
Friedensbedingungen mit Belgien gingen den ganzen Krieg hin ⸗ 
durch ſehr weit auseinander. Das gute Wort des Reichskanzlers 
bei Kriegsausbruch, daß das „Anrecht wieder gut gemacht“ werden 
müſſe, daß alſo Belgien in ſeiner alten Freiheit, Anabhängigkeit 
und Neutralität wiederherzuſtellen ſei, wich bald der Auffaſſung, 
daß eine ſolche Wiederherſtellung das alte Belgien nicht mehr ſchaffen 
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könne, daß durch den Krieg ein völlig der Entente verfchriebenes 
neues Belgien entſtanden ſei. Die erſten Friedens forderungen in 
Deutſchland gingen dahin, Belgien unter deutſche Vormundſchaft 
zu ſtellen, es aber nicht Deutſchland anzugliedern, weil, wie man 
ganz offen ſagte, die Vertreter der katholiſchen belgiſchen Bevölke⸗ 
rung nicht gleichberechtigt im Deutſchen Reichstag ſitzen ſollten. 
Es waren namentlich alldeutſche Kreiſe, welche dieſe Forderung 
mit Entſchiedenheit vertraten und Belgien nur eine Art Pro⸗ 
vinzialverwaltung geben wollten, für alle Zeiten unter einem deutſchen 
Militärgouverneur. Eine andere Meinung ging dahin, Belgien 
unter Deutſchland und Frankreich aufzuteilen und hierdurch zum 
Weltfrieden zu kommen; die walloniſchen Provinzen ſeien an 
Frankreich abzutreten, deſſen Kohlenverſorgung hierdurch garantiert 
ſei; dann werde Frankreich auch abgelenkt von dem Erwerb 
von Elſaß⸗ Lothringen. Der Weg werde dann frei für die Schaffung 
einer Zollgemeinſchaft zwiſchen Deutſchland und Frankreich; die 
deutſche Eiſeninduſtrie erhalte dann den ungehinderten Bezug 
der notwendigen Minetteerze. Deutſchland würde die bisherigen 
flämiſchen Provinzen von Belgien erhalten; im Antwerpener 
Hafen erhalte es ſein natürliches Ausgangstor aufs Meer; der 
flämiſche Volksſtamm werde Deutſchland wieder eingegliedert. Es 
war mir von Anfang an klar, daß weder auf der einen noch auf 
der anderen Baſis eine Verſtändigung weder mit Belgien noch mit 
Frankreich noch mit England herbeigeführt werden könne. 
Weiter ſtand für mich feſt, daß, wenn Deutſchland mit Belgien 
zum Frieden kommen wolle, keine Stelle zur Vermittlung ge⸗ 
eigneter ſein dürfte als der Heilige Stuhl. Hierin befand ich 
mich in vollkommener Abereinſtimmung mit dem erſten Kriegs⸗ 
reichskanzler, der mit mir eine Eingliederung Belgiens in das 
Deutſche Reich als ein Ding der Anmöglichkeit und ein wirtſchaft⸗ 
liches Abkommen mit dem wiederhergeſtellten Belgien als den 
deutſchen Intereſſen genügend anſah. Der Heilige Stuhl begrüßte 
es mit Genugtuung, daß die deutſche Regierung ſich nicht mit dem 
Gedanken einer Annexion Belgiens beſchäftige; es wäre ein ewiger 
Zankapfel geworden und hätte nur Anfrieden ins eigene Haus 
gebracht. 

Die ganze Angelegenheit bekam im Frühjahr 1916 ein neues 
Geſicht, indem aus Anregungen eines Verwandten des Königs 
der Belgier in Rom geſchloſſen werden konnte, daß der belgiſche 
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Hof einer Verſtändigung mit Deutſchland nicht abgeneigt ſein 
würde. Es hing natürlich alles von den annehmbaren Friedens⸗ 
bedingungen Deutſchlands ab. Am 6. Mai 1916 konnte ich im 
Auftrag der Reichsregierung den Heiligen Stuhl wiſſen laſſen: 


„Der deutſchen Regierung iſt jede Vermittlung des Heiligen 
Stuhles in der belgiſchen Frage wie in Fragen des Friedens über⸗ 
haupt im höchſten Grade willkommen. Die deutſche Regierung iſt 
auch bereit, ſofort in einen Meinungsaustauſch über die Neuregelung 
der belgiſchen Frage mit Seiner Majeſtät dem König der Belgier 
einzutreten. Bei der Kompliziertheit der ganzen Frage hält es die 
deutſche Regierung für angezeigt, wenn Seine Heiligkeit die große 
Güte haben würde, einen Vertrauensmann, deſſen Reiſe geheimzuhalten 
wäre, nach Deutſchland zu entſenden. Mit dieſem Vertrauensmann 
würden alle in Betracht kommenden Fragen, nicht nur die belgiſche, 
zu beſprechen fein. Die deutſche Regierung hofft, daß durch eine ſolche 
Ausſprache ein erheblicher Schritt zur Anbahnung des Weltfriedens 
geſchehen würde.“ 1 | 


Am belgiſchen Hof aber erhoben ſich ernſte Schwierigkeiten, 
weil das belgiſche Kabinett in ſeiner Stellungnahme nicht einig 
war. Dieſer Zwieſpalt blieb auch für die Folge beſtehen, ſo daß 
die Epiſode der Friedensvermittlung eine Anterbrechung erlitt. 

Ende Juni 1916 erfuhr ich, daß der Heilige Vater in der Friedens⸗ 
kundgebung zum zweiten Jahrestag des Weltkrieges auch dem Ger 
danken Ausdruck geben wollte, daß er aus den Reden der verant⸗ 
wortlichen Miniſter der beiden großen kriegführenden Staaten 
England und Deutſchland entnehmen dürfe, daß „alle im Kampf 
befindlichen Völker in dem Vorhaben, Belgien in ſeiner ihm eigenen 
Anabhängigkeit wiederherzuſtellen, übereinſtimmen“. Die deutſche 
Regierung bat mich daraufhin, nach Rom wiſſen zu laſſen, daß 
die künftige Geſtaltung Belgiens eine Teilfrage der großen im | 
Friedensſchluß zu regelnden Fragen ſei. Im November regte ich 
meinerſeits an, die Fäden wieder aufzunehmen; die beiden Grenze 
pfoſten der Verſtändigung ſeien geſteckt: einerſeits keine Annexion 
durch Deutſchland und andererſeits ſoll Belgien kein Vaſallen⸗ 
ſtaat von Frankreich und England werden; zwiſchen dieſen beiden 
Grenzpfoſten ſeien die verſchiedenſten Möglichkeiten einer Ver⸗ | 
ſtändigung zu finden; die Friedensſehnſucht im belgiſchen Volk jer 
ſehr groß; Belgien ſei der Londoner Deklaration, keinen Sonder⸗ 
frieden zu ſchließen, nicht beigetreten, und ſchließlich ſei „die Ver⸗ 
ſtändigung mit Belgien der Anfang des großen Weltfriedens“ 
Bald darauf wurde ich von einer maßgebenden Perſönlichkeit 
unterrichtet, daß wegen der von der Entente in nächſter Zeit 
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beabſichtigten Offenſive der Augenblick zur Aufnahme ſolcher Ver⸗ 
handlungen nicht geeignet ſei; was die Bedingungen ſelbſt betreffe, 
ſo ſei eine Verſtändigung zwiſchen Rom und Berlin noch notwendig, 
um die Bedingungen etwas zu mildern. Dabei ließ der Heilige 
Stuhl darüber keinen Zweifel, daß ohne die Wiederherſtellung 
Belgiens ein Weltfriede überhaupt nicht denkbar ſei. 

Mitte Juni 1917 wurde mir als Meinung des belgiſchen Ge⸗ 
ſandten in Bern zuverläſſig unterbreitet: „Der Krieg wäre in dem 
Augenblick aus, in dem Deutſchland beſtimmt erkläre, Belgien 
intakt zurückgeben zu wollen.“ Der Geſandte erklärte ſich auch 
bereit, vertraulich unſere Bedingungen weiterzugeben. Gebrauch 
von dem Anerbieten wurde trotz meiner Anregung leider nicht 
gemacht. Im Auguſt wiederholte der Geſandte dieſen Vorſchlag 
„als einen ſehr einfachen Weg für Deutſchland, den Frieden zu 
erhalten“; natürlich ſei an eine Zolleinigung uſw. mit Deutſchland 
zurzeit nicht zu denken; er habe auch Grund zu der Annahme, 
daß dann in England der Kriegswille gebrochen wäre. Auch darauf 
iſt keine entſcheidende diplomatiſche Aktion Deutſchlands erfolgt. 
(Welche entſcheidende Rolle Belgien bei der päpſtlichen Friedens- 
vermittlung ſpielte, wird ſpäter geſchildert werden.) Wohl aber 
ſagte mir General Ludendorff am 11. September, die Reichstags⸗ 
reſolution dürfe den Kanzler nicht zu ſehr binden, namentlich nicht 
in der belgiſchen Frage; die engliſch⸗franzöſiſche Armee müſſe 
künftig ſo weit von der deutſchen Grenze entfernt ſein, daß durch 
die Entwicklung der Fliegertätigkeit kein Schaden für unſere nieder⸗ 
rheiniſche Induſtrie angerichtet werden könnte; wenn man auch 
Belgien wiederherſtelle, ſo dürfe doch nur die Maaslinie die Auf⸗ 
marſchlinie der Gegner werden; eine Zollunion mit Belgien müſſe 
erreicht werden. Ich erklärte demgegenüber, daß ich einen anderen 
Weg gehe; Belgien müſſe ein ewig neutrales Land werden und 
zwar aus eigenem Recht; die Neutralität ſei von allen Großmächten 
zu garantieren; unter keinen Amſtänden dürfe wegen Belgiens der 
Krieg fortgeſetzt werden; komme ein harter Winter, ſo entſtehe 
die Gefahr einer allgemeinen ſozialen Revolution nicht nur bei uns, 
ſondern in ganz Europa. Ludendorff erklärte, daß er an eine Neu⸗ 
tralität nicht glaube. Da Ludendorff ſeit jener Zeit bis zum mili⸗ 
täriſchen Zuſammenbruch nahezu unumſchränkter Herrſcher in 
Deutſchland war und die Entſcheidung über politiſche Fragen teils 
ſelbſt fällte, teils weſentlichſt beeinflußte, ſo war es ausgeſchloſſen, 
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auf dieſer Baſis weitere Verhandlungen für einen Frieden ni 
Belgien zu führen. Trotzdem habe ich im Reichstag und ſonſt 

öffentlich immer wieder betont, daß ein klares und unzweideutiges 

Wort über die volle Wiederherſtellung Belgiens die Vorausſetzung 
für die Aufnahme von Friedensverhandlungen darſtelle. Ich trat 
mit aller Entſchiedenheit für die Wiedergutmachung der Kriegs- 
ſchäden in Belgien ein, nicht nur, weil es bei Kriegsausbruch der 
Reichskanzler zugeſagt hatte, ſondern weil dies ein Gebot der Ge⸗ 
rechtigkeit und Moral ſei. Aber ſelbſt in den Reihen der Zentrums 

fraktion fand ich im Auguſt 1917 ganz unverſtändlichen Widerſpruch 
gegen eine ſolche Forderung des Rechts, bis es mir gelang, als 
Mitglied des Kriegskabinetts des Prinzen Max von Baden dieſe 
Auffaſſung als Meinung der deutſchen Regierung anerkannt zu 
ſehen. Deutſchland öffnete jedoch den Mund über Belgien erſt, N 
als es nichts mehr zu jagen hatte. N 
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Trotz aller gegenteiligen Verſicherungen iſt es eine feſttehende 
Tatſache, daß die deutſche Marineverwaltung den Bau von 
U-Booten in unverantwortlicher Weiſe vernachläſſigt hat; bereits 
im Jahre 1905 regte ich im Anſchluß an die franzöſiſchen Ver⸗ 
ſuche in der Haushaltskommiſſion des Reichstags an, auch deutſcher⸗ 
ſeits möglichſt raſch mit ſolchen vorzugehen. Ich erhielt damals 
vom Staatsſekretär von Tirpitz die Antwort, U-Boote ſeien nur 
geeignet für den Schutz von Häfen, es ſei beſſer, wenn fremde 
Nationen ihr Geld und ihre Mannſchaften bei ſolchen Verſuchen 
opferten. Alle Bemühungen um einen raſcheren Bau von U-Booten 
und Vornahme von Verſuchen, die beſonders von volkspartei⸗ 
lichen Abgeordneten (Dr. Leonhart, Dr. Struve, Gothein) uner⸗ 
müdlich fortgeſetzt wurden, ſtießen bei der Marineverwaltung auf 
ein taubes Ohr. Dort hatte man faſt nur Verſtändnis für Gra 
kampfſchiffe. 

Auch während des Krieges, als die U-Boote bereits ihr 
erſtes Meiſterſtück geleiſtet hatten, iſt nicht das erzeugt worden, 
was deutſche Induſtrie und Technik hätten hervorbringen können; 


17. Kapitel. Die U. Bootsfrage und Amerikas Kriegseintritt 209 


einmal ſagte die Marineverwaltung, die Werften ſeien übervoll 
beſchäftigt; das andere Mal, die Maſchineninduſtrie könne nicht 
genügend weitere Maſchinen liefern. Ich war wiederholt in ver- 
traulichen Sitzungen in der Lage, geſtützt auf zuverläſſige Mit⸗ 
teilungen aus der Induſtrie, die Unrichtigkeit beider Behauptungen 
darzutun. An den Admiralſtab wandte ich mich im Dezember 
1916 in einem Schreiben, das ſich auf Mitteilungen aus ſach⸗ 
verſtändigen Kreiſen aufbaute und über den U-Bootbau ausführte: 
i „Die großzügige Grundlage fehlt. Es werden immer nur wenige 
Schiffe gleichen Typs gebaut, ſolches erfordert aber viel Perſonal 
und führt trotz teurer Bauweiſe immer nur zu einer brockenweiſen 
Fertigſtellung. Die Maſſenherſtellung gibt die einzige Möglichkeit, 
N ſchnell und plötzlich in den Beſitz der erforderlichen Waffen zu kommen.“ 
1 Es iſt geradezu tragiſch, daß erſt im letzten Kriegsjahr überhaupt 
an einen ſyſtematiſchen Bau von U-Booten gegangen worden iſt. 
Ze weniger Boote Deutſchland hatte, um ſo lauter wurde das 
Geſchrei der alldeutſchen Preſſe, mit dem uneingeſchränkten 
U-Boot krieg zu beginnen. Das Signal hierfür hatte Groß⸗ 
admiral von Tirpitz im Großen Hauptquartier bereits Ende 
November 1914 gegeben; durch meine Vermittlung wurde der 
bekannte amerikaniſche Journaliſt, Herr von Wiegand, von Herrn 
von Tirpitz empfangen, der ihm erklärte: 


„England will uns aushungern, wir können dasſelbe Spiel treiben: 
England umzingeln, jedes engliſche Schiff oder jedes ſeiner Ver⸗ 
Br bündeten, das ſich irgendeinem Hafen Englands nähert, torpedieren 
5 und dadurch den größeren Teil der Nahrungsmittelzufuhr abſchneiden.“ 

iR Auf die verwunderte Frage des amerikaniſchen Journaliſten, ob 
Deutſchland genügend U-Boote habe, um dies durchzuführen, ant⸗ 
wortete Herr von Tirpitz: „Ja, in U-Booten größeren Typs find 
wir England überlegen. Man darf nicht vergeſſen, daß die U-Boote 
am beſten an den Küſten und in flachen Gewäſſern operieren und daß 
aus dieſem Grund der engliſche Kanal beſonders dafür geeignet iſt. 
Es iſt noch die Frage, ob die U-Boote ſich in anderen Gewäſſern ſo 
ausgezeichnet hätten halten können.“ 


Durch dieſe den Tatſachen nicht entſprechenden volltönenden 
Worte wurde im deutſchen Volk und auch bei mir eine Zeitlang 
der Glaube erweckt, als ſei der uneingeſchränkte U⸗Bootkrieg das 
beſte Mittel, den Krieg raſch und erfolgreich zu beendigen; damals 
aber hatte Deutſchland auch nicht ein einziges U-Boot, das die 
Fahrt rund um England unternehmen konnte. Während die oberſten 
militäriſchen Stellen ſich über die zur Verfügung ſtehenden neuen 
Kriegsmittel in wohlbegründetes Schweigen hüllten, bis ſie zur 
Erzberger Erlebniſſe 14 
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Anwendung kamen, hat der verantwortliche Leiter der Marine 
den umgekehrten Weg eingeſchlagen und damit den Proteſt der 
neutralen Welt hervorgerufen, ehe Deutſchland überhaupt zur 
Tat ſchreiten konnte. Gleichzeitig aber iſt durch dieſe Aktion die 
erſte tiefgreifende innere Spaltung im deutſchen Volk hervor⸗ 
gerufen worden: die einen glaubten blindlings Tirpitz, hinter dem 
fie wie Kinder hinter dem „Nattenfänger von Hameln“ herliefen, 
bis der Berg ſie verſchlang; die anderen ſchauten auf die unaus⸗ 
bleiblichen Wirkungen gegenüber der neutralen Welt, beſonders 
den Vereinigten Staaten von Amerika, und warnten vor der 
Anwendung eines Mittels, das den ſchwer kämpfenden Zentral⸗ 
mächten neue mächtige Gegner ſchaffen mußte. Die Führung in 
dem politiſchen Kampf um den U-Bootkrieg übernahmen Ende 
1915 die ſechs großen wirtſchaftlichen Verbände Deutſchlands 
(der Bund der Landwirte, der Deutſche Bauernbund, die Chriſt⸗ 
lichen Bauernvereine, der Zentralverband deutſcher Induſtrieller, 
der Bund deutſcher Induſtrieller und der Reichs deutſche Mittelſtands⸗ 
verband), die in einer Eingabe an den Reichskanzler forderten, 
daß die „Rückſichtnahme auf amerikaniſche Intereſſen nicht fo weit 
gehen darf, daß Deutſchland die ſchärfſte Waffe, die ihm heute 
bei der wirtſchaftlichen Bekämpfung Englands zu Gebote ſteht, 
aus der Hand gibt“. Gar bald entbrannte in den Marinekreiſen 
ſelbſt, dann zwiſchen Marine und Militär, noch mehr aber zwiſchen 
Marineleitung und den politiſchen Stellen des Reichs ein unge⸗ 
mein heftiger Kampf darüber, wie der U-Bootkrieg geführt werden 
ſolle, ob als „Kreuzerkrieg“, wonach Schiffe nur nach vorherigem 
Anrufen und Rettung der Perſonen torpediert werden ſollten, oder 
„uneingeſchränkt“, d. h. ohne jede Warnung. Manche deutſche 
Kreiſe brauchten, um die Neutralen erſt recht vor den Kopf zu 
ſtoßen, gern den Ausdruck vom „xückſichtsloſen“ U-Bootkrieg. 
Letzten Endes ſpitzte ſich die Streitfrage innerpolitiſch und inter⸗ 
national dahin zu, ob Perſonendampfer überhaupt torpediert 
werden ſollten. Manche Marinekreiſe vertraten mir gegenüber die 
Auffaſſung, daß es dem U-Boot techniſch unmöglich ſei, auch auf 
nächſte Entfernung bewaffnete und unbewaffnete Handelsſchiffe 
und Perſonendampfer zu unterſcheiden; wenn alſo der U-Bootkrieg 
überhaupt Erfolg haben ſolle, ſo müſſe der Kommandant in der 
Lage fein, ohne jede Warnung jedes Schiff abzuſchießen, nament⸗ 
lich angeſichts der zunehmenden Täuſchungsverſuche der Gegner 
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und der wachſenden Zahl der Abwehrmittel gegen U-Bootangriffe. 
Andere Marinekreiſe hingegen erklärten, daß der Mehrnutzen für die 
deutſche Kriegführung, der durch ein ſolches Abſchießen der Schiffe 
erzielt werde, viel geringer ſei als der große Schaden, der durch 
die ſicher erfolgenden Kriegserklärungen der Neutralen, beſonders 
de der r Vereinigten Staaten von Amerika, erwachſen müſſe. Reichs- 
nzler von Bethmann Hollweg hat ſich mir gegenüber Dutzend 
ale als Gegner des uneingeſchränkten U-Bootfrieges ausge⸗ 
Inden; er gebrauchte wiederholt den Ausdruck: wenn wir dieſe 
Kriegführung beliebten, würde uns die ganze Welt „wie einen 
tollen Hund totſchlagen“; die meiſten Neutralen würden die Durch⸗ 
| fi ing des uneingeſchränkten U-Bootkrieges mit dem Abbruch 
r Beziehungen oder mit der Kriegserklärung gegen Deutſchland 
eantworten. 
Das Jahr 1915, in dem die politiſche Leitung nach der im Früh⸗ 
jahr erfolgten Kriegserklärung Italiens den Hauptwert auf das 
Mitgehen Bulgariens legte, verlief noch verhältnismäßig ruhig. 
Nu Ende Auguſt verſuchte Tirpitz durch Einreichung ſeines 
En tlaſſungsgeſuches einen Druck zugunſten des uneingeſchränkten 
U. Lees und gleichzeitig für einen vermehrten politiſchen 
| influß feiner Perſon auszuüben. Der Reichskanzler ſagte mir 
m m 4. September, daß das Entlaffungsgefuch unter allen Amſtänden 
abe *. würde; der Kaiſer habe erklärt, daß Tirpitz derjenige 
Offizier ſei, der während des Krieges ſeine Stelle nicht wechſeln 
dür e. Am darauffolgenden Montag erfuhr ich aus dem Reiche» 
marineamt: Staatsſekretär von Tirpitz habe in feinem Entlaſſungs⸗ 
geſuch betont, ſeit dem Amtsantritt des Kanzlers von Bethmann 
Hollweg (1909) ſei der notwendige Flottenausbau unterbunden 
worden; 1912 ſei infolge der Miſſion von Lord Haldane der erſte 
ö Stoß gegen den Flottenaus bau, den der Kaiſer ſelbſt gewünſcht 
ö habe, erfolgt, und jetzt werde durch Anterbindung des U-Boot⸗ 
| rieges der zweite geführt; das könne Tirpitz nicht verantworten: 
darum habe er ſeine Entlaſſung eingereicht. In dem ablehnenden 
Schreiben des Kaiſers, das auf die Belaſſung von Tirpitz als Marine⸗ 
offizier entſcheidenden Wert lege, ſeien die Befugniſſe, die Tirpitz 
bei Kriegsausbruch übertragen worden ſeien, zurückgenommen 
worden; der Kaiſer habe nur erklärt, daß er Tirpitz in allen wich⸗ 
tigen Fragen des Seekriegs hören wolle. Die Situation ſei für 
Tirpitz dadurch unerträglich geworden, daß fein ſchärfſter Gegner, 


212 17. Kapitel. Die U⸗Bootsfrage und Amerikas Kriegseintritt 


Herr von Holtzendorff, zum Admiralſtabschef ernannt worden ſei 
Tirpitz habe ſich geweigert, den neuen Admiralſtabschef überhaup 
zu empfangen. Die Conditio sine qua non für das Verbleiben 
des Herrn von Tirpitz in ſeinem Amte ſei die, daß der Kaiſer ih 
empfange und das Kabinettſchreiben dahin erweitere, die darir 
erwähnte Zuziehung des Herrn von Tirpitz zur Entſcheidung vor 
großen Fragen müſſe ſo aufgefaßt werden, daß er über alle wie 1 
tigen Fragen des Seekriegs gehört werde. Ich war damals aus i inne 
politiſchen Gründen und mit Rückſicht auf die Außenpolitik e 
Gegner des Rücktritts des Herrn von Tirpitz, da zu leicht eine En 
mutigung der Flotte und eine Ermutigung des Auslands herbei 
geführt werden konnte; zudem hätte auch eine Reichskanzlerkriſſe 
eintreten können. Ich empfahl daher dem Chef des Marinekabine 
doch eine Ausſprache zwiſchen dem Kaiſer und Tirpitz alsbe 
berbeizuführen, wobei dem letzteren ſein bisheriger Wirkamaf 
kreis im weſentlichen belaſſen bleiben ſollte. Der Chef des Marin e 
kabinetts erklärte fich gern bereit, in jeder Richtung für eine Ve 
ſtändigung zu arbeiten; gleichzeitig betonte er, es ſei ein Märche N 
daß er gegen Tirpitz auftrete. Es gelang damals, Die Gegen . 
ſätze noch zu überbrücken; es war aber klar, daß ſie dadurch nich } 
aus der Welt geſchafft waren. / 
Das Jahr 1916 brachte einen um fo ſchärferen Kampf , 
obwohl wir zu Anfang des Jahres insgeſamt nur etwas mehr al 8 
50 U-Boote überhaupt hatten; nur der dritte Teil der U-Boot e 
konnte gleichzeitig im Kampfgebiet tätig ſein; ungefähr ein Drittel 
war in Reparatur, ein Drittel auf Hin⸗ und Rückfahrt; ſpäte r 
verſchob ſich das Verhältnis der kämpfenden U-Boote zur Gefa N 
zahl bis auf 1:5. Die treibende Kraft im politifchen Kampf wal 
Staatsſekretär von Tirpitz, der allerdings über ſeine Abſichten 
nie vollkommene Klarheit zu erkennen gab. Um diefe zu erhalten 
hatte ich in der erſten Hälfte Januar mit ihm eine eingehende Aus⸗ 
ſprache gepflogen. Herr von Tirpitz beklagte ſich, daß er in der 
ganzen Frage des U⸗Bootkrieges nichts zu ſagen habe; ſcho n 
bei der erſten Aufnahme desſelben im Februar 1915 ſei er nich t 
gefragt worden; er habe den damaligen Termin für verfrüht u { 
für ganz falſch gewählt gehalten. Ich erinnerte den a i 
an fein im November 1914 veröffentlichtes Interview mit den 
amerikanischen Journaliſten von Wiegand, worauf er erwiber 4 
daß in dieſem von einem Termin für die Aufnahme des U- Boot 
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rieges nicht die Rede geweſen jei, eine Entgegnung, die nicht 
gerade überzeugend wirkte. Heute, meinte Herr von Tirpitz, ſei 
eine „unerſchütterliche Aberzeugung, daß die Marine durch den 
rie chtslos geführten U-Booffrieg in der Lage ſei, England in 
ſechs Wochen auf die Knie zu zwingen, daß es bedingungslos um 
een bitten müſſe“. Ich erinnere mich dieſes Wortlautes ganz 
enau, weil auf meine Frage hin Herr von Tirpitz ihn wieder⸗ 
heit und mir die Behauptung als eine ſehr gewagte ſofort auffiel. 
We nige Tage darauf (17. Januar) richtete ich an den Chef des 
Ad iralſtabes von Holtzendorff ein Schreiben, in dem ich auf 
die Meinungsverfchiedenheiten in der U-Bootfrage hinwies und 
die Beantwortung folgender drei Punkte erbat: 

„1. Halten Sie es für ſicher, daß der lückenlos geführte U- Bootkrieg, 
in dem kein U-Boot aufzutauchen hat, in angemeſſener Friſt England 
zum Nachgeben zwingt? 2. Würde ein U-Bootfrieg, der Aus⸗ 
nahmen verſchiedener Art geſtattet und U. Boote zum Auftauchen 
zwingt, den gleichen Erfolg haben? 3. Gibt es ein anderes Mittel im 
: Machtbereich der Marine, um England zum Nachgeben zu zwingen?“ 
1 Wenige Tage nach Abgang des Briefes entwickelte Herr von 
Holtzendorff in einer längeren Beſprechung mit mir, daß nur 
| de rückſichtslos geführte U-Booffrieg gegenüber England einen 
x olg bringen könne. In ſechs Monaten könnten die U-Boote 
reichen, den Engländern jo viel Schiffsraum zu vernichten, daß 

> ficher zum Frieden geneigt wären. Aber dieſes Reſultat fei 
zu erreichen, wenn die U-Boote jedes Schiff, auch jedes neu⸗ 
rale, ohne vorherigen Anruf torpedieren könnten. Ein anderes 
Mittel habe die Marine nicht, um England zum Nachgeben zu 
bingen. Die Schlußentſcheidung jedoch, ob dieſes Kriegsmittel 
wählt werden könne, ſei eine rein politiſche und liege beim Reichs: 
anzler, der die Geſamtverantwortung zu tragen habe. Ich wies 
darauf hin, daß, wenn die Marine in der Lage ſei, die U-Boots⸗ 
bl ockade über ganz England fo wirkungsvoll zu verhängen, es 
Rib r doch noch viel leichter möglich ſein müßte, die Kohlenhäfen 
Englands durch Minen und U-Boote zu ſperren und Frankreich 
und Italien durch Abſperren der Kohlenzufuhr friedensbereit zu 
machen; die Kohlenſchiffe könnten ohne Anruf torpediert werden; 
es ſeien nur feindliche Schiffe, Verwicklungen mit Neutralen ſeien 
hieraus nicht zu befürchten. Obwohl ich auf dieſen teilweiſen, gegen 
beſtimmte Häfen gerichteten uneingeſchränkten U⸗Bootkrieg wieder⸗ 
holt aufmerkſam machte, hat die Marine es doch nie verſucht, 


11 
& 
U. 


Ni 


ſte 
. 
5 


J. 
n 


559 
F. 
7 


214 17. Kapitel. Die U-Bootsfrage und Amerikas Kriegseintritt 


dieſen Weg zu gehen. Ich ſchlug ferner vor, daß die Marine, da 
ſie gerade im Mittelmeer ſo große Erfolge erzielt habe, doch 8 
übergehen möge, die Zufuhr nach Saloniki reſtlos abzuſperren 
und fo auf dem Balkan dem Krieg ein Ende zu bereiten. Ah 0 
dieſer Vorſchlag wurde nicht akzeptiert. Einige Tage darauf 
(22. Januar) fragte mich Herr von Holtzendorff, warum ich . 
drei präzis formulierten Fragen an ihn gerichtet hätte. Ich erwide 
ihm, es ſei geſchehen, um abſolute Klarheit zu erhalten; aber auch 
deshalb, weil Herr von Tirpitz mir erklärt habe, daß der „rücksicht : 
loſe“ U-Bootkrieg England Schon in ſechs Wochen zum bedingun r 8 „ 
loſen Frieden zwingen werde. Admiral von Holtzendorff meinte 
ich müßte mich verhört haben; ich beſtritt dies mit allem Pad 
druck. Der Unterfchied in den Terminen des Herrn von 0 ' 
(ſechs Wochen) und des Herrn von Holtzendorff (ſechs Mae 
fiel mir auf; ich habe dies auch dem Reichskanzler alsbald n 
geteilt. N 
Vor meiner Abreife in den Drient (Anfang Februar 101 | 
wurde eine Erweiterung des U-Bootkrieges in den maßgete 
Kreiſen beſchloſſen und in einer Denkſchrift niedergelegt, wele lch ) 
irrtümlicherweiſe weite Kreiſe als die Aufnahme des une Inge a 
ſchränkten U-Bootkrieges auffaßten. Es entwickelte ſich überhaupt 
in jenen Tagen unter Angabe phantaſtiſcher Zahlen eine Stimmung 5. 
mache für den uneingeſchränkten U-⸗Bootkrieg, die nur mit der 
vergleichen war, wie im Mai 1915 durch den Druck der Swe je 
in Rom die italieniſche Regierung zur Kriegserklärung gezwungen 
werden ſollte. Dies war meines Wiſſens das erſte Mal, daß ar 
in Deutſchland die „Straße“ Politik machte. Als ich aus 8 
Orient zurückkehrte, fand ich ein politiſches Tollhaus in Ben 
vor: wer nicht für den uneingeſchränkten U⸗Bootkrieg war, w 1 ö 
als Vaterlandsfeind, Antinationaliſt, Flaumacher uf. bezeich Big 
Auf nüchterne Fragen, was denn aus Deutſchland werden he 95 
wenn, wie man ganz ſicher annehmen müſſe, die Vereinigten Sta ter 
von Amerika dann in den Krieg eintreten würden, blieben d die N 
Seehelden der Studierſtube die Antwort ſchuldig oder ui 
daß ſich das „nachher finden“ würde, oder auch, der a rie 
werde „ſo raſch wirken, daß Amerika zum Eintritt in den $ ei eg 
gar nicht mehr Zeit finde”, AN 
Ich hatte am 27. Februar mit einem maßgebenden Offizier 90 
Admiralſtabes eine weitere Anterredung, in der ich ihm darlegte, 
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daß in den bekannten ſechs Monaten doch günſtigſtenfalls die Ge⸗ 
ſamttonnage um 4,8 bis 5 Millionen Tonnen verringert werden 
könne, daß in dieſem Zeitraum aber die Gegner mindeſtens eine 
Million Tonnen bauen könnten und daß die 1,7 Millionen Tonnen 
deutſcher Tonnage, die in neutralen Häfen liegen, uns ſicher ver⸗ 
loren ſeien. Die Geſamtminderung der Weltflotte betrage alſo 
nur 2,3 Millionen Tonnen, was ſelbſt bei der engliſchen Tonnage 
von 18 Millionen Tonnen nur ein Achtel ausmache; es ſei ganz 
gusgeſchloſſen, daß England bei einer ſolchen Verminderung um 
Frieden bitte. Der Marineoffizier gab mir die Richtigkeit meiner 
Berechnung zu und erklärte, daß ich die Leiſtungen unſerer Marine 
viel zu hoch angeſetzt habe; dann warf er die drei Fragen auf: 
1. Müſſen wir? (Die deutſche Kraft nehme ſtändig ab, das Land⸗ 
heer könne nicht alles leiſten, die Marine müſſe die für ſie gebrachten 
Opfer rechtfertigen.) 2. Können wir? (Er glaube ja ſagen zu dürfen.) 
3. Dürfen wir? (Darüber falle die Entſcheidung in den nächſten 
Tagen im Großen Hauptquartier.) Auf meine ganz beſtimmte 
Frage: „Sind Sie felſenfeſt davon überzeugt, daß die Marine 
durch den „rückſichtsloſen“ U-Bootkrieg England in kürzeſter Friſt 
niederringen wird?“ antwortete der Kapitän: „Wir hoffen es.“ 
Ich erwiderte: „Alſo ganz unbeſtimmt.“ Ein anderer Marine⸗ 
offizier an maßgebender Stelle ſuchte meine Bedenken wegen des 
Eintritts Amerikas in den Krieg durch die Frage zu zerſtreuen: 
„Wer weiß ein anderes Mittel, um England niederzuzwingen?“ 
Ich erwiderte, daß das von ihm vorgeſchlagene Mittel das gewünſchte 
Ziel nicht erreichen werde und ſchlug erneut vor, die Marine möge 
doch erſt in einem kleineren Arbeitsgebiet zeigen, welche Aufgaben 
ſie erfolgreich bewältigen könne (Abſperrung von Saloniki, Ab⸗ 
ſperrung der engliſchen Kohlenausfuhr). Was die letztere Maß⸗ 
nahme betrifft, ſo wurde mir endlich die Antwort zuteil, daß die 
Sperrung der Kohlenaus fuhr marinetechniſch unmöglich ſei, da die 
Kohlen von England unter ſtarker Bewachung über den Kanal 
gingen, dann die Küſte entlang nach Le Havre und von da durch 
die Eiſenbahn ins Innere; hier aber könne die Marine mit U: 
Booten nicht erfolgreich auftreten. Ich erwiderte, daß, wenn die 
engliſche Kohlenausfuhr, die ich auf mindeſtens 30 Millionen 
Tonnen im Jahr ſchätzte, dieſen Weg gehe, es doch noch viel leichter 
ſei, daß die Getreideeinfuhr nach England, die jährlich höchſtens 
7 Millionen Tonnen ausmache, den umgekehrten Weg einſchlage; 
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ſo falle die ganze Behauptung von der Möglichkeit der Aus⸗ 
hungerung Englands durch die U-Boote in ſich zuſammen. hi 

Naturgemäß und bedauerlicherweife konnten ſolche Erörterungen 
nicht an der Offentlichkeit geführt werden, die überwiegend 
in dem uneingeſchränkten U-Bootkrieg nicht den Weg zum Ver⸗ 
derben, ſondern zur Rettung Deutſchlands ſah. Noch einmal ſiegte | 
die kühle Vernunft und die politifche Leitung; denn im März 
1916 ſchied Tirpitz aus dem Reichsmarineamt. Der nationale“ 
liberale Führer Baſſermann ſchrieb ihm eine Abſchieds broſchüre, 1 
in der es heißt: „Der treue Pilot ſtieg vom Flaggſchiff herab“, 1 
und feierte dann den „großen Staatsmann Tirpitz“. An Bismarck . 
erinnernd hieß es: „Zu Tirpitz werden wir in ſein Schwarzwald. 


macht zur See und deren künftigen Ausbau.“ Der Abſchied von 
Tirpitz war der Anfang des parlamentariſchen Kampfes um den un⸗ 
eingeſchränkten U-Bootkrieg, den die Nationalliberalen eröffneten, 
voran deren Führer Baſſermann, dem allerdings das Mißgeſchick 


zähen Kampf hinter den Kuliſſen wurden ſämtliche Anträge der 
Parteien an die Kommiſſion verwieſen, die fie in geheimer Aus⸗ 
ſprache beriet, ohne an das Plenum Bericht zu erſtatten. Für 
öffentliche Ausſprache im Plenum traten — die Extreme be⸗ 
rührten ſich — die Konſervativen und die Anabhängigen Sozial⸗ 
demokraten ein. Wie weit der Kuliſſenkampf ging, zeigte mir ein 
Schreiben des Vorſitzenden des Flottenvereins, des Fürſten Salm, 
vom 23. April, an den Chef des Zivilkabinetts, in welchem ſich 
unter anderem folgende Sätze fanden: „Wenn die Vereinigten 
Staaten uns den Krieg erklären, ſo kann uns gar nichts Beſſeres 
paſſieren; denn dann bekommen wir die Handlungsfreiheit zurück, 
auf die wir leider bisher verzichtet haben.“ Dann folgte die damals 
ſchon wie eine anſteckende Krankheit wirkende „Sechsmonatsfriſt“!? 
„endlich müſſe ganze Arbeit gemacht werden“; der uneingeſchränkte 
U-Bootkrieg würde bei unſerem Volk einen „Schrei der Freude“ 1 
auslöſen. Die Antwort fiel im Auftrag des Kaiſers allerdings Ri 
ſcharf ablehnend gegenüber „einem derartig unfubftanzierten Ein * 
griff“ in die kaiſerlichen Regierungsgeſchäfte aus. Ich führte den 
Kampf gegen den uneingeſchränkten U⸗Bootkrieg mit Nachdruck 
weiter, in der Erkenntnis: Tritt Amerika in den Krieg ein, dann 95 
iſt der Krieg verloren. Ich hielt an dieſer Aberzeugung auch dann 
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feſt, als aus meiner eigenen Partei heraus ſich immer lauter der 
Ruf nach dem uneingeſchränkten U-Bootkrieg erhob. 

Den Eintritt Amerikas in den Weltkrieg zu verhindern, 
ſah ich als die wichtigſte politiſche Aufgabe an. Faſt alle Marine⸗ 
kreiſe waren blind. Am nicht durch deren Treiben das ganze Volk 
in das Verderben reißen zu laſſen, ſchlug ich im Juni 1916 dem 
Admiralſtab erneut vor, er möge durch die vollkommene Ab— 
ſperrung Irlands der Welt zeigen, was die Marine leiſten könne. 
Der Admiralſtab lehnte auch dies ab und hielt den Plan für tech⸗ 
niſch undurchführbar. Beim Oktoberzuſammentritt der Reichstags⸗ 
kommiſſion wurde der ſchärfſte Vorſtoß für ſofortige Aufnahme 
des uneingeſchränkten U-Bootkriegs vollzogen; man ſtützte ſich 
dabei auf die Behauptung, daß Hindenburg und Ludendorff un— 
bedingt die ſofortige Anwendung dieſes Kriegsmittels heiſchten. 
Die militäriſche Autorität dieſer beiden Männer ſollte jedes poli⸗ 
tiſche Bedenken niederſchlagen. Ich fragte gleich in einer der 
erſten Sitzungen den Staatsſekretär des Auswärtigen von Jagow: 
es ſei als abſolut ſicher anzunehmen, daß mit Beginn des unein⸗ 
geſchränkten U⸗Bootkrieges über kurz oder lang die Vereinigten 
Staaten von Amerika uns den Krieg erklären würden; wenn 
ich mich nun ſelbſt auf den Standpunkt ſtellen könnte, daß die U- 
Boote England in kurzer Friſt zum Frieden zwingen würden, 
ſo möge mir doch der Staatsſekretär ſagen, durch welches Mittel 
er einen Friedensſchluß mit den Vereinigten Staaten herbei— 
zuführen gedenke. Herr von Jagow antwortete in der ihm eigenen 
kurzen Art, daß es ein ſolches Mittel eben nicht gebe und darum 
dürfe der uneingeſchränkte U-Bootkrieg nicht begonnen werden. 
Damit hätte die ganze Erörterung ihr Ende finden können; nun 
aber ſuchte Staatsſekretär Helfferich durch lange Ausführungen, 
geſtützt auf eine Anmenge von Zahlenmaterial, darzutun, daß der 
uneingeſchränkte U-Bootkrieg England nicht zum Aushungern 
bringen könne und ſomit ein ſicheres Fiasko in dieſer Richtung 
bedeute. Die Farben wurden dabei ſo ſtark aufgetragen, daß bei 
allen Anweſenden der Eindruck entſtehen mußte, daß Deutſchland 
‚unter keinen Amſtänden den uneingeſchränkten U⸗Bootkrieg be- 
ginnen würde. In der Nachmittagsſitzung desſelben Tages wurde 
dann eine Abſchwächung dieſes Eindrucks verſucht. Der neue 
Staatsſekretär des Reichsmarineamts Capelle ſprach ſich vom 
marinetechniſchen Standpunkt für die ſofortige Aufnahme des 
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11 

U-Boötkrieges aus; er gebrauchte unter anderem den kühnen Satz, 
daß die Bedeutung des Kriegseintritts Amerikas „gleich di 
ſei; als ich ihm ein ſtürmiſches, widerſpruchsvolles „Oho“ zurief, 
wiederholte er: „Gleich Null! Null!“ Während Nationalliberale % 
und die Rechtsparteien für die ſofortige Aufnahme des U-Boote 1 
krieges waren, verurteilte die Volkspartei (Demokratie) die — 
lichen und unlauteren Nachreden im Kampf um den U-⸗Bootkrieg 
gegen die Reichsleitung. Die Sozialdemokraten lehnten es ab, 
ihren Standpunkt zum „rückſichtsloſen“ U-Bootkrieg abhängig zu 
machen von der Stellung, die die jeweilige Oberſte Heeresleitung 
gegenüber dieſer Frage einnähme; die Frage ſei vom politiſchen 
Geſichtspunkte zu betrachten, die ſozialdemokratiſche Fraktion aber 
lehne „auch heute die Anwendung der U-Bootwaffe ohne Rüde 
ſicht auf die berechtigten Intereſſen der Neutralen ab“. Das Zen ⸗ 
trum ſtellte gegenüber den Anhängern des U-Bootkrieges feſt, 
daß der Reichskanzler allein für die politiſche Entſcheidung 
über die Kriegsführung verantwortlich ſei, daß die Entſcheidung 
des Reichskanzlers ſich „weſentlich auf die Entſcheidung der Oberſten 
Heeresleitung zu ſtützen habe. Falle dieſe Entſcheidung für die 
Führung des rückſichtsloſen U-Bootkrieges aus, ſo dürfe der Reichs⸗ 
kanzler des Einverſtändniſſes des Reichstags ſicher fein“. Die ganz 
Ausſprache endigte mit einem Bekenntnis der Reichstagsmehrheit zu 
der Auffaſſung des Reichskanzlers, die dahin ging, daß der uneinger 
ſchränkte U⸗Bootkrieg nicht begonnen werden ſollte. Dieſe Stellung 
nahme wurde verſtärkt durch zuverläſſige Berichte aus den krieg ⸗ 
führenden Ländern, wonach England dieſes Kampfmittel, als unmittel- 
bare Bedrohung ſeines Lebensnervs betrachte und a 
Waffen nicht eher niederlegen werde, als nicht feine traditionelle 
maritime Überlegenheit wiederhergeſtellt ſei. Das Gefühl, Grof 
britannien könne von Deutſchland auf dem Meer bezwungen n 
in ſeinen inſularen Privilegien ernſthaft bedroht werden, w ürd 
auch den letzten Engländer auf den Plan rufen und ſelbſt ſcho 
erſchöpfte Kräfte der Nation zu neuem Leben und zu neuem Wider 
ſtand aufrütteln.“ Dieſe Meinung vertrat die Mehrheit des Reiche: 
tags ohne Kenntnis der amtlichen deutſchen Schritte bei porösen Be 
Wilſon, den man um Vermittlung des Friedens angegangen hatte. 0 
Erſt im April 1917 erfuhr ich von den amtlichen Schritten 
die im zweiten Halbjahr 1916 von Deutſchland bei den Ve „ 
einigten Staaten unternommen worden ſind, um die rden 
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vermittlung Wilſons zu erlangen. Mitte Juli 1916 erhielt 
nämlich Graf Bernſtorff den amtlichen Auftrag, mit Präſident 
Wilſon über die Einleitung einer Friedensaktion Fühlung zu nehmen. 
Präſident Wilſon erklärte ſich hierzu bereit und verſprach, in 
einigen Wochen Näheres mit dem Botſchafter zu beſprechen. Als 
dann im Auguſt Rumänien den Krieg erklärte und nach Ungarn 
eindrang, teilte Wilſon dem deutſchen Botſchafter mit, daß er 
im jetzigen Moment keine Friedensaktion einleiten könne, da der 
Krieg „zu ſehr im Fluß“ ſei, die Entente zum letzten Schlag gegen 
die Mittelmächte aushole und darum feine Friedens vermittlung 
keinen Erfolg haben könne. Als der rumäniſche Vormarſch zum 


Stillſtand gekommen war und die Deutſchen zur Offenſive über- 


gingen, erkundigte ſich Graf Bernſtorff im Oktober 1916 nach 
dem Stand der Dinge. Präſident Wilſon erklärte, daß er un⸗ 
unterbrochen am Friedenswerk weiter arbeite, aber jetzt nicht hervor⸗ 


treten könne, da er mitten in der Wahlkampagne ſtehe; in den 
Vereinigten Staaten würde man ſagen, daß er nur einen „Wahl⸗ 
trick“ anwende; bei den kriegeriſchen Mächten würden ſeine Vor⸗ 


ſchläge keine Beachtung finden, da man ſeine Wahl als unſicher 
bezeichne. Graf Bernſtorff ſtimmte dieſer Auffaſſung zu. Bald 
nach der Wahl im November 1916 teilte Präſident Wilſon dem 
Grafen Bernſtorff mit, daß er nun mit voller Energie die Friedens⸗ 
aktion unternehmen und vor Weihnachten mit ſeiner Kundgebung 
an die Welt hervortreten werde. Graf Bernſtorff ſagte ihm Anter⸗ 
ſtützung der geſamten Aktion zu. Ohne vorherige Verſtändigung 


| Wilſons kam dann plötzlich und überraſchend das deutſche Friedens: 


angebot vom 12. Dezember 1916. Wilſon war darüber ſehr empört. 
Graf Bernſtorff erklärte, daß infolge der mangelhaften Verbin⸗ 
dungen mit Deutſchland es wohl unmöglich geweſen ſei, Wilſon 
vorher zu benachrichtigen; Wilſon möge feine Aktion ruhig fort- 
ſetzen. Er kam dann auch am 18. Dezember 1916 mit feiner Friedens⸗ 
klundgebung heraus. Nachdem die Antwort der kriegführenden 
Mächte bei Wilſon eingelaufen war, teilte dieſer dem Graf Bern⸗ 
ſtorff mit, daß er trotz des ſcheinbaren Mißerfolges ſeine Friedens⸗ 
vermittlung fortſetzen werde, und zwar durch eine neue Note, die 
er im Februar herausgeben wolle. Graf Bernſtorff war darüber 
ſehr erfreut, wies auf das deutſche Friedensangebot hin und erklärte, 
daß er alles tun werde, was er könne, um dieſes Bemühen zum 
Erfolg zu führen. 
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Ohne jede Ankündigung und ganz unvermutet für Amerika g 
begann Deutfchland am 1. Februar 1917 den uneingeſchränkten 
U-Bootkrieg, was Wilſon mit dem Abbruch der diplomatiſchen 


Beziehungen beantwortete; er lehnte auch ab, Graf Bernſtorff 


zu einer Erklärung zu empfangen. Später erhielt Wilſon die 


Nachricht von der Mexikodepeſche des Staatsſekretärs Zimmer⸗ 
mann. Einem angeſehenen Holländer gegenüber erklärte Präſident 


Wilſon, daß er mit Deutſchland nicht mehr weiter verhandeln 


könne; in der einen Hand habe er die deutſche Zuſage der Anter⸗ 


ſtüzung der Friedensaktion, in der anderen Hand die deutſche 
Mexikonote. Alle dieſe Tatſachen wurden ſowohl der deutſchen 
Offentlichkeit wie auch dem Reichstag vorenthalten. Durch die 
Darlegung derſelben im Zuſammenhang bin ich den Ereigniſſen 


etwas vorausgeeilt. 


Kaum war das deutſche Friedensangebot vom 12. Dezember 
1916 in die Welt geſandt, als bereits am 22. Dezember 1916 der 
Admiralſtab die ſofortige Aufnahme des uneingeſchränkten UD. 
Bootkrieges forderte. Staatsſekretär von Jagow, ein Hauptgegner 
dieſes Kampfmittels, war ſchon im November 1916 gegangen; 
ſein Nachfolger Zimmermann ſtellte ſich viel freundlicher zm 
U-Bootkrieg. In allen Abteilungen des Auswärtigen Amts — 
dieſe waren ſonſt nur ſelten einig — war man der Aberzeugung, 
daß es unter keinen Amſtänden zur Anwendung dieſes Kampf-. 
mittels kommen dürfe. Die logiſch ſchärfſte Bekämpfung fand 
dieſes Kampfmittel bei dem Leiter der Rechtsabteilung. Die Re. 
ferenten der politiſchen Abteilung hatten einmütig beſchloſſen, ihre 
Amter niederzulegen, wenn der uneingeſchränkte U⸗Bootkrieg be⸗ 
gonnen würde, um durch dieſes letzte Druckmittel vom verderblichen 
Weg zurückzuhalten. Anſer Botſchafter in Waſhington, Graf 
Bernſtorff, ließ keine Gelegenheit unbenutzt, um immer wieder zu 4 
melden, daß der U-Bootkrieg die Kriegserklärung Amerikas auto: 
matiſch nach ſich ziehen müſſe, daß man auf der anderen Seite 
ihm Zeit laſſen möge, um ſeine Friedensvermittlungen fortzuſetzen. 

Zu aller Welt Aberraſchung fiel Anfang Januar 1917 im Großen 
Hauptquartier die Entſcheidung zugunſten des uneingeſchränkten 
U-⸗Bootkrieges. Reichskanzler von Bethmann Hollweg beugte 
ſich leider dem Beſchluß, den er in ſeinem Innerſten ſtets für ein 
Verderben hielt. Am 16. Januar 1917 unternahm ich nochmals 
bei ihm einen Verſuch, zurückzuhalten, und ſchrieb ihm, daß für den 


. 
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Fall des uneingeſchränkten U-Bootkrieges doch Perſonendampfer 
ausgeſchloſſen und nach den Regeln des Kreuzerkrieges behandelt 
werden mögen: 


„Perſonendampfer können von Handelsdampfern leicht unter⸗ 
ſchieden werden. Der Kommandant eines U-Bootes erklärte mir, daß 
man Perſonendampfer von Handelsdampfern ſo gut unterſcheiden 
könne wie einen Ochſen von einer Katze. Perſonendampfer haben 
nur wenig Handelstonnage. Die Fracht, die ſie befördern, iſt äußerſt 
gering. Die zu erwartenden Anklagen gegen die deutſche Barbarei 
werden erheblich kleiner ſein, wenn Perſonendampfer nicht ohne 
weiteres torpediert werden. Auch bietet ſich hier noch die Möglichkeit, 
dem ſchärfſten Konflikt mit Amerika vorzubeugen.“ 


Weiter regte ich die Hinausſchiebung des Beginns des unein⸗ 
geſchränkten U⸗Bootkrieges auf Ende Februar oder Anfang März 
anz; leider vergebens. Dem in der Schweiz weilenden Fürſten 
Bülow ließ ich damals ſagen: „Ich befürchte den ſchnellſten Bruch 
mit den Vereinigten Staaten.“ Am 19. Januar machte ich einen 

letzten Verſuch bei Admiral von Holtzendorff; er erklärte mir zu 
meiner Aberraſchung, daß Perſonendampfer ungefährdet ver⸗ 
kehren könnten, vorausgeſetzt, daß ſie keinerlei Bannware bei ſich 
führten, eine beſtimmte Route einhielten und durch zu verabredende 
Abzeichen kenntlich gemacht würden. Was die politiſche Leitung 
an Vorſchlägen auf dieſem Gebiete bringe, werde ſelbſtverſtändlich 
genehmigt werden. Doch wurde dieſe Zuſage nicht gehalten. 
Der 1. Februar 1917 wurde der Beginn des nationalen An⸗ 
glücks. Noch kurz zuvor hatte in einer vertraulichen Sitzung 
der Reichstagskommiſſion Staatsſekretär Helfferich mit denſelben 
Zahlen, die er im Oktober gegen den U-Bootfrieg anführte, nun⸗ 
mehr zu beweiſen verſucht, daß der U-Bootkrieg jetzt begonnen 
werden müſſe. Ich erinnere mich noch, wie ſämtliche Mitglieder 
der Kommiſſion ſich um den Redner gruppierten. Als ich allein 
ſitzen blieb, fragte mich der Reichskanzler über den Tiſch hinweg, 
warum ich mich für den Vortrag nicht intereſſierte. Ich erwiderte 
ihm, daß ich dieſe Zahlenkünſte nicht mit anhören könne. Schon 
im Februar habe ich aus den Kreiſen der franzöſiſchen und eng⸗ 
liſchen Freimaurerei erfahren, daß die Stimmung in England 
gegenüber der durch den U-Bootkrieg geſchaffenen Lage die der 
Aäußerſten Entſchloſſenheit ſei: „Jeder Brite fühle mit der Re⸗ 
gierung, daß ein Zurück unmöglich ſei und daß jede durch neue 
Abwehrmaßnahmen bedingte Verlängerung des Krieges in Kauf 
genommen werden müſſe. Eine Aus hungerung Englands ſei aus: 
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geſchloſſen.“ In Deutſchland dagegen wurden die erſten Refultate 
zunehmender Verſenkung feindlicher und neutraler Schiffe mit der 
Begeiſterung politiſcher Kinder aufgenommen — trotz der ameri⸗ 
kaniſchen Kriegserklärung. Am die Sechsmonatrechnung aufrecht⸗ 
zuerhalten, hat Staatsſekretär Helfferich ſpäter die engliſche Ein⸗ und 
Aus fuhr einiger Monate 1916 und 1917 einander gegenüberſtellen 
laſſen und mit einer Mindereinfuhr von 20 und mehr Prozent 
paradiert. Auf meine Frage am 2. Mai, warum in der Statiſtik 
die Einfuhr von Reis vergeſſen worden ſei, was mir um ſo auf⸗ 
falle. der erſcheine, als der Neisvorrat Englands ein gewaltiger 
ſei und der Ausfall an Brot dadurch gedeckt werden könne, erhielt 
ich die Antwort, daß England die Veröffentlichung der Reis- 
einfuhrzahlen eingeſtellt habe, und daß ein Erſatz des fehlenden 
Brotgetreides durch Reis „bisher“ in England nicht in Ausſicht 
genommen ſei. Tatſächlich zeigte ſich aber, daß England ſeine 
Reiseinfuhr von 4,4 Millionen Cwt. im Jahre 1913 auf 5,4 Mil» 
lionen Cwt. im Jahre 1914, auf 10 Millionen Cwt. im Jahre 
1915 und auf 8,7 Millionen Cwt. im Jahre 1916 geſteigert hatte, 
und daß Reis und Gerſte damals von weſentlichem Einfluß für 
die engliſche Verſorgung wurden. Um dieſelbe Zeit erfuhr ich aus 
der franzöſiſchen Freimaurerei über die politiſche Wirkung des 
U-Bootkrieges in England: „Daß der U-Bootkrieg England zum 
Frieden zwingen oder die Friedensgeneigtheit von Lloyd George 
beſchleunigen wird, iſt ausgeſchloſſen.“ | 

Am 16. Juni 1917 überreichte ich dem Admiralſtab und bez 0 
politiſch verantwortlichen Stellen nebenſtehende Berechnung über 
den vorausſichtlichen Stand der Welttonnage Ende 1917. 

Die Antwort vom 3. Juli, die ſich auf die Nachprüfung durch 
einen „Sachverſtändigen“ ſtützte, war ſo nichtsſagend, daß ich dem 
Admiralſtab (5. Juli) zurückſchrieb, es ſei auf den Kernpunkt meiner 
Statiſtik über die Welttonnage überhaupt nicht eingegangen worden; 
„wenn man ſich gar nicht die Mühe gibt, zu unterſuchen, ob die 
Aufſtellung, daß Ende des Jahres eine Welttonnage von über 
38 Millionen Tonnen bei glänzender Fortführung des U-Boote 
krieges noch da iſt, zutreffend iſt, ſo erweckt ein ſolches Gutachten 
den Anſchein, daß gegen die Statiſtik, wie ich ſie aufgeſtellt habe, 
nichts Stichhaltiges eingewandt werden kann.“ Am 3., 6. und 
7. Juli brachte ich angeſichts der nichtsſagenden Antwort des 
Admiralſtabs die Berechnung im Haushaltsausſchuß vor, um dar⸗ 
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Vorausſichtlicher Stand der Welttonnage am Ende 1917 
Die Welttonnage am 30. Juni 1914 betrug laut „Lloyd Regiſter“: 


Br.⸗Reg.⸗T. 
%%% c RE RE 45 403 877 
TV 3685675 
4908955 
1 1.7.81. 12. Ins⸗ 
1 me. am) gem 
Reg.⸗. Reg.⸗T. Reg.⸗T. Reg.⸗T. Reg.⸗T. 
England . . 842000* 6510007 582000 12000005 3275 000 
. 59000“ 2175927 2116937 18000085 668 285 
Oſterr.⸗Ang. 17000 — — — 17000 1075 
Belgien . 9000“ — — — 9000 
Brit. über]. 
Gebiet 24000“ 22000“ 500008 500008 146 000 
China 6000“ 200008 300008 300008 86000 
Dänemark 17000“ 51000 f 370007 500008 155 000 
Frankreich. 57000“ 41000 f 39000 f 400005 177000 
bund 194000“ 180000 f 82000 f 500008 506000 
Italien 22000“ 22000“ 60000 f 600005 164000 
apan . 43000“ 980007 246000 f 3000005 687000 
Norwegen 27000“ 62000“ 45000 500008 184000 
Rußland. 1000 1000“ — — 2000 
Spanien 3000“ 140007 11000 f 100008 28000 
Schweden 8000“ 260007 40000 f 400008 114000 
Vereinigte 
Staaten 1010007 1770007 5550007 15000005 2333000 8561285 
9 57650837 


Verluſte der Weltflotte durch Seegefahr uſw. 

ab Juli 1914 bis Ende 1917 — 3½ Jahre 

a 1%, jährlich über 40000000 Br.⸗Reg.⸗T. 1400000 5 
Verluſte der feindlichen und neutralen Han⸗ 

delsflotte durch Tauchboote bis Ende April 

1917 laut Mitteilung des deutſchen Marine- 

. Ee. St. B. Nr. 72 47 7600000 
Verluſte item von Mai bis Dezember 1917 N 
%%% Nr 80000005 
Verluſte der deutſchen und öſterreichiſch— 
ungariſchen Handelsflotte durch Minen und 
%%% an a 4500005 
Verluſte der feindlichen und neutralen Flotte 

durch Minen uſw. bis Ende 1917 . . 20000005 19450000 


Voraus ſichtliche Welttonnage am Ende 1917. 38200837 
oder in Prozenten der Welttonnage am Ende 1915 77,82% 


Anmerkung: Wo keine Quelle angegeben, find die mit einem“ bezeich- 
eten Zahlen den Ee. Stat. Berichten vom 9. Februar 1916 (Seite 75) und 
ie mit einem f bezeichneten Zahlen „In et Uitviver“ vom 7. März 1917 
Seite 229) entnommen. Die mit $ bezeichneten Zahlen beruhen auf Schätzung. 
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zutun, daß die Behauptung, der Friede könne innerhalb ſechs 
Monaten oder in einem abzumeſſenden Zeitraum durch den U- 
Bootkrieg herbeigeführt werden, ein großer politiſcher Trugſchluß 
ſei; ſelbſt wenn man annehme, daß der Entente Ende des Jahres 
nur 30 Millionen Tonnen zur Verfügung ſtünden, und jedes Schiff 
nur fünfmal jährlich beladen würde, fo könne mindeſtens eine Güter 
menge von 150 Millionen Tonnen bewegt werden; bei der durch 
den Krieg hervorgerufenen höchſten Ausnutzung der Schiffe, gen ; 
entſprechend der bei den Eiſenbahnen, dürfe man aber mit einer 
Ladefähigkeit von 180 Millionen Tonnen rechnen. Dieſe Güter⸗ 
menge ſei vollkommen ausreichend, um die dringendſten Lebens 
bedürfniſſe der geſamten Entente zu befriedigen und das Kriegs 
material zu befördern. Rechne man für das ganze Jahr 1918 eine 
monatliche Verſenkung von 1 Million Tonnen, alſo einen Geſamt⸗ 
verluſt von 12 Millionen Tonnen, der nur durch 3 Millionen 
Tonnen Neubauten etwas gemildert würde, ſo habe die Entente 
immer noch mindeſtens 27 Millionen Tonnen Welttonnage für ſich 
und die Neutralen zur Verfügung. Selbſt wenn für den inter: 
nationalen Verkehr nur 24 Millionen Tonnen in Betracht kämen, 
ſo ließen ſich damit bei fünfmaliger jährlicher Fahrt 120 Millionen 
Tonnen und bei der durch den Krieg erwieſenen möglichen Aber 
befrachtung zirka 144 Millionen Tonnen befördern, eine Menge, 
die auch im Jahre 1918 für die Entente noch ausreichend wäre, 
um den Krieg fortzuführen. Man ſcheine in Marinekreiſen gat 
nicht zu wiſſen, mit welcher Energie namentlich England Hilfe 
mittel in ſeinen Dienſt ſtelle. In Holland ſeien 600 Kähne zum 
Durchſchnittsgehalt von 600 Tonnen aufgekauft worden, welche 
eine Tonnage von 360 000 Tonnen darſtellen; dieſe Flußkä ne 
ſeien ſeefähig gemacht worden. Mit dieſer neuen Tonnage be⸗ 
fördere England die größten Munitionsmengen über den Kanal 
und führe Verwundete auf ihnen zurück. Man könne daraus 
entnehmen, welche Mengen von Tonnage durch zweckentſprechende 
Verwendung geſpart werden könnten. Nach meiner feſten Aber⸗ 
zeugung ſei der uneingeſchränkte U-Bootkrieg trotz des nunmehr 
beſchloſſenen vermehrten Baues von U-Booten auch im Laufe des 
Jahres 1918 nicht in der Lage, Friedensgeneigtheit zu ſchaffen, 
geſchweige denn den Frieden zu erzwingen. Ehe England ſich „auf 
die Knie“ zwingen laſſe, gebe es lieber Saloniki, Agypten, Indien 
auf, da es im Falle des verlorenen Krieges dieſe Gebiete doch 
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preisgeben müßte. So würden die 8 Millionen Tonnen für mili⸗ 
täriſche Zwecke, welche der Admiralſtab immer als eine feſtſtehende 
Größe an Tonnage in Abzug bringe, zum größten Teil frei werden 
für andere Bedürfniſſe; kurzum: nie ſei eine Berechnung leicht⸗ 
fertiger und oberflächlicher gemacht worden als die, mit der man 
den raſchen Erfolg des U-Bootkrieges zu beweiſen verſucht habe. 
Auf dieſer total falſchen Berechnung aber ſeien die folgenſchwerſten 
politiſchen Entſcheidungen für das Vaterland getroffen worden. 
Staatsſekretär Capelle konnte meinem Zahlenmaterial nichts 
Wirkſameres als allgemeine Phraſen entgegenſetzen, mit der Be⸗ 
hauptung, es ſei in keinem Parlament über die Wirkungen des 
U-Bootfrieges „jo geringſchätzig geurteilt“ worden als von mir, 
obwohl ich die Leiſtungen im einzelnen voll anerkannt hatte und 
nur die politiſchen Wirkungen beſtritt. Auf meine Erinnerung 
daran, daß die Marine früher die amerikaniſchen Truppentransporte 
als „willkommene Beute für unſere U-Boote“ bezeichnet hätte, 
daß aber bis jetzt nur ein einziger Truppentransporter verſenkt 
worden ſei, erhielt ich die verblüffende Antwort, daß die amerika⸗ 
niſchen Truppen im Golf von Biskaya gelandet würden, in welchem 
die U-Boote nicht erfolgreich tätig ſein könnten, da er zu ſtürmiſch 
jei — als ob der Golf von Biskaya erſt im Jahre 1917 unruhig 
geworden wäre! —, und die zweite Antwort, daß die Truppen⸗ 
transporte im Konvoi fahren und von Abwehrmitteln zu Waſſer 
und in der Luft begleitet und bewacht würden, eine Maßnahme, 
welche ich bereits im Jahre 1916 Marinekreiſen vorausgeſagt hatte, 
die aber damals mir gegenüber als einem „Nichtfachmann“ mit 
der Bemerkung abgetan wurde, daß es ganz unmöglich ſei, eine 
größere Anzahl von Schiffen im Konvoi zu ſammeln; wenn ſie 
beieinander ſeien, jo könnten die U-Boote fie um fo leichter der 
Reihe nach abſchießen. 

In jenen Tagen wurden mir auch intereſſante Mitteilungen dar⸗ 
über gemacht, mit welchem unglaublichen Leichtſinn militäriſche 
Stellen ſich auf das „Gutachten“ von Getreideimporteuren in der 
Beurteilung der Wirkung des U-Bootkrieges ſtützten. Nächſte 
Anverwandte eines ſolchen für die Oberſte Heeresleitung tätigen 
Sachverſtändigen ließen mir mitteilen: 


„Der Skandal, daß dieſer Mann im Hauptquartier als Sach⸗ 
verſtändiger gelte, liege nicht darin, daß er es nicht ſei, ſondern daß 
er von militäriſchen Kreiſen als ſolcher empfohlen werde, weil man 
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dem Kaiſer einen Juden und Freiſinnigen habe vorſtellen wollen, 
der ſich vom uneingeſchränkten U-Bootkrieg Erfolg verſpreche und 
der zudem als Sachverſtändiger hinſichtlich der Weltgetreidever⸗ 
ſorgung gelte, obwohl der Mann in allen ſeinen Angaben in 9 
Offentlichkeit ſich immer wieder getäuſcht habe.“ 


Doch die Täuſchungsverſuche wurden als angenehmer vote 
Opiumrauſch aufrechterhalten. Staatsſekretär Helfferich, der nach 
einem durch das Wolffſche Telegraphenbureau verbreiteten Inter⸗ 
view vom 17. Auguſt „über eine beſonders eingehende Sachkenntn 
in der U-Bootfrage verfügt“, berechnete zu Beginn des une 
geſchränkten U⸗Bootkrieges Englands Tonnage auf 10 Millionei 
Tonnen, von denen inzwiſchen 5 Millionen Tonnen verſenkt ſeit 
ſollten. Die Berechnungen der Welttonnage lehnte er ab und 
ſchätzte das Mindeſtmaß der für das zivile England unentbehr 
lichen Tonnage auf 6 Millionen Tonnen; von den 10 Millionet 
Tonnen würden in einem halben Jahre 3 bis 4 Millionen Tonne 
verſenkt; er ſchloß mit den Worten: 


„Anſere U-Boote treiben England Tag für Tag Be 
die Wahl zwiſchen ausreichender Nahrungsmittelzufuhr und a 
reichender Materialzufuhr, zwiſchen der Friſtung des Lebens un 
Erhaltung der Kampffähigkeit. Weicht es einem Druck aus, fo ver 
fällt es um ſo ſtärker dem anderen. Wir halten den Feind zwiſche n 
eiſernen Schrauben. Vor dem Krieg und während des Krieges haben 
wir den Gegnern die Wahl gelaſſen zwiſchen unſerer Hand und Fauſt, 
Sie haben die Fauſt gewählt, ſie ſollen ſie haben.“ 4 


Noch phantaſievoller ging der Admiralſtab vor in einer Den l. 
ſchrift vom 2. Auguſt, die er der Reichs haus haltskommiſſion üben 
reichte, und in der er den Beſtand der engliſchen Handelsflot tt a 
am 1. Februar 1917 auf 18 Millionen Tonnen, am 1. Sant 
1918 auf 13,2 Millionen Tonnen berechnete, um dann den große 
Rechenfehler zu begehen, 10½ Millionen Tonnen für militäriſch 
Zwecke in Abzug zu bringen, welche durch 2,35 Millionen Ton ie 
neutraler Schiffe vermindert würden. Am 1. Oktober ſollten ut 
noch zur Verfügung ſtehen 5,45 Millionen Tonnen und am 1. Jg 
nuar 1918 4,05 Millionen Tonnen. Dann folgte am Schluß de 
kühne Satz: „Sämtliche Anſätze ſind ſo vorſichtig, daß wahrſche 
lich die Verminderung in Wirklichkeit noch erheblich ſtärker iſt.“ 
Die Anverfrorenheit, mit der der Admiralſtab dem Reichstag 
ſolche Milchmädchenrechnungen unterbreitete, veranlaßte mich 3 
der Frage, ob es noch irgendeinen denkenden Menſchen in der Kom⸗ 
miſſion gebe, der ſolche Zahlen ernſt nehme. Ich mußte allerding 95 
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zugeben, daß der Abgeordnete Streſemann auf die Mätzchen des 
Admiralſtabes hereinfiel, indem er es 
„im Anſchluß an die Rede des Kapitäns Brüninghaus als Erfolg 
des U-Bootkrieges bezeichnete, daß in Auſtralien 3 Millionen Tonnen 
Getreide mangels Schiffsraums von Mäuſen aufgefreſſen worden 
ſeien. Da habe ich mir die beſcheidene Frage vorgelegt, wie viel 
ra denn zur Vertilgung dieſes Quantums notwendig gewesen 
Am 17. April 1918 hat endlich Staatsſekretär Capelle im Haupt⸗ 
aus ſchuß die Erklärung abgegeben, daß durch den U⸗Bootkrieg 
das Ende des Krieges in abſehbarer Zeit nicht herbeigeführt werden 
könne. 
Die Aufklärung des deutſchen Volkes über die wahren 
Verhältniſſe wurde durch das Militär unmöglich gemacht. Als 
ich im September 1917 nach Annahme der Friedenszielreſolution 
in einer Rede in meinem Wahlkreis darauf hinwies, daß wir im 
Februar 1916 noch nicht einmal ein halbes Hundert U-Boote 
gehabt hätten (in der Offentlichkeit wurde nämlich ohne jeden 
Widerſpruch von amtlicher Seite die phantaſtiſche Zahl von 300 
und mehr U-Booten genannt), hat das Neichsmarineamt nicht 
nur — allerdings vergeblich — verſucht, ein Strafverfahren wegen 
Landesverrats gegen mich einzuleiten, ſondern es wurde der Ab⸗ 
druck der Rede in Deutſchland überhaupt verboten. Als ich Ende 
September 1917 in Alm einen weiteren Vortrag halten wollte, 
hat mir der Kommandant der Feſtung unterſagt, über die U-Boot⸗ 
frage auch nur ein Wort zu ſagen, ebenſowenig aber dürfe ich der 
Verſammlung mitteilen, daß ein ſolches Verbot erlaſſen worden 
ſei. So hat das Militär und die Marine die Wahrheit zu Tode 
gedrückt. 
Das ganze Elend der U-Bootfrage erfuhr der Reichstag 
erſt am 28. September 1918 von dem neuen Staatsſekretär des 
Neichsmarineamts Ritter von Mann. Im Januar 1918 hatte 
Deutſchland 143 U-Boote frontbereit, am 21. September 1918 
154; davon war in der Regel ein Drittel am Feind, die anderen 
zwei Drittel auf den Werften zu Reparaturen oder auf der Rück⸗ 
fahrt. Die Verluſte vom Dezember 1916 ab ſchwankten im Monat 
zwiſchen 3 und 14, die Neubauten zwiſchen 3 und 12; bis Ende 
0 1919 ſollten die Neubauten auf 24 gehen. Es konnte alſo trotz 
Menſchen⸗ und Materialmangels die Zahl der Neubauten erheblich 
erhöht werden; Ritter von Mann aber hat die erhöhte Zahl noch⸗ 
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mals um 50 Prozent geſteigert, ſo daß er im Dezember 1918 
36 neue Boote bekommen hätte; die Maſchinenfabriken und Werften i 
hätten dieſe vermehrte Leiſtung zugefagt. Ich erwiderte, daß dieſe 
Darlegungen ſehr betrübend ſeien, weil fie bewieſen, daß der Reiche- 
tag mit feinem Drängen auf vermehrten U-Bootbau recht gehabt 
habe. Die Staatsſekretäre Tirpitz und Capelle gehörten wegen 
Landesverrats vor den Staatsgerichtshof, denn ſie hätten nicht 1 
die Zahl der U-Boote gebaut, die ſie hätten bauen können; wenn 
Tirpitz mehr Boote gebaut und weniger Politik getrieben hätte, 
wäre Deutſchland beſſer daran; was nütze die große Zahl von 
U-Booten im Jahre 1919, wenn Deutſchland es bis dahin nicht 
aushalten könne. 1 
So endete die letzte U-Bootsdebatte im Reichstag. 


18. Kapitel 
Friedensbemühungen 


Deutſchland, von Feinden umringt, konnte trotz der anfänglichen 
glänzenden Waffenreſultate kein wichtigeres und dringenderes 
politiſches Ziel haben, als möglichſt bald zum Frieden zu kommen. 
Der unglückliche Ausgang der Marneſchlacht — von da ab ſah 
General von Falckenhayn den Krieg als verloren an — hat auch die 
militäriſche Notwendigkeit eines raſchen Friedens dargelegt. Anter 
ſämtlichen Staatsmännern Deutſchlands ſah Herr von Jagow di 
Dringlichkeit des Friedensſchluſſes am klarſten ein; er war es, der 
im vertrauteſten Kreiſe von Anfang an der Meinung Ausdruck 
gab, daß Deutſchland zufrieden ſein müſſe, wenn es „mit eine n 
blauen Auge“ aus dem Weltkrieg herauskomme. Die von mir 
vor der Marneſchlacht in einem vertraulichen Schreiben vom 2. Sep⸗ 
tember 1914 an den Reichskanzler dargelegten Friedensziele habe 
ich ſehr bald zurückgenommen, da ſie auf einem erheblichen Irrtum 
über die militäriſche und politiſche Geſamtlage beruhten. Leider 
aber haben Kreiſe, welche die innerpolitiſche Führung an ſich zu 
reißen ſuchten, ſchon um Mitte des Jahres 1915 als Schlagwort 
ausgegeben: „Kein vorzeitiger Friede“; „kein flauer Friede“ 
es ſei nur an die bekannten Eingaben der ſechs großen Wirtſchafts ⸗ 
verbände von Induſtrie und Landwirtſchaft vom März und Mai 
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1915 erinnert. Der wilde innerpolitiſche Kampf um den U-Bootfrieg 
hat den Ruf nach dem Frieden zurückgedrängt und nicht recht auf⸗ 
kommen laſſen. Die deutſche öffentliche Meinung wurde für Friedens⸗ 
aktionen von der verantwortlichen politiſchen Stelle nicht reif 
gemacht. 

Politiſch unerwartet und unvorbereitet kam daher das Friedens- 
angebot der deutſchen Regierung vom 12. Dezember 1916, 
von dem ein neutraler Diplomat mir ſagte: „Sie haben den Frieden 
nicht angeboten, ſondern angedroht unter Zuchthausſtrafe bei 
Ablehnung.“ In ſtolzen Worten hieß es damals: „Mit Gottes 
Hilfe haben unſere herrlichen Truppen einen Zuſtand geſchaffen, 
der uns volle und größere Sicherheit bietet als je zuvor.“ Dem 
Papſt teilte man mit: „Anerſchüttert ſtehen die ruhmreichen Heere 
der Verbündeten ſchützend vor den Grenzen ihrer Heimatländer, 
erfüllt und getragen von dem Bewußtſein, daß es den Gegnern 
niemals gelingen wird, den Heereswall zu durchbrechen.“ Solche 
Worte konnten die Friedenstür nicht öffnen, da ſie innerlich un⸗ 
wahr waren. Am 18. November 1919 mußte General Ludendorff 
vor dem Anterſuchungsausſchuß der Nationalverſammlung zu⸗ 
geſtehen: „Im Dezember 1916 war unſere Lage trotz unſerer Erfolge 
in Rumänien und im Oſten und hie und da im Weſten jo außer- 
ordentlich ernſt, daß auf einen Sieg zu Land allein nicht ge⸗ 
rechnet werden konnte.“ Sieben Tage vorher erklärte der Staats- 
ſekretär von Capelle vor dem Anterſuchungsausſchuß: „Am die 
Jahreswende von 1916 auf 1917 war ich derſelben Anſicht wie 
die Oberſte Heeresleitung und der Reichskanzler, nämlich, daß 
unſere Lage ſehr ernſt war. Es blieb uns nichts anderes übrig, 
als das letzte Kriegsmittel einzuſetzen, um uns vor dem Antergang 
zu retten.“ Dieſe wahre Lage kannte der Gegner ſchon damals 
beſſer, als die deutſche Reichsleitung annahm. 

Statt nun die Friedensaktion politiſch eingehend vorzubereiten, 
kam ſie wie ein Schuß aus der Piſtole. Ich reiſte Anfang Dezember 
1916 in die Schweiz; unmittelbar vor meiner Abreiſe ſagte mir der 
Reichskanzler, ich möchte meine Adreſſe im Auswärtigen Amt 
hinterlaſſen, da ich vielleicht in dringenden Angelegenheiten zurück⸗ 
berufen würde. Am 8. Dezember erhielt ich in Zürich die Depeſche 
des Auswärtigen Amts, ſofort auf dem ſchnellſten Wege nach 
Berlin zurückzukehren. Eine telephoniſche Anfrage an das Aus- 
wärtige Amt von Friedrichshafen aus, um was es ſich handle, wurde 
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dahin beſchieden, daß man die Angelegenheit nicht telephoniſch 
mitteilen könne; ich möchte raſcheſtens weiterreiſen. In der Neichs⸗ 

hauptſtadt angekommen, wurde mir unter dem Gebote ſtrengſter 

Verſchwiegenheit das deutſche Friedensangebot vom 12. Dezember 

1916 mitgeteilt; niemand dürfe von demſelben etwas wiſſen; die 

Wirkung müſſe eine überraſchende ſein. Meine Vorſtellung, daß 

doch international der Boden mindeſtens bei den Neutralen vor⸗ 

bereitet werden müſſe, blieb ohne Wirkung. Die Führer der Frak⸗ 

tionen wurden erſt in letzter Stunde unterrichtet. Die Wirkung 

war im Ausland wie die eines kalten Blitzſtrahls, der nicht zündet. 

Damals wurde keinem Abgeordneten, auch mir nicht, mit irgend 

einem Wort angedeutet, daß die deutſche Regierung ſchon ſeit Mitte 

des Jahres den Präſidenten Wilſon wiederholt zur Einleitung einer 

Friedensvermittlung ermuntert, dieſer auch zugeſagt hatte, nach ſeiner 
Wiederwahl um die Weihnachtszeit mit derſelben herauszukommen, 
und daß er daher auf das Höchſte überraſcht ſein mußte, als Deutſchland 

ihm am 12. Dezember mit einer eigenen Friedensaktion unangekündigt 
und unvorbereitet zuvorkam. Man hat dieſe Politik ſpäter damit 

zu rechtfertigen geſucht, daß man „zwei Eiſen im Feuer“ haben 

wollte, hat aber damit keines zum Schmieden gebracht, ſondern ſich an 

beiden die Finger verbrannt. Im Reichstag fand das Friedens⸗ 

angebot eine günſtige Aufnahme; nur die Rechte verhielt ſich ab⸗ 

lehnend. Man hat auch im Verlauf der Beſprechungen dem 
Reichstag nichts über die angeregte und vorbereitete Aktion Wil- 
ſons mitgeteilt und namentlich auch nichts darüber, daß der Heilige 
Stuhl die Aktion Wilſons ſofort auf das Nachdrücklichſte unter⸗ 

ſtützte; auch mir iſt weder die Tatſache einer diesbezüglichen päpft- 

lichen Depeſche noch deren Inhalt eröffnet worden. Wilſons Aktion 
wäre bei voller Kenntnis dieſer e im Reichstage ganz 
anders gewertet worden. 

Während man Wilſons Schritt von vornherein die Wirkung nahm, 
hat die überraſchende Art des deutſchen Friedensangebots und die bom⸗ 
baſtiſche Begründung desſelben auf die Gegner nicht den gewünſchten 
Eindruck gemacht; als vollends die unglückſelige Nede des Kaiſers, 
die er am 13. Dezember 1916 im Elſaß an die Soldaten hielt, 
bekannt wurde, konnte ſich kein praktiſches Reſultat mehr einſtellen; 
da hieß es, daß ein „Gottesgericht“ über Rumänien hereingebrochen 
ſei, „daß wir abſolut Sieger ſeien“ uſw. Der Großorient Paris 
hat ſich am 16. Dezember 1916 an den Großorient Nom mit dem 
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dringenden Erſuchen gewandt, allen Einfluß aufzubieten, um eine 
in Paris befürchtete ſchwächliche Haltung der italieniſchen Negie- 
rung zu verhindern. Der Großorient Rom lehnte den Gedanken, 
Italien könne eine die gemeinſamen Intereſſen der Verbündeten 
ae Haltung einnehmen, entſchieden ab, wenn er auch 
dabei auf die gedrückte Stimmung im Lande hinwies; man könne 
| ſich in Paris auf die italieniſche Freimaurerei und die Bundes⸗ 
treue des Kabinetts Boſelli unbedingt verlaſſen. Die deutſche 
Neichsleitung hat dann die noch vorhandenen geringen Ausſichten 
reſtlos zerſtört durch die Erklärung des uneingeſchränkten U-Boot: 
krieges. Am 31. Januar 1917 teilte der Reichskanzler einem 
kleinen Kreis von Vertretern aller Fraktionen die letzte Depeſche, die 
er dem deutſchen Botſchafter nach Waſhington geſandt hat, mit; 
ſie enthielt, in allgemeinen Kapitelüberſchriften umſchrieben, die 
Friedensziele Deutſchlands und ſollte Präſident Wilſon überreicht 
werden mit der Mitteilung von der Aufnahme des uneingeſchränkten 
IU-Bootkrieges. Graf Bernſtorff konnte dieſen mehr als ſonder⸗ 
baren Auftrag nicht mehr ausführen. 

Trotz des Londoner Abkommens vom September 1914, wonach 
kein Glied der Entente zum Abſchluß eines Sonderfriedens 
berechtigt ſein ſoll, ſind ſelbſtverſtändlich alle Möglichkeiten ver⸗ 
ſucht worden, um entweder zu einem Sonderfrieden oder über 
dieſen zu einem allgemeinen Frieden zu gelangen. Das günſtigſte 
Land hierfür ſchien Rußland. Bei meinen verſchiedenen Reifen 
nach Stockholm ſind mir Einzelheiten über dieſe Bemühungen 
in reichem Maße bekannt geworden. Ende März 1916 hat der 
deutſche Induſtrielle Stinnes den japaniſchen Geſandten in 
Stockholm um eine Unterredung bitten laſſen, die in Anweſenheit 
des deutſchen Geſandten von Lucius ſtattfand. Nach den mir 
gewordenen Mitteilungen erklärte der deutſche Geſandte ſeinem 
japaniſchen Kollegen, daß feiner Meinung nach der Moment zum 
Abſchluß des Friedens zwiſchen Deutſchland und Japan ge— 
kommen und daß auch die ruſſiſche Regierung einem Friedensſchluß 
nicht abgeneigt ſei. Der japaniſche Geſandte erwiderte, daß Japan 
einen überſtürzten Friedensſchluß nicht brauche und auch ein Sonder⸗ 
friede für ſein Land unmöglich ſei; auch Rußland werde infolge 
ſeiner Verpflichtungen gegenüber den Alliierten einen Sonder⸗ 
frieden nicht abſchließen. Der deutſche Geſandte antwortete, wenn 
niemand die Initiative zur Einleitung von Friedens verhandlungen 
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ergreife, ſo beſtehe überhaupt keine Möglichkeit zur Herbeiführung 
des Friedens; es ſei doch angezeigt, daß Japan, Rußland und 
Deutſchland zu dieſem Zweck einen halboffiziellen, vertraulichen 
Meinungsaustauſch eröffneten. Daraufhin erklärte ſich der japa⸗ 
niſche Diplomat bereit, den Inhalt der Anterredung ſeiner Ne⸗ 
gierung nach Tokio mitzuteilen. Stinnes ſchlug vor, daß einfluß⸗ 
reiche Vertreter Rußlands, Japans und Deutſchlands ſich in 
Stockholm treffen ſollten, um einen Meinungsaustauſch über die 
Friedensbedingungen herbeizuführen; dann könne man gegenſeiti 
die Verbündeten verſtändigen und den Boden zu eee 
zwiſchen den Kriegführenden vorbereiten. Der japaniſche Geſandte 
glaubte nicht, daß ſeine Regierung Rußland zur Entſendung ſolcher 
Vertreter auffordern würde, und verſicherte, daß er über die Frie⸗ 
dens bedingungen Japans nicht informiert ſei. Die von Stinnes 
ausgeſprochene Bitte um vertrauliche Behandlung hat nicht ver⸗ 
hindert, daß die ruſſiſche Geſandtſchaft alsbald informiert wurde 
dieſe aber behandelte die Angelegenheit ſo wenig vertraulich, daß 
ich bereits wenige Stunden nach meiner Ankunft in Stockholm 
von derſelben erfuhr, ebenſo auch von einer anderen Anterredung, 
die Mitte April 1916 zwiſchen dem deutſchen und japaniſchen Ge⸗ 
ſandten in Stockholm ſtattgefunden hatte, in der Japan Kiautſchon 
angeboten wurde; für die Eiſenbahnen und das deutſche Private 
eigentum in China ſollte Japan eine Entſchädigung leiſten. Auch 
dieſer weitere offizielle diplomatiſche Schritt führte zu keinem Ne⸗ 
ſultat, ſchon weil, wie geſagt, alle ſolche Fühler ſofort bekannt 
wurden. 4 

Sehr unglücklich verlief auch eine Unterredung, die der ſpätere 
ruſſiſche Miniſter Protopopow mit Dr. Warburg aus Hamburg, 
der der deutſchen Geſandtſchaft zugeteilt war, in Stockholm hatte 
und die dort damals das Tagesgeſpräch bildete. Der Ruſſe, der 
die Unterredung vermittelte und dieſer beiwohnte, hat mir feine 
Anſicht dahin mitgeteilt, daß ein eigentliches politiſches Geſpräch 
kaum begonnen hätte und daß es Herr Warburg geweſen ſei, der 
die Koſten der Anterhaltung getragen hätte, indem er auf die gün⸗ 
ſtige Lage Deutſchlands in bezug auf Lebensmittel und auf die 
Zweckloſigkeit der Weiterführung des Krieges für Rußland hin⸗ 
gewieſen habe; auch habe er weitgehende Grenzberichtigungen in 
Kurland für Deutſchland gefordert, ebenſo ein ſelbſtändiges Polen, 
beſtehend aus öſterreichiſchen und ruſſiſchen Gebietsteilen. Die 
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Bekanntgabe dieſer Unterredungen in Rußland hat dort gewaltiges 

Aufſehen erregt und Deutſchland ſehr geſchadet. 

Im September 1916 mehrten ſich in geradezu auffallender Weiſe 

die Nachrichten über die Möglichkeiten eines Friedens mit Ruß⸗ 

land. Eine Weltperſönlichkeit ließ mir als ihren Eindruck am 

20. September 1916 mitteilen, 
„wenn er die Weltlage, wie fie ſich heute ſeinem beſorgten Auge dar⸗ 
ſtelle, überblicke, ſo müſſe er ſich zu dem Schluß für berechtigt halten, 
daß Rußland das einzige Land des Vierverbandes fei, mit dem in 
Friedensverhandlungen eingetreten werden könne, und daß Rußland 
weiter, wenn es nach außen ſein militäriſches Preſtige gewährleiſtende 
Erfolge erziele, das Land ſei, das den Frieden am erſten wollen werde. 
Der Schlüſſel liege in der Perſon Stürmers, in dem ſich eine andere 
Weltanſchauung verkörpere als in Sſaſanow, der dadurch, daß er 
ſelbſt die Leitung der Außenpolitik in die Hand genommen habe, 


zum Ausdruck bringe, daß er die geſamten Geſchicke Rußlands im 
Geiſte ſeiner Weltanſchauung lenken wolle.“ 


Ä An demſelben Tage wurde mir aus Petersburg direkt bekannt, 
daß maßgebende ruſſiſche Beamte ſich dahin ausgeſprochen hätten, 
„daß man des Krieges überdrüſſig ſei und ſehr gern einen Frieden 
mit Deutfchland ſchließen würde“. Dieſe Tatſache blieb den Gegnern 
Stürmers ſelbſtverſtändlich nicht unbekannt. Der Umftand, daß 
Stürmer den Oktobriſten Protopopow zum Innenminiſter gemacht 
hatte, und die Veröffentlichung der Beſprechung mit Dr. Warburg, 
E erzeugte Mitte November 1916 die auffallend ſcharfen Reden 
von Miljukow und Schulgin in der Duma, die mit dem Sturz des 
„Friedens⸗Miniſterpräſidenten“ Stürmer endigten. Der ruſſiſche 
Geſandte in Stockholm, Nekludow, äußerte ſich im vertrauten Kreis 

dahin, „daß die Kadetten noch nicht gewagt hätten, Stürmer wegen 
feiner Pläne anzugreifen, trotz der Reorganiſation der ruſſiſch⸗ 
engliſchen Geſellſchaft in Petersburg und der tätigen Mithilfe des 

engliſchen Botſchafters Buchanan; erſt die deutſche Proklamation 
in Polen hätte den Kadetten die Kraft zu einem Sturmlauf 
gegen Stürmers Politik gegeben“. Miljukow ſagte in ſeiner Rede 
ganz offen von Stürmer, daß die Augen des Feindes voll Hoffnung 
auf ihn gerichtet ſeien, da er bereit ſei, in der Frage der Verſtändi⸗ 
gung mit den Feinden nicht viel mit dem Ehrenſtandpunkt des 
ruſſiſchen Staates zu rechnen und ſo Rußlands Preſtige und An⸗ 
ſehen unter den Völkern wieder zu vernichten. Die Folgewirkung 
der deutſchen Proklamation der Selbſtändigkeit Polens war, 
daß Stürmer nicht nur die geſamte Duma wie einen Mann gegen 
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ſich hatte, ſondern auch die Majorität des Kabinetts. Miljukow 


hatte, wie der ruſſiſche Geſandte Nekludow erzählte, während ſeiner 
Rede in der Reichsduma „mit der Verleſung der für Stürmer 


ſchmeichelhaften Zitate aus deutſchen Zeitungen die größte Wirkung 
erzielt. Dieſe Verleſung ſei für Stürmers Sturz eigentlich ent⸗ 
ſcheidend geweſen.“ Nekludow gab ſeiner Verwunderung darüber 
Ausdruck, daß die Deutſchen nicht einſehen, wie fie durch ihre un⸗ 
geſchickte Taktik, die ihnen Wohlgeſinnten in Feindesland in ihrer 
Preſſe hervorzuheben und deren Friedensneigung kundzutun, nicht 
nur dieſe Perſönlichkeiten kompromittierten, ſondern auch der 
Friedensſache ſelbſt ſchadeten. Die Indiskretionen mancher deutſcher 
Vermittler verleideten jede Mittag an einer Friedensarbeit 


überhaupt. 


Anfang Januar 1917 wurde mir von zuverlſſiger Seite die 
Situation in Rußland als e geſchildert und wörtlich mit⸗ | 


Bi 
1 
* | 


„Anter den Offizieren wird der Zar nur der „Holſteiner“ genannt. 


geteilt: 


Die größte Dummheit, die er begangen hat, iſt, daß er den Oberbefehl 
über die Armee übernommen hat; infolgedeſſen werden alle in der 
Armee begangenen Fehler ihm zur Laſt gelegt. Man kann jeden Tag 
erwarten, daß der Kaiſer, die Kaiſerin und der Thronfolger er⸗ 


mordet werden. Die Großfürſten ſind faſt alle weit von Petersburg 


fortgeſchickt worden, weil der Kaiſer ſie fürchtet. Der Zar regiert 


ſelbſtherrlich, aber es kommt vor, daß die Miniſter warten müſſen, 


nr 
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bis er nüchtern iſt. Jeder Menſch jagt ſich in Rußland, die Revo- 
lution ſteht vor der Tür; ſobald der Friede gefchloffen iſt, bricht fie los. 10 
Die alten ruſſiſchen Offiziere, auf welche der Zar ſich verlaſſen konnte, 
find alle tot. Die jüngeren Offiziere gehören zur Miljukow⸗ Partei 


Wenn es eine Revolution geben ſollte, ſo iſt auf ſie und das von 


ihnen befehligte Militär nicht zu rechnen.“ 


1 


Wenige Wochen darauf wurde Wahrheit, was im Dezember 1 


1916 der Kadettenführer Maklakow in Moskau über die „Politik 9 N 


5 


am Hof“ mitgeteilt hatte. Der Kampf um die innere Reform in 
Rußland drängte die Friedensſehnſucht in den Hintergrund. Als 
die Entente von der Friedensgeneigtheit am Hofe derte 
Spuren entdeckte, hat der engliſche Botſchafter das Signal zum 
Ausbruch der Revolution gegeben; dieſen erlebte ich an der ur 
ſiſchen Front in Breſt⸗Litowſk, wo ich mit n mittig 
Stellen Beſprechungen hatte. 

Alsbald nach meiner Rückkehr begab ich us zu gutinformierten 
ruſſiſchen Perſönlichkeiten in Stockholm. Von dort aus erinnerte 
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ich in einem Schreiben vom 27. März 1917 den Reichskanzler an 
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eine Unterredung, in der er mir gejagt hatte, der Weltkrieg könne 
nur durch ein großes Weltereignis beendigt werden: nach meiner 
Anſicht ſei ein ſolches nunmehr in der ruſſiſchen Revolution ein⸗ 
getreten; wer jetzt Rußland helfe, ſich im Innern zu konſolidieren, 
habe den großen Trumpf für die Zukunft in der Hand. Das neue 
Rußland dürfe in Deutſchland nicht feinen Feind erblicken; es müſſe 
vielmehr unſer Freund und Verbündeter werden. Die Lage ſei 
ahnlich wie 1866, wo Bismarck durch feine von dem König und 
den Militärs zuerſt nicht verſtandene Mäßigung die Schaffung des 
Deutſchen Reichs und ſpäter das Bündnis mit dem geſchlagenen 
Oſterreich⸗Angarn ermöglichte. Das ruſſiſche Kriegsziel fei erreicht 
durch die Beſeitigung der Autokratie. So ſei einer jener Momente 
in der Menſchheitsgeſchichte gekommen, von denen Bismarck 
ſchreibe, „daß er ſich in dem größten Augenblick ſeines Lebens 
damit begnügt habe, beim Schreiten der Vorſehung durch die 
Weltgeſchichte den Saum des Kleides der Vorſehung zu berühren“. 
Ich legte auf Grund meiner Beſprechungen den Entwurf zu einer 
Rede im Reichstag bei, in der betont werden ſollte, daß Deutſchland 
ſich in die innerpolitiſchen Verhältniſſe Rußlands nicht einmifche, 
daß Deutſchlands Söhne an der Entwicklung der ruſſiſchen Kultur 
erheblichen Anteil genommen hätten; Deutſchland liege es voll⸗ 
kommen fern, Rußland einen entehrenden Frieden zumuten zu 
wollen; Rußland könne in ſeinem Innern ſich alle Freiheiten geben, 
die ſein Volk wünſche, nach außen bleibe ihm volle Entwicklungs⸗ 
freiheit. Die Reichs kanzlerrede vom 29. März trug dieſem Wunſche 
Nechnung und erweckte in Rußland das erwartete Echo. 

Die Anfang April veröffentlichte Kundgebung der neuen 
ruſſiſchen Regierung war, wie ich dem Chef des Marine⸗ 
kabinetts mitteilte, ein „verhülltes Friedensangebot, das die raſche 
Verſtändigung mit Nußland ermöglicht“. (Die ruſſiſche Regierung 
erklärte darin, daß ſie das eigentliche nationale Rußland vom 
Feind befreit haben wolle, daß ſie Polen volle Freiheit gebe und 
daß ſie auf jede Annexion verzichte.) Jetzt müſſe raſch eine ent⸗ 
ſprechende Gegenantwort von Deutſchland erfolgen. Man könne 
an einen Brief des Kaiſers an den Reichskanzler denken. Dabei 
dürfe von einem Sonderfrieden nicht geſprochen werden. Das 
ſtoße die Ruffen vor den Kopf und vernichte alle Friedenskeime. 
Man dürfe Rußland keine Treuloſigkeit zumuten; es genüge, wenn 
Nußland feinen Verbündeten erkläre, daß es den Krieg nicht weiter⸗ 
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9 
führen könne, dann müßten die Verbündeten eine klare Stellung 
nehmen. Der Kaiſer müſſe den Kanzler öffentlich ermächtigen, 
jederzeit mit der ruſſiſchen Regierung Friedensverhandlungen ein⸗ 
zuleiten. An demſelben Tage hatte ich mit dem Reichskanzler und 
den maßgebenden politiſchen Stellen Beſprechungen, um die ge⸗ 
botene deutſche Antwort herbeizuführen. Im Großen Hauptquartier 
äußerte man Bedenken gegen eine große Aktion der Regierung; 
die Oberſte Heeresleitung halte den Moment noch nicht für ge⸗ 
kommen, um von deutſcher Seite aktiv einzugreifen, während aus 
Wien die Nachricht kam, daß man dort unter allen Amſtänden 
eine Antwort auf die Erklärung der ruſſiſchen Regierung abgeben 
wolle. Ich ſchlug vor, daß dann mindeſtens im deutſchen Re 
gierungsblatt eine Erklärung zu erfolgen habe; dies geſchah auch 
Meine ruſſiſchen Bekannten wünſchten mich wenige Tage darauf 
dringend in Stockholm zu ſprechen. Vor der Abreiſe ſagt 
mir der Reichskanzler, der nächſte Schritt müſſe darin beſtehen, 
daß Nußland bevollmächtigte Delegierte entſende, um die amt⸗ 
lichen Verhandlungen aufzunehmen; den Erwerb der Narewlinie 
bezeichnete der Reichskanzler mir gegenüber als deutſche Mindeft 
forderung. Bei den Anterredungen in Stockholm ſtellte ſich heraus, 
daß in der Petersburger Regierung die Stimmung über den 
Friedensſchluß noch unentſchieden war, namentlich infolge des ſtete 
Schwankens von Miljukow; durch die Rückreiſe und Beſprechungen 
der ruſſiſchen Herren ſollte eine weitere Klärung erreicht werden, 
Dabei wurde der Entwurf für den Abſchluß eines Waffenſtillſtandes 
zwiſchen Deutſchland und Rußland aufgeſtellt; derſelbe fand nad 
meiner Rückkehr die Billigung des Reichskanzlers und des Auge 
wärtigen Amts. Eine Abſchrift, die ich an den mir bekannten 
Chef des Marinekabinetts ſandte, gelangte zur Kenntnis der 
Oberſten Heeresleitung, welche den Entwurf irrtümlich bereits als 
eine „Abmachung“ anſah und erklärte, daß der Abſchluß des 
Waffenſtillſtandes eine rein militäriſche Angelegenheit ſei und in 
ihre Zuſtändigkeit falle. Deutſche Marineſtellen ſahen es als ih re 
Aufgabe an, meine mit Wiſſen des Reichskanzlers und des Aus⸗ 
wärtigen Amts erfolgten Schritte in Stockholm zu überwachen 
und die Arbeit zu erſchweren. Trotz der wenig klaren deutſchen 
Erklärung vom 25. April 1917 nahmen doch die Dinge i in Rußland 
einen günſtigen Verlauf. Am 2. Mai teilte mir Staatsſekretär 
Zimmermann mit, daß General Ludendorff ihm eröffnet habe, 
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ruſſiſche Delegierte ſuchten an der Front Fühlungnahme mit deut⸗ 
ſchen Bevollmächtigten, um unſere Friedens bedingungen zu erfahren; 
Ludendorff habe als Bedingung für den Waffenſtillſtand verlangt: 
freie Durchfahrt durch die Dardanellen, Verzicht Rußlands auf 
Konſtantinopel, ein freies Polen, Wiederherſtellung der alten 
Grenzen des Jahres 1914 unter Vorbehalt von Grenzberichtigungen; 
Ludendorff habe wohl zuerſt vom Erwerb von Kurland und Litauen 
geſprochen, ſei aber dann bereit geweſen, die Forderung für jetzt 
zurückzuſtellen und auf jede Kriegskoſtenentſchädigung zu verzichten. 
Dieſe Wünſche deckten ſich im allgemeinen mit dem Inhalt der 
Beſprechungen, die ich in Stockholm gepflogen hatte. Ein natio⸗ 
naliſtiſches Dumamitglied klagte damals in ſeinem Kiewer Blatt, 
daß die Agitation für einen Separatfrieden überhandnehme und 
auf die Straße getragen werde; man ſtelle England als den eigent⸗ 
lichen Feind dar. Leider wurde die deutſche Stellungnahme weiter 
getrübt durch das Dazwiſchenreden alldeutſcher Elemente, welche 
ohne Auftrag weitergehende Friedensbedingungen von ruſſiſchen 
Politikern forderten. Die Reife der Delegation nach der Oſt⸗ 
front verlief ohne Refultat. Es zeigte ſich kein ruſſiſcher Dele⸗ 
gierter. 

Den damals verſchärft einſetzenden Treibereien auf Erſatz von 
Bethmann Hollweg durch einen mir befreundeten General trat 
ich wegen der innen⸗ und außenpolitiſchen Wirkungen überall mit 
Nachdruck entgegen. Mit größter Entſchiedenheit legte ich jedoch 
dem Reichskanzler nahe, bei der bevorſtehenden Reichstags⸗ 
ſitzung ja keine Abſage an das Friedensprogramm des ruſſiſchen 
Arbeiter- und Soldatenrats: „keine Annexionen, keine Kontri⸗ 
butionen“ zu erteilen; denn aus Petersburg kam über Stockholm 
eine Depefche, welche günſtige Ausſichten eröffnete, aber davor 
warnte, daß in der Rede nur die Ablehnung der Annexionen nach 
Oſten ausgeſprochen, aber für den Weſten freie Hand vorbehalten 
werde. Leider ging der Reichskanzler auf dieſen Wunſch nicht 
ein; er ſprach ſich (15. Mai 1917) über die Kriegsziele überhaupt 
nicht aus, redete von einem „dauernden Verhältnis friedlichen 
Nebeneinanderlebens“ zwiſchen Deutſchland und Rußland und er⸗ 
klärte, daß Deutſchland keine Forderungen erheben würde, die ſich 
mit der Freiheit und dem Willen der beiden Völker ſelbſt nicht 
vertragen und in das ruſſiſche Volk nur den Keim zu neuer Feind⸗ 
ſchaft legen würden. Durch dieſe Rede wurden die Ausſichten auf 
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Herbeiführung eines Friedens mit Rußland ungemein ſtark herab. 
gedrückt. In den ſozialdemokratiſchen ruſſiſchen Blättern hieß es: 


„Jeder, der Ohren und Augen hat, kann jetzt hören und ſehen, 
daß der Reichskanzler von der Formel „Friede ohne Annexionen 
und Kontributionen“ nichts wiſſen will... Die Rede Bethmann 
Hollwegs hat viele Illuſionen endgültig zerſtört. Deutſchland wird 
freiwillig auf die Ziele des Raubes und der Plünderung, die es mit 
dieſem Kriege verfolgt, nicht verzichten. Die Rede Bethmann 
Hollwegs iſt nicht mehr als eine zum tauſendſten Male wiederholte 
Variante der unter Kindern beliebten Zungenübung: „Ich werd a 
gehen, wenn du gehſt, ich ſpreche, wenn du ſprichſt uſw.“ 


Die ruſſiſchen bürgerlichen Blätter ſahen in der Nede eine Ab. 
ſage an das ſozialdemokratiſche Programm: 


„Die dreijährige Politik des Liebedienerns, die Scheidemann mit 
allem Nachdruck verteidigte, hat mit einem Zusammenbruch geendigt. 
Für uns aber, die wir Deutſchlands Feinde find, können nur zwei 
Friedenswege exiſtieren: Entweder Friede ohne Annexionen und 
Kontributionen, oder Friede mit Annexionen und Kontributionen. 
Wenn der Reichskanzler ſich weigerte, einen von dieſen Wegen zu 
beſchreiten, bewies er, daß das offizielle Deutſchland mit den Alliierten 
noch immer wie die Katze mit der Maus ſpielen will, daß das preußiſche 
Junkertum von ſeinem Traume von Eroberung und Weltherrſchaft 70 
noch immer nicht laſſen will.“ N 

„Noch niemals waren die Worte des Reichskanzlers von einem 
ſolchen Hochmut an die Adreſſe unſerer Freunde und von einer ſo 
bedenklichen Freundlichkeit an die Adreſſe Rußlands erfüllt wie 
diesmal. Er fühlt ſich ſchon heute als der Herr der Welt. Er droht 
den Weſtvölkern mit einer ſchweren Strafe dafür, daß ſie noch nicht 
die Hoffnung aufgeben, die deutſchen Aſpirationen auf die Welt⸗ 
hegemonie zu ſtören. Ans aber hält er bereits für beſiegt und ver⸗ 
ſpricht, daß er auch dann nicht ſehr brutal mit uns verfahren wird, 
wenn wir uns nicht ſobald mit der Schande des N 
bedecken.“ 


Die Friedensaktion kam ins Stocken, obwohl durch den Rücktritt 30 
Miljukows infolge der ruſſiſchen Kundgebung vom 10. April de 
Weg erheblich erleichtert wurde. Am 11. Juni 1917 legte ich General 
Ludendorff, allerdings, ohne Erfolg in einem längeren Schreiben 
dar, daß der Moment gekommen ſei, von Deutſchland aus direkt 
oder indirekt an Rußland wegen Abſchluß eines Waffenſtillſtandes 
heranzutreten, der bis zum 31. Oktober 1917 dauern ſolle, um 
Rußland die Möglichkeit zu geben, die Wahlen zu einer kon⸗ 
ſtituierenden Nationalverſammlung durchzuführen; aus dem Waffen 
ſtillſtand werde ſich dann von ſelbſt der Friede entwickeln; Deutſchland 
laufe kein großes Riſiko; trotz der von Kerenſki hervorgerufenen 
neuen Kriegswoge machte ſich von Woche zu Woche im zuſſſchen 
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Volk ein immer deutlicheres Abrücken von der Entente geltend. 
Kundgebungen von früheren ruſſiſchen Staatsmännern, wie Baron 
Noſen und Baron Nolde, auf Herbeiführung eines baldigen Friedens 
brachten die Friedensförderung wieder mehr in Gang, bis dieſe 
durch die neue Revolution und den Kongreß der Arbeiter⸗ und 
Soldatenräte in das aktivſte Stadium eintrat. Die amtliche Mel⸗ 
dung hierüber traf am 10. November 1917 in Berlin ein. Die 
Oberſte Heeresleitung hat jedoch dieſelbe zwei Tage, bis zum 
12. November nachmittags, zurückgehalten, ohne jemand hiervon 
Kenntnis zu geben. 

Die neue ruſſiſche Regierung Lenin beabſichtigte zunächſt, 
mit den Vertretern der Mehrheitsparteien des Reichstags Ver⸗ 
handlungen aufzunehmen, kam aber dann davon ab und ſchlug 
direkte Verhandlungen von Regierung zu Regierung vor, die 
Ende des Monats November durch Parlamentäre bereits auf: 
genommen wurden und trotz des Proteſtes der Ententemächte zum 
Abſchluß des Waffenſtillſtandes führten. Dabei gingen die ruf- 
ſiſchen neuen Machthaber davon aus, daß ein allgemeiner Friede 
möglichſt bald kommen ſolle. Um dieſen zu erreichen, wurde Trotzki 
von dem Nat der Volkskommiſſare beauftragt, ſich auch an den 
Papſt zu wenden mit der Bitte, „ſeinen Einfluß auf die katholiſchen 
Länder im Sinne eines unverzüglichen Friedensſchluſſes geltend 
zu machen“. An den raſch zuſtande gekommenen Waffenſtillſtand 
ſchloſſen ſich die mühſamen Friedens verhandlungen, bei 
welchen in Deutſchland der Gegenſatz zwiſchen Oberſter Heeres⸗ 
leitung und der Mehrheit des Reichstags immer ſtärker hervortrat. 
Reichskanzler Graf Hertling nahm eine unentſchiedene Stellung 
ein, ſo daß der auf dem Boden der Neichstagsmehrheit ſtehende 
Staatsſekretär des Auswärtigen, von Kühlmann, eine äußerſt 
ſchwere Aufgabe hatte. Am 20. Dezember 1917 fand eine Be⸗ 
ſprechung ſämtlicher Parteiführer beim Reichskanzler ſtatt, der 
verſicherte, daß es ſein aufrichtiges Beſtreben ſei, mit Rußland 
in freundnachbarlichen Verkehr zu treten und die guten Beziehungen 
wieder aufzunehmen; der Kaiſer habe ihm das Mandat zum Ab⸗ 
ſchluß der Friedensverhandlungen erteilt, er habe als einzigen Unter- 
händler Staatsſekretär von Kühlmann beauftragt. Kühlmann 
entrollte das Programm dahin, die Oberſte Heeresleitung habe 
nur einen Delegierten nach Breſt⸗Litowſk, dem Ort der Verhand⸗ 
lungen, zu entſenden. Es verhandle jede der verbündeten Mächte 
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einzeln mit Rußland, um ein ähnliches Vorgehen auch im Weſen 
herbeizuführen. Die deutſchen Friedensbedingungen ſeien: 10 
„1. Freies Selbſtbeſtimmungsrecht für Polen, Litauen und Kur⸗ 
land. Der ruſſiſchen Regierung ſei bereits bekannt, daß die Volks 
vertretungen in dieſen Ländern ſich von Rußland getrennt hätten 
Die Loslöſung von Finnland, der Ukraine, Kaukaſus und Sibirien 
werde Deutſchland nur anerkennen, wenn es auch die ruſſiſche Regie ⸗ 
rung tue. 2. Aufnahme geordneter Handelsbeziehungen in der Form, 
daß der alte Handelsvertrag zunächſt auf drei Jahre weiterlaufe. 
3. Wegfall der ganzen Kriegsgeſetzgebung. 4. Gegenſeitiger Aus 
tauſch der Kriegsgefangenen. 5. Gegenſeitiger Verzicht auf Kriegs ⸗ 
koſtenentſchädigung.“ 9 
Gute Beziehungen zur ruſſiſchen Regierung zu ſchaffen, fer 
Leitſtern aller Verhandlungen. Durch den Abſchluß des Präliminar⸗ 
friedens, der uns wirtſchaftlich und militäriſch entlaſte, werde eine 
neue Weltlage eintreten, welche aber nicht dazu benutzt werden 
ſolle, um „uferloſe Pläne im Weſten“ zu verfolgen. Die Vertreter 
der Fraktionen forderten, daß ſie in irgendeiner Form zu den 
Friedensverhandlungen zugezogen würden, was der Kanzler zu⸗ 
ſagte und was ſpäter in der Weiſe geſchah, daß die Parteiführe ji 
über wichtige Schritte in Breſt⸗Litowſt vorher informiert wurden 
Die Annahme des ruſſiſchen allgemeinen Friedensangebots „ohne 
Annexionen und Kontributionen“ vom 25. Dezember durch die 
deutſche Friedensdelegation hatte die Oberſte Heeresleitung in 
Harniſch gebracht. Ehe dieſes Angebot und die Annahme durch 
Deutſchland auf die Welt wirken konnte, kam ſchon die zweite 
deutſche Note vom 27. Dezember, die dem Frieden mit Rußland 
ein ganz anderes Geſicht gab und die Loslöſung weiter ruffiſch er 
Gebietsteile forderte. 1 
So ſah ſich Staatsſekretär von Kühlmann veranlaßt, am 1. Januar 
1918 eine Beſprechung aller Parteien herbeizuführen, in der ei 4 
über den bisherigen Gang der Dinge mitteilte, daß die ruſſiſchen 
Delegierten ſich gegenüber einem Sonderfrieden vollkommen ab 
lehnend verhielten, fie hätten den allgemeinen Frieden verlangt 
Die Bahn für einen Separatfrieden zwiſchen Rußland und den 
Mittelmächten werde erſt bei einer ablehnenden Haltung der Weite 
mächte frei. Wenn die deutſchen Anterhändler mit dem Gedanken 
des Separatfriedens ſofort hervorgetreten wären, wäre es 3 
Friedensverhandlungen überhaupt nicht gekommen. Würde die 
geſamte Entente auf das Friedensangebot vom 25. Dezember 
treten, ſo ſei er feſt überzeugt, daß auch hierbei ein ehrenvoller, die 
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bien Intereſſen des Reichs ſichernder Friede zu erreichen ſei; 
wahrſcheinlich aber würde die Entente der Einladung nicht Folge 
leiſten. Die zehntägige Pauſe werde benutzt, um alle vorbereitenden 
Arbeiten für einen Separatfrieden mit Rußland zu leiſten. Im 
Vordergrund ſtehe die Regelung der territorialen Frage. Die ruſ⸗ 
ſiſche Regierung habe für ihr Gebiet das Selbſtbeſtimmungsrecht der 
Völker proklamiert, und zwar bis zur äußerſten Konſequenz desſelben, 
den Bund mit Zentralrußland zu löſen. Die in den von Deutſchland 
beſetzten Gebieten vorhandenen verfaſſungsmäßigen Körperſchaften 
hätten von dieſem Recht Gebrauch gemacht und die Selbſtändigkeit 
ihrer Länder ausgeſprochen. Dieſe Erklärungen habe er Rußland 
mitgeteilt; die ruſſiſche Delegation ſehe dieſelben präſumtiv als 
Außerungen des Volkswillens an, aber zu einem ſpäteren Zeitpunkt 
müßte eine Bekräftigung auf breiter Grundlage vor ſich gehen, und 
zwar durch Teilnahme der breiteſten Volksſchichten an der Kund⸗ 
gebung und unter Ausſchließung jeden militäriſchen Druckes. In 
den rechtlichen und ökonomiſchen Fragen ſei faſt überall prinzipielle 
Abereinſtimmung erzielt worden. Der Leitſtern bei ſeinen Ver⸗ 
handlungen ſei geweſen, Nußland nicht auf die Knie zu zwingen, 
um ein geſundes Verhältnis herzuſtellen. Er habe die Hoffnung, 
zu einem gedeihlichen Ende zu gelangen. Die Ukraine werde vor⸗ 
aus ſichtlich gleichzeitig und einheitlich mit Rußland zum Frieden 
mit den Mittelmächten kommen. Der Friedensſchluß ſei dort er⸗ 
heblich erleichtert, da territoriale Differenzen nicht in Betracht 
kämen. Anſere Gegner würden gewiß in Petersburg alles tun, um 
den Frieden zu verhindern, aber ein Fait accompli könne keine neue 
Regierung mehr ändern. 

In der Beſprechung billigte ich es, daß die deutſchen Delegierten 
den Gedanken des allgemeinen Friedens in den Vordergrund geſtellt 
hatten, da nur hierdurch ein Refultat zu erzielen ſei; ich würde auch 
den ſofortigen Abſchluß eines allgemeinen Friedens auf der Grund⸗ 
lage der deutſchen Erklärung aufs wärmſte begrüßen. Wenn die 
Entente ſich bereit erkläre, in Friedensverhandlungen einzutreten, 
müſſe Deutſchland ſofort zuſtimmen. Komme es zu einem Separat⸗ 
frieden mit Rußland, fo müſſe der Friede ein ſolcher fein, daß er 
von ganz Rußland angenommen werden könne, nicht nur von 
der bolſchewiſtiſchen Regierung; dem Opiumrauſch des Januar 
dürfe der politiſche Katzenjammer des Februar nicht folgen. Wir 
ö müßten mit Rußland dauernd in guten Beziehungen leben; dazu 
Erzberger, Erlebniſſe 16 
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ſei in erſter Linie notwendig, das Selbſtbeſtimmungsrecht der Völker 
in den beſetzten Gebieten ohne Vorbehalt anzuerkennen und die 
Befugniſſe der daſelbſt gewählten Körperſchaften weſentlich zu er⸗ 
weitern. Die militäriſche Räumung der Gebiete könne drei Monate 
nach Demobiliſierung der ruſſiſchen Streitkräfte erfolgen; dann 
könne die konſtituierende Nationalverſammlung in Polen, Litauen 
und Kurland einberufen werden. Auf dieſen Vermittlungs vorſchlag 
würde zweifellos die ruſſiſche Delegation eingehen. Der unabhängige 
Sozialdemokrat Haaſe war erſtaunt, daß die ruſſiſche Delegation 
in ihrer Erklärung ſo weit gegangen war: er glaube, daß die Bolſche⸗ 
wiſten ſich nicht lange halten könnten und daß bald eine bürgerliche 
Regierung kommen werde. Der alldeutſche Führer Graf Weſtarp 
äußerte erhebliche Bedenken gegen die allgemeine Formel „ohne 
Annexionen, ohne Kontributionen“: im Rahmen einer ſolchen 
Formel könne für uns kein geſunder Friede geſchloſſen werden. 
Auch dem Selbſtbeſtimmungsrecht der Völker ſtand er ablehnend 
gegenüber. Ich drang im Lauf der Verhandlungen erneut auf die 
Erfüllung der Wünſche des Landesrats in den einzelnen Ländern, 
da ſonſt die Gefahr vorhanden ſei, daß von dem Landesrat öffenäg 
ficher Proteft gegen Deutſchland erfolge. 

Tags darauf hatte ich eine eingehende Anterredung mit Genet 
Hoffmann, der ſich hauptſächlich gegen die militäriſche Näumung 
der beſetzten Gebiete ausſprach und für Litauen und Kurland im 
Frieden mindeſtens ſechs Armeekorps für nötig anſah. Das Selbſt⸗ 
beſtimmungsrecht der Völker wollte er nur als ein Mittel der Los⸗ 
löſung dieſer Gebiete von Rußland anſehen; den Grafen Czerni 
bezeichnete er als unſer Anglück in Breſt⸗Litowſk. Doch zeigte 
ſich eine Annäherung des gegenſeitigen Standpunktes dahin, daf 
der Landesrat möglichſt bald anerkannt und ihm die Verwaltung 
übertragen werde. Die von den Ruſſen gewünſchte Verlegung der 
Friedensverhandlungen von Breſt⸗Litowſk nach Stockholm wurd 
bekanntlich abgelehnt und die Verhandlungen mit den Akrainerf 
aufgenommen. In den Verhandlungen ſpielte die Frage des Selbſt 
beſtimmungsrechts der Völker eine größere Rolle. Als dieſe zu 
ſcheitern drohten, habe ich für die interfraktionelle Beſprechung 
und von dieſer genehmigt, folgende Leitſätze aufgeſtellt: | 


„1. Deutſchland und Rußland fegen nach Anhörung von Ver 
tretern von Polen, Litauen und Kurland die Grenzen dieſer Gebiete 
feſt. 2. Die in den beſetzten Gebieten von Polen, Litauen und Kur 
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land während der Okkupationszeit errichteten Volksvertretungen 
(Landesrat, Regentſchaftsrat) ſtellen in kürzeſter Friſt feſt, ob ſie 
in ihrer jetzigen oder zu verändernden Geſtalt der tatſächliche Aus⸗ 
druck des Volkswillens unter Einbeziehung ſämtlicher Parteien ſind. 
3. Die ſo vorhandene einſtweilige Volksvertretung entſcheidet alsbald 
nach dieſer Feſtſtellung über die Vereinigung ihrer Gebiete mit dem 
einen oder dem anderen Reich oder über die Bildung eines felb- 
ſtändigen Staates. 4. Dieſer Volksvertretung wird alsbald nach 
dieſer Entſcheidung, ſoweit es techniſch durchführbar iſt, die geſamte 
Verwaltung ihres Landes übergeben. 5. Die militäriſche Räumung 
dieſer Gebiete vollzieht ſich innerhalb drei Monaten nach der De⸗ 
mobiliſierung der ruſſiſchen Streitkräfte. Nationale Milizen ſorgen 
für Aufrechterhaltung der inneren Ruhe dieſer Gebiete, falls die 
Volksvertretung nicht anders beſtimmt. 6. Die einſtweilige Volks⸗ 
vertretung hat ſchnellſtens alle Vorbereitungen für eine auf demo⸗ 
kratiſcher Grundlage konſtituierte Nationalverſammlung zu treffen.“ 


Die Regierung hatte hauptſächlich Bedenken gegen die militäriſche 
Räumung und machte dann Mitteilungen über die Verhandlungen 
mit den Akrainern. In der Beſprechung erklärte ich, die Lage in 
Deutſchland ſei heute ähnlich der im Januar 1917; damals habe 
man alle Bedenken gegen den uneingeſchränkten U-Bootfrieg 
durch die beſtimmte Zuſage niederzudrücken verſucht, daß England 
n ſechs Monaten am Boden liegen würde; heute ſage man, daß 
die bevorſtehende Offenſive gegen Frankreich in zwei bis drei 
Monaten abſolut zum Frieden führen müſſe. Die Enttäuſchung des 
Jahres 1917 müſſe zur größten Zurückhaltung in dieſem Jahre 
mahnen. Die Rechtsgedanken müßten aufrechterhalten bleiben. 
Bei dem Ausbau der Nandſtaaten müſſe man Rußlands Wünſchen 
entgegenkommen; auch in der Frage der militäriſchen Räumung der 
beſetzten Gebiete laſſe fich leicht eine Verſtändigung herbeiführen, 
zumal Polen, Litauen und Kurland bereit ſeien, eine Militär⸗ 
fonvention mit Deutſchland zu ſchließen; dieſe Militärkonvention 
enthalte zwei Teile: dauernde Beſtimmungen und Abergangs⸗ 
heſtimmungen. In den Abergangsbeſtimmungen könnten diejenigen 
Maßnahmen feſtgelegt werden, welche zur Aufrechterhaltung der 
Ordnung und zum Schutz gegen Aberfälle notwendig ſeien; nur die 
nilitäriſche Verwaltung müſſe ſofort aufhören; das fordere nicht 
ur Rußland, ſondern auch übereinſtimmend die Bevölkerung in 
den in Betracht kommenden Gebieten. Die ruſſiſchen Delegierten 
ſuchten um eine Anterbrechung der Verhandlungen nach. 

Die lange Abweſenheit des verantwortlichen Staatsſekretärs 
don Kühlmann bei den Verhandlungen in Breſt⸗Litowſk ſtellte 
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ſich immer mehr als ein ſchwerer Fehler heraus. Am 23. Sana 
1918 weilte er zu einer kurzen Beſprechung in Berlin, in der er 
gegen Bedenken wegen der ganzen Oſtpolitik ausführte, daß die 
Grundlinien der Oſtpolitik ſchon lange feſtgeſtanden hätten: bereits 
im Frühjahr 1917 ſeien feſte Abmachungen zwiſchen dem Reichs⸗ 
kanzler und den Verbündeten hierüber getroffen worden. Gegen 
über der ſcharfen Preſſekritik ging er auf den Ausgangspunkt der 
Friedensverhandlungen zurück: Rußland wollte den allgemeinen 
Frieden; ſeine Verbündeten nicht. Es mußte alſo von deutſcher Seite 
eine Brücke gefunden werden für den Sonderfrieden mit See 
Dieſem Zweck diente die Erklärung der deutſchen Regierung vom 
25. Dezember, bei deren Annahme die Entente auf ſämtliche Ex⸗ 
oberungen hätte verzichten müſſen. Aus den Verhandlungen 4 
ihm heute noch nicht klar, ob Trotzki ernſtlich den Frieden anſtrebe 
oder ob er es auf eine Nevolution in Deutſchland und Oſterreich⸗ 
Angarn abgeſehen habe. Der Anterſchied in dem Verhalten der 
ruſſiſchen Delegation vor und nach der Pauſe ſei wie Tag und ra 
geweſen. Vor der Pauſe hätte die ruſſiſche Delegation mit dei 
Verbündeten gemeinſam geſpeiſt; viele vertrauliche perſönli 

Ausſprachen hätten ſtattgefunden. Nach der Pauſe hätte = 
private Verkehr aufgehört; der Ton fei froſtig geworden; ein ges 
meinſames Eſſen habe man nicht mehr gehalten. Rußland fi ſei 
ein Chaos. Der Friede mit der Ukraine ſei fo gut wie geſichertz 
der Wirtſchaftsverkehr mit dem neuen Staat könne aufgenommen 
werden; es liege viel Getreide in der Akraine. Phantaſie ſei es, 
wenn man davon ſpreche, daß eine Anderung in ſeinen Inſtruktionen 
eingetreten ſei. General Hoffmann erhalte ſeine eigenen Inſtruktionen ö 
von der Oberſten Heeresleitung, gehe aber nur im engſten Ef 
vernehmen mit der politiſchen Leitung des Reichs vor. Der Kern 
punkt des Streits ſei nach wie vor das Selbſtbeſtimmungsrecht 
der Völker; vor Weihnachten habe die ruſſiſche Delegation in 
Aus ſicht geſtellt, daß die bereits beſtehenden Landesräte präfumfio | 
als Ausdruck des Volkswillens anerkannt würden; nach | 
nachten habe fie fich rückwärts konzentriert. Trotzki wolle unter dem 
Vorwand der Beteiligung an der Volksabſtimmung mehrere | 
hunderttauſend Emigranten in die befegten Gebiete werfen, um 
den Amſturz hervorzurufen. Auf mein Drängen hin erklärte ſich 
Staatsſekretär von Kühlmann bereit, bei den Verhandlungen den 
Ruſſen zuzugeſtehen, daß die jetzt vorhandenen Landesräte in den 
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beſetzten Gebieten auf eine breitere Grundlage geſtellt werden 
müßten. 

Als Trotzki dann verſuchte, einen Zuſtand „ohne Krieg und ohne 
Frieden“ herbeizuführen und ein erneuter deutſcher Vormarſch 
nach Eſtland und Livland einſetzte, wurde die Situation noch 
ſchwieriger, da die annexioniſtiſchen Kreiſe in Deutſchland nunmehr 
die Angliederung dieſer beiden Länder an Deutſchland verlangten 
und die Loslöſung auch ohne ruſſiſche Zuſtimmung als gegeben an- 
ſahen. Im Reichstag und in Beſprechungen mit dem Reichskanzler 
widerſprach ich dieſer Auffaſſung; die Zentrumsfraktion teilte meine 
Meinung: zur Loslöſung von Eſtland und Livland von ruſſiſcher 
Oberhoheit ſei die Zuſtimmung Rußlands erforderlich; von deutſcher 
Seite dürfe nichts geſchehen, was als eine Verletzung oder illoyale 
Auslegung des Breſt⸗Litowſker Friedens angeſehen werden könnte; 
wenn unter Zuſtimmung Rußlands eine Loslöſung vollzogen ſei und 
die beiden Länder durch Vertretungen, welche auf breite Grundlage 
geſtellt ſeien, die Erklärung abgäben, daß ſie ſich mit Deutſchland 
vereinigen wollten, ſeien wir bereit, auf dieſer Grundlage Voraus- 
ſetzungen und Bedingungen für eine ſolche Vereinigung feſtzulegen. 
Durch dieſe Entſcheidung des Zentrums wurde die Majorität 
des Reichstags für obigen Gedankengang geſichert, während die 
Rechnung der Annexioniſten vereitelt wurde; doch jo leicht gaben 
letztere nicht nach, zumal die Nitterſchaft in jenen Ländern, ohne die 
breiten Volksſchichten zu hören, ſich für den Anſchluß an Deutſch⸗ 
land ausſprach. Am 13. Mai 1918 war eine Delegation der eſt⸗ 
und livländiſchen Ritterfchaft beim Berliner ruſſiſchen Botſchafter 
Joffe, der jedoch die Annahme der Loslöſungserklärung von Nuß⸗ 
land und der Vereinigung mit Deutſchland ablehnte und die Dele⸗ 
gation an das Auswärtige Amt verwies, das ohne Anterſtützung 
oder Empfehlung dieſe Proklamation Joffe übermittelte. um 
19. Juni 1918 fand darum eine erneute Ausſprache der Mehrheits- 
parteien beim Reichskanzler ſtatt, die ſich an die von mir angeregten 
Fragen anlehnte. 

Die Verhandlungen über den ſogenannten Ergänzungsver⸗ 
trag von Breſt⸗Litowſk zogen ſich lange hin und drohten 
wiederholt zu ſcheitern; Erſchwerniſſe brachte die bedauerliche Er⸗ 
mordung des deutſchen Geſandten Graf Mirbach in Moskau und 
die plötzliche Abreiſe ſeines Nachfolgers Helfferich aus Moskau. 
Botſchafter Joffe, der mit mir über den Vertrag am 11. Auguſt 
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ſprach, äußerte nicht viel Hoffnung, daß die Sowjets den Der 
genehmigen würden. Seine Mitarbeiter Kraſſin und Woromff 
haben ſich noch viel ſchärfer ausgeſprochen und betont, daß ſie, ſobal ald 
ſie die deutſche Grenze überſchritten hätten, ſich offen auf die Seit 
der Entente ſtellen würden; der Vertrag enthalte die größte De 
mütigung, die man ſich vorſtellen könne; er ſei kein daue der 
Friedensvertrag. Joffe ſagte, er habe dem Vertrag nur zugeſtimmt 
weil er die Beſtimmung enthalte, daß Deutſchland ſich nicht meh 
in die inneren Verhältniſſe Rußlands einmiſche und die Loslöſun 
ruſſiſcher Gebietsteile nicht mehr unterſtütze; die deutſchen Generg 
zögen wie Eroberer in Rußland umher und errichteten neue Reich 
nach Belieben, ganz wie zu Zeiten Alexanders des Großen. Dur 
den Ergänzungsvertrag ſollte Rußland Eſtland, Livland un 
Georgien endgültig verlieren. Worowſki, der die Verhandlunge 
mit Finnland führte, erklärte ſarkaſtiſch, das von Deutſchland auc 
noch gewünſchte Großfinnland ſei wohl notwendig, wenn man eine 
König mieten wolle, der dann aus finniſchem Granit eine Siegesalle 
bauen könne, die länger halten werde als der finniſche Königsthron 
zuerſt habe man mit militäriſcher deutſcher Hilfe aus dem finnifche 
Parlament die Sozialiſten hinausgeworfen und dann unter de 
verbleibenden knappen bürgerlichen Mehrheit wiederum eine äußerf 
knappe Mehrheit für den Königsthron gefunden. Auch über di 
vorgeſehene lange Beſetzung des Dongebietes mit ſeinen Kohlen 
und Erzſchätzen äußerte ſich die ruſſiſche Delegation äußerſt ſcharf 
Doch Joffe ſagte am Schluß, er ſei bereit, alles zu unterſchreiben 
wenn nur Deutſchland ſich nicht mehr weiter an der Zerſtückelun 
Rußlands beteilige und die ruſſiſchen monarchiſtiſchen General 
Krasnow und Alexiew nicht mehr unterſtütze. Die vereinbart 
Sechs⸗Milliarden⸗Mark⸗Zahlung werde Nußland aufbringen, wen 
Deutſchland nicht mehr weiter vorrücke. Die ruſſiſchen Anterhändle 
erklärten, daß ihre Regierung gefeſtigt ſei, während man in Berlin 
damals mit dem baldigen Sturz der bolſchewiſtiſchen Negierum 
rechnete und in Eile noch den Vertrag unter Dach und Fach bringe 
wollte. Vor ſeiner Abreiſe fragte mich Joffe, ob ich auch glaub 
daß in dieſem Herbſt in Deutſchland die Revolution ausbrechen 
würde. Selbſtverſtändlich informierte ich über die ganze Unter 
redung ſofort das Auswärtige Amt; ich glaube, daß Joffe in 
Moskau mehr über die von ihm geförderte deutſche Revolution 
Bericht erſtattete als über den Vertrag; er kehrte nach weniger a 
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Tagen mit der Ermächtigung zurück, den Vertrag unterzeichnen 
zu dürfen, wenn er überzeugt ſei, daß Deutſchland denſelben loyal 
erfülle. 

Da traten im letzten Moment noch zwei Hinderniſſe ein: die in⸗ 
zwiſchen erfolgte Anweſenheit des Herzogs von Leuchtenberg in 
Berlin als inoffizieller Vertreter des Generals Krasnow, den die 
Bolſchewiſten „haſſen wie die Peſt“. Die Bolſchewiſten ſchloſſen 
daraus auf Verhandlungen mit Krasnow. Sodann kam die Ein⸗ 
nahme von Baku durch die Engländer, ein politiſch genialer Griff 
derſelben, da Deutſchland ſich in den Verträgen verpflichtet hatte, 
daß die Türken nicht nach Baku gingen. Am 27. Auguſt 1918 unter⸗ 
zeichnete Joffe den Vertrag trotz der erheblichſten Bedenken. Staats- 
ſekretär von Hintze hatte ich am 21. Auguſt mitgeteilt, daß ich den 
Vertrag als einen äußerſt ſchweren politiſchen Fehler anſehe, der auch 
„die deutſche Regierung gegen die übrige Welt friedensunmöglich 
mache“; der Vertrag ſelbſt müſſe vor der Ratifikation der Ge⸗ 
nehmigung des Reichstags unterbreitet werden. Es beſtand nämlich 
die Abſicht, den Vertrag ſofort zu ratifizieren und beim Zuſammen⸗ 
tritt des Reichstags im Herbſt um Indemnität nachzuſuchen. Selbſt 
in den Reihen des Auswärtigen Amts erhoben ſich die ſchwerſten 
Bedenken. Staatsſekretär Solf, der damals auf Wunſch des 
Reichskanzlers eine vielbeachtete Friedensrede hielt, fagte, daß, 
wenn der Vertrag unterzeichnet würde, er nach ſeiner Rede „vor 
ganz Europa als Heuchler und Lügner“ daſtehe; aber er habe vor 
ſeiner Rede den Vertrag überhaupt nicht gekannt. Die Sozial⸗ 
demokraten lehnten den Vertrag gleichfalls ab. Wenn alle dieſe 
Bedenken ſchließlich beſeitigt und der Vertrag deutſcherſeits unter⸗ 
zeichnet wurde, ſo geſchah es in erſter Linie, weil der Kaiſer Wert 
darauf legte, Herrſcher in den baltiſchen Provinzen zu werden. 
An dem Vertrag ſollte aber niemand eine Freude haben. Die 
Bedingung, daß Deutſchland ſich verpflichte, den Nuſſen zu helfen, 
daß die Türken nicht nach Baku kämen, rief den lebhafteſten Proteſt 
der Türkei hervor. Talaat⸗Paſcha, „wütend wie ein Stier“ 
darüber, daß „Deutſchland mit dem Feind von geſtern und dem 
Feind von morgen einen Vertrag abſchließe gegen den Verbündeten 
der letzten vier Jahre“ reiſte nach Berlin, nachdem er in ſeinem 
erſten Anmut erklärt hatte, daß er, wenn der Vertrag aufrecht⸗ 
erhalten bleibe, die Konſequenzen für die Türkei ziehe und das 
Bündnis für gelöſt anſehe. Wien kannte den Inhalt des Vertrages 
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überhaupt nicht, ebenſo nicht Bulgarien; beide Regierungen waren 1 
wenig erfreut, als ſie erfuhren, daß Deutſchland ſechs Milliarden 
Mark von Nußland erhalte. Trotz aller Einwirkungsverſuche 
vom Auswärtigen Amt hielt ich an meiner Anſicht feſt, daß der 
Vertrag ein unverantwortlicher politiſcher Fehler ſei: Voraus⸗ 
ſetzung für einen baldigen Friedensſchluß ſei eine konſequente und 
ehrliche Politik. Ich forderte wiederholt, daß die Ratifikation 
nicht vor der Genehmigung durch den Reichstag ſtattfinde, da 1 
ein ſolches Verfahren verfaſſungswidrig ſei. Leider vertraten a 
nicht alle Abgeordneten dieſe Auffaſſung. Als ich am 3. September 
den ruſſiſchen Botſchafter Joffe wieder ſprach, war ich überraſcht, 
mit welcher Leichtigkeit er den Vertrag aufnahm; die Abtretung 
von Eſtland und Livland bezeichnete er als ziemlich gleichgültig 
für die Bolſchewiſten; die Hauptſache ſei, daß Deutſchland jest 
den Bolfchemwiften helfe; die Bolſchewiſten hätten Zeit nötig. > 
wies Joffe auf die letzte Rede Lenins hin, der den Kampf gegen 
alle Tſchechoſlowaken in den Vordergrund ſtellte, um die ruſſiſche 
Regierung fo lange zu halten, „bis eine Weltrevolution ausbricht. 1 
Ich könne mir die Annahme der Verträge durch Rußland auch 
nur mit der Hoffnung auf eine Weltrevolution erklären. Jof | 
meinte gelaſſen: „Wir konnten nichts Beſſeres erreichen. Zeit un 
Ruhe iſt für uns der Gewinn.“ Ich fragte ihn dann, ob die ue. 
machungen nach feiner Anſicht auch Deutſchland Vorteil brachten: 
Joffe lächelte nur; die Art ſeines Lächelns ſagte mir, daß er dieſer 
Auffaſſung nicht ſei. Aus der ganzen Anterredung hatte ich den 
Eindruck, „daß Deutſchland Arm in Arm mit dem Bolſchewismus 
das Jahrhundert in die Schranken zu fordern verurteilt iſt, nich 1 N) 
weil man einen Frieden mit ihm gefchloffen hat, ſondern weil man 
jetzt mit ihm neue Verträge abſchließt, welche nur die Macht der 
Bolſchewiſten ſtärken“. Bolſchewismus und Deutſchland ſeien bein 
fo ſagte mir ein rechtsſtehender Ruſſe, in den Augen der meifk 
Nuſſen identiſche Begriffe. In dieſer Anſchauung begegnete i 
mich mit den Anſchauungen des Generals Hoffmann, der 
die Verhältniſſe im Oſten als völlig unhaltbar ſchilderte; er ſah 
mit großer Beſorgnis in die Zukunft: das Laufenlaſſen und Ge. 
ſchehenlaſſen könne er nicht mehr verantworten, weil daraus groß 
Gefahren für das Deutſche Reich entſtünden; der Geiſt des Veſſee 
wismus wirke anſteckend auf die Mannſchaften; die Diſziplin ji 
gelockert; Beſtechung und Korruption ergriffen auch die ee 
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Truppen; dazu komme die Gefahr, daß die Entente mit den Gegnern 

der Bolſchewiſten bald eine geſchloſſene Linie bilden; Deutſchland 
müſſe vorbeugen. Er ſah die Löſung in einem Vormarſch der 
deutſchen Truppen auf Peters burg, wo uns die ordnungliebenden 
Elemente erwarteten, worauf dann die Ausrufung der Monarchie 
erfolgen würde. Deutſchland könne unter keinen Amſtänden länger 
mit den Bolſchewiſten arbeiten, ſonſt gelange man in eine Situation, 
in welcher „kaiſerlich deutſche Generale Hand in Hand mit der 
ruſſiſchen Revolution gegen die Monarchie“ marſchieren müßten; 
das ſei vom deutſchen Standpunkt aus unerträglich. Ich ſtimmte 
ihm darin bei, daß ſich Deutſchland entgegen meiner Auffaſſung 
und meinen Proteſten viel zu weit mit den Bolſchewiſten eingelaſſen 
hätte; darum ſei ich auch ein Gegner des neuen Zuſatzvertrages; 
der größte Fehler ſei, daß Deutſchland in dieſem den Bolſchewiſten 
die Konzeſſion gemacht hätte, die Aufhebung des Privateigentums 
anzuerkennen; ein ſolcher Fehler räche ſich hiſtoriſch ungemein 
ſchwer; alle Großmächte hätten gegen die Aufhebung des Privat: 
eigentums proteſtiert; Deutſchland anerkenne ſie aber um den 
Judaslohn einer Abfindung. Die Genehmigung der Zuſatzverträge 
wurde im Reichstag nicht mehr eingeholt; der Abſchluß des Waffen⸗ 
ſtillſtandsvertrages mit der Entente hat ſämtliche Verträge als 
ungültig erklärt. So endete die Epiſode des Sonderfriedens mit 
Rußland. 

Friedensfühler anderer Länder gegenüber Deutſchland 
wurden in unverbindlicher Weiſe wiederholt ausgeſtreckt. Man 
ſprach von Annäherungsverſuchen, die von London über den Haag 
geleitet wurden. Der verſtorbene Herzog von Norfolk, Führer 
der engliſchen Katholiken, hat im Mai 1916 eine Verwandte in 
Deutſchland wiſſen laſſen, „daß gegenwärtig die Dinge ſo bleiben 
müſſen, wie ſie ſind. Die Zeit iſt noch nicht gekommen, ſo ſehr 
wir uns nach dem Frieden ſehnen, natürlich unter der Voraus⸗ 
ſetzung, daß er von Dauer iſt und Sicherheit herbeiführen wird, 
daß allem, was den Krieg hervorgebracht hat, nicht geſtattet wird, 
ſich von neuem zu entwickeln.“ 

Im Frühjahr 1915 ſchienen eine Zeitlang einzelne Kreiſe Frank⸗ 
reichs geneigt zu ſein, unverbindliche Beſprechungen über die 
Friedensmöglichkeit herbeizuführen, trotz des ſcharfen Vorgehens 
des Generals Galieni, der ein vor hundert Jahren erlaſſenes Geſetz 
wieder in Kraft ſetzte, wonach jeder Franzoſe, der mit einer feind⸗ 
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lichen Macht verhandle, erſchoſſen wird. Aber man kam nicht über 
ganz unverbindliche Beſprechungen hinaus, die dann wieder fort: 
geſetzt wurden nach Deleaſſẽs Rücktritt. Ein mutiger Franzoſe hat 
ſich im Juni 1916 mit mir in Verbindung geſetzt aus der Aber⸗ 
zeugung, „daß allein ein ehrlich deutſch⸗franzöſiſches Bündnis 
das Anglück des Krieges wieder gutmachen und dauernde Eintracht 
ſchaffen könne“. Sein bald darauf erfolgter Tod machte weitere 
Schritte unmöglich. Dagegen hatte ich oft Gelegenheit, bei meiner 4 
Anweſenheit in der Schweiz direkt oder indirekt mit Franzoſen zu 
verhandeln. Die meiſte Geneigtheit, ernſthafte Verhandlungen zu 
führen, zeigte ſich in den Tagen, als das Schickſal von Verdun 
der Entſcheidung nahe ſchien. Dagegen gab der Eintritt Amerikas 
in den Krieg allen Franzoſen ungeahnte Kraft und gewaltiges 
Vertrauen. Ein hervorragendes Mitglied der Akademie ſagte; 
„Was wird Amerika tun? Alles! Diefe Überzeugung habe ich“ 
Ein anderes Mitglied der Akademie, das in Amerika weilte, ſtellte 
feſt, „welch unermeßlichen Anteil, ungeträumt von Deutſchland, 
Amerika nach jeder Richtung am Krieg nehmen werde, ja, daß 
ihm Wilſon ebenſo nachdrücklich wie ausdrücklich erklärt habe, daß 
Amerika in die Sache des Rechts und der Völkerfreiheit aufopfernd 
alles einwerfe, feine Seele, feinen Leib, feine letzte Kraft, kurz alles — 
reſtlos. Was in Amerika an Mannſchaften und Material aufgebrach 
werden könne, werde nach dem Kontinent geliefert, und zwar übe 
Nantes und Bordeaux. Wenn das amerikaniſche Rad in vollem 
Schwung ſei, dann ſei es für den Feind etwas Angeheuerliches, 
etwas Furchtbares, und dann werde Wilſon im Bewußtſein, daf 
an Deutſchlands Auge die Nebel moraliſcher Illuſion vorbeigezogen, 
ſeine Karten auswerfen und den Zentralmächten erklären: Was 
ſagt ihr nun dazu? Wollt ihr euch ausſprechen oder wollt ihr, i 
liſtigem Schweigen verharrend, in Selbſtmord untergehen?!“ 
Im Herbſt 1917 zeigten weitere franzöſiſche Kreiſe Neigum 
zum Friedensſchluß. Als aber die päpſtliche Friedensvermittlung 
ſcheiterte, und die Franzoſen das Oberkommando der Alliierten er- 
hielten, gab es für ihre Politik nur noch den Kampf bis zum Ende. 
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19. Kapitel 
Die Friedensreſolution des Reichstags 


Die Sechsmonatsfriſt des Admiralſtabs, innerhalb welcher Eng- 
land durch den uneingeſchränkten U⸗Bootkrieg „auf die Knie ge⸗ 
zwungen“ werden ſollte, näherte ſich ihrem Ende. Die weiteſten 
Kreiſe des deutſchen Volkes glaubten infolge der einſeitigen Be⸗ 
einfluſſung der Preſſe durch die militäriſchen Stellen unerſchütter⸗ 
lich an dieſes politiſche Dogma, deſſen Haltloſigkeit von mir ſtets 
betont worden war. Aber meine Auffaſſung habe ich an keiner 
Stelle einen Zweifel gelaſſen und im Laufe des Monats Juni, 
wie ich am 1. Auguſt 1917 auf Anfrage dem Reichskanzler Michaelis 


ſchrieb, | 
| „mehreren amtlichen Stellen wörtlich geſagt: Ich ſtelle mich an 
die Spitze der Oppoſition. Allerdings gewann ich den Eindruck, 
daß einzelne Herren die Tragweite meiner Abſicht nicht voll über⸗ 
blickten, während andere, z. B. Dr. Solf, ganz klar ſahen.“ 
Die Enttäuſchung des deutſchen Volkes mußte um ſo größer 
ſein, als führende militäriſche Stellen immer offener und ſchärfer 
die Sechsmonatsfriſt für Beendigung des Weltkrieges betonten. In 
einem damals an der Front zirkulierenden Flugblatt in Form des 
Briefes eines höheren Marineoffiziers hieß es: „Anſer Admiral⸗ 
ſtab übernimmt die volle Verantwortung, daß England uns Ende 
Juli oder Anfang Auguſt um Frieden bittet. Wir ſiegen bis zum 
Herbſt.“ In einem Inſtruktionsſchreiben der Oberſten Heeres⸗ 
leitung an die Offiziere der Weſtfront wurde alsbald nach Beginn 
des uneingeſchränkten U⸗Bootkrieges dargelegt, daß innerhalb 
ſechs Monaten ein ſolcher Tonnengehalt vernichtet fein würde, 
daß England Ende Auguſt um Frieden bitten müſſe. Generalfeld⸗ 
marſchall von Hindenburg hat in einem Privatbrief an ſeine Frau, 
der in der Stadt Hannover zirkulierte und von da durch ganz Deutſch⸗ 
land ging, geſchrieben, daß der Krieg Ende Auguſt beendigt ſein 
würde. Ferner wurde im Großen Hauptquartier auf mündliche 
Anfragen, wann man annehme, daß der Krieg zu Ende ſei, er⸗ 
widert: man rechne beſtimmt, daß der Krieg in dieſem Sommer 
zu Ende gehen würde. Die mahnenden Worte der Czerninſchen 
Denkſchrift vom 12. April 1917 wurden ebenſo nicht beachtet wie 
andere Warnungsſignale. 
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Bei wiederholten Anterredungen mit dem Reichskanzler um 
jene Zeit erklärte mir dieſer, daß die Oberſte Heeresleitung immer 
noch des Glaubens ſei, daß der Krieg im Juli oder Auguſt beendigt 
fein dürfte. Ich war daher ſehr überraſcht, als ich am 10. Juni 1917 
mit dem der Oberſten Heeresleitung angehörenden Oberſt Bauer 
eine eingehende Unterredung hatte, in der er meine Auffaſſung 
über die Geſamtſituation vollkommen teilte und darlegte: er ſei ganz 
verwundert, in Berlin einen geradezu unverantwortlichen Optimis⸗ 
mus über das Kriegsende vorgefunden zu haben; das deutſche Volk 
ſei ſich über die Lage nicht klar; Sorge ſei mehr denn je begründen 
die feindliche Aberlegenheit an Munition betrage heute 4: 1j 
für das kommende Frühjahr müſſe man damit rechnen, daß das | 
Verhältnis mindeſtens 6: 1 ſei und daß dieſe Verſchlechterung 
noch größer werde, wenn bei uns nicht alles gut gehe und bei den 
Gegnern alles ſchlecht; das Verhältnis 4:1 habe uns gerade 
noch geſtattet, die Weſtfront in der Angriffsſtellung zu halten; 
ob bei einer größeren Überlegenheit an Munition dieſe Front 
noch zu halten ſei, könne er nicht beſtimmt erklären; jedenfalls ö 
müſſe man mit einem neuen Winterfeldzug rechnen. Dieſe von allen 
bisherigen Verlautbarungen abweichende Auffaſſung der rechten 
Hand Ludendorffs wurde mir beſtätigt durch einen beim 
Großinduſtriellen, der mir um dieſelbe Zeit ſagte: Während Hinden⸗ 
burg und Ludendorff ihm perfönlich noch vor drei Wochen erklärt 
hätten, England müſſe im Auguſt um Frieden bitten, ſei ihm bei 
feinem vor einigen Tagen im Hauptquartier ſtattgefundenen Ber’ 
ſuch eröffnet worden, man müſſe mit einem Winterfeldzug rechnen. 
Den Reichskanzler ſetzte ich von dieſen beachtenswerten Auslaſſungen 
ſofort in Kenntnis. In denſelben Tagen erhielt ich die bereits mi 
geteilte Statiſtik über die Welttonnage (Seite 223) mit der 14 Tage 
ſpäter erfolgten vollkommen ungenügenden Antwort des Admiral 
ſtabs. Die ſchlechten Ernährungsverhältniſſe und das Liegenlaſſen 
der preußiſchen Wahlreform verſchärften die Situation. N 

Bereits in den letzten Junitagen 1917 hatte die fozialdemofras 
tiſche Fraktion ſehr ernſte Vorſtellung beim Reichskanzler erhoben; 
ſozialdemokratiſche Reichstagskollegen teilten mir mit, es könne 
gar nicht damit gerechnet werden, daß die neue Kreditvorlage, die 
bei dem am 3. Juli ſtattfindenden Zuſammentritt des Reichstags f 
zur Erledigung ſtand, ohne weiteres genehmigt würde; ich müßte 
vielmehr damit rechnen, daß die Mehrheit der Fraktion entſprechend 5 
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einem Beſchluß des Parteivorſtandes die Kredite ablehnen würde. 
Dieſe für die innere und äußere Lage Deutſchlands gleich gefähr⸗ 
liche Situation mußte unter allen Amſtänden verhindert werden. 
Am 3. Juli vormittags hatte ich mit den dem Hauptausſchuß an⸗ 
gehörigen Mitgliedern der Zentrumsfraktion die übliche Vorbe⸗ 
ſprechung, in der ich den Plan darlegte, gegenüber den alldeutſchen 
wilden Kriegszielen, die Volk und Heer verbitterten, durch eine 
möglichſt einheitliche Kundgebung des Reichstags auf den Aus⸗ 
gangspunkt des Krieges, der nach den Erklärungen vom 4. Auguſt 
1914 kein Eroberungskrieg ſein ſollte, zurückzugehen und hierdurch 
die Kraft der breiten Volksſchichten zu ſtärken. Einige Kollegen 
verſtanden meine Abſicht dahin, als ob ich ein neues Friedens⸗ 
angebot plane, was ich ſofort als eine irrtümliche Auffaſſung be⸗ 
zeichnete; gleichzeitig nahm ich Bezug auf mein Zahlenmaterial 
über die Wirkungen des U⸗Bootkrieges und die Welttonnage. 
Gemäß der getroffenen Verabredung ergriff ich am Mittwoch, 
den 4. Juli, zunächſt das Wort, um aus den bisherigen Darlegungen 
der Regierung drei Leitſätze herauszuſchälen: 1. Der Stand der 
Friedensausſichten ſei heute ſo trübe, daß man mit einem Winter⸗ 
feldzug 1918 rechne. 2. Nach den Mitteilungen der Oberſten 
Heeresleitung dürfe man damit rechnen, daß unſere Fronten ge⸗ 
halten würden; man habe aber nicht gehört, daß wir auf eine 
durchſchlagende Offenſive hoffen könnten. 3. Die Weiterführung 
des uneingeſchränkten U⸗Bootkrieges werde uns den Sieg ſichern. — 
Während die beiden erſten Sätze alte ſeien, enthalte der dritte 
die Neuerung, daß nunmehr ein beſtimmter Termin für die Nieder⸗ 
werfung Englands nicht mehr in Ausſicht geſtellt werde, während 
früher dieſelben Stellen gegenüber allen Bedenken auf das Be⸗ 
ſtimmteſte erklärt hätten, daß der wirtſchaftliche Zuſammenbruch 
Englands vor der neuen Ernte das ſichere Ergebnis des U-⸗Boot⸗ 
krieges ſein werde. Damit ſei in unſerem Volke ein unbegründeter 
Optimismus hervorgerufen worden. Der Reichstag dürfe dieſen 
nicht mehr teilen, er ſei vor die tiefernſte Frage geſtellt, wie man 
aus dem Krieg herauskomme. Es ſei ein Irrtum geweſen, zu meinen, 
wir könnten den Frieden mit dem Schwert diktieren. Es habe 
ſich bisher niemand gefunden, der das Diktat unterſchreibe und 
es werde ſich auch in Zukunft niemand hierzu bereit finden. Man 
müſſe vielmehr verſuchen, auf politiſch⸗diplomatiſche Weiſe 
den Krieg zu beendigen; aber auch die beſte Diplomatie der 
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Welt könne nicht wieder gutmachen, was durch den uneingeſchränkten 
U. Bootkrieg an politiſchem Schaden überall angerichtet worden 
ſei. Ich äußerte die ſtärkſten Zweifel gegenüber der zugeſagten 
ſchnellen politiſchen Wirkung des U-⸗Bootkrieges, auch über die 
Grundlagen der Berechnung der verſenkten Tonnage; vielleicht 
gelänge es, ſie im Laufe der Verhandlungen zu beſeitigen. Zwiſchen 
den deutſchen und den engliſchen Zahlen der verſenkten Tonnage 
beſtünden erhebliche Differenzen. Der deutſche Admiralſtab habe 
ganz erhebliche Rechenfehler gemacht, zunächſt ſchon durch die An⸗ 
nahme, daß er immer nur die engliſche Tonnage berückſichtigt habe 
und nicht die Welttonnage, wie bereits (Seite 222 ff.) mitgeteilt 
wurde. Da nach meiner Aberzeugung mathematiſch feſtſtehe, daß 
der U-Bootkrieg England in abſehbarer Zeit nicht zum Frieden 
zwinge, habe der Reichstag die Frage zu erörtern, auf welche 
Weiſe man zu dieſem gelange. Der Friedensvorſchlag der Sozial⸗ 
demokraten „keine Annexionen und keine Kontributionen“ ent 
halte zwei Negationen ohne poſitives Nefultat, die mit dem zweiten 
Satz „Selbſtbeſtimmungsrecht der Völker“ leicht in Widerſpruch 
treten könnten; dieſe Formel enthalte alſo nicht die Garantie für 
einen dauernden Frieden. Ein neues Friedensangebot Deutſch⸗ 
lands auf der Grundlage des status quo ante würde wohl wenig 
Erfolg haben und die Zerſplitterung und Zerſtückelung im Innern 
erhöhen. Die Baſis zu einer allgemeinen Verſtändigung läge 
daher nur in der Rückkehr zu dem Gedanken, mit dem der Krieg 
begonnen worden ſei: nicht zu Eroberungszwecken, ſondern zur 4 
Verteidigung des Vaterlandes gegen fremde Angriffe. Die wir 3 
ſchaftliche Not (Lebensmittelmangel, Kohlennot) lege weiter einen 
ſolchen Schritt nahe. Höchſte nationale Pflicht des Augenblicks 
ſei es, die innere Einheit und Geſchloſſenheit des deutſchen Volkes 
ſchleunigſt wiederherzuſtellen, weil eine Fortſetzung der innere 1 
Zwiſtigkeiten, namentlich des Streits über die Kriegsziele, die 
größte Schwächung des Vaterlandes nach innen bedeute und nur 
dazu dienen könne, dem deutſchen Volk neue Laſten und Opfer 
aufzuerlegen. 1 

Dieſe Ausführungen veranlaßten Staatsſekretär Helfferich und 
Admiral Capelle zu ihren alten, von mir bereits widerlegten De 
rechnungen; Helfferich ſchätzte den derzeitigen Beſtand der eng ⸗ 
liſchen Handelsflotte auf 15 Millionen Tonnen, rechnete davon 
7 Millionen Tonnen für rein militäriſche Zwecke ab, ſo daß für 
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alle anderen Zwecke 8 Millionen Tonnen übrigblieben; von dieſen 
würden pro Monat mindeſtens 500 000 Tonnen verſenkt, in ſechs 
Monaten alſo 3 Millionen; mit weniger als 5 Millionen Tonnen 
konne England aber nicht auskommen. Am Abend desſelben Tages 
verſuchte ich in der Fraktionsſitzung meinen ganzen Plan zu ent⸗ 
wickeln; es wurde jedoch in die Beſprechung der allgemeinen Lage 
nicht eingetreten, ſondern nur die preußiſche Wahlreform beſprochen. 
Bereits an dieſem Tag, wie namentlich am nächſten, ließen die 
ſozialdemokratiſchen Redner keinen Zweifel darüber, daß eine ein⸗ 
fache und glatte Erledigung der Kreditvorlage ein Ding der Un- 
möglichkeit ſei; es waren namentlich die ſozialdemokratiſchen Ab⸗ 
geordneten Noske und Hoch, welche die Aufforderung der Ne⸗ 
gierung zum „Durchhalten“ als ein völlig ungenügendes Re⸗ 
gierungsprogramm bezeichneten und die ſchwerſten Folgen in Aus⸗ 
ſicht ſtellten. Dieſe Situation veranlaßte die demokratiſche Fraktion 
zu dem Beſchluß, durch eine Ausſprache mit dem Zentrum, den 
Nationalliberalen und den Sozialdemokraten eine Löſung herbei⸗ 
zuführen; der entſprechende Beſchluß wurde am Donnerstag nach⸗ 
mittag und Freitag vormittag vor meiner zweiten Rede gefaßt. 
Inzwiſchen erhielt ich noch die völlig ungenügende Antwort des 
Admiralſtabes auf meine Berechnungen über die U.-Bootfrage, 
ſo daß ich es als meine nationale Pflicht und erſte Aufgabe als 
Abgeordneter anſah, in meiner Erwiderung am Freitag, den 
6. Juli, deutlicher zu werden, was ich um ſo eher konnte, als die 
Verhandlungen vertraulich waren, und über die bisherigen Be⸗ 
ſprechungen auch in der Preſſe nichts veröffentlicht worden war. 
Ich bezeichnete die diesmalige Kreditbewilligung als die wich- 
tigſte ſeit Ausbruch des Krieges, da ohne eine politiſche Aktion 
an den Herbſtfeldzug ſich der Winter mit der Frühjahrsoffenſive 
anſchließen würde; man ſtehe jetzt vor der Frage, ob man in ein 
neues Kriegsjahr eintreten wolle, was für Deutſchland mindeſtens 
50 Milliarden Kriegsausgaben bedeute; aber niemand könne 
ausrechnen, was an unwiederbringlich dahinſchwindender Volks⸗ 
kraft verloren gehe. Die Regierung habe für all dies nur das Wort 
„Durchhalten“; man könne aber im Innern nur aushalten, wenn 
man überzeugt ſei, daß im nächſten Jahr ein erheblich beſſerer 
Friede zu erringen ſei als jetzt. Eine ſolche Möglichkeit könne ich 
nicht ſehen. Die Maſchine der Gegner werde immer ſtärker, bei 
uns mache ſich immer mehr der Menſchen⸗ und Rohſtoffmangel 
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bemerkbar. Die Berechnungen über die Wirkungen des unein⸗ 
geſchränkten U-Bootkrieges ſeien total zuſammengebrochen; der 
Reichstag werde dem Marineſtaatsſekretär daraus „keinen Strick“ 
drehen, wie dieſer geſagt habe; das werde die Geſchichte tun. Wer 
ſich ſo außerordentlich geirrt habe, könne vom Parlament nicht 
mehr das Vertrauen erwarten, das für die Weiterführung des 
Krieges notwendig ſei. Die neuen Berechnungen der Staats ⸗ 1 
fefretäre über die Tonnage ſeien vollkommen unzutreffend. Ende R 
1917 werde die Welttonnage 38 Millionen Tonnen betragen, wo⸗ 
von 35 Millionen Tonnen den Gegnern zur Verfügung ſtünden, 
welche aufs beſte ausgenutzt würden. Heute fahre jedes Schiff; in 
Holland ſage man, wenn ein Reeder eine Tochter von 50 Sabre 
und einen alten Kahn von 50 Jahren beſitze, ſo bringe er beide an 
den Mann. Die feindliche und neutrale Tonnage ſei auch Ende 1 
nächſten Jahres noch ausreichend, um bei den ſicher zu erwartenden 2 
Einſchränkungen die notwendigen Gütermengen für dieſe Länder zu 
befördern. In Paris und London lebe man heute ſo, wie man e 
uns vor 1½ Jahren gelebt habe. Einſtellen könne man den U e 
Bootkrieg jetzt nicht mehr. Neben der energiſchen Kriegführung 
müſſe jedoch ebenſo energiſch und zielbewußt politiſch auf den Tre © 
hingearbeitet werden. Als beſter Weg hierzu erſcheine mir, wenn 
eine rieſige Majorität ſich in dem Gedanken des 1. Auguſt 1914 
zuſammenfinden könnte und erklären würde: wir ſtehen auf den 
Standpunkt des Verſtändigungs friedens und wir ſtreben einen Frieden 
des Ausgleichs an, der keine zwangsweiſe Anterdrückung von Völkern 
und Grenzteilen kennt. Am das darüber entſtehende Geſchrei der 
Alldeutſchen dürfe man ſich nicht kümmern; ſelbſt wenn 25 0007 
derſelben in Kaltwaſſerheilanſtalten gebracht werden müßten, re e 

es billiger, als den Krieg fortzuſetzen. Es ſei dann Sache de 
Reichskanzlers, wie er eine ſolche Entſchließung des Reichstage 
praktiſch verwerte. Eine ſolche Kundgebung könne man nicht 2 1 
Schwäche auslegen, beſonders wenn man beifüge, daß Deutſch⸗ 
land im Fall der Ablehnung eines ſolchen Friedens bis zum Außerſten 
weiterkämpfe. Bismarck habe 1870 dreimal den Verſuch gemacht, 
einen Waffenſtillſtand mit Frankreich zu erreichen, ohne daß & 8 
ihm als Schwäche ausgelegt worden ſei. Der Gegner ſei über r 
unſere Verhältniſſe vielfach beſſer unterrichtet als die Maſſe e 
deutſchen Volkes. Bei den Neutralen hätten wir mit dieſem 
Schritt ſofort Geſinnungsgenoſſen. In weiten Volkskreiſen 900 1 | 
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man die Auffaſſung, daß der Kaiſer, der alle Abgeordneten von 
ſich fernhalte, über die vorhandenen Stimmungen nicht richtig 
informiert ſei. Deutſchland könne gewiß keinen Anterwerfungs⸗ 
frieden abſchließen, der unſer Volk ruiniere, aber unerbittlich und 
kalt müßten aus den gegebenen Verhältniſſen mit dem Verſtande 
die politiſchen Konſequenzen gezogen werden, auch für die ganze 
innere Politik, ſowohl in der Wahlrechtsfrage wie in der Frage 
der engeren Fühlungnahme zwiſchen Regierung und Parlament. 
Nie dürfe unſer Volk dem Reichstag das grauſame Wort entgegen⸗ 
ſchleudern: „Zu ſpät!“ 

Staatsſekretär Helfferich, der ſofort erwiderte, benutzte ſeine 
alten Zahlen, um daraus die Schlüſſe zu ziehen: „das kann Eng⸗ 
land nicht aushalten. Die Verhältniſſe werden heute ſchon von 
Monat zu Monat für England ſchlechter. Es kann kein Staats⸗ 
mann, wenn er ſich vor einer ſolchen Tatſache ſieht, und wenn er 
ſieht, daß der Gegner entſchloſſen iſt, nicht locker zu laſſen, ſein 
Land ſehenden Auges in das Verderben hineinſteuern.“ Aber 
weder dieſe noch die Antworten der anderen Regierungsvertreter 
konnten den Eindruck meiner Ausführungen verwiſchen, nament⸗ 
lich nicht die Rede des Kriegsminiſters von Stein, der ſich auf 
den Satz Hindenburgs ſtützte: Wir Deutſche würden ſiegen, wenn 
wir ſolange aushielten, bis der U⸗Bootkrieg ſeine Wirkung getan 
und wir England auf die Knie gezwungen hätten. Die An⸗ 
regung des Sozialdemokraten Ebert, zur Ausführung meines Vor⸗ 
ſchlags eine kleine Kommiſſion zu bilden, wurde abgelehnt und die 
Weiterberatung vertagt. Kriegsminiſter von Stein telephonierte 
ſofort an die Oberſte Heeresleitung, ſie möge alsbald nach Berlin 
kommen, um in irgendeiner Form die von mir gewünſchten Aus⸗ 
künfte über die militäriſche Lage zu geben. Der Kaiſer, der von 
Berlin abweſend war, wurde gleichfalls herbeigebeten. Die Auf⸗ 
bvegung im Reichstag wuchs, als durch Indiskretionen Einzelheiten 
meiner Rede, darunter manches falſch, in der Preſſe veröffentlicht 
wurden. Nachmittags drei Ahr bat mich der Reichskanzler zu 
Mich; er ſtellte ſich über meine Rede überraſcht und meinte, ich 
ſchlage die Taktik ein wie „Zieten aus dem Buſch“. Ich wies 
auf die ihm von mir früher gemachten Ankündigungen hin, worauf 
er erwiderte, er habe dieſe nicht ſo aufgefaßt. Dann las er mir einen 
Teil ſeiner Rede, die er bei den bevorſtehenden Plenarſitzungen 
halten wollte, vor. Von einigen Wendungen abgeſehen, konnte ich 
Erzberger, Erlebniſſe 17 
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mich mit dem Inhalt derſelben zufrieden geben, da die Rede ſich 
auf den Boden meiner Auslaſſungen in der Kommiſſion ſtellte. 

Inzwiſchen war im Reichstag bereits eine Anzahl von Abge⸗ 
ordneten aus dem Zentrum, den Nationalliberalen, den Demo⸗ 
kraten und Sozialdemokraten zu einem interfraktionellen Aus | 
ſchuß zuſammengetreten, um die von mir gegebene nec 
weiter zu verfolgen. Ich teilte dies dem Reichskanzler mit, wora 
er vorſchlug, daß die Herren jedenfalls vor Faſſung eines ende 
gültigen Entſchluſſes ſich mit ihm in Verbindung fegen möchten. 
Am Freitag nachmittag und abend ſowie am Samstag vormittag 
hielt die Zentrums fraktion eingehende Beſprechungen, in denen 
ich meinen Standpunkt ausführlich entwickelte. Mit allen gegen dre E 
Stimmen trat die Fraktion mir bei, einer Friedenskundgebung zur 
zuſtimmen, falls dieſes auch die Nationalliberalen tun würden 
Dieſe nahmen an den erſten Beſprechungen teil, blieben aber dann, 
infolge ſcharfer Ablehnung eines ſolchen Schrittes durch ihre Parte 
organiſationen im Lande, fern. Die Zentrumsfraktion beſchloß 
darauf in erneuter Beſprechung, einer Friedenskundgebung auch dann u 
zuzuſtimmen, wenn die Nationalliberalen ſich ablehnend verhielten 
Die ſofortige Einführung des gleichen Wahlrechts in Preuß en 
wurde gleichfalls beſchloſſen und gefordert, daß mehr sr te 
als bisher in die Regierung berufen werden ſollten. Zur Aus, 
arbeitung des erſten Entwurfs der Friedensreſolution des Rei ch 5 
tags wurden dann außer mir die Abgeordneten David, Freiherr 
von Richthofen und Gothein beſtimmt; ich ſelbſt konnte an den 
Arbeiten dieſer Anterkommiſſion infolge ſtarker aper 
durch Fraktions⸗ und andere Beſprechungen nicht teilnehmen, f 14 
daß der erſte Entwurf, der meine volle Anterſtützung fand, ohn e 
mich ausgearbeitet wurde. | 

Am Samstag, 7. Juli, wies ich in der Kommiſſion des Reichs . 
tags abermals die von der Marine vertretenen falſchen Zahl 
im U⸗Bootkrieg ſummariſch zurück. Im Laufe des Tages raf 
der Kaiſer ein, der ſich ſofort zum Reichskanzler begab. Diejer 
erklärte ihm — ſo hat es mir die Oberſte Heeresleitung mitge lt 
— es handle ſich nur um eine „vorübergehende Aufregung Ü 
Reichstag“, der der Reichskanzler ſchnell Herr werde; er ſei ſicher 
daß er bereits am Montag vom Reichstag ein Vertrauens voti m 
erhalten werde. Die Anweſenheit der Vertreter der Oberſten 
Heeresleitung habe ihn überraſcht; ſie ſei auch in dieſen poll cher . 
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Fragen nicht nötig. Bei dem darauffolgenden Vortrag der 
Oberſten Heeresleitung beim Kaiſer gab dieſer ziemlich unver⸗ 
blümt der Verwunderung über die Anweſenheit von Hindenburg 
und Ludendorff Ausdruck und empfahl ihnen die ſofortige Abreiſe 
ins Große Hauptquartier, wo ſie „zweifellos Wichtigeres zu tun 
hätten“. Am Abend dieſes Tages ſollte ich mit General Luden⸗ 
dorff und anderen Herren der Oberſten Heeresleitung ſpeiſen; dabei 
erfuhr ich von der Haltung des Reichskanzlers, wodurch ich auf 
das Höchſte überraſcht wurde und meiner Meinung dahin Aus⸗ 
druck gab, daß nach ſolchen Vorgängen ein politiſches Zuſammen⸗ 
arbeiten meinerſeits mit demſelben ausgeſchloſſen ſei. Durch die 
inzwiſchen ſtärker einſetzenden Preſſemeldungen, die Wahres und 
Falſches miſchten, wurde die Erregung im deutſchen Volk groß. 
Ich erhielt ungemein viele Zuſtimmungsſchreiben, namentlich aus 
der Front; auch Proteſte liefen ein; viele konnten den ganzen Vor⸗ 
gang nicht verſtehen. Das Bild in Berlin ſelbſt aber wechſelte 
nicht nur täglich, ſondern faſt ſtündlich. Es war eine Erregung, 
die alle meine Erlebniſſe in Rom, Bukareſt und anderwärts weit 
übertraf. Jede ſtarke, führende Regierung fehlte. Der Reichskanzler 
machte den Fehler, ſich vom Parlament zu ſehr zu iſolieren und 
ſcch faſt nur dem Kaiſer zu widmen. 

In den Reihen der Abgeordneten war ſofort bekanntgeworden, 
daß die Abſicht der Oberſten Heeresleitung, mit den Abgeordneten 
ſelbſt eine Ausſprache zu halten, durch den Reichskanzler vereitelt 
worden war. Sonntag, den 8. Juli, vormittags trat der inter⸗ 
fraktionelle Ausſchuß zur Redaktion der Friedenszielreſolution zu⸗ 
ſammen; als hier die Vorgänge vom Tage zuvor beſprochen 
wurden, wurde das Vertrauen zum Reichskanzler aufs heftigſte 
erſchüttert. Am Montag erſchien der Reichskanzler ſelbſt zur 
Sitzung des Ausſchuſſes. Der nationalliberale Führer Streſemann 
griff ihn ſehr heftig an und forderte unverblümt ſeinen als⸗ 
baldigen Rücktritt. Herr von Bethmann Hollweg bat mich zu 
einer kurzen Beſprechung in eine Saalecke und fragte, wie ſich das 
Zentrum zu ſeinem weiteren Verbleiben im Amt ſtelle; ich erklärte 
ihm, daß eine große Zahl meiner politiſchen Freunde feinen Rück⸗ 
tritt wünſche; das genaue Zahlenverhältnis könne ich ihm jedoch 
nicht mitteilen. In meiner unmittelbar darauf ſtattfindenden Rede 
wies ich darauf hin, daß drei ſozialdemokratiſche Redner nach- 
einander auf das Beſtimmteſte erklärt hätten, daß ſie der Re⸗ 
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gierung kein Vertrauen mehr entgegenbrächten. Erhebliche Gefahr 
ſei alſo im Verzug, da gerade jetzt ein Abſplittern der Sozial⸗ 
demokraten das Gefährlichſte ſei; daher genüge eine Ausſprache 
in der Kommiſſion allein nicht. Die innere Zwieſpältigkeit unter 5 
den Organen, die das deutſche Volk lenkten, müſſe aufhören; es 

müſſe abſolute Klarheit der Regierung und des Reichstags in den 
Kriegszielen herbeigeführt werden; dieſe könnten allerdings nicht 

in der Richtung liegen, die Graf Weſtarp dahin formuliert habe, 

daß die konſervative Partei einen Frieden auf der Grundlage 

des status quo ante ablehne; es müſſe einem eiſigkalt durch das 

Blut laufen, eine ſolche Außerung zu hören an einem Zeitpunkte, 
wo der vierte Kriegswinter bevorſtehe. Selbſt ein Deutſchland ſo N 
wohlgeſinnter Mann wie der Schweizer Stegemann habe kürzlich 9 
einem Kollegen den wahren Satz geſchrieben, „die rein militäriſche 
Situation ſei für die Mittelmächte in ihrer Totalität äußerſt gunſtig, 
für die Geſamtheit des Krieges aber trügeriſch, wenn man auf fie | 
allein ſich ſtützte und aus ihr allein feine Entſchlüſſe ableiten wolle“ 4 
Ich 1 dann eingehend die wirtſchaftliche Notlage 10 


Deutſchland verteidige Haus und Herd, Weib und Kind. Eine 
ſolche Erklärung ſei kein eigentliches Friedensangebot; es ſei Sache 
der Regierung, zu entſcheiden, wie und wann die Beſchlußfaſſung 
des Reichstags diplomatiſch auszunutzen ſei. Die Regierung m fe 
ſich ohne jeden Vorbehalt auf den Standpunkt einer ſolchen Refor 
lution ſtellen; denn ſonſt ſei die Arbeit des Reichstags nur halbe 
Arbeit und trage den Todeskeim in ſich. Um dem Reichstag ie 
Garantie zu geben, daß ſeine Abſicht verwirklicht werde, ſei die 
Berufung von Abgeordneten in die Regierung unerläßlich. Heute 
habe Deutſchland ein antiparlamentariſches Syſtem; Vertrauens a. | 
männer der einzelnen Fraktionen müßten in die Regierung berufen i 
werden. Vom Neichskanzler felbft müſſe eine klare Erklä 800 
darüber verlangt werden, ob er auf den Standpunkt der Neichs · 
tagsmehrheit trete; dem Pflichternſt des Reichskanzlers bleibe 0 1 
überlaſſen, ob er im Amt bleiben oder zurücktreten wolle. Der Kern- 


behalt vom Reichskanzler angenommen werde. Engere 800% 4 
nahme der Abgeordneten mit dem Kaiſer und der Oberſten Heeres 
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leitung ſei abſolutes Gebot. — Soweit der Hauptinhalt meiner 
Rede. 

Ich habe in meiner Rede abfichtlich, zum Verdruß mancher 
Fraktionskollegen, die Frage des Rücktritts des Herrn von 
Bethmann Hollweg offen gelaſſen; er ließ mich im Laufe 
des Nachmittags um eine klare offizielle Erklärung der Zentrums⸗ 
fraktion über ihre Stellung zum Reichskanzler bitten und gleich⸗ 
zeitig mitteilen, daß er nur ſo lange im Amt zu bleiben gedenke, 
bis die Neuorientierung (Wahlrecht, Berufung von Parlamen⸗ 
tariern) vollzogen ſei; dann werde er zurücktreten. Abends 5 Ahr 
beſchloß hierauf der Vorſtand der Zentrumsfraktion: „Die Zen⸗ 
trums fraktion des Reichstags ſieht das Verbleiben des Herrn 
von Bethmann Hollweg im Neichskanzleramt angeſichts des Am⸗ 
ſtandes, daß er beim Ausbruch des Krieges die Reichsgefchäfte 
führte, als eine Erſchwerung der Herbeiführung des Friedens an; 
fie überläßt es jedoch dem pflichtmäßigen Ermeſſen des Reichs⸗ 
kanzlers, zu welchem Zeitpunkt er ſeinen Rücktritt nimmt.“ Die 
Anſichten über den geeigneten Zeitpunkt gingen auseinander; die 
einen meinten, es ſolle behufs erhöhter Wirkung der Friedensziel⸗ 
reſolution ſofort ein neues „Kabinett der nationalen Verteidigung“ 
gebildet werden (was damals an der Weigerung der Sozial⸗ 
demokraten ſcheiterte, in ein Kabinett mit Bürgerlichen einzutreten 
und ſich an der Regierung zu beteiligen); die anderen glaubten, 
daß der jetzige Reichskanzler die Neuorientierung noch durch⸗ 
führen ſolle und dann zurückzutreten habe. Dem Reichskanzler 
wie der Geſamtfraktion, bei der ſich kein Widerſpruch erhob, wurde 
dieſer Beſchluß des Vorſtandes alsbald mitgeteilt. Sitzungen der 
Kommiſſion des Reichstags fanden infolge der nunmehr bekannt⸗ 
gewordenen Regierungskriſis vorerſt nicht mehr ſtatt. Das Leben 
und Treiben im Reichstag war um ſo lebhafter. Am Mittwoch 
wurde mitgeteilt, daß der Kaiſer das Rücktritts geſuch des 
Reichskanzlers abgelehnt habe. In der an dieſem Tage ſtatt⸗ 
findenden Sitzung des preußiſchen Staatsminiſteriums teilte der 
Reichskanzler das kaiſerliche Manifeſt von der Einführung des 
gleichen Wahlrechts in Preußen mit, worauf fünf Miniſter, dar⸗ 
unter auch der Kriegsminiſter, ihr Rücktrittsgeſuch einreichten, 
nicht weil ſie Gegner des gleichen Wahlrechts ſeien, ſondern weil 
ihnen der derzeitige Reichskanzler für die Durchführung der Wahl: 
reform ungeeignet erſcheine. Am 5 Ahr hatte ich eine Beſprechung 
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mit dem Chef des Zivilkabinetts, der mir im Auftrag des Kaiſers 
die Gründe darlegte, weshalb das Rücktrittsgeſuch des Kanzlers ab. 
gelehnt worden ſei; der Hauptgrund ſei der, daß man keinen geeig 
neten Nachfolger wiſſe. Der Kabinettchef ging dann die in Betracht 
kommenden Perſönlichkeiten mit mir durch und verhielt ſich nament⸗ 
lich ſehr ablehnend gegenüber dem früheren Reichskanzler Fürſt 
Bülow, den die Oberſte Heeresleitung wünſchte. Dunkle Machine — 
tionen führten dazu, daß der öſterreichiſche Botſchafter in Berlin, 
Prinz Hohenlohe, gleichfalls Bedenken der Wiener Regierung | 
gegen die Ernennung des Fürften Bülow vorbrachte Der Kabinett ⸗ 
chef erklärte mir weiter, daß der Beſchluß des Kaiſers unabänder⸗ 
lich ſei und für die ganze Kriegs dauer gelte; er bat mich, meine | 
Bedenken gegen das weitere Verbleiben des Herrn von Bethmann 
Hollweg im Amt zurückzuſtellen, was ich auch zuſagte, da ein ſolcher 
Kampf nur ſchädlich ſein mußte. Am die Mitternachtſtunde erble 4 
ich wie je ein Vertreter der anderen Fraktionen die Einladung au 
einem Beſuch beim Kronprinzen auf Donnerstag vormittag; wi 
wurden einzeln nacheinander empfangen. Der Kronprinz legte mi 4 
eine Reihe beſtimmter Fragen vor, die ſich hauptſächlich auf den 
Reichs kanzlerwechſel bezogen, und gab auf das Lebhafteſte zu er: 
kennen, daß er einen ſofortigen Neichskanzlerwechſel für die alleinige 
und richtige Löſung halte; er meinte ſogar: „Werfen Sie doch den 
Mann im Reichstag hinaus!“, worauf ich erwiderte, daß ein Kanzle 
der Geſchenke wie das Wahlrecht bringe, nicht hinausgewo 4 ö 
werden könne. Der Fraktion teilte ich den weſentlichen Inhalt 
meiner Anterredung mit dem Kronprinzen mit und bat, da damaß 
gemeldet wurde, daß auch der Kaiſer die Abgeordneten zur Aus 
ſprache über die Geſamtlage empfange, um eine definitive Beſchluß 
faſſung der Fraktion. Dieſe ging dann dahin: 


„Die Zentrumsfraktion ſieht in dem weiteren Verbleiben deß 
Herrn von Bethmann Hollweg im Reichskanzleramt eine Erjchwernt 
für Herbeiführung des Friedens. (Mit allen gegen 2 Sti 
Aus dieſem Grund hat die Zentrumsfraktion keine Veranlaſſ 
den Reichskanzler zu halten.“ (Mit allen gegen 7 Stinunen 


In den zahlreich ſtattfindenden Fraktions ſitzungen wurde imme 
wieder die ſich faſt ſtündlich verändernde Lage beſprochen; ich Sic 
an Herrn von Bethmann Hollweg als Reichskanzler feſt, ſo lange N 
es die Geſamtverhältniſſe geſtatteten. Der Vorſitzende der Frakti 
Dr. Spahn, teilte am 12. Juli unmittelbar vor feinem plötzlie * 
Anwohlſein mit, „Helfferich habe ihm erklärt, Hindenburg % 
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bei feiner legten Anweſenheit am vorigen Samstag geſagt, er hoffe 
binnen Monatsfriſt den Frieden herbeizuführen. Ob das nach der 
Aktion Erzberger noch möglich ſei, wiſſe er nicht.“ Ich wandte 
mich ſofort an Helfferich, da ich von der Oberſten Heeresleitung 
wußte, daß ein ſolcher Satz nicht geſprochen worden war, und bat 
um alsbaldige Klarſtellung. Dieſe erfolgte umgehend dahin, daß 
er „keinerlei derartige Außerung des Generalfeldmarſchalls Hinden⸗ 
burg mitgeteilt habe. Sie müſſe auf einem unverſtändlichen Miß⸗ 
verſtändnis beruhen“. Helfferich fuhr dann fort: 

„Als meine perſönliche Anſicht habe ich ausgeſprochen, daß ich 
die Wirkung unſeres U-Bootkrieges auf England in aller Gewiſſen⸗ 
haftigkeit außerordentlich hoch veranſchlage, daß ferner gewiſſe An⸗ 
zeichen des Einlenkens bei einem unſerer weſtlichen Gegner neuerdings 
vorliegen (ganz vertraulich !), daß ich in bezug auf baldige Friedens 
geneigtheit unſerer Gegner optimiſtiſcher denke, als man heute bei 
der überpeſſimiſtiſchen Stimmung überhaupt ausſprechen dürfe, 
ohne zu riskieren, nicht mehr ernſt genommen zu werden. Ich müßte 
allerdings befürchten, daß die an Ihre Aktion anknüpfenden Aus- 
ſchreitungen in der Preſſe jede Friedensgeneigtheit bei den Gegnern 

er wieder einmal auf einige Zeit aufheben würden.” 
Trotz aller Stürme von außen blieb die Zentrumsfraktion bei 
ihrer Auffaſſung, jo daß eine feſte Mehrheit für die Reſolution 
vorhanden war. Am Freitag, den 13. Juli, teilte mir der poli⸗ 
tiſche Berater des Kronprinzen, Freiherr von Maltzahn, mit, der 
Kronprinz habe geſtern abend eine Aufzeichnung über ſeine Anter⸗ 
redung mit den einzelnen Abgeordneten dem Kaiſer unterbreitet 
mit dem dringenden Erſuchen, ſofort den Kanzlerwechſel zu voll⸗ 
ziehen, da die größten und einflußreichſten Parteien nicht mehr 
mit ihm arbeiten wollten; die Oberſte Heeresleitung habe ſich mit 
dem Kriegsminiſter von Stein und deſſen Rücktrittsgeſuch ſolidariſch 
erklärt. Der Kaiſer habe zunächſt die Richtigkeit der Information 
des Kronprinzen beſtritten und dieſen gebeten, eine ſchriftliche Er⸗ 
klärung vom Zentrum, den Konſervativen und den National⸗ 
lüberalen über ihre Stellung zu Herrn von Bethmann Hollweg 
herbeizuführen; er bitte mich daher um dieſe. Dem Wunſch ent⸗ 
ſprach ich ſofort, indem ich den tags zuvor gefaßten Beſchluß der 
Fraktion unterzeichnete und Herrn von Maltzahn mitgab; der Ab⸗ 
geordnete Streſemann gab für die Nationalliberalen und Graf 
Weſtarp für die Konſervativen eine ähnliche Erklärung ab. Die 
Nationalliberalen hatten ſchon am Tage vorher den Chef des 
Zivilkabinetts wiſſen laſſen, daß fie den Rücktritt für geboten hielten. 
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Dieſe ſchriftliche Erklärung hat den Kaiſer bewogen, das erneute 
Rücktrittsgeſuch Bethmann Hollwegs zu genehmigen, was mir 
Herr von Maltzahn in den Nachmittagsſtunden mitteilte, ohne den 
Nachfolger zu nennen. 

Am Abend erſt wurde zur allgemeinen Aberraſchung bekannt, 
daß der bisherige Anterſtaatsſekretär und Reichskommiſſar für 
Volksernährung, Michaelis, zum Reichskanzler ernannt worden 
ſei, ohne daß, wie anfangs in Ausſicht geſtellt wurde, zuvor auch 
nur mit einem Parlamentarier darüber Rückſprache gepflogen 
worden wäre. Die ſeltſamſten Gerüchte über die Berufung dieſes 
Mannes verbreiteten ſich mit Windeseile: man habe einen ſtarken 
Mann geſucht, und da Michaelis einmal im preußiſchen Landta 5 
die Redensart gebraucht habe, daß er ſich von niemand in den 
Arm fallen laſſe uſw., ſo ſeien Militärs auf ihn aufmerkſam ge- 
worden. Herr von Bethmann Hollweg hatte als ſeinen Nachfolger 
den greiſen bayeriſchen Minmiſterpräſidenten Graf Hertling vorge⸗ 
ſchlagen, der in jenen Tagen in Berlin weilte und vom Kaiſ⸗ u | 
empfangen wurde, aber die Annahme des Amts ablehnte. 7 

Am Nachmittag des Tages des Kanzlerwechſels hatte ich u 
Verbindung mit anderen Abgeordneten endlich die gewünſchte 
Anterredung mit Hindenburg und Ludendorff, welche 
verſicherten, daß die Fronten abſolut halten würden und daß wir 
getroſt der Zukunft entgegenſehen könnten. Als ich auf den 5 
Bootkrieg zu ſprechen kam, war ich überraſcht feſtzuſtellen, daß 
Ludendorff die ganze Berechnung über die Welttonnage bis zur 
Stunde unbekannt war. Beide Generale äußerten gegen die i 5 


ſtändigungsfrieden“ ſagen würde „Friede des Ausgleichs“ ı 1 
Hindenburg wünſchte „etwas mehr Pfeffer“ in der Neſolution. 
Am darauffolgenden Samstag hatte ich eine weitere Anterred 
mit Ludendorff über den U-Bootkrieg, in der ich ihm nochmals 
meine Berechnung vorlegte, ohne auf großes Verſtändnis zu ſtoßen; 2 
dagegen äußerte er jetzt gegen die Neſolution mehr Bedenken als 
tags zuvor. Bi 

Am Nachmittag war im Garten des Reichs amts des Innern 
in Anweſenheit des neuen Reichskanzlers Michaelis eine Zuſammen⸗ 
kunft von Vertretern der Mehrheitsparteien. Dabei teilte der neue 
Reichskanzler zu unſerer Überrafchung mit, daß er bei Ane . 


1 ai Us f 
" 19 5 
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des Amts von einem ganz falſchen Standpunkt ausgegangen ſei; 
er habe gemeint, daß zwiſchen der Oberſten Heeresleitung und der 
Neichstagsmehrheit vollkommene Abereinſtimmung beſtehe; das 
ſei zu ſeinem lebhaften Erſtaunen nicht der Fall; daraus entſtünden 
neue Schwierigkeiten. Weiter ſagte er einem Kollegen, er ſei bisher 
als „unbeteiligter Zeitgenoſſe neben dem Wagen der Politik“ 
einhergelaufen. Sämtliche Parteivertreter ließen dem Reichs: 
kanzler darüber keinen Zweifel aufkommen, daß irgendeine Ab⸗ 
weichung von dem Inhalt der RNeſolution einen neuen Konflikt 
ſchaffen müſſe; denn die Mehrheit ſei entſchloſſen, an ihrem Stand⸗ 
punkt unter allen Amſtänden feſtzuhalten, worauf der Reichs⸗ 
kanzler ſich bereit erklärte, bis Mitte der nächſten Woche den Partei⸗ 
vertretern jenen Teil ſeiner Rede, der ſich auf die Kriegsziele er⸗ 
ſtrecke, zu unterbreiten. Die Parteivertreter erklärten überein⸗ 
ſtimmend, daß, wenn Konſervative und Alldeutſche der Rede des 
Neichskanzlers offenſichtlich im Reichstag zuſtimmen würden, dies 
große politiſche Konſequenzen nach ſich ziehen müßte; jetzt müſſe 
unter allen Amſtänden Klarheit geſchaffen werden; denn das bis⸗ 
herige Syſtem ſei an der Anklarheit über die Friedensziele und 
an dem ſteten Schwanken zugrunde gegangen. Der Reichskanzler 
ſtimmte dem bei mit der Erklärung, daß er fein Amt in ſteter Aber⸗ 
einſtimmung mit der Oberſten Heeresleitung führen wolle. Großes 
Vertrauen brachte niemand dem neuen Mann entgegen. 

Durch ein Mißverſtändnis wurde die unter den Parteien feſt⸗ 
geſetzte Neſolution vorzeitig in der Preſſe, auch der des Auslandes, 
veröffentlicht. Der Verzicht auf Annexionen hatte unter meinen 
bulgariſchen Freunden eine gewiſſe Unruhe hervorgerufen, worauf 
ich ihnen depeſchierte, daß der Schlußſatz, der für Deutſchland 
und ſeine Verbündeten das Recht auf Leben und Entwicklung 
forderte, für Bulgarien die Vereinigung aller Bulgaren in einem 
Staat bedeute, worauf dort Beruhigung eintrat. 

Am 19. Juli 1917 fand die Friedenszielreſolution in fol⸗ 


enden Wortlaut mit großer Mehrheit Annahme im Reichstag: 


„Der Reichstag erklärt: 

Wie am 4. Auguſt 1914 gilt für das deutſche Volk auch an der 
Schwelle des vierten Kriegsjahres das Wort der Thronrede: „Ans 
treibt nicht Eroberungsſucht!“ Zur Verteidigung feiner Freiheit 
und Selbſtändigkeit, für die Anverſehrtheit feines territorialen Befig- 
ſtandes hat Deutſchland die Waffen ergriffen. 

Der Reichstag erſtrebt einen Frieden der Verſtändigung und der 
dauernden Verſöhnung der Völker. Mit einem ſolchen Frieden ſind 
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erzwungene Gebietserwerbungen und politiſche, wirtſchaftliche oder 
finanzielle Vergewaltigungen unvereinbar. 

Der Reichstag weiſt auch alle Pläne ab, die auf eine dare. 
Abſperrung und Verfeindung der Völker nach dem Kriege ausgehen, 
Die Freiheit der Meere muß ſichergeſtellt werden. Nur der Wirt: 
ſchaftsfriede wird einem freundſchaftlichen Zuſammenleben de 5 
Völker den Boden bereiten. 1 

Der Reichstag wird die Schaffung internationaler daga den, 
ſationen tatkräftig fördern. 

Solange jedoch die feindlichen Regierungen auf einen ſolch 
Frieden nicht eingehen, ſolange ſie Deutſchland und ſeine Verbündete 
mit Eroberungen und Vergewaltigungen bedrohen, wird das deutsch 
Volk wie ein Mann zuſammenſtehen, unerſchütterlich ag 
und kämpfen, bis ſein und ſeiner Verbündeten Recht auf Leben und 
Entwicklung geſichert iſt. RR; 

In feiner Einigkeit tft das deutſche Volk unüberwindlich. Der 
Reichstag weiß ſich darin eins mit den Männern, die in beiden : ' 
mütigem Kampf das Vaterland ſchützen. Der unvergängliche Dank m 
des ganzen Volkes iſt ihnen ſicher.“ ö 

Anterdeſſen war zwiſchen dem Reichskanzler und den Mehrheits⸗ 
parteien vollkommene Abereinſtimmung über deſſen Nede herbei⸗ . 
geführt worden. Der Reichskanzler nahm ohne jeden Vorbehalt 
die Friedenszielreſolution an. Wir waren daher auf das Höchſte 
überraſcht, als er in dem vereinbarten Text bei den entjcheidende 
Worten über die Friedensreſolution und ſeine Stellungnahme hier⸗ 
zu unvermutet einfügte „wie ich ſie auffaſſe“. Eine unmittelbare 
Konſequenz wurde jedoch damals nicht gezogen. Die auen 
liberalen gaben eine der Friedenszielreſolution ähnliche Erklärun 1 
ab. Am Tag darauf fand die bereits erwähnte Anterredung 
dem Kaiſer ſtatt. (Seite 52 u. ff.) 

Von amtlicher Stelle wurde ich anfangs 1918 gebeten, eine kurze 
Zuſammenſtellung über die Gründe, die mich zur Friedens ziel 
reſolution geführt hatten, abzufaſſen. Die allgemein menfchlichet 
Gründe, dem ſchrecklichen Blutvergießen und den anderen Kriegs 
leiden ein Ende zu bereiten, vorausſchickend, führte ich darin aus 

„1. Vor Durchführung des uneingeſchränkten U-Boot 
krieges gab die Marineverwaltung die beſtimmte Zuſage, daß bei 

einer Vernichtung von 4 Millionen Tonnen „England auf die Knie 
gezwungen ſein“ oder mindeſtens genötigt ſein würde, um Frieden 

zu bitten. Dieſe Wirkung ſollte nach ſechs Monaten uneingeſchre 
U-Bootkrieges — alſo Ende Juli 1917 — erreicht fein. Die beſtimmte 
Vorausſage traf jedoch nicht ein, obwohl nach Angabe der Marine 
verwaltung damals bereits ein um 50 Prozent größeres Quo a 4 
von Schiffsraum verſenkt war. Die Frage: Wie kommt man z 


Frieden?, welche bis dahin mit dem Hinweis auf die raſche Wirkung 
des uneingeſchränkten U⸗Bootkrieges beantwortet wurde, trat [HE i | 
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als je hervor, zumal alle Befürchtungen, die ſich an den uneinge⸗ 
ſchränkten U-Bootkrieg knüpften, eingetroffen waren. (Kriegserklärung 
Amerikas, Braſiliens, Chinas uſw.) Nur ein Verſtändigungsfrieden 
konnte die Antwort ſein. 

2. Die Fortdauer des Krieges mit unbeſtimmtem Ende mußte 
ftet3 zunehmende Verſtärkung der Kräfte unſeres Feindes 
bringen. Oberſtleutnant Bauer von der Oberſten Heeresleitung 
teilte mir in jenen Tagen vertraulich mit, daß derzeit die Aberlegen⸗ 
heit der Gegner an Artillerie an der Weſtfront wie 4 zu 1 ſtehe, und 
daß, wenn alles gut gehe, man im Frühjahr damit rechnen müſſe, 
daß ſie ſich mindeſtens wie 6 zu 1 verhalten würde. 

3. Nachdem Kaiſer und Kanzler im Dezember 1916 die Friedens 
aktion eingeleitet hatten, mußte die Vertretung des deutſchen Volkes, 
der Reichstag, auch zu dieſer Frage Stellung nehmen und die 
Regierungspolitit durch eine Kundgebung ihrerſeits unterſtützen 
und gegenüber den zahlreichen Angriffen aller Welt den ehrlichen 
Friedenswillen Deutſchlands bekunden. 

4. Der Reichstag hat durch dieſe Erklärung die Verantwortung 
für den Frieden, der den Erwartungen weiter Volkskreiſe nicht 
entſprechen wird, übernommen und ſich vor die Krone und die Re- 
gierung geſtellt. All der Anwillen, der heute ſich gegen die Reichs- 
tagsreſolution wendet, würde nach dem Friedensſchluß gegen die 
Krone anſchwellen. Die Reichstagsreſolution bedeutet ſo den ſtärkſten 
Schutzwall für die Krone, wobei beſonders wertvoll iſt, daß auch die 
Sozialdemokratie hierzu gehört. 

5. Für das Durchhalten im Innern war es angeſichts der 
großen Lebensmittelnot unentbehrlich, dem Volke zu ſagen, daß Reichs⸗ 
leitung und Reichstag mit den Eroberungsplänen einzelner Kreiſe 
nichts zu tun haben. Durch eine ſolche Kundgebung ſollte der innere 
Wille zum Durchhalten geſtärkt werden. 

6. Im Juli 1917 beſtand große Gefahr, daß die Sozialdemo— 
kraten, nicht nur die Anabhängigen, die Kriegskredite ablehnten 
und in die Oppoſition übergingen, wodurch die Kraft des deutſchen 
Volkes ungemein geſchädigt worden wäre. Die Sozialdemokraten 
wollten vor der Bewilligung der Kredite ihrerſeits einen Antrag 
einbringen, aufgebaut auf die ruſſiſche Formel: „Ohne Annexionen 
und Kontributionen, Selbſtbeſtimmungsrecht der Völker.“ Bei Ab⸗ 
lehnung dieſes Antrages hätten ſie zweifellos nicht für die Kredite 
geſtimmt. Dieſer Abſplitterung mußte vorgebeugt und eine Formel 
geſucht werden, welche einerſeits der Sozialdemokratie die Annahme 
der Kredite ermöglichte, andererſeits aber den Reichstag und die 
Regierung nicht an die ſtarre ruſſiſche Formel feſtknüpfte. 

7. Die Rückſicht auf unſere Verbündeten nötigte den Reichstag, 
dieſen zu ſagen, daß die in jener Zeit beſonders heftig betriebene 
Agitation der Annexioniſten im Reichstag keine Mehrheit habe. 
Anſere Verbündeten mußten erfahren, daß das deutſche Volk an 
dem Kaiſerwort feſthält, das in der Reſolution Aufnahme fand: 
„Ans treibt nicht Eroberungsluſt.“ 

Alle dieſe Erwägungen und Gründe zeitigten die Refolution vom 
19. Juli. Was die Reichstagsmehrheit ſich an Erfolg verſprach, iſt auch 
8 und zwar in folgender Form: 1. Stärkung der inneren 
Front, 2. die Sozialdemokraten gingen nicht in die Oppoſition, 
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3. unſere Verbündeten ſtimmten dieſer Reſolution freudig zu. Das 
Bündnis wurde hierdurch befeſtigt, wie die Reden des Grafen Czernin 
und des ungariſchen Miniſterpräſidenten Dr. Weckerle dartun. 4. Bei 
den Neutralen iſt vom Juli 1917 ab nicht nur keine Verſchlechterung 
des Verhältniſſes zu Deutſchland eingetreten, ſondern Deutſchland 
hat erheblich moraliſch gewonnen. 5. Auch in den feindlichen 
Ländern tft der Friedenswille feit Juli 1917 ungemein gewachſen. 
Eine noch raſchere Zunahme des Friedenswillens wäre eingetreten, wenn 
nicht unter der Reichskanzlerſchaft von Michaelis ein unglückſeliges 
Schwanken, ein halbes Zuneigen, ein halbes Ablehnen gegenüber der 
Friedenskundgebung vorgelegen hätte. 6. Die ruſſiſche Friedens 
bewegung, welche zum Waffenſtillſtand von Breſt⸗Litowſk führte, 
konnte mit Macht erſt nach dieſer Friedenskundgebung des Reichs 
tags um ſich greifen, da dem ruſſiſchen Volke geſagt werden konnte, 
daß der Reichstag bereit iſt, einen Frieden zu ſchließen, der ſich von 
den ruſſiſchen Forderungen nicht zu ſehr unterſcheidet.“ . 


Am 23. und 24. Juli 1917 nahm der Reichsausſchuß der Zen⸗ 
trumspartei Stellung zu der Friedensreſolution; gegen alle Ab- 
machungen und Zuſagen wurde aus dieſer Sitzung heraus ein ganz 
falſcher Bericht an die Oberſte Heeresleitung erſtattet. Gegen mich 
als Haupturheber der Friedensreſolution wurde mit amtlicher 
Hilfe eine bisher in Deutſchland nicht gekannte Hetze wüſteſter Art 
eingeleitet. Der katholiſche Volksverein von Budapeſt lud mich 
im September ein, dort über den Frieden zu ſprechen; die deutſchen 
Militärs verweigerten mir den Paß und die Ausreiſe. Es bildete N 


auf eine 1 dieſer Politik, die beſonders im teh 0 
und Kriegspreſſeamt nachdrücklichſte Anterſtützung fand, waren ſo 
gut wie wirkungslos. Mir ſelbſt wurde es unmöglich gemacht, das 
deutſche Volk aufzuklären. Der Nachdruck meiner im September 
1917 in meinem Wahlkreis gehaltenen Rede wurde verboten und 
vom Reichsmarineamt vergebliche Verſuche gemacht, gegen mich 
ein Strafverfahren einzuleiten, weil ich in der Rede mitgeteilt 
hatte, daß Deutſchland im Frühjahr 1916, als die lebhafte Agitation 
für den uneingeſchränkten U. Bootkrieg begann, etwas mehr an 1 
ein halbes Hundert U-Boote beſaß. Als ich dann am 23. Sep⸗ 
tember 1917 in der Feſtung Alm ſprechen wollte, wurde mir unter⸗ 
fagt, über die U- Bootfrage überhaupt zu reden und der Bericht 
über meine Rede unter Vorzenſur geſtellt. In Wort und Bild 


organiſierten die Alldeutſchen die Hetze gegen mich, den „Rom 
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katholiken“. Auch in der Zentrumspartei ſelbſt machten ſich all⸗ 

deutſche Tendenzen breit, die beſonders vom überwiegenden Teil 
des Adels unterſtützt wurden. Zu der Oberſten Heeresleitung 
hatte ich ſo gut wie keine Beziehungen mehr und war daher ſehr 
überraſcht, als Ende April 1918 ein Offizier des Kriegsminiſteriums 
an mich und den Abgeordneten Freiherr von Richthofen heran⸗ 
trat, um eine engere Fühlungnahme wieder herbeizuführen. Wir 
beide brachten zum Ausdruck, daß wir es für ſehr ſchwer hielten, 
mit der Oberſten Heeresleitung eine reſtloſe Verſtändigung herbei⸗ 
zuführen, da ſie ſich nicht loyal gegenüber der Mehrheit benommen 
habe; ſie habe ſeinerzeit an der Friedenszielreſolution mitgearbeitet, 
dieſe teilweiſe gebilligt und mindeſtens nicht entſchieden wider⸗ 
ſprochen, nachher habe ſie einen ſehr unſchönen Kampf dagegen 
eingeleitet, denſelben unterſtützt und gefördert. Trotzdem erklärten wir 
uns zu weiteren Ausſprachen bereit, wenn wir eine klare Antwort 
auf die Fragen bekämen: Wie gedenkt die Oberſte Heeresleitung 
den Krieg zu beendigen? Wann hört die entſetzliche Menfchen- 
ſchlächterei auf? Dafür ſei die Oberſte Heeresleitung zuſtändig; 
darüber müßten wir Klarheit haben. Eine beſtimmte Antwort 
erhielten wir hierauf nicht, ſondern es wurde nur der Wunſch über⸗ 
mittelt, daß ein „politiſcher Hindenburg“ an die Spitze des Aus⸗ 
wärtigen Amts treten müſſe. Ich ſah darin die Erneuerung des 
Spiels vom Juli 1917, dieſes Mal gegen Herrn von Kühlmann 
gerichtet, und lehnte jede weitere Beteiligung ab. 

Die Friedenszielreſolution wurde der Ausgangspunkt und das 
feſte Band für eine ſtetige Mehrheit im Reichstag und fo der An⸗ 
fang des parlamentariſchen Regimes. Ihre internationale Bedeu⸗ 
tung lief ſchnell über in den Kanal der päpftlichen Friedensver⸗ 
mittlung. 


20. Kapitel 
Die päpſtliche Friedens vermittlung 


Waährend des ganzen Weltkrieges hindurch habe ich gegenüber 
I amtlichen Stellen und anderwärts die Auffaſſung vertreten, daß 
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Betracht kommen könne. Je feindſeliger die Stimmung in Deutſch⸗ 
land gegen Präſident Wilſon wurde, um ſo mehr rückte der Heilige 
Stuhl in den Vordergrund. Der Hinweis einiger amtlicher Stellen, 
daß Italien und Frankreich jede Friedensvermittlung des Papſtes 
ablehnen würden, hielt mich von meinen Bemühungen nicht zurück; 
denn auch das Londoner Abkommen vom September 1914 und ſeine 
Erneuerungen ſprachen nicht vom Ausſchluß des Papſtes von den 
Friedensverhandlungen, ſondern nur von der Möglichkeit eines 
ſolchen Ausſchluſſes, falls Italien dies fordern würde, und von einer 
vorherigen Klärung der Frage der Teilnahme des Papſtes. Italien 
wollte dadurch hauptſächlich verhindern, daß die römiſche Frage 
auf dem Friedenskongreß beraten würde. Der Großorient Roi * 
ſchrieb im Oktober 1915: 5 
„Dem Papſt muß es begreiflich gemacht werden, daß er nie z 
Friedenskongreß zugelaſſen wird, außer er verſtändigt ſich mit dem 


Vierverband über die Modalitäten, unter denen die Römifge Frage | 4 
geregelt werden ſoll.“ j 


Wie der Heilige Stuhl ſich bemühte, die Verbreiterung des 
Weltkrieges hintanzuhalten, ſo hat er von Anfang an, und zwar 
durch die perſönliche Initiative des Papſtes, auf eine raſche Ber 
endigung des Menſchenmordens hingewirkt. Kein Jahrestag des 
Weltkriegsbeginns verſtrich, ohne daß der Papſt ſeine warnende 
Stimme erhob. = 

Anfang Auguſt 1915 wurde mir mitgeteilt, daß Seine Hell 
keit geneigt ſei, für Anbahnung des Friedens die Initiative zu er 
greifen. Auf Grund einer Beſprechung mit dem Reichskanzle 
von Bethmann Hollweg und dem Staatsſekretär des Auswärtigen 
von Jagow glaubte ich, der ſicherſte Weg ſei der, daß Seine Heiligkeit 
ſich in einem Privatſchreiben an die Staatsoberhäupter ſämtlicher 
kriegführenden Staaten wende; die Heranziehung der Staats“ 
oberhäupter der neutralen Länder ſei nicht empfehlenswert. Gleich . 
zeitig konnte ich die Erklärung abgeben, daß, falls ein ſolches 
Schreiben des Papſtes an den Deutſchen Kaiſer gelange, es alsbald 
zuſtimmend beantwortet würde in der Richtung, daß Deutſchland 
bereit ſei, ſofort in Friedensverhandlungen einzutreten; Deutſch⸗ 
land würde eine ſolche Aktion des Papſtes nicht nur begrüßen, 
ſondern mit feſtem Willen unterſtützen. Alle weiteren Schritte 
hingen dann von den Antworten der Staatsoberhäupter ab. Der 
bayeriſche Minifterpräfident Graf Hertling, den ich von dieſen 5 
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Vorgang in Kenntnis ſetzte, hatte es für ratſamer gehalten, „noch 
mehr Zurückhaltung zu beobachten“, damit die deutſche Stellung⸗ 
nahme nicht als ein „Zeichen der Schwäche und Erſchöpfung“ 
ausgelegt werden könne; er regte an, ich möchte in dieſer Richtung 
vorgehen. Das lehnte ich jedoch ab. Gleichzeitig ſchlug er vor, ob 
nicht an den König der Belgier herangetreten werden könne mit 
dem Hinweis, daß man mit ihm verhandeln würde, wenn er die 
Initiative ergriffe; hierbei ſollte ihm bedeutet werden, „daß jetzt 
der letzte Moment für ihn ſei, für ſich und ſein Haus die Rückkehr 
nach Belgien unter den von Deutſchland zu ſtellenden Bedingungen 
zu ſichern, da der Weg nach Brüſſel nicht mehr über Paris und Lon⸗ 
don, ſondern über Berlin führe“. Das 1915 ergangene öffentliche 
Schreiben des Heiligen Vaters an die Staatsoberhäupter zeitigte 
keinen Erfolg. 

Im Juni 1916 wurde ich auf Grund einer Rückſprache mit 
dem Staatsſekretär des Auswärtigen Amtes auch für meine Perſon 
gebeten, dem Vatikan mitzuteilen, daß die deutſche Regierung 
gern die Vermittlung des Papſtes in der Frage des Friedensſchluſſes 
annehmen werde und Seiner Heiligkeit dafür dankbar ſei. Der 
päpſtliche Vertreter in der Schweiz hielt im Oktober 1916 den 
Zeitpunkt für gekommen, den Weltfrieden herbeizuführen: Deutſch⸗ 
land habe während des Krieges von allen Seiten Bewunderung 
erfahren, aber keine Liebe gefunden; der Friedensſchluß ſei nur 
zu erreichen durch eine Verſtändigung mit England oder durch einen 
Separatfrieden mit Rußland; als einziges Hindernis der Ver⸗ 
ſtändigung zwiſchen England und Deutſchland liege Belgien im 
Weg; ſobald Deutſchland erkläre, daß es Belgien nach dem Krieg 
wieder herausgebe, würde England ſich und ſeinen Verbündeten 
ſagen, daß es an der Fortſetzung des Krieges kein Intereſſe mehr 
habe. 

Als die Friedensverhandlungen zwiſchen Wien und Montenegro 
im Januar 1916 zu ſcheitern drohten, wurde auf meine Ver⸗ 
anlaſſung hierüber die Vermittlung des Papſtes angerufen. 
Im November 1916, nachdem der erneute Friedensaufruf 
des Papſtes ohne Echo verhallt war, wurde von neutraler Seite 
dem Heiligen Stuhl eine Denkſchrift unterbreitet über die Ein⸗ 
berufung einer Vorkonferenz zur Regelung einer ganzen Reihe 
von Rechtsfragen. Wenn der Kardinalſtaatsſekretär in feinem 
Antwortſchreiben auch den Zeitpunkt für Ergreifung der Initiative 
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nicht für geeignet hielt, ſo iſt doch die Angelegenheit weiter wash 

worden. Die Konferenz ſollte als Vorläuferin und Vorbereiterin 
des künftigen Friedens eine Übereinftimmung auf Einſtellung des | 
durch die Preſſe erzeugten Haſſes erzielen, den Verzicht auf Re 
preſſalien herbeiführen, Verbeſſerung der Lage der Kriegsgefangenen 
anbahnen, Konfis kationen und Beſchlagnahme der fremden Ver⸗ 
mögen beſeitigen und für die Freilaſſung der Zivilinternierten ein⸗ 
treten. Es wurde zugleich die Ausſicht eröffnet, daß Rußland bereit 
ſei, einem ſolchen Vorſchlag zuzuſtimmen. Am 3. Oktober konnte 
ich im Auftrag des Reichskanzlers und des Staatsſekretärs bat 
Auswärtigen dem Vatikan melden: Br 


„Die deutſche Regierung begrüßt es mit lebhafter Freude, daß * 
dieſe und ähnliche Gegenſtände noch während der Dauer des Krieges 
Gegenſtand internationaler Abmachungen werden ſollen. Sie erklärt 
ſich weiter damit einverſtanden, daß die bei der geplanten Zuſammen⸗ 
kunft gefaßten Beſchlüſſe ſofort zur Ausführung kommen ſollen.“ 


Naturgemäß konnte ſich die deutſche Regierung nicht auf jeden 
einzelnen der unterbreiteten Vorſchläge feſtlegen, aber doch ihren 
feſten Entſchluß erklären, an dem Zuſtandekommen eines ſolchen | 
Abkommens mit allen Kräften mitzuwirken. Auch dieſer Verſuch 
blieb ergebnislos. | 

Als die deutſche Regierung das Friedensangebot vo 1 
12. Dezember 1916 erließ, hat fie dieſes auf meine Anregung 
mit einem beſonderen Anſchreiben Seiner Heiligkeit, „die jede 
Gelegenheit wahrgenommen habe, um im Intereſſe der Menſch⸗ 
heit auf eine Beendigung des blutigen Ningens hinzuwirken“, 
überreichen laſſen, „in der Hoffnung, daß die Initiative der vier 
Mächte einen wohlwollenden Widerhall bei Seiner Heiligkeit finden ; 
wird und daß ihr Friedenswerk auf die wohlwollende Anterſtützung 
des Apoſtoliſchen Stuhles rechnen darf“. Auf die von mir unte „ 
breitete Anſicht, daß es beſſer geweſen wäre, den Apoſtoliſchen Stuhl 
direkt anzugehen, die Friedensvermittlung in die Hand zu nehmen, 
haben Berliner amtliche Stellen mir erwidert, daß die Nückſicht 
auf die Lage des Heiligen Stuhles gerade im jetzigen Augenblick 
einen ſolchen Schritt nicht als angezeigt erſcheinen laſſe; Deutſch⸗ 
land habe keine andere neutrale Macht in einem beſonderen Schreiben 
um eine Anterſtützung des Friedensangebots gebeten als den 
Heiligen Stuhl, der nun durch dieſen Schritt freien Spielraum 
auf dem Gebiete der Friedensvermittlung erlange; weder Amerika 
noch Spanien noch andere Staaten hätten beſondere Noten erhalten 4 | 
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der Heilige Vater ſei durch einen welthiſtoriſchen Schritt Deutfch- 
lands erſucht worden, als Friedensvermittler aufzutreten. Ich 
ließ die dringende Bitte an den Heiligen Stuhl gelangen, unermüdlich 
bei allen am Vatikan beglaubigten Geſandten der kriegführenden 
Mächte darauf hinzuwirken, daß die Entente eine zuſtimmende 
Antwort in der Richtung gebe, daß ſie bereit ſei, mit Deutſchland 
in Friedens verhandlungen einzutreten; ſollte aber das deutſche 
Angebot rundweg abgelehnt werden, ſo könne der Heilige Stuhl 
in feiner vollen Autorität auftreten, „um die Völker und Regierungen 
zu beſchwören, in Verhandlungen einzutreten“; ferner würde Berlin 
gern eine außerordentliche Miſſion in den Vatikan entſenden, um alles 
durchzuſprechen, falls nicht der Heilige Stuhl eine Vertrauensperſon 
zur Ausſprache in die Schweiz entſenden wolle. In der deutſchen 
Offentlichkeit hat man ſich damals darüber aufgehalten, daß der 
Heilige Stuhl trotz der beſonderen Note von Berlin in der Offentlich⸗ 
keit keine Schritte zugunſten des deutſchen Friedensangebots unter⸗ 
nommen hat. Die deutſche Regierung hat damals niemand, auch 
mir nicht, Kenntnis davon gegeben, daß der Heilige Stuhl un⸗ 
ermüdlich in jenen Tagen für den Frieden arbeitete, und zwar am 
nachdrücklichſten bei der deutſchen Regierung ſelbſt. Erſt im Herbſt 
1919 wurde mir bekannt (was nunmehr auch durch die Ver: 
öffentlichung der Aktenſtücke durch den Anterſuchungsausſchuß 
beſtätigt wird), daß über die Wiener Nuntiatur — München war 
damals nicht beſetzt — Depeſchen des Kardinalſtaatsſekretärs 
Gaſparri eingelaufen waren, in denen auf den Ernſt und die Be⸗ 
deutung der unmittelbar auf die deutſche Erklärung folgenden Wil⸗ 
ſonſchen Friedensvermittlung hingewieſen und Deutſchland gebeten 
wurde, den Wilſonſchen Schritt in jeder Richtung zu unterſtützen, 
namentlich durch eine von allen kriegführenden Staaten abzugebende 
Erklärung über Abrüſtung. Die von Wilſon ausgegangene Frie⸗ 
dens vermittlung fand alſo die völlige Anterſtützung des Heiligen 
Stuhles. Dieſe Tatſache hat die deutſche Regierung weder dem 
Reichstag noch dem deutſchen Volk mitgeteilt, obwohl hierdurch 
der ganze Wilſonſche Schritt, der Deutſchlands Anregung mit ent⸗ 
ſprungen iſt, eine ganz andere Bedeutung und einen anderen Aus⸗ 
Hang erlangt hätte. Auch hatte der Heilige Stuhl über denſelben 
Weg mitteilen laſſen, es beſtünden gute Gründe zur Annahme einer 
Geneigtheit der Entente zu Friedensverhandlungen, wenn Deutſch⸗ 
land etwas über die Friedensbedingungen bekannt gebe; namentlich 
Erzberger Erlebniſſe 18 
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komme es auf Garantien der Wiederherſtellung und Anabhängig⸗ 
keit Belgiens an. Damit wurde die Regierung bereits zum 
zweitenmal von ſo hoher Stelle aus auf dieſen Kardinalpunkt 
hingewieſen. g 

Im Anſchluß an die Wiener Beſprechungen im April 191 5 
regte ich beim Vatikan an, ob nicht eine neue Kundgebung des 
Heiligen Vaters zugunſten des Friedens erfolgen könne; der Wiene 
Kardinal dachte an eine Enzyklika an ſämtliche Biſchöfe mit der 
Aufforderung, für den Frieden zu arbeiten. 

Ende Juni 1917 beſuchte der neue Münchener Nuntius Pacelli 
den Reichskanzler in Berlin und hierauf den Kaiſer im Großen 
Hauptquartier. Graf Hertling hatte mich vorher wiſſen laſſen, daß 4 
der Nuntius „nicht viel Brauchbares für uns bringe“. In Berlin 
war man anderer Auffaſſung. Die Zuſammenkunft zwiſchen dem 
Reichskanzler von Bethmann Hollweg und dem Nuntius brachte 
eine weitgehende Ausſprache über konkrete Friedensbedingungen. 
Der Inhalt dieſer Beſprechungen iſt mir nicht mitgeteilt worden; 
ich erfuhr ihn erſt Anfang 1919 durch die Veröffentlichung des 
Herrn von Bethmann Hollweg. Die Überreichung eines päpft⸗ 
lichen Handſchreibens an den Kaiſer im Großen Hauptquartier 
verſtärkte die Hoffnungen der Völker für baldige Herbeiführung des 
Weltfriedens. Der Nuntius legte unter anderem beim Kaiſer Vers 
wahrung ein gegen die Deportationen aus den beſetzten Gebieten; 
er bat im Namen des Heiligen Vaters, ihnen ein Ende zu machen, 
wobei er betonte, daß das auch im Intereſſe von Deutſchland 
ſelbſt liege. Der Kaiſer verſprach, alles für dieſe Sache zu tun, 
was in ſeiner Macht ſtehe. Die Friedensreſolution des Reichs tags, | 
weder von Wien noch vom Heiligen Stuhl bei mir angeregt, dient 
als weiterer Bahnbrecher für dieſe Vermittlung. 

Am 24. Juli machte der Nuntius nach dem inzwiſchen voll 
zogenen Kanzlerwechſel einen neuen Beſuch in Berlin. Man fan 
ſich denken, daß derſelbe nicht nur ein Höflichkeitsbeſuch für den 
neuen Reichskanzler Michaelis war, ſondern daß er den Auftrag 
hatte, ſich nach dem Regierungswechſel von neuem über die Krieg 5 
ziele und die Friedensbedingungen der deutſchen Regierung 3 
vergewiſſern. Dieſe erneute Fühlungnahme und der damit ver⸗ 
bundene Meinungsaustauſch dürften wohl in ihrer Bedeutung 
nicht überſchätzt worden ſein, wenn man ſie als den erſten A 
der päpſtlichen e e anſah. 8 . 


H 
5 
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Ich ließ daher am 25. Juli dem noch in Frankfurt tagenden 
Neichsausſchuß der Zentrumspartei 
3 „dringendſt bitten, daß der Reichsausſchuß und die Preſſe die 
5 Friedensreſolution mit allem Nachdruck unterſtützen wolle, da ſonſt 
5 ungeheurer Schaden für Deutſchland entſtehen könnte. Großer Nach⸗ 
druck ſei auf ſämtliche Abſchnitte der ganzen Neſolution zu legen; 
denn die Wirkung derſelben ſei, wie ſich aus den Berliner Be⸗ 
ſprechungen ergebe, eine ganz ausgezeichnete. Ich müßte es ablehnen, 
für Konſequenzen, die aus der Nichtbeachtung meines Rates er- 
wachſen könnten, verantwortlich gemacht zu werden und würde auch 
zu dem gegebenen Zeitpunkt nicht damit zurückhalten, daß dieſe In⸗ 
formation nicht befolgt wurde.“ 

Mitte Auguſt 1917 wurde die vom 1. Auguſt 1917 datierte 
Griedensnote des Papſtes veröffentlicht, die angeſichts der ge⸗ 
ſchilderten Vorgänge in allen amtlichen Berliner Kreiſen eine 
günſtige Aufnahme fand. Der Kanzler äußerte zwar immerhin 
Bedenken darüber, daß in der Note die Frage der Abrüſtung zu 
ſtark i in den Vordergrund trete; aber darüber laſſe ſich reden. Ich 
erwiderte, daß die Frage der Abrüſtung nicht nur für die Frage 
des Friedens die weſentlichſte Vorausſetzung ſei, ſondern daß eine 
Verminderung der Rüſtungen aus innerpolitiſchen und finanziellen 
Gründen abſolut ſicher kommen müſſe; darum ſei es klüger, gleich⸗ 
zeitig mit anderen Staaten ein Programm für die Verminderung 
der Rüftungen aufzuſtellen. Aus den Reihen der Ententediplo- 
maten in der Schweiz erfuhr ich, daß ſie die päpſtliche Friedensnote 
als ein „diplomatiſches Meiſterſtück“ bezeichneten. Die Schweizer 
Gruppe der Internationalen Katholiſchen Anion begrüßte den 
päpſtlichen Friedensſchritt durch eine beſondere Kundgebung. 
Die Antwort der deutſchen Regierung auf das ver⸗ 
offentlichte Friedensangebot zog ſich lange hin. Ich ſchlug vor, nur 
eine kurze Antwort dahin zu geben, daß die deutſche Regierung in 
der Kundgebung des Papſtes „eine geeignete Grundlage für einen 
0 echten und dauerhaften Frieden ſehe und bereit ſei, ſich durch 


ns Einvernehmen zu ſetzen und Verhandlungen herbeizuführen, in 
denen Deutſchland Ergänzungen und Anderungsvorſchläge machen 
zürde, welche jedoch an den Grundgedanken der päpftlichen Friedens⸗ 
vote nichts Weſentliches ändern“. Am 21. Auguft erklärte der 
eichskanzler im Hauptausſchuß des Reichstags, daß die Antwort 
Dei eutſchlands erſt nach Fühlungnahme mit den Were in 
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päpſtliche Friedensnote ſei nicht von den Mittelmächten ved 
worden. Der Reichskanzler ſchloß zwar feine Erklärung mit den 
Worten: „Ich werde alles tun, um ſo ſchnell wie möglich dem 
Frieden näherzukommen,“ bezeichnete aber die Friedensausſichten 
als recht gering. In das harmoniſche Zuſammenarbeiten wurde 
ein Zwieſpalt hineingetragen durch die Beſprechung der Rede, des 
Reichskanzlers vom 19. Juli über die Einſchaltung der unglücklichen 
Worte „wie ich ſie auffaſſe“. 1 

Zur Feſtſetzung der deutſchen Antwort wurde ein aus; zſieben 
Mitgliedern des Reichstags beſtehender Beirat, dem auch ich 
angehörte, gewählt. Es war mir angedeutet worden, daß die Ant ⸗ 
wortnote wohl in allgemeinen Ausdrücken gehalten werden könne, oh e 
in Einzelheiten einzugehen, daß aber die Annahme im Prinzip aus 4 
geſprochen werden müſſe. Darüber verftändigte ich mich mit dem 


5 4 


Staatsſekretär von Kühlmann. In dem Siebeneraus ſchuß 


bereit, die vollkommene Anabhängigkeit Belgiens 1 
über jeder Macht herzustellen. Die erſte Sitzung des Siebener 
ausſchuſſes fand am 28. Auguſt ſtatt, in welcher der Staatsſekretär 
mitteilte, daß dem Vatikan ein Zwiſchenbeſcheid des Kaiſers z „* 


worden ſei; dieſe müſſe aber zuerſt mit den Verbündeten epo en 
werden. Belgien habe dem Vatikan auch einen Zwiſchenbeſcheid 
gegeben ebenſo England. Die Vertreter aller Parteien mit Ausnahme 
der Konſervativen forderten, daß eine klare Erklärung über die 
Wiederherſtellung der vollſtändigen Anabhängigkeit Belgiens ge 
geben werden müſſe; ſchweige Deutſchland, fo ſei die Friedens ⸗ 
ausſicht gering. * 
Graf Czernin ließ mich in jenen Tagen wiſſen, daß auch er der Au 5 
faſſung ſei, daß in die deutſche Antwort ein Abſchnitt über die volle 
Selbſtändigkeit Belgiens aufgenommen werden müſſe. Um dies zu er 
reichen, hatte ich am 30. Auguſt eine längere Anterredung mit Staats- 
ſekretär von Kühlmann, der in der belgiſchen Frage ſich auf meinen 
Standpunkt ſtellte; denn er habe vor Abernahme ſeines Amtes dem 
Reichskanzler geſagt, daß Belgien vollſtändig und unabhängig 
wiederhergeſtellt werden müſſe; der Kampf hierüber werde zwar 
innerpolitiſch ein äußerſt heftiger werden, aber er müſſe jetzt durch ⸗ 
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gefochten werden. Nur wünſche er zwei Vorfragen zu löſen, indem 
er auf diplomatiſchem Wege feſtzuſtellen verſuche, welche neuen 
Sicherungen die feindlichen Mächte für die vollkommene An⸗ 
abhängigkeit Belgiens geben wollten und ob die feindlichen Mächte 
nach der deutſchen Erklärung über Belgien bereit ſeien, ſofort in 
Friedensverhandlungen einzutreten Ich ſah das nur als eine 
Frage der Taktik an, da man im Prinzip einig ſei. Auch vom 
belgiſchen Geſandten in der Schweiz erfuhr ich in jenen Tagen, daß, 
wenn Deutſchland das entſcheidende Wort über Belgien ſpreche, 
der Friede ſicher da ſei. In dieſen zweiten Akt der päpſtlichen 
Friedensvermittlung verwob ſich nun der dritte mit den beſten 
Ausfichten auf raſchen und vollen Erfolg. 

Mitten in dieſen Verhandlungen, am 30. Auguſt, war dem 
Reichskanzler die Abſchrift einer Depeſche übermittelt worden, die 
der britiſche Geſandte beim Heiligen Stuhl im Auftrag ſeiner 
Regierung und mit Zuſtimmung Frankreichs übergeben hatte. In 
derſelben wurde eine beſtimmte Erklärung Deutſchlands über ſeine 
Kriegsziele und über das künftige Schickſal Belgiens verlangt. Die 
Erklärung brauchte nicht einmal veröffentlicht, ſondern nur vertraulich 
und möglichſt bald dem Heiligen Stuhl übergeben zu werden. Die 
Abſchrift der Depeſche war begleitet von einem Schreiben des 
Nuntius mit folgendem Inhalt: 


„München, den 30. Auguſt 1917. 


Eure Exzellenz! 


Ich habe die hohe Ehre, anliegend Eurer Exzellenz die Abſchrift 
eines Telegramms zu übermitteln, das von Seiner Exzellenz dem 
Herrn Geſandten Seiner Majeſtät des Königs von England bei 
dem Heiligen Stuhle Seiner Eminenz dem Herrn Kardinalſtaats⸗ 
ſekretär übergeben wurde; die franzöſiſche Regierung ſchließt ſich 
den im gleichen Telegramm ausgeführten Darlegungen an. 

Seine Eminenz iſt voll des Verlangens, jene Bemühungen für 
baldige Erreichung eines gerechten und dauerhaften Friedens wirkſam 
fortzuſetzen, welchen anzunehmen die Kaiſerliche Regierung ſo ent⸗ 
gegenkommende Bereitwilligkeit an den Tag gelegt hat. Darum hat 
mich Seine Eminenz beauftragt, die Aufmerkſamkeit Eurer Exzellenz 
in beſonderer Weiſe auf den Punkt hinzulenken, welcher ſich auf 
Belgien bezieht, und zu erreichen: 1. eine beſtimmte Erklärung über 
die Abſichten der Kaiſerlichen Regierung bezüglich der vollen Un- 
abhängigkeit Belgiens und der Entſchädigung für den in Belgien 
durch den Krieg verurſachten Schaden; 2. eine gleichfalls beſtimmte 
Angabe der Garantien für politiſche, ökonomiſche und militäriſche 
Unabhängigkeit, welche Deutſchland verlangt. Sei dieſe Erklärung 
befriedigend, ſo meint Seine Eminenz, daß ein bedeutender Schritt 
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zu weiterer Entwicklung der Verhandlungen gemacht würde. 
Tatſächlich hat der erwähnte Geſandte von Großbritannien pr eine 
Königliche Regierung bereits verſtändigt, daß der Heilige Stub 3 
auf die im angegebenen Telegramm enthaltenen Mitteilungen ant 
worten wird, ſobald er ſeinerſeits durch meine Vermittlung die Ant 
wort der Kaiſerlichen Regierung erhalten haben wird. BE 

Meinerſeits möge es mir geftattet fein, der feſten Überzeugung 
Ausdruck zu geben, daß Eure Exzellenz, bei deren Eintritt in die 
allerhöchſte Stelle unter wohlerwünſchtem Zuſammentreffen der 
hochgeſchätzte päpſtliche Vorſchlag erſchienen iſt, und welche ſo 
günſtige Geſinnungen in bezug auf dieſes Friedenswerk gezeigt hat, 
ſich unſterbliche Verdienſte erwerben wird um das Vaterland und 
um die ganze Menſchheit, wenn mit einer verſöhnlichen Antwort der 
gute Fortgang der Friedensunterhandlungen erleichter | 
wird. In ſolcher Erwartung ift es mir ſehr angenehm, der Geſinnun 
höchſter Wertſchätzung Ausdruck zu geben, und habe ich die Ehre z 


verharren als ; 
Euer Exzellenz | 

ergebenfter 

gez. Eugen Pacelli, Erzbiſchof von Sardi, 


Apoſtoliſcher Nuntius.“ 1 
Dieſes hochbedeutſame Schreien des Nuntius vom 30. Au 
wurde aus mir unerklärlichen Gründen zunächſt nicht erledigt, ſonder 
die Antwort auf die veröffentlichte Friedensnote des So 
Stuhles fertiggeſtellt. 
Am 6. September unterhielt ich mich mit dem in Berlin Veit 
Grafen Czernin, der mißtrauiſch darüber war, ob Deu an 
die von England erbetene beſtimmte Erklärung über Belgien abgebi 
während ihm die deutſche Antwortnote auf die päpſtliche Frieder ni 
kundgebung ſehr gut gefiel. Dieſe war ſoweit fertiggeſtellt, daß at 
10. September die Schlußſitzung des Siebenerausſchuſſes ſtattfinde 
konnte, in welcher Staatsſekretär von Kühlmann mitteilte, daß 
vatikaniſche Friedensſchritt nicht gegen den Willen Englands e 
ſei. Der Text der deutſchen Antwort ſei ein Kompromiß zwiſche 
verſchiedenen Stellen; die Antwort gehe nicht auf Belgien ein, w ie 
die Kommiſſion früher gewünſcht habe. Belgien habe als Fauftpfi ar | 
hohen Wert für uns, den es verliere, wenn man die Karten off 
auf den Tiſch lege. Der Kardinalſtaatsſekretär habe zudem ber 
eine ganz vertrauliche Anfrage über die Stellungnahme der Deu 
Regierung über Belgien an den Reichskanzler gerichtet, und; 
auf Grund einer Anfrage einer feindlichen Macht, welche 10% 
Kriegsziele wiſſen wolle und beſonders unſere Stela ! 
Belgien. Er könne in Abereinſtimmung mit fämtlichen Organen " 
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n nur ſagen, daß die Reichstagsreſolution vom 
19. Juli „als abſolute Nichtſchnur für die Löſung der belgiſchen 
Frage zu dienen habe“. Der Sozialdemokrat Scheidemann hielt 
eine Erklärung über Belgien in der deutſchen Antwortnote für 
abſolut notwendig, da ſonſt keine Brücke zum Frieden geſchlagen 
würde; enthalte die Antwort über Belgien nichts, ſo würden 
die Alldeutſchen dies als einen Triumph ihrer Politik anſehen, 
was im Ausland und Inland ungünſtig wirke. Darauf erwiderte 
der Reichskanzler, daß zwiſchen der Regierung und der Reiche: 
tagsmehrheit in der belgiſchen Frage vollkommene Aberein⸗ 
ſtimmung herrſche; man müſſe es aber doch der Regierung über⸗ 
laſſen, welche Methode der weiteren Behandlung fie für richtig 
halte. Ich ſelbſt konnte mit dem Abgeordneten Streſemann er⸗ 
klären, daß jetzt nur noch eine Differenz über die formale Be⸗ 
handlung der belgiſchen Frage beſtehe. Nach der neuen vertrau⸗ 
lichen Anfrage der Kurie ſolle man darin der Regierung freie 
Hand laſſen, wohl aber müſſe die Reichstagsreſolution in die 
Antwort zuſtimmend aufgenommen werden. Nach der Auffaſſung 
des Grafen Weſtarp entſprach die Papſtnote nicht den deutſchen 
Intereſſen; er äußerte Bedenken über die Abrüſtung und wollte 
auch in vertraulicher Weiſe über Belgien nichts an die Kurie weiter⸗ 
gegeben wiſſen. Am Einigung herbeizuführen, erklärte ſich Staats⸗ 
ſekretär von Kühlmann bereit, daß Deutſchland dem Vatikan 
nicht nur in allgemeinen Wendungen ſagen werde, die Reichs⸗ 
tagsreſolution ſei die abſolute Nichtſchnur für die Löſung der 
belgiſchen Frage, ſondern daß er dem Vatikan über alle wichtigen 
Punkte in der belgiſchen Frage Aufſchluß geben werde. Der Reichs · 
kanzler ſtimmte dem zu, daß in der Antwort der Regierung die 
Friedensreſolution zuſtimmend erwähnt werde, aber über Belgien 
nichts aufzunehmen ſei. Mit dieſer Erklärung ſtand in vollem 
Widerſpruch, was mir Graf Czernin durch eine Mittelsperſon am 
11. September ſagen ließ, daß der Reichskanzler in der vertraulichen 
Note nach Nom die Schleifung der belgiſchen Feſtungen verlangen 
und die belgiſchen Eiſenbahnen unter deutſche Kontrolle geſtellt 
wiſſen wolle. Ich ließ Graf Czernin ſagen, daß ich an meinem 
Standpunkt abſolut feſthielte; wenn Berlin ein doppeltes Spiel 
treibe, ſo müſſe das ſehr ſchnell ſcheitern. Am 11. September 
fand die vom Siebenerausſchuß genehmigte Antwortnote die Zu⸗ 
ſtimmung des Kaiſers. An dieſem Tage gelang es Staatsſekretär 
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von Kühlmann, entgegen der Stellungnahme von Militär und 
Marine, ſeinen Standpunkt in der belgiſchen Frage durchzuſetzen. 
Am 13. September ging die deutſche Antwort auf die Friedens⸗ 
note des Papſtes an den Nuntius in München ab; ſie ſollte aber 
erſt am 22. September veröffentlicht werden. Inzwiſchen erfuhr 
ich, daß, wenn nicht Deutſchland, ſei es in der Antwort auf 
die päpſtliche Friedenskundgebung oder in einer Separatnote über 
Belgien, die vom Heiligen Stuhl verlangte Erklärung abgebe, jede 
Möglichkeit von Friedensverhandlungen in nicht gutzumachender 
Weiſe gefährdet ſei. Die deutſche Regierung wollte jedoch, wie 
mir im Auswärtigen Amte auf das beſtimmteſte verſichert wurde, 
in ihrer Beantwortung der vertraulichen Anfrage des Kardinal⸗ 
ſtaatsſekretärs auf die belgiſche Frage eingehen; dabei ſetzte man 
voraus, daß die Entente dann auch geſonnen ſei, ſofort in Friedens- 
verhandlungen einzutreten. A 

Die päpftliche Friedensvermittlung hatte Wert darauf gelegt, 
mit der Veröffentlichung der deutſchen Antwortnote ſo lange 
zu warten, bis genügende Erklärungen über die Widerberſelung 
Belgiens und die Kriegskoſtenfrage in dieſelbe aufgenommen ſeien. 
Ich war damals von Berlin abweſend. Mehrere dringende An⸗ 
fragen des Nuntius an die Regierung in dieſer Richtung waren ohne 
jede Antwort geblieben. Andere Anfragen wurden ablehnend beant⸗ 
wortet. Später konnte ich dann im Auswärtigen Amt feſtſtellen, 
daß Berlin dieſe Anfragen völlig mißverſtanden hatte, indem es 
fie auf die Beſprechungen vom 24.25. Juli (S. 274) bezog 
und nicht auf die päpſtliche Friedenskundgebung vom 1. Auguſt. 
Auf Grund der mir in Berlin gewordenen Informationen muß 1 
ich an der Aberzeugung feſthalten, daß dem Heiligen Stuhl über 
Belgien bald eine genügende Antwort zuteil würde, und a. 0 
auf die vertrauliche Anfrage des Kardinalſtaatsſekretärs, ſo daß 
die Friedensaktion nicht, wie man befürchtete, zum Scheitern ger 
langt ſei. Allerdings blieb meine erneute Anregung, daß der 
Reichskanzler im Hauptausſchuß des Reichstags die Krk 
abgeben möge, Deutſchland nehme die vom Heiligen Stuhl vor 
geſchlagene Grundlage im Prinzip an und behalte ſich vor, die 9 
ſelbe auf dem Weg der Sonderverhandlungen zu präziſieren und 
zu vervollkommnen, ergebnislos. Doch war ich der feſten Aber 
zeugung, daß die Antwort des Reichskanzlers über Belgien ie 
gewünſchte Klarheit ſchaffen werde. Di 
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Der Reichskanzler hatte ſich nahezu einen ganzen Monat Zeit 
genommen, um am 24. September in Beantwortung des Schreibens 
des Nuntius vom 30. Auguſt ſeinen Dank „für die gütige Aber⸗ 
ſendung der intereſſanten Mitteilungen“ auszudrücken. Er betonte 
zwar, daß die Kaiſerliche Regierung mit den Bemühungen des 
Kardinalſtaatsſekretärs „für ſofortige Herbeiführung eines gerechten 
und dauerhaften Friedens“ vollkommen übereinſtimme, daß ſie ſich 
der Auffaſſung anſchließe, „daß eine genaue Präzifierung der 
Sei den Weg bilde, auf dem ſich unter Amſtänden eine 
Einigung unter den kriegführenden Parteien“ werde erzielen laſſen, 
daß dabei „die auf Belgien bezüglichen Fragen in erſter Linie 
Beachtung zu finden“ hätten. Dann aber brachte der Kanzler 
ein Moment in ſeine Antwort, das mit dem Krieges ſchluß und 
dem Frieden nichts zu tun hatte, ein hiſtoriſches Moment, das 
augenblicklich noch ins Gefühlsleben überſchlägt, das aber aus 
diplomatiſchen Verhandlungen herausgeſtellt bleiben mußte: die 
Frage der Kriegsſchuld, die die Gegner uns allein aufbürdeten und 
es dadurch unmöglich machten, uns auf dieſem Boden „anderer 
Anſchauungen und Gefühle“ mit ihnen „zu einer Diskuſſion über 
die Möglichkeit und die Bedingungen eines Friedens zu begegnen“. 
Das ſind Sätze, die nicht nach Diplomatie ſchmecken, ſondern nach 
dem Militärkabinett. 
Aber weder von dieſer Frage war die Rede in dem Briefe des 
Nuntius oder in dem engliſchen Telegramm noch von der Frage, 
wer Sieger oder Beſiegter ſei; man wollte von ſeiten der Gegner 
Frieden anbahnen. Der Kanzler aber wirft alle dieſe Fragen auf: 
wenn die Gegner glaubten, ſie hätten „als Antwort auf die Note 
des Präſidenten Wilſon ihre Kriegsziele mitgeteilt“, ſo weiſe er 
„Ion jetzt“ darauf hin, 
„daß die damals bekanntgegebenen Kriegsziele als Grundlage eines 
Meinungsaustauſches nicht in Erwägung gezogen werden können, 
da ſie einen Ausgangspunkt zur Vorausſetzung haben, der dank der 
Standhaftigkeit des deutſchen Volkes niemals eintreten wird: nämlich 
eine völlige Niederwerfung Deutſchlands und ſeiner Verbündeten.“ 
Ginge umgekehrt Deutſchland von der Vorausſetzung einer 
Niederwerfung feiner Gegner aus, jo würde der Friede nicht ge: 
fördert, 
9 „da die Abweichungen der gegenſeitigen Forderungen ſo groß wären, 


daß auch der beſte Wille verzweifeln müßte, eine Einigung für möglich 
zu halten.“ 


8 ne 
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Man müſſe alſo auf der Grundlage, daß es keine Beſiegte noch 
Sieger gebe, verhandeln. Nach dieſen theoretiſchen Erörterungen, 
die mit der Friedensfrage als ſolcher nichts zu tun hatten, die 
aber dazu dienen ſollten, einer klaren Stellungnahme aus dem Wege 
zu gehen, verweigert der Reichskanzler dann auch geradezu die 
Antwort, die die wichtigſte ſein ſollte und das Schickſal Deutſch⸗ 
lands in ſich barg: die präziſe Antwort über Belgien. Er fährt 
nämlich fort: 4 

„Sind wir mithin im heutigen Stadium der Dinge noch nicht 
der Lage, dem Wunſche Eurer Exzellenz zu entſprechen und eine 
beſtimmte Erklärung über die Abſichten der Kaiſerlichen Negie 
im Hinblick auf Belgien und auf die von uns gewünſchten Garan⸗ 
tien zu entſprechen (jo in Oskar Müller, „Warum mußten wir nac 
Verſailles?“, ſoll wohl heißen „abzugeben “), fo liegt der Grund hie 
keineswegs darin, daß die Kaiſerliche Regierung grundſätzlich de 
Abgabe einer ſolchen Erklärung abgeneigt wäre oder ihre entſcheidend 
Wichtigkeit in der Frage des Friedens unterſchätzte oder glaubte, ihr 
Abſichten und die ihr unumgänglich nötig ſcheinenden Garantie 
könnten ein unüberſteigliches Hindernis für die Sache des Frieden 
bilden, ſondern lediglich darin, daß ihr gewiſſe Vorbedingungen, Di 
eine unbedingte Vorausſetzung für die Abgabe einer derartigen E 
klärung bilden, noch nicht genügend geklärt zu ſein ſcheinen. 

Hierüber Klarheit zu gewinnen, wird das Beſtreben der Kaiſe 
lichen Regierung fein, und fie hofft — falls die Amſtände ihr Vo 
haben begünſtigen — in nicht allzu ferner Zeit in der Lage zu fein 
Eure Exzellenz über die Abſichten und nötigen Forderungen ; 
Kaiſerlichen Regierung, insbeſondere in bezug auf Velen gene 
unterrichten zu können.“ 


Dieſe Antwort war das jähe Ende der ſo befnungevall 6 
gonnenen päpſtlichen Friedensvermittlung. | 
Der vom 24. September 1917 datierte Brief des Reichefangle lers 
an den Nuntius ift mir erſt im Juli 1919 in feinem Wortlaut b bi 
kannt geworden; die dem Reichstag und mir gegeben 
Zuſage, hierin über Belgien zu ſprechen, wurd 
nicht erfüllt. Ich verſtand daher auch damals das Schreibe 
des Nuntius vom 30. September nicht, daß er meine günſtit 
Aberzeugung wegen des Ausgangs der Friedensverhandlungen nic 
teilen könnte: „Die Tatſachen geſtatten es mir nicht. Auf jede 
Fall vertraue ich auf die göttliche Vorſehung, welche das Schick 
der Nationen regiert.“ Ich beharrte in meinem Schreiben vo 
2. Oktober an den Nuntius bei meiner günſtigeren Auffoffung d 
Standes der Friedens verhandlungen, da die belgiſche Frage k 
Hindernis für die Herbeiführung des Friedens bilde; man nö 
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den Mut nicht ſinken laſſen und die Verhandlungen nicht als ge- 
ſcheitert anſehen. 

Aus meiner ſchon bekannten Anterredung mit dem Nuntius im 
Oktober 1917 konnte ich entnehmen, daß es für den Augenblick keine 
Möglichkeit gab, die gänzlich verfahrene Lage wieder einzurenken; 
die einzige Möglichkeit wäre eine Abkehr von dem bisher gewählten 
Weg unklarer Höflichkeiten geweſen. Der Friede war wieder in 
unabſehbare Ferne gerückt. Der Papſt perſönlich und England 
mußten über die Anklarheit und Verſchwommenheit der Antwort 
vom 24. September bitter enttäuſcht ſein. England und auch der Papſt 
hatten eine brauchbare, wenn auch nur andeutungsweiſe Erwähnung 
der belgiſchen Frage erwartet. Mit dem, was geantwortet worden 
war, konnte man abſolut nichts anfangen. Die Entente zweifelte 
an der Aufrichtigkeit Deutſchlands oder an der Möglichkeit der 
deutſchen Regierung, ſich über Belgien in einer Weiſe auszu⸗ 
ſprechen, die weitere Verhandlungen geſtattete. (Der bekannte 
engliſche Imperialiſt Leo Maxſe, der Herausgeber der „National 
Review“, hat im Septemberheft 1919 im Anſchluß an meine dieſe 
Vorgänge ſchildernden Darlegungen in der Nationalverſammlung 
zu Weimar geſchrieben: „Wir müſſen Herrn Erzberger darin zu: 
ſtimmen, daß die britiſche Regierung im Auguſt 1917 die Initiative 
ergriff, um Deutſchland durch den Vatikan eine Eröffnung zu 
machen ... Hätte der Feind damals nur eine befriedigende Er⸗ 
klärung über Belgien abgegeben, fo hätten Anterhandlungen be⸗ 
gonnen und das Anheil wäre geſchehen geweſen, bevor das Publikum 
von der Intrige auch nur gewußt hätte.) So war es klar, daß die 
Entente wahrſcheinlich dem Heiligen Stuhl keine Antwort auf die 
Friedensnote mehr gab, da es Rom nicht gelungen war, eine klare 
Antwort der Mittelmächte auf eine von ihnen geſtellte beſtimmte 
Frage zu erhalten. Ein Ausweg ſchien mir wohl offen zu fein: 
die Mittelmächte hinterlegten zu treuen Händen des Vatikans ihre 
Kriegsziele, genau umſchrieben mit dem Vorbehalt, daß ſie nicht 
zur Veröffentlichung beſtimmt ſeien und daß Deutſchland ſich nur 
eine gewiſſe Friſt daran gebunden halte. Dem anfangs November 
in München weilenden neuen Reichskanzler Graf Hertling unter⸗ 
breitete ich dieſen Plan, der ihn für gut fand, aber die Entſcheidung 
erſt in Berlin treffen wollte. Dem Kaiſer von Oſterreich ließ ich 
dieſe Abſicht auch mitteilen. Staatsſekretär von Kühlmann wollte 
jedoch im jetzigen Augenblick keine weitere Aktion vollziehen, ehe 
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Bi 
nicht die Anverſehrtheit unſeres Gebietes in Europa und in Über: 
ſee zugeſagt ſei. 3 

Ich legte am 14. Dezember dem Nuntius erneut die Frage 5 
nahe, ob er nicht ſeinerſeits eine Anfrage nach Berlin richten könne, 
ob man ihm nunmehr die am 24. September in Ausſicht geſtellten 3 
Kriegsziele mitteilen würde. Da kam eine überraſchende Wendung, 
die eine gewiſſe Aufklärung über dunkle Vorgänge brachte. Die 
neue Sowjetregierung in Moskau veröffentlichte Depeſchen des 
ruſſiſchen Botſchafters in London; aus einer derſelben war erſichtlich, 
daß ein neutraler (ſpaniſcher) Diplomat ſich im Auftrag Deutſch⸗ 
lands an die engliſche Regierung gewandt hatte mit dem Wunſche, 
mit England Friedensverhandlungen zu beginnen. Das gab Ver⸗ 
anlaffung zu einer Anfrage im engliſchen Unterhaus, wo Miniſter 
Balfour erklärte, daß die engliſche Regierung 0 


„im September 1917 von Deutſchland durch Vermittlung eines 
neutralen Diplomaten eine Mitteilung erhielt, daß es der deutſchen 
Regierung ein Vergnügen bereiten würde, der britiſchen Regierung 2 | 
eine Mitteilung über den Frieden zu machen. Die britiſche Regierung i 
antwortete darauf, daß fie bereit ſei, jede Mitteilung in Empfang m 
zu nehmen, die ihr die deutſche Regierung zu übermitteln wünſche, 5 
und ſie ſei bereit, darüber mit ihren Verbündeten zu beraten. Hierauf 
erhielten wir keine Antwort und haben ſeitdem auch keine ſonſtigen 
amtlichen Mitteilungen in dieſer Angelegenheit erhalten.“ 3 


Hierdurch wurde mir mit einem Schlage klar, warum die päpſtliche | 
Friedensvermittlung im September gefcheitert war. In Deutſchland 
erregten dieſe Mitteilungen gewaltiges Aufſehen. Die darauf gegebene 
amtliche deutſche Erklärung teilte in einer nur dem Eingeweihten 
verſtändlichen Sprache mit, daß Deutſchland dem Vatikan gegen⸗ 
über, der die Anfrage geſtellt hatte, ſich nicht binden wollte, und 
darum einen anderen Vertrauensmann zu Anfragen in Engl 
wählte. Wie mir ſpäter bekannt wurde, war dies ein ſpaniſcher 
Diplomat, der über ſeine Anfrage und die von England erhaltene 9 
Antwort aber der deutſchen Regierung keinerlei Meldung mehr 
erſtattete. 1 

Der Heilige Stuhl mußte begreiflicherweiſe von dieſen Vor⸗ 
gängen ſehr überraſcht fein, um keinen ſtärkeren Ausdruck zu ger” 
brauchen. Die deutſche Regierung hatte es einerſeits abgelehnt, 
auf ſeine Anfragen eine klare Antwort zu geben, und wollte gleich⸗ 
zeitig andererſeits einen Nebenweg über Spanien gehen. Daß 
gerade dieſer Nebenweg ungangbar war, ſtand von vornherein 1 b 
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feſt und hätte auch von der deutſchen Diplomatie erkannt werden 
müſſen. Die ſpaniſche Regierung lehnte nämlich die „Ver⸗ 
mittlung“ ab, hielt es aber für nicht angebracht, die „Erklärung 
einer Bereitſchaft Deutſchlands vor England zu verheimlichen“. 
Wäre alſo die deutſche Regierung den gut vorbereiteten Weg der 
offiziellen Antwort an die Kurie gegangen, ſo wäre man in der 
Friedensfrage raſch weiter gekommen. 

Freilich lag noch eine Möglichkeit offen: Man hatte in Berlin 
zum erſtenmal erfahren, daß England zu einer Ausſprache bereit 
war. Auf eine ſolche Ausſprache mußte immer noch hingewirkt 
werden, und zwar auf diplomatiſchem Wege entweder durch den 
Heiligen Stuhl oder durch Deutſchland ſelbſt. Beides war aber 
trotz meiner Bemühungen nicht zu erreichen. 

Auf alle Fälle erhielt Deutſchland die klarſte und bündigſte 

Antwort auf das Verſagen ſeiner Regierung durch die wichtige 
und ſchließlich die Entſcheidung herbeiführende Tatſache, daß die 
Alliierten nunmehr dem Marſchall Foch das militäriſche Ober⸗ 
kommando ſämtlicher alliierten Truppen übergaben unter Zurück⸗ 
ſtellung aller bisherigen Bedenken. 
Anfang Januar 1918 ließ der Kaiſer von Oſterreich mich 
wiſſen, daß er bereit ſei, die Kriegsziele Oſterreich⸗Angarns und, 
wenn gewünſcht, auch Deutſchlands dem Heiligen Stuhl zu treuen 
Händen zu unterbreiten, um ihm Gelegenheit zu geben, die Ver⸗ 
mittlerrolle vor Aufnahme der Frühjahrsoffenſive auszuüben; 
eine Vertrauensperſon ſei zur Übermittlung bereits gewonnen. 
Kaiſer Karl ſandte feinen Beauftragten zum Deutſchen Reichs⸗ 
kanzler mit der Bitte, daß Deutſchland den Schritt, mit dem der 
König von Bulgarien einverſtanden ſei, mitmachen ſolle. Der Be⸗ 
auftragte hatte den Eindruck, daß der Kaiſer von Dfterreich ent⸗ 
ſchloſſen ſei, bei deutſcher Ablehnung auch allein den Schritt zu 
unternehmen. Reichskanzler Graf Hertling erklärte ſich perſönlich 
mit dem Vorgehen einverſtanden, wollte aber erſt Rückſprache 
mit anderen Stellen nehmen. Trotz alles Drängens kam erſt am 
21. Januar die Antwort des Reichskanzlers an den Beauftragten 
des öſterreichiſchen Kaiſers, dahin gehend, daß die Situation ſich 
verändert habe und die Friedens bedingungen nicht mitgeteilt werden 
könnten. Ob der Kaiſer von Oſterreich dann für ſich allein den 
Schritt in Rom unternommen hat, iſt mir nicht bekannt ge⸗ 
worden. 
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Volle Aufklärung darüber, warum die deutſche Regierung trotz 
alles Drängens des Vatikans, trotz der öffentlichen Anfrage von 
Asquith über Belgiens Schickſal, trotz des Wunſches zahlreicher neu⸗ % 
traler Diplomaten und der Forderung der Mehrheitsparteien über 
Belgien keine befriedigende Antwort gab, habe ich erſt am 11. Juli 
1918 aus Außerungen des Reichskanzlers Graf Hertling in der 
vertraulichen Sitzung des Hauptausſchuſſes erfahren. Damals er⸗ 
klärte dieſer, Belgien ſolle als Fauſtpfand in unſerer Hand bleiben f 
zur Sicherung gegen künftige Gefahren; Fauſtpfänder gebe man 
wieder heraus, wenn die Gefahr beſeitigt ſei; Belgien dürfe nicht 
wieder Aufmarſchgebiet unſerer Feinde werden; darum müßten 
wir ein engſtes Wirtſchaftsverhältnis mit Belgien anſtreben und 
uns auch in politiſcher Hinſicht Sicherungen gegen Gefahren geben 
laſſen; das habe er, der Reichskanzler, am 1. und 2. Juli mit der 
Oberſten Heeresleitung verabredet. Unter den Mehrheitsparteien 
erhoben ſich ſofort die ſchwerſten Bedenken gegen dieſe Formu⸗ 
lierung. Dem mich am Nachmittag aufſuchenden Vizekanzler 
von Payer erklärte ich, daß ich durch dieſe Ausführungen unter 
keinen Amſtänden befriedigt fein könne; der Reichskanzler müſſe ſich 
einfach vorbehaltlos zur deutſchen Antwort auf die Papſtnote be⸗ 
kennen. Vizekanzler von Payer glaubte, daß der Reichskanzler dies 
gegenüber der Oberſten Heeresleitung nicht erreiche, und bat mich, 
gemeinſam mit ihm eine Formulierung zu finden, die befriedigend ſei. 
Ich verſuchte dies zunächſt durch die negative Erklärung, daß Belgien 
kein Schutzſtaat Deutſchlands werden ſolle und daß eine Verſtändigung 
mit Belgien, mit dem Deutſchland in Frieden und Freundſchaft 
leben wolle, herbeigeführt werden müſſe. In der Vorſtandsſitzung 
der Zentrumsfraktion drang ich mit Trimborn mit dieſer Auffaſſung 
durch. Es wurde beſchloſſen, dem Reichskanzler mitzuteilen, daß 
er ſeine Erklärung über Belgien genau umſchreiben und namentlich 5 
zum Ausdruck bringen müſſe, daß Belgien als unabhängiger Stact 
wiederherzuſtellen ſei. In gemeinſamer Beſprechung mit den übrigen 
Mehrheitsparteien wurde dann vereinbart, daß der Reichskanzler 
zu erklären habe, Deutſchland wolle Belgien nicht dauernd 8a 
ſondern nur als Fauſtpfand; es ſei bereit, die volle Selbſtändigkeit 
Belgiens herzuſtellen, und zwar in einer ſolchen Form, daß es . 
kein Vaſallenſtaat irgendeiner Macht oder Mächtegruppe würde. 1 
Der Verſuch, am Abend gegen 9 Ahr noch den Reichskanzler zu 
ſprechen und eine Verſtändigung mit ihm herbeizuführen, deere, * 


21. Kapitel. Der Übergang zum parlamentariſchen Regime 287 


um anderen Morgen wurde mir dann vom Reichskanzler mitgeteilt, 
daß er die vorgeſchlagene Formulierung annehme. In der als⸗ 
bald ſtattfindenden Sitzung des Hauptausſchuſſes hat auch der 
Reichskanzler die verabredete Erklärung abgegeben: Belgien ſolle 
als ſelbſtändiges Staatsweſen wiederhergeſtellt werden; es ſolle 
keiner Macht als Vaſall unterworfen werden. Während alle 
Parteien ſich einverſtanden erklärten, ſtellte der konſervative Führer 
Graf Weſtarp feſt, daß durch die heutige Erklärung des Reiche: 
kanzlers ſich die Situation verſchoben habe. Die Darlegung über 
Belgien hätte die Konſervativen nicht befriedigt, weil die belgiſche 
Küſte hierdurch preisgegeben worden ſei. Einen internationalen 
Erfolg konnte man nach dieſem entſetzlichen Schweigen, dieſer ver⸗ 
ſchwommenen Anklarheit und dieſem Hin und Her nicht mehr 
erwarten. 

Deutſchlands Regierung hat über Belgien jo lange geſchwiegen, 
bis ſie nichts mehr zu ſagen hatte, und hierdurch die ſchwere Schuld 
der Kriegsverlängerung auf ſich geladen. | 

Verſteht man nun auch meine vielfach angefeindete Auslaſſung 
vom Sommer 1917, daß es mir in wenigen Stunden möglich ſein 
würde, zum Frieden zu gelangen, wenn ich eine Ausſprache mit 
Lloyd George oder einem anderen engliſchen Staatsmann haben 


könnte? 
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Jn den politiſch erregten Julitagen des Jahres 1917 erlebte 
ich das Sterben des bis dahin in Deutſchland üblichen politiſchen 
Regimes, mit wechſelnden Mehrheiten im Reichstag zu 
regieren. Fürſt Bismarck hat dies zwar als die angenehmſte Situa⸗ 
tion bezeichnet; er wollte eine „Ausgaben⸗Mehrheit“ und eine 
„Einnahmen⸗Mehrheit“ haben. Im Juli 1917 war eine Mehr⸗ 
heit vorhanden für den Rücktritt des Reichskanzlers von 
Bethmann Hollwegz in denſelben Tagen aber bildete ſich eine 
andere Mehrheit für Herbeiführung des Verſtändigungsfriedens. 
Darin lag eine politiſche Unklarheit, wie fie in Abergangsſtadien 
1 ſich fait immer vorfindet. Konſervative, Nationalliberale und 
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Zentrum wünſchten einen Kanzlerwechſel; Zentrum, Demokrat 
(damals nannte fie ſich Volkspartei) und Sozialdemokratie traten 1 
für die Friedensreſolution ein; das Zentrum gehörte alſo beiden 
Mehrheiten an. Am 13. Juli wurde der damalige Reichskanzler . 
in parlamentariſchen Formen entlaſſen, weil Zentrum, Station 
liberale und Konſervative auf Wunſch des Kaiſers ſchriftlich er⸗ 
klärten, daß fie die Zeit für den Rücktritt Bethmann Helldese 
für gekommen hielten. Die Berufung des neuen Reichskanzlers 
Michaelis erfolgte entgegen gwiſſen Zuſagen als letzter Akt der 1 
politiſchen Autokratie des Kaiſers ohne Mitwirkung des Reiche ⸗ 
tags, nachdem Graf Hertling zuvor die Abernahme des Amtes | 
abgelehnt hatte. Damals war Gefahr vorhanden, daß Staats 
ſekretär Helfferich, der ſchon zwei Amter im Krieg dernen 
hatte, das Auswärtige Amt bekommen ſollte. Ich wandte mich 
dagegen mit der Begründung, daß die Abernahme von drei 
Amtern in zweieinhalb Jahren ein Zeichen von Nervoſität ji 
daß Helfferich im Reichstag „keinerlei Sympathie und Autorität 
beſitze“, daß feine früheren Äußerungen über Rußland ih u 
ebenſo hinderlich ſeien für den Frieden nach Oſten, wie feine 
ſcharfen Außerungen gegenüber England in dem bekannten „fini „ i 
Britanniae“ ihn in der Auslandspolitik für den Weiten un: 
möglich machten; feine vier Wochen würde er im neuen 2 ne 
wirken können. Helfferich blieb im alten Amte figen. Die Be 
rufung der im Juli neuernannten Miniſter und Staatsſekretäre | 
erfolgte ohne Anhören des Parlaments. Es wurde zwar 2 | 
Verſuch gemacht, einen Mittelweg zu wählen, indem einzelne Ab u | 
geordnete, aber nicht als Vertrauens männer ihrer Fraktion, zu 
Miniſtern ernannt wurden. 4 
Dem Kabinett Michaelis ſprach ich ſchon in den erſten G40 et 9 | 
feiner Exiſtenz keine längere Lebens dauer als die von drei Mo 
naten zu, da es auf einer politiſchen Anwahrheit aufgebaut 4 94 
Das für die außenpolitiſche Wirkung der Friedensreſolution äußerſt 
gefährliche und verheerende Wort „wie ich fie auffaſſe“ hat (hen 
im Auguſt zu ſcharfen Auseinanderſetzungen des Kanzlers mit den 
Mehrheitsparteien geführt. Das unglückſelige Auftreten des Marine - 
ſtaatsſekretärs Capelle und das noch mehr zu beklagende Ver- 3 
halten des Reichskanzlers im Oktober bei der Beſprechung über die 
Meuterei der Kieler Marine im Reichstag hat in den Mehrheits⸗ 
parteien, zu denen damals noch die Nationalliberalen gehörten, den 
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Entſchluß gefeſtigt, daß im Intereſſe des Reichs ein fofortiger 
Kanzlerwechſel geboten ſei. Da der Kaiſer auf dem Balkan weilte 
und erſt am 22. Oktober zurückkehrte, hatte man eine latente 
Kanzlerkriſis. Der Wunſch war jedoch allgemein, die Anderung 
ſolle durch den Kaiſer ſelbſt vollzogen werden. Das Parlament 
wollte ſich zurückhalten. Als Kandidaten nannte man Herrn von 
Kühlmann, Graf Bernſtorff und Fürſt Bülow. Michaelis hat 
allerdings am 12. Oktober dem ſtellvertretenden Vorſitzenden der 
Zentrumsfraktion, Trimborn, erklärt, er ſei überzeugt, daß er der 
Geſamtſituation Herr werden würde; er wolle mit den einzelnen 
Parteien ein beſtimmtes Programm verabreden und bis Dezember 
volle Klarheit ſchaffen; er würde auch das perſönliche Opfer ſeines 
Nücktritts bringen, wenn er zu der Überzeugung komme, daß er 
ſeiner Stellung nicht gewachſen ſei; doch rechne er auf ein gutes 
Zuſammenarbeiten mit dem Reichstag; mit der Führerſchaft 
der Sozialdemokratie habe er bereits Rückſprache genommen. 
Was der Vorſitzende der Zentrumsfraktion nur andeutete, hat 
dann der nationalliberale Abgeordnete Dr. Streſemann am 
22. Oktober 1917 dem Reichskanzler mit voller Offenheit dahin 
geſagt, daß derſelbe vor dem nächſten Zuſammentritt des 
Reichstags um feine Entlaſſung einkommen müſſe; Zentrum, 
Nationalliberale, Demokraten und Sozialdemokraten ſeien voll⸗ 
kommen einig, daß die politiſche Kriſis nur durch den Rück⸗ 
tritt von Michaelis zu löſen ſei. Aber dieſer war harthörig, 
obwohl die Sozialdemokraten im Reichstag und auf ihrem 
Parteitag ihm öffentlich den ſchärfſten Kampf angeſagt hatten. 
Da mitgeteilt wurde, daß der Kaiſer alsbald nach ſeiner 
Rückkehr die Parteiführer empfangen würde, einigte man ſich 
für die etwaige Anterredung nach meinem Vorſchlag auf fol⸗ 
gende Leitſätze: 


„Der Kanzlerwechſel müſſe vor dem hüchſten Zuſammentritt des 
Reichstags vollzogen fein, und zwar durch die Initiative des Kaiſers; 
für den Nachfolger komme angefichts der ſchwierigen äußeren Lage 
und der Erfahrungen mit dem bisherigen Reichskanzler nur ein guter 
Kenner des Auslandes in Betracht, der vor der endgültigen kaiſer⸗ 
lichen Entſcheidung über die Abernahme des Amts eine offizielle 
Ausſprache mit den Parteien zu halten habe, um ein einheitliches 
Programm bis Kriegsende mit ihnen feſtzuſtellen. Das Programm 
ſelbſt ſolle folgende vier Punkte enthalten: 1. In der auswärtigen 
Politik ſtellt ſich der neue Reichskanzler auf die Antwort der deutſchen 
Regierung vom 19. September zur Friedenskundgebung des Papſtes. 
2. Die preußiſche Wahlreform muß raſch und loyal durchgeführt 
werden. 3. Die politiſche Zenſur wird beſeitigt und die Einmiſchung des 
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Heeres in die Politik hört auf. 4. An ſozialen Gefegen find zu (oe 1 
der Erlaß des Arbeitskammergeſetzes und die Beſeitigung des $ 152 $ 
Abſatz 2 der Gewerbeordnung (Boykottparagraph).“ 


Sämtliche vier Parteien erklärten ihre Zuſtimmung zu dieſem 
meinem Programm und auch dazu, daß man, wenn der Kaiſer 
dies vorſchlage, mit der Bildung eines Koalitions kabinetts 
auf der Grundlage dieſes Programms einverſtanden ſei; ob die 
Konſervativen dann einträten oder nicht, könne man dieſen über⸗ 
laſſen; die Mehrheitsparteien jedenfalls würden einen ſolchen Vor⸗ 
ſchlag nicht ablehnen. Was die Perſon des neuen Kanzlers angehe, 
ſo könne der Kaiſer die Auswahl treffen; ſollte aber, was vielfach 
befürchtet wurde, Helfferich genannt werden, fo gelte dieſem Kan⸗ 
didaten die Kühlmannſche Formel: „Nein, nein, niemals!“ Die 
meiſten Sympathien der Mehrheitsparteien hatte damals Staats ⸗ 
ſekretär von Kühlmann. Trotz erneuter Vorſtellungen beim Reiche: R 
kanzler Michaelis blieb dieſer im Amte und erklärte nur, er werde 
ſein weiteres Verbleiben vom Verhalten des Kaiſers abhängig 1 
machen; die Verſuche, die ſozialdemokratiſchen Gewerkſchaften auf 
ſeine Seite zu ziehen, endigten mit einem völligen Best Der 4 
weitere Vorſchlag, daß der jetzige Reichskanzler noch di preußiſche 
Wahlreform verabſchieden und dann zurücktreten ſolle, wurde 
gleichfalls abgelehnt und erneut beſchloſſen, daß die jetzige Ne⸗ 
gierung nicht als verhandlungsfähig angeſehen werden könne und 
ein ſofortiger Wechſel notwendig ſei. Am dieſen herbeizuführen, 
wurde verabredet, ſich mit dem Chef des Zivilkabinetts in Ver ⸗ 
bindung zu ſetzen, dem folgende Niederſchrift übergeben wurde: 32 


„Nach Mückſprache von Vertretern verſchiedener Parteien mit 1 
em Herrn Reichskanzler über die geſamte äußere und 1 Lage 
ſind wir gemeinſchaftlich zu folgender Auffaſſung gelangt: 1 | 

Sollte Seine Majeſtät der Kaiſer zu dem Entſchluß tommen, * 
einen Kanzlerwechſel eintreten zu laſſen, ſo dient es dem höchſten 
Staatsintereſſe, für eine ruhige innerpolitiſche Entwicklung bis zum 
Kriegsende volle Gewähr zu ſchaffen. Nur hierdurch kann diejenige 
Geſchloſſenheit hergeſtellt werden, deren das Volk in Waffen und 
in der Heimat dringend bedarf. Der Weg zu dieſem Ziel iſt eine 
vertrauensvolle Verſtändigung über die äußere und innere Politik 
des Reiches bis zum Kriegsende. Die innerpolitiſchen Schwierigkeiten 
der letzten Monate ſind auf den Mangel einer ſolchen Verſtändigung 
zurückzuführen. 

Seine Majeſtät den Kaiſer bitten wir daher, vor der von ihm zu 
treffenden Entſcheidung die für die Leitung der Reichsgeſchäfte in 
Ausſicht genommene Perſönlichkeit zu beauftragen, ſich mit dem 
Reichstag zu beſprechen.“ 
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Der Rabinettchef von Valentini machte am 23. Oktober feiner- 
ſeits bei den Vertretern der vier Parteien einen erneuten Ver⸗ 
ſuch, Michaelis zu halten: dieſer fühle ſich völlig Herr der Lage 
und werde ein Zuſammenarbeiten mit dem Reichstag leicht her⸗ 
ſtellen können, auch ſei er einfachen bürgerlichen Verhältniſſen ent⸗ 
ſprungen. Bei der Beſprechung über den Nachfolger wurde Fürſt 
Bülow vom Kabinettchef rundweg ausgeſchaltet und gefragt, ob 
nicht Herr von Bethmann Hollweg wieder berufen werden könne. 
Der Führer der Nationalliberalen erklärte dem Kabinettchef mit 
aller Beſtimmtheit, „daß Michaelis unmöglich im Amt verbleiben 
könne, daß es ausgeſchloſſen ſei, eine Verſtändigung im Reichstag 
herbeizuführen“. Die überreichte Niederſchrift gelangte an den 
Kaiſer. 

Neben den Verſuchen des Kabinettchefs, der ſeinen eigenen 
Fehler bei der Berufung von Michaelis nicht eingeſtehen wollte, 
traten an dieſem Tage Kräfte auf, die dem Reichstag eine Nieder⸗ 
lage bereiten wollten durch Schaffung einer neuen Mehrheit 
ohne die Sozialdemokraten, da dieſe unter der Kanzlerſchaft 
Michaelis mit den bürgerlichen Parteien nicht mehr zuſammen⸗ 
gehen wollten. Ich führte demgegenüber aus, daß eine ſolche 
Löſung den Ruin des Reiches bedeute, da der Krieg reſtlos ver⸗ 
loren ſei, wenn die Sozialdemokratie und mit ihr die Arbeiter⸗ 
maſſen auch nur in eine paſſive Neſiſtenz übergingen; im jetzigen 
Augenblick wirke ein Sieg des preußiſchen Militarismus nur kriegs⸗ 
verlängernd. Die Sozialdemokratie habe bisher keine Bedingungen 
für ihre Mitarbeit geſtellt, welche die bürgerlichen Parteien nicht 
nach eigener Aberzeugung hätten annehmen können; wenn die 
Sozialdemokratie ſich jetzt in den Staat eingliedere, müßten die 
bürgerlichen Parteien alles tun, um dieſes große politiſche Werk 
zu fördern, während es ein Verbrechen am Vaterland ſei, Pläne 
zu verfolgen, die der Sozialdemokratie die Mitarbeit unmöglich 
| machen wollten. Die Vertreter der anderen Parteien ſtimmten 


dieſen Darlegungen zu. Am eine verhandlungsfähige Regierung 
zu bilden kam man überein, dem Kaiſer, falls er die Parteiführer 


um ihre Anſicht fragen würde, den Abgeordneten Fehrenbach als 
Kanzler zu bezeichnen. Beim Kabinettchef wurde tags darauf eine 
erneute Vorſtellung unternommen, um feſtzuſtellen, was ſeit dem 
geſtrigen Beſuch geſchehen ſei, und erneut zu erklären: die Mehr⸗ 
heitsparteien ſeien bereit, auf Wunſch des Kaiſers Namen für 
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einen Nachfolger zu nennen. Sollte der Kabinettchef von dem 


weiteren Verbleiben von Michaelis ſprechen, fo müſſe zum Aus⸗ 


druck gebracht werden, daß dann alle Verantwortung für die Folgen 


auf die Krone falle, der Reichstag bleibe vollkommen frei; das 


verabredete Programm habe nur für einen dem Reichstag 95 | 


nehmen neuen Reichskanzler Gültigkeit. 
In einer Beſprechung mit dem Chef des Marinekabinetts, 


die ich tags darauf (25. Oktober) hatte, legte ich dieſem dar, 


daß jeder Verſuch, Michaelis zu halten, ausſichtslos ſei und 


3 


für die Krone ſelbſt den größten Schaden bringe. Der Marine 


kabinettchef verwahrte ſich gegen die Behauptung, daß er an der 
Berufung Michaelis ſchuld ſei; er habe ihn überhaupt erſt nach 
ſeiner Berufung kennen gelernt. Kabinettchef von Valentini ließ 
uns mitteilen, daß die Mehrheitsparteien vom Kaiſer eine Ant⸗ 
wort erhalten würden; die Entſcheidung über die Kriſis falle aber 
erſt in der nächſten Woche; der Kaiſer werde keinen Vorſchlag 
über die Berufung des neuen Reichskanzlers erbitten; doch ſei es 
nicht ausgeſchloſſen, daß vor der Ernennung eines Reichskanzlers 
die gewünſchte Beſprechung mit den Parteien ſtattfinden würde. 
Ich drang mit anderen auf eine ſofortige Löſung der Kanzler⸗ 
kriſis, als deren Hauptgegner Staatsſekretär Helfferich bezeichnet 
wurde, der von dem Abgeordneten Haußmann darüber um Auf: 
klärung gefragt wurde; die Antwort war unbefriedigend. Die er⸗ 9 
neuten Vorſtellungen erzielten das Refultat, daß die Entſcheidung 


des Kaiſers am nächſten Tag fiel. 


Sonntag, den 28. Oktober, rief mich in ſpäter Abendſtunde die 
bayeriſche Geſandtſchaft an, daß der heute aus München ange- 
kommene bayeriſche Miniſterpräſident Graf Hertling mich in 
dringender Angelegenheit ſofort zu ſprechen wünſche; ich erklärte 
mich hierzu bereit. Graf Hertling teilte mir mit, daß der Kaiſer 
ihm das Reichskanzleramt angeboten habe, Michaelis ſolle preu⸗ 
ßiſcher Miniſterpräſident bleiben, um die Wahlreform ſchnellſtens 


durchzuführen; nachdem ihm (Herkling) zum zweitenmal das 


Reichskanzleramt angeboten worden ſei, glaube er nicht mehr 


ablehnen zu können; er habe jedoch dem Kaiſer geſagt, daß er ſich Hi 
zunächſt über die geſamte politiſche Lage unterrichten und Be⸗ 


ſprechungen mit maßgebenden Politikern abhalten müſſe; ich ſei 


der erſte, mit dem er ſpreche. Ich teilte Graf Hertling das ver⸗ 
abredete Programm der Mehrheitsparteien mit, zu deſſen An⸗ 
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nahme er ſich ſofort bereit erklärte, worauf ich erwiderte, daß ich 
gegen die Trennung von Reichskanzleramt und Miniſterpräſidium 
die erheblichſten Bedenken äußern müßte; wenn Graf Hertling als 
Nichtpreuße Schwierigkeiten bei der Erledigung der preußiſchen 
Wahlreform finden ſollte, ſo ſei der Ausweg der, daß ein preußiſcher 
Vizepräſident des Staatsminiſteriums ohne Portefeuille für dieſe 
Aufgabe ernannt würde. Graf Hertling verſchloß ſich den Be⸗ 
denken über die Trennung der beiden Ämter nicht und bat mich, 
dieſe in einer Denkſchrift, die ich ihm bereits am Tage darauf 
überreichte, zuſammenzuſtellen. Ich ſah in der Trennung eine 
Schädigung der Reichsintereſſen, da der preußiſche Minifter- 
präſident mächtiger ſei als der Reichskanzler, wodurch wieder die 
Stellung des Reichskanzlers herabgedrückt würde; jeder bisher unter⸗ 
nommene Verſuch einer Trennung ſei nach kurzer Zeit geſcheitert; der 
Reichskanzler würde in den RNeichsarbeiten bei ſicher auftretenden 
Konflikten gehemmt; Michaelis könne bei dem allgemeinen Mißtrauen 
die Wahlreform überhaupt nicht durchführen; ein Kampf zwiſchen 
dem Reichstag mit feiner demokratiſchen Mehrheit und dem preu⸗ 
ßiſchen Landtag mit feiner konſervativen Mehrheit ſei abſolut 
ſicher, ſo daß „nicht Ruhe und Stetigkeit, ſondern Konflikte die 
ſichere Folge der Trennung“ ſeien. Dieſe Denkſchrift, welche auch 
dem Kaiſer übergeben wurde, hatte vollen Erfolg. 

Gegen die Berufung von Hertling machte ſich bereits am 
Montag eine Reihe von Strömungen geltend: „in proteſtantiſchen 
Kreiſen würde es als ein eigenartiges Geſchenk zum bevorſtehenden 
Neformationsjubiläum aufgefaßt werden, wenn der Zentrums⸗ 
führer und Katholik Graf Hertling jetzt Reichskanzler würde,“ 
die Katholiken würden für einen ſchlechten Frieden, der doch kommen 
werde, verantwortlich gemacht werden. Ernſthafter waren die 
Bedenken von Führern der politiſchen Parteien. Graf Hertling 
hatte ſich als bayeriſcher Miniſterpräſident gegen die Gewährung 
der Autonomie für Elſaß⸗Lothringen ausgeſprochen, ebenfalls 
gegen die Aufhebung des Abſatzes 2 des Artikels 9 der Reichs⸗ 
verfaſſung, wonach ein Mitglied des Reichstags nicht gleichzeitig 
Mitglied des Bundesrats ſein kann, wodurch die Parlamentari⸗ 
ſierung bisher unmöglich war. Von den Sozialdemokraten und 
Demokraten wurde die Wahl eines Zentrumsmannes zum Neichs⸗ 
kanzler begrüßt, aber gefordert, daß die Situation einen mehr 
links gerichteten Zentrumsmann erheiſche; Hertling habe im Par⸗ 
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lament nur bei der Rechten Rückhalt, vielleicht noch beim 
Zentrum; fo würde er genötigt fein, ſich an die Oberſte Heere ⸗ 


leitung anzulehnen, und „würde ſchließlich deren Gefangener werden““ 
Nationalliberale Abgeordnete erklärten, die Kandidatur Hertling 
ſei der Sieg des Partikularismus und Föderalismus; die Gedanken 
des Hauſes Wittelsbach würden damit verwirklicht; die adligen und 
konſervativen Kreiſe im Parlament würden bevorzugt werden. 
Michaelis machte bei den demokratiſchen Abgeordneten am 30. DE: 
tober einen legten Verſuch, das preußiſche Miniſterpräſidium für 
ſich zu retten: der entſprechende Vorſchlag ſei von ihm ſelbſt aus⸗ 
gegangen, und zwar wegen ſeiner nahen Beziehungen zu den preu⸗ 
ßiſchen Konſervativen; dieſe würden im Falle ſeines Verbleibens 
die Wahlreform nicht ſo ſcharf bekämpfen. Graf Hertling war 
überraſcht, als er erfuhr, von wem der Vorſchlag der Teilung 
der beiden Amter ausging, und fragte den Vertreter der Demo⸗ . 
kratie, ob er das Vertrauen ſeiner Partei habe. Die Frage wurde 
rundweg verneint, worauf Graf Hertling erwiderte, daß er dann 
das Reichs kanzleramt nicht annehmen könne. Ich erhielt hierauf vom 
interfraktionellen Ausſchuß den Auftrag, den Grafen Hertling zu 
bitten, dem Kaiſer ſelbſt die Gründe der Ablehnung des Kanzler⸗ 
amtes mitzuteilen, da die Parteien zu den anderen Inſtanzen um 
den Kaiſer kein Vertrauen hätten, zugleich aber auch Hertling 
zu danken, daß er den Wünſchen der Parteien gemäß mit dieſen 
eingehende politiſche Ausſprache gepflogen habe. Als ich abends 
5 Ahr Graf Hertling aufſuchte, fand ich eine veränderte Stimmung 
vor; er erklärte, daß er eine endgültige Entſcheidung noch nicht 
getroffen habe, jo daß ich meinen Auftrag nicht ausführen konnte. 
Staatsſekretär von Kühlmann, der mich aus der Anterredung mit 
Hertling heraus zu ſich bat, betonte mit Nachdruck, daß aus inter ⸗ 
nationalen Gründen Graf Hertling die Kanzlerſchaft annehmen 
müſſe, da ſie friedenfördernd im Ausland wirke; Hertling ſei den 
erſte Parlamentarier, der zum Reichs kanzleramt berufen würde; 
Hertling ſei jetzt auch bereit, das Kanzleramt anzunehmen. Darauf 
ſprach ich meine Bereitwilligkeit aus, mich für die Kandidatur 4 
Hertling mit aller Entſchiedenheit einzufegen unter folgenden Voraus ⸗ 
ſetzungen: Die Trennung von Reichskanzleramt und Minifter 
präſidium dürfe nicht eintreten; Hertling müſſe ſich dafür erklären, 
daß Elſaß⸗Lothringen raſcheſtens zum autonomen Bundes ſtaat 
ausgebaut werde; ein nationalliberaler Abgeordneter, und zwar 
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ein rechtsſtehender, müſſe Vizepräſident des preußiſchen Staats⸗ 
miniſteriums werden, um der preußiſchen Wahlreform die Mehr⸗ 
heit zu ſichern; ein Volksparteiler müſſe in das preußiſche Miniſterium, 
am beſten in das Handelsminiſterium berufen werden; endlich ſei 
das Entlaſſungsgeſuch von Michaelis aus beiden Amtern anzu⸗ 
nehmen und Vizekanzler Helfferich gleichfalls zu entlaſſen. Kühlmann 
fand dieſe Vorſchläge als annehmbar. Das preußiſche Staats⸗ 
miniſterium bat Graf Hertling gleichfalls, das Reichskanzleramt an⸗ 
zunehmen. In der interfraktionellen Sitzung der Mehrheitsparteien 
war die Abneigung gegen Hertling noch ſehr groß, doch gelang es 
mir, eine Verſtändigung dahin herbeizuführen, daß alle vier Parteien 
von der Annahme der Programmſätze durch Graf Hertling und 
feiner Erklärung, energiſch für die volle Autonomie Elſaß⸗Loth⸗ 
ringens einzutreten, billigend Kenntnis nahmen. Daran wurde die 
Forderung geknüpft, der neue Neichskanzler müſſe bald im Reichs: 
tag eine Erklärung abgeben; ebenſo ſei der ſofortige Rücktritt 
Helfferichs geboten. Durch Beſprechungen unter den Parteien am 
1. November wurde feſtgeſtellt, daß ſowohl die Nationalliberalen 
wie die Demokraten einen Sitz in der Reichsregierung und der 
preußiſchen Regierung erhalten müßten. Ich fragte nunmehr die 
Sozialdemokratie, wie ſie ſich zum Eintritt in das Kabinett 
ſtellte, es müſſe jetzt volle Klarheit nach allen Richtungen ge⸗ 
ſchaffen werden. Abgeordneter Ebert erklärte, die Sozialdemokraten 
hätten kein Intereſſe daran, die jetzige Kabinettsbildung zu erſchweren, 
wie das durch ihren Eintritt in die Regierung zweifellos geſchehen 
würde; ſie lehnten daher den Eintritt ab, verlangten aber Garan⸗ 
tien in der Richtung, daß die Volkspartei in das preußiſche Staats⸗ 
miniſterium eintrete und daß der Vizekanzlerpoſten durch einen 
Abgeordneten der Volkspartei beſetzt werde; das letztere ſei con- 
ditio sine qua non. Von den Nationalliberalen traf inzwiſchen 
die Nachricht ein, daß der rechtsſtehende Abgeordnete von Fried- 
berg, ein Freund der Wahlreform, auf wiederholtes Drängen ſich 
bereit erklärt habe, die Stelle des Vizepräſidenten im Staats- 
miniſterium zu übernehmen. Dieſe Vorausſetzungen wurden mit 
dem Grafen Hertling verabredet und ohne Widerrede von ihm 
angenommen. 
Am Abend des 1. November konnte fomit die Ernennung 
des Grafen Hertling zum Reichskanzler und preußiſchen 
Miniſterpräſidenten vollzogen werden. Graf Hertling teilte mir 
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am folgenden Tag mit, daß beim Kaiſer „alles ſehr gut gegangen“ 
fei; der Kaiſer habe ihm fofort beide Ämter übertragen und in 
der Auswahl feiner Mitarbeiter vollftändig freie Hand gelaſſen; 
er habe dem Kaiſer auch gefagt, daß ein anderes Vorgehen als 
das in den letzten Tagen geübte angeſichts der politiſchen Geſamt⸗ 
verhältniſſe nicht möglich geweſen ſei; er würde jedoch glücklich 
ſein, am Tag des Friedensſchluſſes ſeine Entlaſſung aus beiden 
Amtern erbitten zu dürfen. Die Frage der Beſetzung der Stelle 
des Vizekanzlers machte große Schwierigkeit, da bekanntge⸗ 
worden war, daß Graf Hertling gern Helfferich im Amt behalten 
wollte und ſich ſcharf gegen die Berufung des vorgeſchlagenen 
Demokraten von Payer geäußert hatte. Graf Hertling wollte, 
als dieſe Löſung allgemein abgelehnt wurde, dann den Vizekanzler⸗ 
poſten offen laſſen. Sozialdemokraten, Nationalliberale und Demo⸗ 
kraten erklärten übereinſtimmend, daß die Kanzlerſchaft Hertling 
ohne die Vizekanzlerſchaft Payer ſich nur wenige Tage halten 
könne; das neue Kabinett müſſe einen ſtark demokratiſchen Einſchlag 
erhalten. Die Sozialdemokratie ließ den neuen Reichskanzler wiſſen, 
daß ſie entſcheidenden Wert darauf legte, daß die Stelle des Vize⸗ 
kanzlers mit einem Volksparteiler beſetzt würde. Der Abgeordnete ö 
von Friedberg hatte ſein Amt als Vizepräſident des preußiſchen 
Staatsminiſteriums übernommen unter der Vorausſetzung, daß 
dem Landtag nicht kirchenpolitiſche Fragen unterbreitet würden, 
die mit ſeiner Aberzeugung in Widerſpruch ſtünden. Herlling 
erklärte mir, daß er nur fo weit gehen könne, dem Kaiſer die Ber 5 
rufung von Friedberg und die des Volksparteilers Dove für das 
Handelsminiſterium vorzuſchlagen. Ich machte den Reichskanzler 
auf das Angenügende dieſes Vorſchlags aufmerkſam, da die 
Sozialdemokraten erklärt hätten, daß ohne Herrn von Payer 
das Kabinett einen reaktionären Anſtrich erhalte. Ein Vertretern 
der Volkspartei betonte, daß die politiſche Lage durch ein nach 
rechts gerichtetes Kabinett unhaltbar würde. Am die langſam A 
dahinſchleichende Kriſis zum Abſchluß zu bringen und ein ſtarkes 
Kabinett zu bilden, wurde im Auftrag der Mehrheitsparteien am 
5. November an den Reichskanzler ein Schreiben gerichte in 
welchem es hieß: 0 
„Anknüpfend an die Beſprechung vom 1. November d. J., in 
welcher die Vertreter des Zentrums, der nationalliberalen Fraktion, 


der Fortſchrittlichen Volkspartei und der Sozialdemokratie darauf 
hingewieſen haben, daß neben der Verſtändigung über das bis zum 
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Kriegsende einzuhaltende Programm ſowohl für deſſen Durchführung 
als für vertrauensvolles Zuſammenarbeiten von Regierung und 
Parlament die Berufung eines Vertreters der nationalliberalen 
Fraktion des preußiſchen Abgeordnetenhauſes zum Vizepräſidenten 
des preußiſchen Staatsminiſteriums ſowie je eines Vertreters der 
Fortſchrittlichen Volkspartei in das preußiſche Staatsminiſterium 
und in das Amt des Vizekanzlers erforderlich ſei, teilen die Vertreter 
der genannten Parteien Eurer Exzellenz mit, daß ſie auf baldige 
Regelung dieſer Frage im beſprochenen Sinne nach wie vor den größten 
Weg legen müſſen. Als die in Betracht kommenden Perſönlichkeiten 
ſind von den betreffenden Fraktionsvertretern bezeichnet worden 
die Herren Abgeordneten Dr. Friedberg, Abgeordneter Fiſchbeck 
und Abgeordneter von Payer.“ 


Alsbald nach Abgang des Briefes trat eine unerwartete Ver⸗ 
ſchärfung der Lage ein, indem Vizepräſident von Friedberg 
mitteilte, Hertling habe ihm wohl ſeine eigene Ernennung eröffnet, 
aber gleichzeitig geſagt, daß ein Vizekanzler jetzt überhaupt nicht 
berufen werden könne; daraufhin habe er ſich Bedenkzeit aus⸗ 
erbeten. Ich entgegnete, daß es ganz ſelbſtverſtändlich ſei, daß 
ein demokratiſcher Vizekanzler jetzt gleichzeitig in das Kabinett 
eintreten müſſe, da ſonſt ſowohl dieſe Partei wie die Sozialdemo⸗ 
kratie in Oppoſition gehen würde. Ein Kabinett Hertling-Fried⸗ 
berg ſei unhaltbar und entſpreche nicht der politiſchen Situation. 
Abgeordneter Streſemann und ich fuhren ſofort in ſpäter Abendſtunde 
zum Reichskanzler, um ihm zu erklären, daß es nach allen Ver⸗ 
ſprechungen und Abmachungen als ganz ausgeſchloſſen erſcheinen 
müſſe, daß die neue Regierung ohne Erfüllung dieſer Zuſagen 
haltbar ſei. Der Reichskanzler meinte, daß dann ſeine Miſſion 
geſcheitert ſei und die Parteien allein die Verantwortung hierfür 
trügen. Tags darauf ſetzten Streſemann und ich dem Reichs— 
kanzler erneut auseinander, daß auch Friedberg die Stelle des 
Vizepräſidenten nicht übernehmen könne und werde, wenn nicht 
ein demokratiſcher Vizekanzler in das Kabinett berufen würde; 
das Verbleiben Helfferichs in ſeinem Amt ſei ganz unmöglich. 

Der Kanzler wollte die Sache dilatoriſch behandeln und ſagte, 
daß er am Abend nach München abreiſe, um erſt am 15. November 
zurückzukehren. Graf Hertling bezeichnete den Brief als eine 
„ Piſtole, die ihm auf die Bruſt geſetzt“ worden ſei. Die Mehrheits⸗ 
parteien ließen dies nicht gelten und ſtimmten einmütig dem Sozial⸗ 
demokraten Scheidemann zu in der Auffaſſung, daß fie düpiert 
ſeien; die Dinge ſeien von neuem verſchoben und auf ein totes 
Gleis gekommen; Hertling und Friedberg allein bildeten kein 
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Kabinett, das haltbar ſei; die Demokratie ſei als Gegengewicht 
abſolut notwendig. Die volksparteilichen Abgeordneten ſelbſt waren 
und mußten durch dieſes Vorgehen aufs höchſte verſtimmt ſein. 
Abgeordneter Haußmann ſagte, Hertling wolle die Mehrheit nur 
ausnutzen, aber nicht regieren laſſen; er betrachte ſie mehr als 
„läſtigen Eindringling, nicht als erwünſchten Mitarbeiter“. a 
Auf meinen Vorſchlag hin beſchloß die interfraktionelle Sitzung 
einſtimmig, Friedberg zu erſuchen, dem Kanzler zu ſagen, daß er 
die Stelle des Vizepräſidenten nur annehme unter der Voraus⸗ 
ſetzung, daß ein parlamentariſches Mitglied der Volkspartei gleich ⸗ 
zeitig zum Mitglied des preußiſchen Staats miniſteriums ernannt 
werde; dieſes Mitglied erkläre dann im Auftrag ſeiner Partei 
und der Sozialdemokratie, daß es in das preußiſche Kabinett nur 
eintrete, wenn gleichzeitig die Stelle des Vizekanzlers im Reiche 
durch ein Mitglied der Volkspartei beſetzt werde. Am Abend 
desſelben Tages erfuhr ich von Friedberg, daß er die Abernahme 
der Stelle des Vizepräſidenten bereits abgelehnt habe, da die 
Vorausſetzungen für ein gedeihliches Wirken nicht vorhanden ſeien; 
die Nationalliberalen fühlten ſich hierdurch vollkommen frei; ſie 
würden wahrſcheinlich auch an den interfraktionellen Sitzungen 
nicht mehr teilnehmen; Graf Hertling ſei ſehr erregt geweſen und 
habe ſeine Abreiſe nach München um einen Tag verſchoben. Ich 
unternahm einen neuen Verſuch, die Situation zu retten und zur 
nächſt wieder volle Einigung unter den Mehrheitsparteien herbei ⸗ 
zuführen. Die ganze Situation wurde noch mehr erſchwert durch die 
Mitteilung von volksparteilicher Seite, daß Helfferich ſich an ſein 
Amt klammere, worauf alle vier Parteien ſofort darin einig wurden, 
daß Helfferich „unbedingt fortmüſſe“. Ich ſchlug erneut als VBaſis 
die Bildung eines Kabinetts Hertling⸗Payer⸗Friedberg vor. Auf 8 
dieſer Grundlage wurde endlich die Verſtändigung durchgeführt. An 
demſelben Abend hatte ich mit den Vertretern der anderen Mehr⸗ 
heitsparteien noch eine Anterredung mit Staatsſekretär Graf 
Roedern, der einen letzten Verſuch machte, Helfferich zu halten, 
was aber einmütig abgelehnt wurde. Streſemann teilte mir einige 
Tage ſpäter mit, daß die Staatsſekretäre von Kühlmann und Graf 
Roedern nach dieſer Beſprechung, unterſtützt vom preußiſchen 
Miniſter von Breitenbach, Helfferich nahegelegt hätten, „daß er 
ſein Abſchiedsgeſuch einreichen müſſe, die politiſche Situation erheiſche 
es unter allen Amſtänden“. Helfferich habe ſich geſträubt, da dies 
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ein Nachgeben der Krone gegenüber dem Parlament bedeuten 
würde; in dieſer Auffaſſung habe ihn Anterſtaatsſekretär Hinrichs 
unterſtützt, während Breitenbach ebenfalls den Rücktritt Helfferichs 
empfohlen habe; dieſer habe ſich aber zunächſt geweigert, dem ge⸗ 
gebenen Nate zu folgen. Hierdurch wurde mir auch die Stellungnahme 
des Grafen Hertling etwas klarer. Tags darauf wurde jedoch die 
Kriſis im Sinne meiner Vorſchläge gelöſt: das Kabinett Hert- 
ling⸗Payer⸗Friedberg trat ins Leben. Kabinettchef von 
Valentini erklärte damals einem Vertrauten, die Hauptſache in 
dieſen Tagen ſei geweſen, daß man den „Kaiſer in guter Stimmung“ 
erhalte; die ganze Parlamentariſierung ſei doch nur ein „Mummen⸗ 
ſchanz, der einige Monate dauern werde“; nach dem Krieg werde 
alles geändert werden und der Kaiſer allein ſo regieren, wie er es 
für richtig halte. Es kam anders. 

Die Mehrheitsbildung durch die vier Parteien hatte ſich 
bewährt; der ruhige Gang der Reichsgeſchäfte war ſichergeſtellt. 
Eine Erſchütterung trat durch den Berliner Streik Ende Januar 
ein. Als am 5. Februar 1918 die interfraktionelle Sitzung wieder 
tagte, fehlten die Nationalliberalen mit der Begründung, daß ſie 
infolge des Verhaltens der Sozialdemokratie beim Streik an den 
Sitzungen nicht mehr teilnehmen würden. Die Sozialdemokratie 
gab jedoch in der Sitzung befriedigenden Aufſchluß über ihr Ver⸗ 
halten: die ſozialdemokratiſche Fraktion ſei von dem von den un⸗ 
abhängigen Sozialdemokraten hervorgerufenen Demonſtrationsſtreik 
nicht unterrichtet geweſen; in den Werkſtätten hätten die Anab⸗ 
hängigen vom 28. Januar ab gewaltigen Terrorismus ausgeübt 
und die Niederlegung der Arbeit erzwungen; der ſozialdemokratiſche 
Parteivorſtand habe das Erſuchen der Streikenden, in die Streik⸗ 
leitung einzutreten, abgelehnt; die Streikenden hätten dann ein 
Aktionskomitee aus drei unabhängigen Sozialdemokraten gewählt; 
der Antrag, auch Mehrheitsſozialiſten zu wählen, ſei mit 198 
gegen 196 Stimmen abgelehnt worden. Ein neuer Antrag, die 
ſozialdemokratiſche Parteileitung zum Eintritt in die Streik⸗ 
j leitung einzuladen, ſei allerdings bald darauf mit 360 gegen 330 
Stimmen angenommen worden; daraufhin ſeien am 29. Januar 
Scheidemann und Ebert in die Verſammlung der Streikleitung 
gegangen; das Oberkommando in Berlin habe aber alle Ver⸗ 
ſammlungen verboten. Jetzt habe ſich Scheidemann an den Staats- 
ſekretär des Innern gewandt wegen Empfangs einer Deputation, 
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Streikenden nicht verhandeln könne; Scheidemann habe darauf er⸗ i 
widert, es handle fich gar nicht darum. Als um 12 Ahr | 


durch den es fagen 1 05 die e möchten i in \ 
das eine Zimmer treten, die Arbeitervertreter könnten nicht ane N | 


oder gar eine andere Mehrheitsbildung zu verfuchen. 4 & 
Was Graf Hertling bei Übernahme des Reichs kanzleramts 
politifch verfprochen hat, wurde nicht erfüllt. Bald nach Uber 
nahme ſeines Amts erklärte er im preußiſchen Staatsminiſterium, BE; 
wie mir ein aktiver Minifter ſpäter mitteilte, daß er als eine feiner 4 
wichtigſten Aufgaben anſehe, mich „politiſch kaltzuſtellen“ und 
unter Zuhilfenahme des Abgeordneten Gröber eine langſam e 
Rechtsſchwenkung des Zentrums herbeizuführen. Am dieſes Ziel 
zu erreichen, wurden böswillige Intrigen geſponnen, die in den 
Offentlichkeit in der Verdächtigung Ausdruck fanden, daß Hertli 
mich nicht mehr empfange, weil ich ihm über eine Wiener Reife Ban: 
eine falſche Mitteilung gemacht habe. Graf Hertling mußte in dem 13 
daraus entſtehenden Briefwechſel am 4. März 1918 ſelbſt zugeben, 
daß es ſich um ein Mißverſtändnis ſeinerſeits gehandelt habe. 
Das wiederholte Einmiſchen der Oberſten Heeresleitung in die 
deutſch⸗ruſſiſchen Friedensverhandlungen mit Forderungen, welche 
dem vereinbarten Programm entgegenſtanden, veranlaßte die Mehr⸗ 
heitsparteien des öfteren vorſtellig zu werden. Sehr entſchieden 
geſchah dies am 12. März 1918, wo von mir beſonders darauf 
gedrängt wurde, das Selbſtbeſtimmungsrecht der Polen und 
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Litauer loyal und ehrlich durchzuführen. Die ſcharfe Vor⸗ 
ſtellung der Parteien hat auf den Reichskanzler einen tiefen Ein⸗ 
druck gemacht: er teilte tags darauf dem Abgeordneten Fehren⸗ 
bach mit, daß er ſich das Zuſammenarbeiten von Parlament und 
Regierung anders gedacht habe; er werde ſich überlegen, ob er 
nicht ſein Amt niederlege, worauf ihm die Erwiderung zuteil wurde, 
bisher habe die Regierung nur Worte gehabt, es müßten Taten 
folgen; die Widerſtände gegen die Durchführung des vereinbarten 
Programms müßten gebrochen werden. Darauf klagte Hertling 
ſelbſt, daß die Oberſte Heeresleitung ihn „an der Naſe herumführe“. 
Die Mehrheitsparteien ließen den Kanzler wiſſen, daß ſie auf ihrer 
Forderung der Durchführung des Programms unter allen Am⸗ 
ſtänden beſtehen würden; der Reichskanzler müſſe den politiſchen 
Kampf mit den militäriſchen Inſtanzen ausfechten, zumal dieſe 
jetzt verlangten, daß ſie bei der Regelung der Oſtfragen zur Mit⸗ 
verantwortung herangezogen würden. Hertling hat dieſe letzte 
Forderung abgelehnt mit dem Beifügen: wenn der Kaiſer ſeine 
Auffaſſung nicht teile, ſo werde er zurücktreten. Am Schluß der 
Anterredung mit Fehrenbach hat Graf Hertling reſigniert erklärt: 
„Ich weiß nicht, wie lange ich das noch aushalten werde.“ 
Die militäriſchen Kreiſe, unterſtützt von alldeutſcher Gefolgſchaft, 
unternahmen Anfang April einen neuen Verſuch, ein wichtiges 
Glied der Koalitionsregierung, Staatsſekretär von Kühlmann, aus⸗ 
zuſchalten; ſie fanden hierbei bei Graf Hertling keinen ſcharfen 
Gegner. Der langſame Gang der Wahlrechtsfrage ſchwächte 
weiter das Vertrauen zu Hertling; dazu kamen die ganz unver⸗ 
ſtändlichen Vorgänge in der Ukraine und das ſtete Schwanken in 
den Kriegszielen, wenn im Weſten bei der blutigen Dffenfive ein 
weiteres Dorf erobert wurde. Mehr als je zuvor ſtand man all⸗ 
gemein unter dem Eindruck, daß die Reichsleitung von der Oberſten 
Heeresleitung politiſch vollſtändig beherrſcht werde. Bei der Be⸗ 
ſprechung der Oſtfragen (8. Mai 1918) führte ich daher im Aus: 
ſchuß aus: 

„Die Regierung habe keinen feſten Plan und kein feſtes Ziel. Sie 
wechſle anſcheinend je nach den Erfolgen im Weſten ihre Anſchauung. 
Dieſe Politik könnte ich nicht mehr verantworten, da ſie kriegs⸗ 
verlängernd wirke, das deutſche Anſehen im Ausland vernichte und 
Freude bei der Entente errege. Darum habe der Reichstag die Pflicht, 
ſeine Schuldigkeit zu tun und einzugreifen, damit Deutſchland vor 


ungeheurem Anglück bewahrt bleibe. Wir müßten eine Regierung 
haben, deren Taten den gegebenen Worten entſprechen.“ 
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Obwohl niemand die Anrichtigkeit meiner Aus führungen nach⸗ 
weiſen konnte, erhob ſich auch in der eigenen Partei ein ſcharfer 
Kampf gegen mich, von dem der ſozialdemokratiſche „Vorwärts“ 
(22. Mai) ſchrieb: „Unterliegt die kluge Politik Erzbergers, dann 
iſt die Sozialdemokratie im Kampf um die Maſſen des katholiſchen 
Volkes in Deutſchland den gefährlichſten Konkurrenten los.“ In 
Wirklichkeit handelte es ſich bei dem Kampf gegen mich darum, 
die Koalition zu ſprengen und dadurch das Zentrum von der 
Friedenszielreſolution loszubringen; das hat auch der Abgeordnete 
Streſemann öffentlich eingeſtanden: er habe deshalb an den inter⸗ 
fraktionellen Sitzungen teilgenommen, um die Friedensreſolution 
zu vernichten. Der Führer der Alldeutſchen, Graf Weſtarp, ber 
nutzte die Tage des Kampfes zu einer kleinen Anfrage im 
Reichstag über meine politiſche Tätigkeit im Ausland; ſie wurde 
von der Regierung dahin beantwortet, daß ich mich „ſeit Aus⸗ 
bruch des Krieges in erfolgreicher Weiſe bemüht habe, den amt⸗ 
lichen Nachrichtendienſt zu unterſtützen, wodurch ich mir anerkennens⸗ 
werte Verdienſte erworben“ hätte. Der Kampf gegen mich wurde 
innerhalb der Partei hauptſächlich von adligen Kreiſen und Per- 
ſönlichkeiten, die der Vaterlandspartei naheſtanden, geführt, ohne 
daß es gelang, meine Stellung in der Fraktion und der Pa 
zu erſchüttern. 5 

Eine ernſthafte Gefahr drohte der Koalition durch einen 
erneuten Anſturm der Alldeutſchen, gefördert von der bee 
Heeresleitung. Staatsſekretär von Kühlmann hatte Ende Ju 
im Reichstag im Anſchluß an eine Rede des engliſchen Generel 
Smuts die ganz richtigen Worte geſprochen, daß der Krieg durch 
Waffengewalt allein nicht entſchieden werden könne. Ob dieſer 
Selbſtverſtändlichkeit gab es große Entrüſtung. Graf Weſtarp 
und Streſemann verlangten das Haupt des Staatsſekretärs; die ; 
Oberſte Heeresleitung nahm durch einen Major in der Preſſe - 
konferenz ſchärfſte Stellung gegen dieſe Auslaſſung Kühlmanns. 
Graf Hertling erklärte dem Staatsſekretär von Kühlmann privatim, 
daß er ihn in der tags darauf ſtattfindenden Reichstags ſitzung 
decken werde, worauf Kühlmann ſich damit begnügte, ſeine Rede 
jo vorzubereiten, daß fie die Verdrehungen des Grafen Weſtarp 
zurückweiſen ſollte. Graf Hertling hat jedoch die dem Staats ⸗ 
ſekretär gegebene Zuſage nicht gehalten, ſo daß die mehr ſtiliſtiſch 
gehaltenen Ausführungen Kühlmanns im Parlament glatt abfielen 
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und einen recht ſchlechten Eindruck machten. Man erwartete 
von Kühlmann eine Fanfare und ein Anterſtreichen ſeiner auf der 
Friedenskundgebung des Reichstags beruhenden Ausführungen, 
ſtatt deſſen kam nur eine ſtiliſtiſche Auseinanderſetzung. Die latente 
Kühlmann⸗Kriſis war da, wenn auch Herr von Payer ſich bemühte 
zu verſichern, daß eine ſolche nicht vorhanden ſei. 

Die Situation wurde noch verſchärft durch eine Nede des ſozial⸗ 
demokratiſchen Abgeordneten Scheidemann am 4. Juli, die die An⸗ 
zufriedenheit mit der Haltung der Regierung klar zum Ausdruck 
brachte und die Ablehnung des Etats in Ausſicht ſtellte. Vize⸗ 
kanzler von Payer erklärte, daß dieſe Rede ihm nahelege, von ſeinem 
Amt zurückzutreten, da er auch der Vertrauensmann der Sozial⸗ 
demokratie im Kabinett ſei. Gegenüber Ausführungen in den 
Vorſtands ſitzungen der Zentrumsfraktion, daß nunmehr für ein 
gemeinſames Arbeiten der Mehrheitsparteien kein Platz mehr ſei, 
da die Sozialdemokratie die Baſis für ein Zuſammenarbeiten 
vernichtet hätte, brachte ich die Auffaſſung zur Annahme, daß die 
Mehrheitsparteien wie bisher zuſammenarbeiten müßten, da ein 
Auseinandergehen im jetzigen Augenblick eine Kataſtrophe für unſer 
Vaterland bedeute; die Rede Scheidemanns ſei wohl ſcharf ge⸗ 
weſen, aber ſie habe nicht gegen das verabredete Programm ver⸗ 
ſtoßen; nationale Gründe verpflichteten das Zentrum, bei der 
Mehrheit zu bleiben. Die Sozialdemokratie erklärte in der inter⸗ 
fraktionellen Sitzung, daß ſie bisher den Etat nie bewilligt habe, 
mit einer Ausnahme, als 1915 die Kriegskredite im Etat gelaufen 
ſeien; für Hertling hätte ſie ſich nie eingeſetzt; an der Regierung 
ſei ſie nur durch die Berufung Payers beteiligt; die Geſamt⸗ 

ſituation aber ſei unerträglich; der Zuſtand zwiſchen Regierung 
und Oberſter Heeresleitung ſei ein Skandal; man habe zwei aus⸗ 
wärtige Ämter, eines unter Kühlmann, das andere unter Luden⸗ 
Dorff; letzterer unternehme auswärtige Aktionen, von denen Kühl⸗ 
mann nichts wiſſe; ſo wolle Ludendorff in der Krim einen deutſchen 
Schutzſtaat errichten, um 50 000 Rekruten zu erhalten; das Aus⸗ 
wärtige Amt habe man gar nicht gefragt; die Regierung getraue 
ſich nicht, ihre eigene Anſicht gegen die Oberſte Heeresleitung 
durchzuſetzen; die Mehrheitspolitik werde von der Sozialdemokratie 
weiter unterſtützt; aber die Regierung habe ihre Zuſage in der 
Friedensfrage nicht gehalten; das Selbſtbeſtimmungsrecht der 
Völker in den Randftaaten ſei zur Karikatur geworden; das zögernde 
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Verhalten Hertlings in der Wahlrechtsfrage habe ihm das Ver⸗ = 
trauen in allen Arbeiterkreiſen geraubt. Ich ſchloß mich der fozial- 
demokratiſchen Kritik über die Haltung der Regierung in der 
Friedensfrage in vollem Umfang an: die Negierung habe ihre 
wiederholten Verſprechungen in keiner Weiſe gehalten; Herrn von 
Payer müſſe es durch die Abgabe beruhigender Erklärungen ermög⸗ 
licht werden, im Amt zu verbleiben; die Reichstagsmehrheit trage 
eine zu hohe Verantwortung vor dem Volk, als daß fie jetzt aus- 
einandergehen dürfe, weil dann auf die innerpolitiſche Kataſtrophe 
die militäriſche naturnotwendig folge. Auf dieſer Grundlinie 
wurde raſch die Verſtändigung herbeigeführt. Die Gerüchte von 
der Entlaſſung Kühlmanns mehrten ſich. . 
Die notwendigen Verhandlungen zwiſchen Regierung und 
Reichstag wurden erſchwert durch den Amſtand, daß der Reichs⸗ 
kanzler ſeit langem ſich im Großen Hauptquartier in Spa aufhielt. 
Auf meinen Vorſchlag depeſchierte ihm Vizekanzler von Payer dort: 
hin, daß alle erneut einſetzenden Verſuche zur Bildung einer anderen 4 
Mehrheit ausſichtslos ſeien; die alte Mehrheit ſtehe gefeftigter 
denn je; in der Entlaſſung Kühlmanns würde man eine Kapitulation 4 
Hertlings vor dem Anſturm der Alldeutſchen ſehen. Herrn von * 
Kühlmann bat ich perſönlich, fein Entlaſſungsgeſuch nicht einzu 
reichen. Wenn er trotzdem ſofort nach feiner Ankunft im Haupt⸗ 
quartier zu dieſem Schritt kam, ſo geſchah es, weil er alsbald den 
Eindruck gewann, „als trete er in einen Eiskeller“; er fühlte ſich 
vollkommen iſoliert. Der Reichskanzler bat ihn, wenigſtens noch 
„acht Tage im Amt zu bleiben, damit der Reichstag erſt die Kredite 
bewillige und dann in die Ferien gehe“; der Wechſel ſei dann 
leichter zu vollziehen. Kühlmann hat es abgelehnt, ſich hierzu miß⸗ 
brauchen zu laſſen; er beharrte auf der ſofortigen Annahme ſeines 
Abſchiedsgeſuches, da für eine erfolgreiche Tätigkeit doch kein 
Platz mehr ſei; er ſei offener Anhänger des Verſtändigungsfriedens, 
da Deutſchland ohne einen ſolchen nicht leben könne; die Oberſte 
Heeresleitung laſſe hierfür keinen Spielraum, und ſo habe er vor⸗ 
gezogen, als offener, ehrlicher Mann zu gehenz er klebe nicht an ſeinem 
Amt. Am 9. Juli teilte mir Herr von Payer mit, daß die Er⸗ 
nennung eines Nachfolgers für Kühlmann noch nicht vollzogen ſei. 
Ich erklärte, der Reichskanzler müſſe unbedingt nach Berlin kommen, 
da ſonſt ſein Erſcheinen im Reichstag gefordert würde, was nur 
neue Beunruhigung ſchaffe; auch müßten die Erklärungen des Neichs⸗ 
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kanzlers jo fein, daß die Bewilligung der Kriegskredite glatt erfolge; 
er müſſe ſich in der Friedensfrage erneut zur deutſchen Antwort 
auf die Papſtnote bekennen; denn in dem Abgang Kühlmanns 
ſehe man trotz aller ſchönen Worte einen Kurs- und Syſtemwechſel. 
Der württembergiſche Geſandte ſagte mir damals, daß er die 
ganze Sache nicht verſtehe; es ſei doch alles ruhig geweſen: nun 
mache die Regierung ſelbſt eine Kriſis und eine ſolche, die gar 
keinen Sinn habe. Eine Kanzlerkriſis war als ſicher an- 
zunehmen, wenn nicht das klare Bekenntnis zur deutſchen Ant⸗ 
wort an den Papſt erfolgte. Als Graf Hertling verabredungs- 
gemäß dies ausſprach, entſtanden die ſchon erwähnten Schwierig⸗ 
keiten (S. 286 f.) wegen feiner unklaren Haltung gegenüber Belgien. 
Es war aber vor den parlamentariſchen Ferien nochmals gelungen, 
die Kriſis zu vertagen; gelöſt wurde ſie nicht. 

Das Vertrauen zur Staats kunſt des Grafen Hertling 
nahm in allen Kreiſen rapid ab, wozu nicht unerheblich die Nicht⸗ 
erledigung der preußiſchen Wahlreform und die ganze politiſche 
Antätigkeit der Regierung in der polniſchen und litauiſchen Frage 
beitrug. Als der Ergänzungsvertrag mit den Bolſchewiſten als 
eine „Großtat der deutſchen Politik“ gefeiert wurde, wuchs das 
Mißtrauen auf allen Seiten. Ende Auguſt wurde in der Preſſe 
die Meldung verbreitet, daß ich auf ſofortige Einberufung des 
Reichstags dränge, was ich allerdings nach den militäriſchen Nieder⸗ 
lagen im Weſten als abſolut erforderlich anſah. Vizekanzler von 
Payer teilte mir daraufhin mit, daß die Regierung nunmehr ein 
feſtes Programm für den Frieden ausarbeite; jetzt ſei mit Luden⸗ 
dorff leichter zu verhandeln als früher; alle von mir ſeit Jahres- 
friſt verfolgten Oſtfragen würden vor dem Zuſammentritt des 
Reichstags gelöſt werden. Als am 12. September der inter⸗ 
fraktionelle Ausſchuß wieder zuſammentrat, bezeichnete der Vor⸗ 
ſitzende die innerpolitiſche Situation als „ſehr ernſt“; in der Wahl⸗ 
rechts frage müſſe die Regierung Farbe bekennen, denn das „Herren⸗ 
haus treibe Schindluder mit dem Volk“. Von ſozialdemokratiſcher 
Seite wurde betont, daß die Regierung alles laufen laſſe; im 
Oſten herrſche an Stelle des Selbſtbeſtimmungsrechts die reine 
Militärautokratie; die deutſche Politik ſei nicht ehrlich. Ich konnte 
nur wiederholen, was ich Staatsſekretär von Hintze ſchon vorher 
geſagt hatte, daß das Haupthindernis für den Friedensſchluß darin 
liege, daß die deutſche Politik im Ausland keinen Glauben finde; 
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i 
denn ſie ſei durch und durch unehrlich; keine Zuſage würde gehalten; 
in der Polenfrage hätten wir deshalb ein vollſtändiges Fiasko 
erlitten; auf dem ganzen politiſchen Feld ſeien nur Ruinen zu er⸗ 
blicken; von amtlicher Seite werde die Tätigkeit der friedens⸗ 9 
fördernden Volkskreiſe unterbunden, und doch müſſe man unter 
allen Amſtänden verſuchen, in dieſem Herbſt zum Frieden zu kommen. 
Der Ausbau der „internationalen Rechtsgarantien”, wie fie die 
Friedensreſolution des Reichstags fordere, müſſe jetzt beſonders 
ſtark in den Vordergrund geſtellt werden, aber all dies, auch die 
Schaffung eines Völkerbundes, habe nur Wert, wenn man eine 
glaubwürdige Regierung beſitze; es müſſe daher eine Vorfrage 
gelöſt werden, ob die Sozialdemokraten jetzt bereit ſeien, in die 
neue Regierung einzutreten und unter welchen Bedingungen; 
die Not des Vaterlandes zwinge die Sozialdemokratie, ihre bis⸗ 
herige ablehnende Haltung aufzugeben. Die notwendige Am 
bildung der Regierung müſſe — wenn möglich — im Ein⸗ 
vernehmen mit dem jetzigen Reichskanzler geſchehen. Von ſozial⸗ 

demokratiſcher Seite wurde erklärt, daß die Reichstagsmehrheit 

noch der einzige „politiſche Schatz und das größte Glück für Deutſch⸗ 
land“ ſei; in ein Koalitionskabinett könnte die Sozialdemokratie | 
nicht eintreten, wohl aber ſei fie bereit, fofort in ein homogen zu⸗ 
ſammengeſetztes Mehrheits kabinett einzutreten; ſämtliche Mit⸗ 
glieder des neuen Kabinetts müßten auf dem Boden der neuen N 
Mehrheit ſtehen und im Reichstag verbleiben können; mit Halb⸗ 
heiten komme man nicht mehr weiter. Ein anderer Sozialdemokrat 
gab zu erkennen, daß Graf Hertling der Situation nicht mehr 
gewachſen ſei; ſüddeutſche Regierungen ſprächen das ganz offen. 
aus. Auch mir haben in jenen Tagen zwei ſüddeutſche Minifter- 
präfidenten übereinſtimmend erklärt, daß Graf Hertling die Neichs⸗ 
geſchäfte nicht mehr führen könne; die wichtigſte innerpolitiſche Arbeit 
beſtehe darin, ſofort einen geeigneten Erſatz zu ſuchen. Ein erer. 
ragender Zentrumsabgeordneter ſchrieb mir, daß er dem Grafen 
Hertling die Einreichung des Abſchiedsgeſuches nahegelegt habe; 
er ſei aber ohne Antwort geblieben. Großweſir Talaat⸗Paſcha 
überbrachte mir die Auslaſſung des Kaiſers, daß Hertling „für 
die meiſten Arbeiten zu alt“ ſei. Abgeordneter Ebert hatte aus 
einer Anfang September mit Hertling gepflogenen Anterredung 

den Eindruck, daß dieſer nicht an ſeinen Rücktritt denke. Als am 
14. September der einſeitige diplomatiſche Friedensſchritt Oſter⸗ 
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reichs erfolgte, erhielt das Vertrauen zum Grafen Hertling all: 
ſeitig den ſchwerſten Stoß, der in der Beſprechung mit den Mehr⸗ 
heitsparteien am 15. September ſo deutlich zum Ausdruck kam, 
daß Graf Hertling die Sitzung mit den Worten ſchloß: „Laſſen 
Sie mir noch den letzten Reft von Vertrauen, damit ich weiter 
arbeiten kann.“ Großweſir Talaat ſagte mir am 20. September, 
daß die Vorgänge in Wien den völligen Zuſammenbruch der deut⸗ 
ſchen Diplomatie gezeigt hätten; Deutſchland müſſe ſofort zum 
parlamentariſchen Syſtem übergehen, um den Frieden überhaupt 
zu erhalten. 

Miäaiitte September trat man von nationalliberaler Seite 
an mich heran, ob und unter welchen Bedingungen ſich die National⸗ 
liberalen an den Arbeiten des interfraktionellen Ausſchuſſes wieder 
beteiligen könnten. Seit Mitte Januar hatte man die Partei zu 
dieſen Sitzungen nicht mehr eingeladen, da ſie im ganzen Land 
den Kampf gegen die Reichstagsmehrheit und Reichstagsreſolution 
eröffnet hatte. Ende Januar erklärten die Nationalliberalen, fern⸗ 
zubleiben wegen der Teilnahme der Sozialdemokraten am Streik. 
Im März hatten ſie angeboten, wieder einzutreten, falls ſie in 
außenpolitiſchen Angelegenheiten volle Freiheit des Handelns hätten, 
was der Ausſchuß ablehnte; jetzt wollten ſie wieder eintreten. 
Abgeordneter Streſemann ließ mir mitteilen, daß er jetzt unbedingt 
für eine Verſtändigung mit England ſei. Es wurde von verſchiedenen 

Seiten bezweifelt, ob es Streſemann ernſt ſei; ſolange er den Sitzungen 
beigewohnt habe, habe er immer alles General Ludendorff mit⸗ 
geteilt und dadurch die Arbeiten der Mehrheit erſchwert. Man 
erklärte ſich ſchließlich mit dem Eintritt der Nationalliberalen 
einverſtanden, wenn ſie die Verſicherung abgäben, daß ſie ohne 
jeden Vorbehalt auf den Boden der Neichstagsreſolution vom 
19. Juli 1917 treten würden. Die Frage blieb damals noch un⸗ 
entſchieden. 

Staatsſekretär von Hintze, der die Geſamtſituation klar erkannte, 
trat von Mitte September ab für die Beteiligung der Sozialdemo⸗ 
kratie und Entfernung aller Hinderniſſe (Aufhebung der Be⸗ 
ſtimmung, daß niemand gleichzeitig dem Reichstag und Bundesrat 
angehören könne) ein. Das Zentrum verhielt ſich in ſeiner Geſamt⸗ 
heit in letzterem Punkte zurückhaltend; ein Teil war mit mir für 
Aufhebung dieſer Beſtimmung. Die Demokratie forderte die Parla⸗ 
mentariſierung rundweg, die Sozialdemokraten ebenfalls und 


308 21. Kapitel. Der Übergang zum parlamentarifchen Regime | 


fügten bei, fie würden unter feinen Umftänden in eine Regierung 
Hertling eintreten, weil dieſe Regierung mit „Zweideutigkeiten“ be- 
haftet ſei; kein Menſch habe mehr Vertrauen zu Hertling; er habe 
allen Kredit verbraucht; das Zentrum müſſe ſich nun entſcheiden. Die 
Sozialdemokratie habe im Krieg das ſchwerſte aller Opfer gebracht: 
die Parteieinigkeit; jetzt ſpiele ſie mit der Exiſtenz der eigenen 
Partei, wenn fie in die Regierung eintrete; daher müſſe fie unent⸗ 
behrliche Garantien haben; abſolute Klarheit ſei erforderlich. Ich 
erklärte im Vorſtand der Zentrumsfraktion, ich wolle den Sturz 
Hertlings nicht, aber es ſei abſolut notwendig, daß Sozialdemokraten 
in das Kabinett eintreten, und gleichzeitig im Reichstag bleiben 
könnten. Wenn Hertling darauf nicht eingehe, ſo ſei er nicht mehr 
zu halten; denn wenn die Sozialdemokraten, wie ſie angedeutet 
hätten, aus dem interfraktionellen Ausſchuß ausſcheiden würden, 
falle das Kabinett doch zuſammen, weil dann Payer zurücktreten 
müſſe. Es gelang mir, den Vorſtand der Fraktion dafür zu ges” 
winnen, daß die Hinderniſſe für die Parlamentariſierung beſeitigt 1 
würden; auch ſprach man ſich dafür aus, daß die Sozialdemokraten 1 
in das Kabinett eintreten ſollten. Das Zentrum war in einer ſehr 5 
unangenehmen Lage. Es wollte nichts dazu beitragen, um den 9 
Sturz des aus ſeinen Reihen hervorgegangenen Grafen Hertling 1 
herbeizuführen, andererſeits waren Demokratie und Sozialdemokratie 
der Aberzeugung, daß ohne eine Parlamentariſierung die Reiche: 
geſchäfte nicht mehr geführt werden könnten; es wurde deshalb 
in der interfraktionellen Sitzung beſchloſſen, ein Protokoll über 
die Ausſprache abzufaſſen, das dem Reichskanzler zu übergeben 1 
ſei. Hiernach forderten Sozialdemokratie und Demokratie die ſo. 
fortige Aufhebung des Artikels der Verfaſſung, welcher die Par- 
lamentariſierung hinderte, „als die Vorausſetzung für die Schaffung . 
einer ſtarken, vom Vertrauen der Mehrheit des Reichstags ge 
tragenen Regierung zum Zweck der Organiſation der nationalen 4 
Verteidigung und der Herbeiführung eines Verſtändigungs⸗ 0 
friedens“. Ein Teil der Zentrumsfraktion ſtimmte für dieſen An. 4 
trag; die Geſamtfraktion erklärte, ſie ſehe in der Annahme eines 


ſolchen Geſetzentwurfs keinen Anlaß, ſich von den übrigen Mehr⸗ 5 
| 
| 
| 


heitsparteien zu trennen; auch die Nationalliberalen ſtimmten für 
den Antrag. Dieſe Forderungen ſtehen — jo erklärten die Demo⸗ 
kraten — im Widerſpruch zu den Grundſätzen, „die Graf Hertling 3 
während feiner politifchen Laufbahn vertreten hat. Die Hoch⸗ 
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ſchätzung vor feiner ſtaatsmänniſchen Perſönlichkeit hält die Fort: 
ſchrittliche Volkspartei davon ab, ihm die Durchführung eines 
ſolchen Programms anzuſinnen. Sie wird dem Grafen Hertling 
für ſeine Tätigkeit an leitender Stelle des Reichs dauernd Dank 
wiſſen.“ Die Sozialdemokratie ſchloß ſich dieſen Sätzen an, welche 
„die erſte Vorausſetzung für eine von dem Ernſt der Stunde ge- 
botene Amgeſtaltung der Reichsleitung und für eine etwaige Mit⸗ 
wirkung der Sozialdemokratie an der Führung der Reichsgefchäfte 
ſei, da nur auf dieſem Weg das deutſche Volk die große Gefahr, 
in der es ſchwebt, zu überwinden vermag“. Die Vertreter der 
Zentrumspartei erklärten, daß der Reichskanzler nach wie vor ihr 
Vertrauen habe. 

Am 29. September gaben mehrere Vortragende Räte der poli⸗ 
tiſchen Abteilung des Auswärtigen Amts ihrem Staatsſekretär von 
Hintze mündlich und ſchriftlich die Erklärung ab, ein Weiterbeſtehen 
der Kriſis ſei undenkbar, eine ſofortige Löſung müſſe vorgenommen 
werden. Der Staatsſekretär hat ſich daraufhin bereit erklärt, dem 
Kaiſer die „volle Wahrheit zu ſagen“; da er „im Parlament keine 
Wurzeln geſchlagen habe“, bat er ſelbſt um ſeine Entlaſſung. Der 
Vorſitzende der Zentrumsfraktion, Gröber, übernahm es, dem 
Reichskanzler Mitteilung von dem Verlauf der interfraktionellen 
Sitzung zu machen, worauf dieſer erklärte, er werde die Geſamt⸗ 
lage dem Kaiſer vortragen, der die Entſcheidung zu fällen habe. 
Auf Wunſch der Mehrheitsparteien arbeitete ich am 30. September 
folgendes Programm für die Bildung der neuen Regierung aus: 


„J. Feſthalten an der Antwort der Reichsregierung auf die Papſt⸗ 
note vom 1. Auguſt 1917 und uneingeſchränktes Bekenntnis zu der 
Entſchließung des Reichstages vom 19. Juli 1917. 

II. Erklärung der Bereitſchaft, einem Völkerbund gemäß den 
folgenden Grundſätzen beitreten zu wollen: Der Reichstag hat ſich in 
ſeiner Erklärung vom 19. Juli 1917 zu einem „Frieden der Ver⸗ 
ſtändigung und dauernden Verſöhnung der Völker“ bekannt. Als 
weſentliches Mittel zur Erreichung dieſes Zieles hat er ſich eingeſetzt 
für die „Schaffung internationaler Rechtsgarantien“. Der Weg 
hierzu iſt die Herſtellung eines umfaſſenden Völkerrechts, das die Be⸗ 
ziehungen der Staaten zueinander in derſelben Weiſe auf den Rechts⸗ 
ſtandpunkt ſtellt, wie der Einzelperſonen im Rechtsſtaate. Die Er⸗ 
richtung eines alle Staaten umfaſſenden Völkerbundes, der ſich auf 
den Grundſatz der Gleichberechtigung aller Völker aufbaut und 
politiſche Sonderverträge wie Geheimverträge ausſchließt, iſt ein 

wirkſames Mittel zur Sicherung eines dauernden Friedens, eines 
unabhängigen Daſeins und freier wirtſchaftlicher Entfaltung der 
Völker. Grundlagen des Völkerbundes ſind: 1. Gegenſeitige Ver⸗ 
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pflichtung der Staaten, jeden Streitfall, der nicht durch diplomatiſche 
Mittel lösbar iſt, friedlicher Behandlung zu übergeben. 2. Gegen ⸗ 
ſeitige und gleichzeitige Abrüſtung. 3. Wirtſchaftliche und rechtliche 
Gleichberechtigung aller Staaten und ihrer Angehörigen; offene Tür 
unter Ablehnung jeder wirtſchaftlichen Kampfmaßnahme nach er⸗ 
folgtem Friedensſchluß. 4. Freiheit des Weltverkehrs, verbürgt 
durch grundſätzliche Anerkennung der Freiheit der Meere, durch 
Internationaliſierung der Meerengen und meerverbindenden Kanäle; 
Sicherheit des Privateigentums auf hoher See; Aufhebung des 
Beuterechts und Blockaderechts. Gleichmäßige Behandlung der 
Fahrzeuge, Güter und Verfrachter bei allen Verkehrseinrichtungen 
in allen Staaten; internationaler Schutz der überſeeiſchen Kabel. 
Als nächſte Aufgaben des Völkerbunds erſcheinen: Internationaler 
Ausbau des Arbeiterrechts, des Arbeiterſchutzes, der Arbeiter- } 
verſicherung und des Weltverkehrsrechts. Der Reichstag tritt ein 
für einen auf dieſen Grundlagen aufgebauten Völkerbund, der den 
Beſitzſtand der einzelnen Staaten gewährleiſtet und der ſeine ge⸗ 
ſamten politiſchen, wirtſchaftlichen, kulturellen und militäriſchen Macht⸗ 
mittel gegen jeden friedenbrechenden Staat und zur Durchführung 5 | 
der gemeinfamen Aufgaben zur Verfügung ſtellt. 
III. Einwandfreie Erklärung über die belgiſche Frage. (Wieder 
herſtellung Belgiens; Verſtändigung über Entſchädigung.) 1 
IV. Bisher geſchloſſene Friedensverträge dürfen kein Hindernis 
für den allgemeinen Friedensſchluß bilden; im Baltikum, in Litauen 
und in Polen ſind alsbald demokratiſche Volksvertretungen zu 
ſchaffen. Dieſe Staaten haben ihre Verfaſſungen und ihre Be⸗ 
ziehungen zu den Nachbarſtaaten zu regeln. In den genannten Ge⸗ 
bieten iſt ſofort die Zivilverwaltung einzuführen. 1 
V. Schaffung eines ſelbſtändigen Bundesſtaates Elſaß⸗ Loth⸗ 
ringen unter Gewährung voller Autonomie, entſprechend dem Ver⸗ 
langen der elſaß⸗lothringiſchen Volksvertretung. 5 
VI. Anverzügliche Durchführung der Wahlrechtsreform in 
Preußen. i 
VII. Einheitlichkeit der Reichsleitung; Ausſchaltung un 
verantwortlicher Nebenregierungen; Berufung von Regierungs⸗ 


Reichspolitik; ſtrenge Einhaltung aller verfaſſungsmäßigen Ver⸗ 
antwortlichkeiten bei Veröffentlichungen der Krone. d 4 

VIII. Zum Schutze der perſönlichen Freiheit, des Verſammlungs 4 
rechts und der e ſofortige Anderung des Geſetzes über den 


werden. Beſeitigung aller militäriſchen Einrichtungen, die . 
politiſchen Beeinfluſſung dienen.“ 
Sämtliche vier Fraktionen ſtimmten dem Programm zu. die 
mehrfach angeregte Bildung eines Koalitionskabinetts wurde 
abgelehnt und vorgeſchlagen, ein einheitliches Minifterium 
aus Vertretern der Mehrhbeitsparteien zu bilden, nachdem r 


21. Kapitel. Der Übergang zum parlamentariſchen Regime 311 


der Kaiſer das Entlaſſungsgeſuch Hertlings angenommen habe. 
Am 1. Oktober empfing der Chef des Zivilkabinetts, von Berg, 
die Parteiführer und bezeichnete ihnen als beſten Kandidaten für 
den Reichskanzlerpoſten den Prinzen Max von Baden; aber 
es ſei empfehlenswert, auch Nationalliberale und Konſervative in 
das Kabinett hineinzunehmen. Der Kabinettchef machte auf die 
Parteiführer den denkbar ungünſtigſten Eindruck; derſelbe ſei „in 
Aniform mit langen Stiefeln im Zimmer auf und ab gelaufen und 
habe im Gardeleutnantston an die Wände hinauf geredet und 
geſagt, die Mehrheit dürfe nicht glauben, daß ſie allein regieren 
könne; den Kaiſer dürfe man unter keinen Amſtänden zu einer 
Handlung zwingen“. Dem Vorſitzenden der Zentrumsfraktion ſagte 
er noch, daß man dem Kaiſer doch nicht das antun könne, daß auch 
ich in die Regierung einträte. Die Oberſte Heeresleitung, welche 
hiervon Kenntnis erhielt, ließ mir mitteilen, daß ſie dieſe Auf⸗ 
faſſung nicht nur nicht habe und das Auftreten des Kabinettchefs 
auf das ſchroffſte mißbillige, ſondern mich dringendſt bitten laſſe, 
in das Kabinett einzutreten; ich müßte dieſes Opfer dem Vater⸗ 
land bringen. Das Auswärtige Amt eröffnete mir, daß der Kaiſer 
über das Auftreten des Kabinettchefs ſehr überraſcht und empört 
geweſen ſei und mir mitteilen laſſe, daß derſelbe höchſt eigen⸗ 
mächtig gehandelt habe; der Kaiſer laſſe mich bitten, unter allen 
Amſtänden in das neue Kabinett einzutreten. Der Kabinettchef 
wurde bald darauf entlaſſen; an ſeine Stelle trat der frühere 
Staatsſekretär von Delbrück. Aus anderen Fraktionen trat man 
an mich mit dem dringendſten Wunſch heran, in die Regierung 
einzutreten, welchem Wunſch ich mich ſchließlich fügte. 

Am 4. Oktober wurde ich mit der Führung der Geſchäfte eines 
Staatsſekretärs beauftragt, nachdem noch am Vormittag aus dem 
Auswärtigen Amt mir die Bitte unterbreitet worden war, dort das 
politiſche Anterſtaatsſekretariat zu übernehmen. Sämtliche neu be⸗ 
rufenen Staatsſekretäre (Gröber, Trimborn, Scheidemann, Bauer, 
ich und ſpäter Haußmann) konnten zunächſt nicht zu ſolchen er⸗ 
nannt werden, weil fie hierdurch ihr Mandat im Reichstag 

verloren hätten. Die neuen Staatsſekretäre bildeten mit dem 
Reichskanzler, Vizekanzler von Payer und dem Staatsſekretär 
des Auswärtigen, Dr. Solf, das ſogenannte „Kriegskabinett“, 
in deſſen Hände die Leitung der inneren und äußeren Politik 
überging. 
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Das Zuſammenarbeiten geftaltete fich zu einem äußerſt harmo- 
niſchen; nur einmal drohte ein Zwiſchenfall eine Kabinettskriſis 
herbeizuführen. Alsbald nach der Ernennung des Prinzen Mar 
von Baden wurde in der ausländiſchen Preſſe ein von ihm am 
12. Januar 1918 an den Prinzen Hohenlohe in der Schweiz ge⸗ 
richteter Brief veröffentlicht, in dem ſich ſcharfe Wendungen gegen 
die Demokratie und den Parlamentarismus fanden und die Frieden ⸗ 
zielreſolution des Reichstags als ein „Produkt der Hundstage 
und der Schwäche“ bezeichnet und der Gedanke ausgeſprochen 
wurde, Deutſchland müſſe die Kriegslage reſtlos ausnutzen und ſich 
Vergütungen aller Art ſichern. Den parlamentariſchen Staats: 7 
ſekretären war dieſer Brief um ſo unangenehmer, als gerade die 1 
Friedenszielreſolution als Grundlage der Außenpolitik in das 
Programm aufgenommen war. In einer Beſprechung mit dem a 
Prinzen Max erklärte mir dieſer, daß er bereit fei, ſofort zurüd: 
zutreten, wenn er das Vertrauen der Mehrheitsparteien nicht mehr 
habe. Es waren beſonders die Sozialdemokraten, die große Schwie- 7 
rigkeiten machten, während wir bürgerlichen Staatsſekretäre uns 3 
auf den Standpunkt ſtellten, daß der Brief, wenn er auch im höchſten 
Grade unangenehm und bedauerlich ſei, keine Amtshandlung dar⸗ 4 
ſtelle, während der Rücktritt des Prinzen im jetzigen Augenblick 
eine ſchwere Schädigung des Vaterlandes im Gefolge haben müſſe 
und eine Reichskanzlerkriſis jetzt eine Anmöglichkeit ſei; auf den 
anderen Seite ſei ein Austritt der Sozialdemokratie aus dem Kabinett | 
im jetzigen Augenblick gleichfalls unmöglich. Ich ſchlug daher vor, 1 
daß die künftigen Noten an Wilſon nicht mehr durch den Reichs 
kanzler, ſondern durch den Staatsſekretär des Auswärtigen, Dr. 
Solf, unterzeichnet werden ſollten; der Brief ſelbſt ſolle ſofort 
im Inland veröffentlicht werden. So gelang es, mit den Soziale 
demokraten zu einer Verſtändigung zu kommen und auch dieſe 
kritiſchen Tage raſch zu überwinden. 1 

Die Hauptaufgabe des neuen Kabinetts, neben dem Abſchluß ii i 
des Waffenſtillſtandes, war die Neugeftaltung der Verfaſſung, 
die raſch vollzogen wurde. Die neue Oktoberverfaſſung hat ſämt⸗ 4 
liche der Einführung des parlamentariſchen Regimes entgegen: 1 
ſtehenden Beſtimmungen aufgehoben, das parlamentariſche Regime 
ſelbſt in der deutſchen Verfaſſung verankert, und zwar ein 
ſolches nach dem Muſter Englands. Der Bundesrat, der vor 
Jahresfriſt noch die größten Schwierigkeiten auf dieſem Gebiet 
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bereitete, wirkte faſt nur noch formal mit. Nach Verabſchiedung 
der Verfaſſung konnten wir Abgeordneten im Kriegskabinett nun 
zu Staatsſekretären ernannt werden, was bald darauf geſchah. 
Mir wurde dabei das Kriegspreſſeamt, das mich mehr als ein 
Jahr hindurch auf das heftigſte politiſch bekämpft hatte, unterſtellt, 
ebenſo die Zentrale für Heimatdienſt; Staatsſekretär Gröber hatte 
die Verfaſſungs fragen zu bearbeiten, Haußmann die Vorbereitungen 
für den Waffenſtillſtand. Wir alle empfanden es bitter, daß erſt 
der vollſtändige militäriſche Zuſammenbruch unſerem Volk eine 
Regierungsform gab, wie fie alle Kulturvölker Europas ſchon 
llängſt beſaßen; wir wußten auch, daß man in manchen maßgebenden 
Stellen uns ſelbſt in dieſem Zeitpunkt nur für gut genug hielt, um 
die Verantwortung nach außen für das kommende Elend zu tragen; 
aber die Pflicht gegenüber dem Unglück des Vaterlandes drängte 
alle perſönlichen Bedenken in den Hintergrund. 


22. Kapitel 
Der militäriſche Zuſammenbruch 


Als ich im Januar 1915 mit dem früheren Generalſtabschef 
Graf Moltke eine eingehende Ausſprache über die bisherigen mili⸗ 
täriſchen Operationen hatte, war ich ſehr betroffen, als er mir 
ſagte: er habe es von Anfang an als einen Fehler bezeichnet, daß die 
Maſſe des deutſchen Heeres nach dem Weſten geworfen worden 
ſei; man hätte zuerſt nach dem Oſten gehen müſſen, um die ruſſiſche 
Walze zu zertrümmern, und ſich im Weſten damit begnügen ſollen, 
an der deutſch⸗franzöſiſchen Grenze die Angriffe des Feindes ab⸗ 
zuwehren. Ich äußerte mein Erſtaunen um ſo lebhafter, als mir als 
langjährigem Militärberichterſtatter im Reichstag bekannt war, daß 
ſeit Jahren die Abſicht beſtand, „Frankreich in ſechs Wochen nieder- 
zuwerfen“ und dann erſt mit der ganzen deutſchen Heeresmacht 
auf die Ruſſen ſich zu ſtürzen, ſelbſt wenn dieſe bis dahin an die 
Weichſel vordringen würden; nur die Weichſellinie müſſe unter 
allen Amſtänden gehalten werden. Graf Moltke erwiderte, daß 
dieſe Abſicht wohl früher beſtanden hätte, aber man habe damals 
angenommen, daß die ruſſiſche Mobilmachung mindeſtens noch 
| zwei Monate, vom Tag der Kriegserklärung Frankreichs an gerechnet, 
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dauern würde; nachdem man jedoch im Auguſt 1914 gewußt habe, 
daß die ruſſiſche Mobilmachung ſo gut wie vollzogen ſei, hätte man 
den von ihm vorgeſchlagenen Weg gehen müſſen. Warum er ſeine 
Anſicht nicht durchſetzen konnte, ſagte mir der frühere Generalſtabs⸗ 
chef nicht. Er ſprach ſich im übrigen recht wenig zuverſichtlich über 
die geſamte Kriegslage und die Zukunft des deutſchen Volkes aus. 
Auch General von Falckenhayn hatte mir ſchon einige Wochen vor⸗ 
her erklärt, daß der Krieg in ſeiner Totalität durch die Wendung 
in der Marnefchlacht, die dem deutſchen Volk fo lange geheim ge⸗ 
halten wurde, „eigentlich verloren“ fei. Der Ausgang der Marne⸗ 
ſchlacht wirkte im deutſchen Hauptquartier kataſtrophal; es wurde 
erwogen, die deutſche Armee bis an den Rhein zurückzuziehen; 
nur die Energie des damaligen Kriegsminiſters von Falckenhayn 
ſetzte den Befehl durch, daß die ganze Armee „auf der Stelle Halt“ 
zu machen und ſich einzugraben habe. Alle Verſuche, ſich aus dieſer 9 
freiwilligen oder erzwungenen Einkapſelung wieder herauszuſchälen, | 
ſcheiterten; das Gefängnis für das deutſche Volk wurde auch dun 
die größten militäriſchen Erfolge nur erweitert, aber nicht geſprengt. 
Als Politiker erklärte ich den amtlichen Stellen wiederholt, x 
daß unſere geſamte Kriegführung zu wenig politifch ſei. Ich verſtand 1 
weder das Blutvergießen bei Vpern Ende 1914 noch den Nieſen⸗ 
anſturm auf Verdun 1916, hielt es vielmehr für richtiger, im Herbſt f 4 
1915 die ganze Kraft weiter nach dem Oſten zu werfen, um durch den 4 
Einmarſch in die Akraine die Ernährung Deutſchlands zu ſichern; a 
politiſchen und militäriſchen Stellen begründete ich dieſes durch NN 
den Satz: „Der Marſch nach Kiew macht die Einführung der Brot: 
karte überflüſſig.“ Als die Frühjahrs offenſive 1918 mit glänzenden 5 
Erfolgen, die mich über die Geſamtlage nicht täuſchten, einſetzte, ſagte 
ich am Gründonnerstag an einer bedeutſamen Stelle in München, 
daß auch dieſe Wendung keine Löſung bringen könne, wenn nicht bis 13 
Oſterſonntag Amiens i in deutſchem Beſitz ſei; damals hat man es mir 
nicht geglaubt, im Herbſt aber die Richtigkeit meiner Anſicht beſtätigt. 
Selbſtverſtändlich war es den maßgebenden Militärs im böchften 
Grade unangenehm, wenn man fich in die Linien der großen rien 
führung, die doch naturgemäß immer politiſch ſein müſſen, „einmiſchte !. 
Aber auch Anregungen militäriſ cher Art, wie ſie mir aus den N 
breiten Volksſchicht en zugingen, wurden gleich undankbar behan⸗ 
delt. Schon Ende November 1914 wünſchte ich unter Beifügung unm⸗ 
fangreichen Materials die amtliche Förderung einer neuen Erfindung 
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für die Herſtellung von Tanks; das Kriegsminiſterium lehnte dies 
Anfang Januar 1915 rundweg ab; meine dann in der Kommiſſion ein⸗ 
ſetzenden Bemühungen, den Bau dieſer Kampfwagen aufzunehmen, 
änderten daran nichts. Beſchwerden, wie ſie jedem Abgeordneten 
während des Krieges aus der Front zugingen und die man den 
militäriſchen Stellen unterbreitete, erlitten das gleiche Geſchick. An⸗ 
fang Februar 1917 teilte mir Ludendorff auf eine ſolche mit, daß 
nach eingehender Prüfung „die Vorwürfe als in jeder Beziehung 
ungenügend und unberechtigt bezeichnet werden müßten“. Ahnlich 
ging es mir im September 1917, wo mir umfangreiche Beſchwerden 
eines mir ſeit Jahren perſönlich bekannten Landwehrſoldaten zu- 
gingen, welche ein richtiges Bild der tatſächlichen Stimmung an der 
Front gaben. Ludendorff erwiderte mir, ich könne ihm glauben, 
daß er die Stimmung im Heer recht gut kenne; dieſe ſei ganz anders, 
als der Briefſchreiber ſchildere; ich möchte mich nicht beirren laſſen 
und das Volk zum Durchhalten „für die letzte Phaſe des Krieges“ 
ermutigen. Auf eine andere Beſchwerde wurde mir damals aus 
dem Großen Hauptquartier mitgeteilt, daß das alles „barer Anſinn“ 
ſei, daß „ein entſchloſſener, klarſehender und zufriedener Menſch 
ſich ſelten mit Klagen an Abgeordnete wende, wohl aber diejenigen, 
die mißmutig und unzufrieden ſeien. Die Geſamtſtimmung im 
Heer iſt ſo gut, wie wir es uns nur wünſchen können.“ Ende des 
Jahres 1917 wurde eine von mir der Oberſten Heeresleitung 
unterbreitete Beſchwerde, die auf eingehende Beobachtungen 
eines alten Veteranen mit dem Eiſernen Kreuz von 1870 ſich 
aufbaute, dahin beſchieden: „der Mann iſt wohl nicht ganz ge⸗ 
ſund“. Die Abſtellung allgemein anerkannter Mißſtände im Heer 
erfolgte entweder gar nicht oder nur zögernd; denn es hieß 
immer, die „Stimmung dürfe nicht verdorben werden“. Alle 
meine Bemerkungen, daß dieſe ſogenannte „Stimmung“ als 
ein reines Truggebilde angeſehen werden müſſe, fanden wenig 


Glauben. 


Beſonders das Jahr 1918 war reich an Illuſionen auf mili⸗ 
täriſchem Gebiet. Das deutſche Volk wurde allgemein irregeführt 
mit dem Schlagwort, daß die „Reſerven von Marſchall Foch“ 
durch die deutſche Offenſive verbraucht ſeien. In der erſten Hälfte 
des Auguſt erhielt ich plötzlich aus dem Großen Hauptquartier 
eine eingehende Schilderung der Sachlage, in der es entgegen allen 
amtlichen Meldungen hieß: 
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„Friſche und unverbrauchte Armeen, wie die amerikaniſche, treten 


trotz aller gegenteiligen Behauptungen der deutſchen Preſſe in | 
ſtändig wachſender Zahl einem Volk gegenüber, welches jetzt vier 


unendlich ſchwere Kriegsjahre lang geblutet und gehungert hat. Es 
hat auch keinen Sinn, ſo lange Krieg zu führen, bis wir aus Mangel 


an Menſchen und Hilfsmitteln auf Gnade und Angnade die Waffen 
ſtrecken müſſen. Dann werden uns die Sieger demütigen, wie noch 
kein Volk gedemütigt wurde: wenn die heutigen Führer erklären 
wollten, fie ſeien zu Verhandlungen mit den Gegnern bereit, jo 
würden fie drüben einfach ausgelacht. Wir brauchen eine von einer 
anſehnlichen Mehrheit der Volksvertretung getragene neue Regierung, 
die ſich grundſätzlich zu Verhandlungen mit ziemlich weitgehenden 
Zugeſtändniſſen bereit erklärt. Dieſe Ausſichten ſind gewiß nicht 
ſchön und doch find fie noch günſtig im Vergleich zu denen einer be⸗ 


dingungsloſen Waffenſtreckung. Baldiger Friede iſt nicht mehr ein 


frommer Wunſch, ſondern die Vorausſetzung für unſere weitere Exi⸗ \ a 


ſtenz.“ N 


Solche Worte hatte ich allerdings aus dem Großen Hauptquartier 
noch nie zu hören bekommen. Noch Mitte Juli 1918 hatte Luden⸗ 
dorff, wie mir Staatsſekretär von Hintze erzählte, dieſem auf die 
Frage, ob er ſicher ſei, mit der jetzigen Offenſive den Feind end. 


gültig und entſcheidend zu beſiegen, mit „einem beſtimmten Ja“ 


geantwortet; am 13. Auguſt mußte allerdings Ludendorff Herrn 
von Hintze mitteilen, daß er dieſe „Sicherheit jetzt nicht mehr habe“. 
Tags darauf hat Hintze auf Grund dieſer Rückſprache in Anweſen⸗ 
heit Hindenburgs und Ludendorffs erklärt, daß ihm beide Herren 
die Kriegslage dahin umſchrieben hätten, „daß wir den Kriegs. 
willen unſerer Feinde durch kriegeriſche Handlungen nicht mehr zu 
brechen hoffen dürfen und daß unſere Kriegführung ſich als Ziel 
ſetzen muß, durch eine ſtrategiſche Defenſive den Kriegswillen des 
Feindes allmählich zu lähmen“. Der Kaiſer zog daraus die Schluß. 
folgerung, „es müſſe auf einen geeigneten Zeitpunkt geachtet werden, 
wo wir uns mit den Feinden zu verſtändigen hätten“. Der Reichs. 
kanzler ſah als einen ſolchen Moment den Zeitpunkt nach den 
nächſten militäriſchen Erfolgen im Weſten an. Auf Vor⸗ 
ſchlag des Kaiſers wurde dann eine Propagandakommiſſion gebildet, 
die das deutſche Volk mit einer Redeflut überſchüttete und deutlich 
eine Schwenkung in der deutſchen Politik erkennen ließ. Das 


Ausland wußte von da an, wie ich dem Auswärtigen Amt ſagte, 
daß es um Deutſchlands militäriſche Lage nicht günſtig ſtehe. 


In Berlin ſah man als Weg einer Verſtändigung mit dem Feind 


die Vermittlung einer neutralen Macht, und zwar Hol 


lands, an. Ich wies darauf hin, daß in Holland nach mir gewordenen 
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Mitteilungen die deutſche Regierung bei ſämtlichen Politikern jeden 
Kredit verloren habe; einer der maßgebenden Männer habe unter 
Bezugnahme auf die deutſch⸗ruſſiſchen Zuſatzverträge erklärt, die 
Deutſchen „klauen noch auf dem Sterbebett“. Man möge erwägen, 
ob für eine ſolche Friedensvermittlung nicht auch der Papſt geeignet 
wäre. Verſuche, ſich über Holland mit den Gegnern zu verſtändigen, 
wurden unternommen; fie dauerten, ohne jedes Reſultat, bis in die 
letzten Septembertage. Anfang September wurde im Bundesrats⸗ 


ausſchuß für auswärtige Angelegenheiten namentlich vom bayeriſch en 


Miniſterpräſidenten von Dandl gefordert, daß Ende des Monats 


Deutſchland mit „aller Entſchiedenheit und Ehrlichkeit“ verſuchen 
müſſe, in Friedensverhandlungen einzutreten. 
Bei unſeren Verbündeten hat der militäriſche Mißerfolg 


im Auguſt förmliche Panik hervorgerufen. Schon Mitte Auguſt 


war mir aus Wien bekanntgeworden, daß Oſterreich infolge unſerer 
Niederlage im Weſten unter allen Amſtänden im Herbſt Frieden 


erlangen wolle. Am 15. Auguſt, bei der Zwei⸗Kaiſer⸗Zuſammen⸗ 


kunft in Spa, hat Kaiſer Karl mit nachdrücklichſter Anterſtützung 
des Grafen Burian die ſofortige Herbeiführung des Friedens ver— 
langt, aber Deutſchland hat ſich „ſehr kühl gezeigt“ und ſich nur 


bereit erklärt, durch Vermittlung einer neutralen Macht (Holland) 


Friedensverhandlungen anſtreben zu laſſen. Der Wiener Regierung 


genügte das nicht. Am 13. September beſuchte mich mit Zuſtimmung 


des Grafen Burian eine Vertrauensperſon des Kaiſers Karl und 
eröffnete mir, daß Oſterreich entſchloſſen ſei, den Schritt zum 


Frieden alsbald zu machen, und zwar in der Form eines direkten 
Appells an alle kriegführenden Mächte mit dem Vorſchlag, über 


die Bedingungen des Friedens im Haag alsbald zu verhandeln. 


Ich wurde um meine Anſicht über einen ſolchen Schritt gefragt und 


gab dieſe dahin kund, daß zwei Tage vorher die maßgebenden deut⸗ 
ſchen Stellen ſich mit der ſofortigen Einleitung eines Friedens⸗ 
ſchluſſes durch Holland einverſtanden erklärt hätten; darum möge 
Wien einen einſeitigen Schritt nicht unternehmen; Kaiſer Karl 
möge ſich ſofort mit Kaiſer Wilhelm in Verbindung ſetzen; über 
die letzte Differenz, ob ein direkter Appell oder ein Appell durch 
Vermittlung einer neutralen Macht wirkſamer ſei, werde man ſich 
noch verſtändigen können. Ich empfahl eine nochmalige ſchriftliche 
oder mündliche Auseinanderſetzung zwiſchen den beiden Kaiſern. 
Dem Auswärtigen Amt gab ich von dieſer Anterredung alsbald 
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Kenntnis; man war aber dort der Anſicht, daß Wien einen ein⸗ 


ſeitigen politiſchen Schritt nicht unternehmen werde. Ich beſtritt 


die Richtigkeit dieſer Auffaſſung und wies darauf hin, daß man in 
Wien auch darüber verſtimmt ſei, daß trotz dringenden Wunſches 
der Reichskanzler nicht ſelbſt zur Ausſprache dorthin gereiſt ſei; ich 
empfahl, man möge von Berlin nach Wien wiſſen laſſen, daß, wenn 
Holland als neutrale Macht dort nicht genehm ſei, Berlin damit 
einverſtanden ſei, den Heiligen Vater um ſeine Vermittlung zu 
bitten; ich ſei feſt überzeugt, daß Oſterreich dann auf dieſen Vorſchlag 
eingehen werde; damit ſei der Bruch des Bündniſſes nach außen 
vermieden. Auch damit hatte ich keinen Erfolg, da man in den 
Berliner amtlichen Stellen immer noch in dem Optimismus be⸗ 


fangen war, daß Wien feinen angekündigten Schritt nicht einſeitig 
vollziehen werde. Der Depeſchenwechſel zwiſchen den beiden Kaiſern 
ließ jedoch den feſten Willen Wiens klar erkennen. Es kam ſo, wie 
ich es vorausgeſagt hatte: am 14. September abends wurde die 
öſterreichiſche Note bekanntgegeben, worauf ich im Auswärtigen 
Amt erklärte, „daß eine deutſche Regierung, die es zu dieſem mora⸗ 
liſchen Bruch des Bündniſſes habe kommen laſſen, unhaltbar und 
unfähig ſei, die Geſch icke des Volkes in dieſer ſchweren Zeit zu leiten“, 7 
Am Abend dieſes Tages wurde ich im Verein mit anderen Partei- 
führern zu Staatsſekretär von Hintze gebeten, der uns über die 
Sachlage unterrichtete. Sämtliche Abgeordnete der Mehrheits⸗ 
parteien ſahen die Haltung der deutſchen Regierung für politiſch 
verkehrt an: nachdem der Wiener Schritt erfolgt ſei, müſſe ſich 


kanzler, die tags darauf ſtattfand. Graf Hertling gab zu eren 


daß das Wiener Vorgehen für Berlin ſehr unangenehm ſei, ge 4 
Deutſchland im Ziel mit Wien einig ſei. „Der Krieg müſſe auf \ 
hören, wenn Deutſchland nicht untergehen wolle“; aber nach dem 


kürzlichen militäriſchen Mißerfolg ſei für Hriedensverhandlag 
der geeignete Moment nicht da; man müſſe „noch ein bißchen 


15 
N 
1 * 


1 


warten“, dann komme der pſychologiſche Moment ſicher, in dem . 
man mit Ausſicht auf Erfolg durch eine neutrale Macht eingreifen 
könne; Oſterreich habe nicht die Abſicht, das Bündnis zu lockern. 
Ich erklärte demgegenüber, die abgeſchoſſene Kugel werde ihren 
Lauf nehmen; die weitere Entwicklung könne und müſſe zun 
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Kataſtrophe führen; militäriſch ändere ſich zu unſeren Gunſten nichts 
mehr weſentlich; wir müßten offen und energiſch den öſterreichiſchen 
Schritt mitmachen. Die übrigen Parteiführer ſchloſſen ſich dem 
an. Staatsſekretär von Hintze gab die Richtlinien bekannt, die den 
deutſchen Auslandsvertretungen für Beurteilung des Wiener Vor⸗ 
gehens mitgeteilt worden waren. Dieſe gingen dahin: Der Bündnis⸗ 
gedanke iſt nicht gekränkt, die edlen Motive Oſterreichs werden an⸗ 
erkannt; Deutſchland erhebt kein Hindernis gegen die Ausführung 
des Plans, es hat aber wenig Hoffnung auf ein Gelingen; die 
öſterreichiſch⸗ungariſche Note wird in Berlin eingehend geprüft 
werden; die Weiterentwicklung verfolgt Deutſchland mit Intereſſe. 
Ich erklärte dieſe Richtlinien für völlig ungenügend, da ſie lauter 
Negationen enthielten; es müſſe eine neue hinzukommen und offen 
erklärt werden, daß Deutſchland gern und ſofort bereit ſei, an Be⸗ 
ſprechungen teilzunehmen, wenn es zu ſolchen komme. Auf Wunſch 
des Staatsſekretärs von Hintze formulierte ich dann dieſe neue 

Richtlinie dahin: 
„Die Reichsleitung iſt gern und ſofort bereit, ſich an der Aus: 
ſprache in einem neutralen Land zu beteiligen, ſobald eine ſolche 
zuſtande kommt.“ Der Reichskanzler ſtimmte dem zu, nach dem 
die Vertreter ſämtlicher Mehrheitsparteien dies gefordert hatten, 

und ſchloß die Sitzung mit der Bitte um Vertrauen. Anmittelbar 
vorher hatte der Vertreter der Oberſten Heeresleitung in der Reichs- 
kanzlei, General von Winterfeldt, der eben aus dem Großen Haupt⸗ 
quartier kam, uns mitgeteilt, Hindenburg und Ludendorff hätten 
ihm die feierliche Verſicherung gegeben, daß ſie ſich keinerlei Illu⸗ 
ſionen über den Stand der Dinge hingäben; ſchwere Mißerfolge 
hätten wir gehabt; ein nicht unbedeutender Verluſt an Menſchen, 
Maſchinen und Material ſei eingetreten; die Stimmung an der 
Front ſei gedrückt; eine Offenſive werde in abſehbarer Zeit nicht 
mehr kommen. In der tags darauf ſtattfindenden Sitzung des 
interfraktionellen Ausſchuſſes war es der Abgeordnete Gröber, 
der die ſofortige Zuſammenberufung des Hauptausſchuſſes forderte; 
jeder Tag ſei ein ſchwerer Verluſt; je mehr man über die Geſamtlage 
nachdenke, deſto ungünſtiger werde der ganze Eindruck. Ein ſo⸗ 
fortiger Verſuch, den Reichskanzler von dieſer allgemein geteilten 
Meinung zu unterrichten, ſcheiterte an der Mitteilung, daß der 
Reichskanzler vor morgen nachmittag überhaupt nicht zu ſprechen 
ſeiz; darum beſchloß der interfraktionelle Ausſchuß, den Zuſammen⸗ 
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tritt des Hauptausſchuſſes ſofort durch die Preſſe bekannt 1 
zugeben. 

Inzwiſchen verſchlechterte ſich das Verhältnis zu unſeren 
Verbündeten zuſehends. In Wien war man über die kühle Auf: 
nahme des öſterreichiſchen Friedensſchrittes verärgert und verſtimmt. 
Ein alldeutſch gerichteter öſterreichiſcher Reichsratsabgeordneter 
ſagte mir, daß ſeine Heimat den Krieg einfach nicht weiterführen 
könne; wenn Oſterreich ein Sonderfriede angeboten würde, ſo 
würden wohl einige Politiker dagegen proteſtieren, aber die Maſſe 
des Volkes würde jeden totſchlagen, der gegen einen Sonderfrieden 
ſpreche. Aus Bulgarien kamen Nachrichten über einen bevor⸗ 
ſtehenden Bruch des Bündniſſes. Beſondere Schwierigkeiten er⸗ 
hoben ſich mit der Türkei: das türkiſche Heer ſtand vor Baku, in 
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garantieren, wann die Türken nach Baku marſchierten; geſchah 
dies aber, fo waren die Zuſatzverträge von Breſt⸗Litowſk verletzt 
und die Bolſchewiſten wieder vollkommen frei. Am 26. September 
wurde mir die Trauernachricht gebracht, daß Bulgarien die ein⸗ 
leitenden Schritte für einen Sonderfrieden unternommen habe; 
die rechtzeitig erfolgten Warnungen unſeres Geſandten Graf 
Oberndorff, des Chefs der Militärmiſſion von Maſſow und ihre 
wiederholt geäußerte Bitte um Verſtärkung der bulgariſchen Front 
waren nicht beachtet worden. In einer vertraulichen Beſprechung 
am 28. September teilte uns die Regierung mit, daß man das 
Erſuchen der Regierung in Sofia um Waffenſtillſtand als eine 
„Abereilung“ aufzufaſſen habe; der König halte feſt zum Bündnis, 
die Sobranje mißbillige den Schritt Malinows; man hoffe, daß 1 
die Entente den Waffenſtillſtand nicht annehmen werde. Doch 
tags darauf mußte die Regierung bereits eröffnen, daß die Enten . 
zu Verhandlungen mit Bulgarien bereit ſei, jedoch vorerſt die N 
militäriſchen Operationen nicht einftelle; fie fordere den völligen wi 
Bruch des Bündniſſes mit Deutſchland und die Zurückziehung aller 1 
deutſchen Truppen. Die ſozialdemokratiſchen Abgeordneten fragten 
mit Recht: Was ſoll nun gefchehen, wie will die Regierung aus dieſen 
Lage heraus? Das Neichsſchiff fahre ohne Steuermann; der Kaiſer 1 
gehöre nach Berlin, wo die Entſcheidungen zu treffen ſeien. Die Be⸗ \ 
ruhigungen des Vizekanzlers von Payer hatten keinen großen Erfolg. 1 

Doch es ſollte noch ſchlimmer kommen. b 
von Hintze, der am 29. und 30. September 1918 im Großen Hau * 
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quartier weilte, teilte von dort aus telegraphiſch mit, daß Wien 
und Konſtantinopel eröffnet werden ſolle, Deutſchland ſei bereit, 
Präſident Wilſon anzubieten, auf Grund ſeiner 14 Punkte über 
ſofortigen Waffenſtillſtand und Berufung einer Friedenskonferenz 
nach Waſhington zu verhandeln. Mitten in die Regierungskriſis 
fiel die akute Gefährdung des deutſchen Heeres. Am 
1. Oktober find mir im Auswärtigen Amt eine ganze Reihe von 
Depeſchen aus dem Großen Hauptquartier vorgelegt worden, die 
alle in der Forderung Ludendorffs gipfelten, „daß unſer Friedens⸗ 
angebot ſofort hinaus müſſe“; „heute hielten die Truppen noch, 
was morgen geſchehen könne, ſei nicht vorauszuſehen“; „man 
könne mit dem Friedensangebot nicht bis zur Bildung der neuen 
Regierung warten, es könne jeden Augenblick ein Durchbruch er- 
folgen“. General Ludendorff erklärte, „achtundvierzig Stunden 
könnten die Armeen nicht mehr warten, alles komme darauf an, 
daß das Angebot ſpäteſtens Mittwoch nacht oder Donnerstag früh 
in den Händen der Entente ſei. Nur wenn es dem Prinzen Max 
gelinge, in der Nacht noch die Regierung zu bilden, könne bis zum 
nächiten Morgen gewartet werden.“ Dasſelbe ließ Hindenburg dem 
Vizekanzler von Payer mitteilen. Am 2. Oktober wurde den Partei- 
führern durch einen Major aus der Oberſten Heeresleitung Vortrag 
über die militäriſche Lage gehalten, die „ſich in wenigen Tagen 
grundlegend geändert“ habe; ſo mußte „die Oberſte Heeresleitung 
den ungeheuer ſchweren Entſchluß faſſen“, zu erklären, daß nach 
menſchlichem Ermeſſen keine Ausſicht mehr beſtehe, dem Feind 
den Frieden aufzuzwingen. Entſcheidend für dieſen tragiſchen Aus⸗ 
gang ſeien einmal die in unerwartet großen Mengen auftretenden 
Tanks und reſtlos entſcheidend ſei ſchließlich die Erſatzfrage ge— 
worden. „Anſere letzte Menſchenreſerve iſt verbraucht. 
Der Feind iſt durch die amerikaniſche Hilfe in der Lage, ſeine Ver⸗ 
luſte zu erſetzen. Die Fortſetzung des Krieges muß daher als aus: 
ſichtslos aufgegeben werden. Keine Zeit darf verloren gehen. 
Jede vierundzwanzig Stunden können die Lage verſchlechtern.“ 
Dieſe Mitteilungen machten einen geradezu niederſchmetternden 
Eindruck. Trotzdem die Parteiführer verpflichtet wurden, zunächſt 
in den Fraktionen nichts mitzuteilen, ſickerten doch die ſchlimmſten 
Gerüchte durch. Prinz Max von Baden wehrte ſich auf das Heftigſte 
gegen die ſofortige Vornahme des Friedensſchrittes; er wollte erſt 
die neue Regierung bilden, die große politiſche Reform der Ver⸗ 
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faſſungsänderung im Innern vollziehen und dann erſt die Friedens. 
aktion vornehmen; er wies auch die Oberſte Heeresleitung darauf 
hin, daß mit dem Verluſt der deutſchen Kolonien, Elſaß⸗Lothringens 
und der öſtlichen Provinzen des Reichs ficher zu rechnen ſei, wenn 
jetzt die Friedensaktion eingeleitet würde. Hindenburg erklärte aber 
am 3. Oktober ſchriftlich, daß „die Oberſte Heeresleitung auf ihren 
am Sonntag, den 29. September, geſtellten Forderung der ſofortigen 
Abſendung des Friedensangebots beſtehen“ bleibe; die Lage ver⸗ 
ſchärfe ſich täglich und könne die Oberſte Heeres leitung zu ſchwer⸗ 
wiegenden Entſchlüſſen zwingen; jeder verſäumte Tag koſte Tau- 
ſenden von tapferen Soldaten das Leben. 1 

So ging nicht nur unter militäriſchem Druck, ſondern auf mili⸗ 
täriſchen Befehl am 5. Oktober die von General Luden⸗ 
dorff im Konzept feſtgeſtellte erſte Note an Präſident 
Wilſon ab, in der die deutſche Regierung das in den Wilſonſchen 
Kundgebungen aufgeſtellte Programm „als Grundlage für die 
Friedensverhandlungen annahm“. In Berlin hatte man ſich noch 
lebhaft darüber auseinandergeſetzt, ob ſtatt des Wortes „Grundlage“ 
„Ausgangspunkt“ oder „Programmpunkt der Verhandlungen“ ge⸗ 4 
wählt werden follte. Das Kabinett beſchloß auch andere Armeeführer 
zu hören; General Ludendorff ſah darin ein Mißtrauensvotum und 
drohte mit der Einreichung ſeines Entlaſſungsgeſuches. Die mehrfach 
geforderte „Levée en masse“ wurde von mir im Kabinett ebenſo bee 
kämpft wie von ſämtlich en militäriſchen Stellen, auch von Suden 

Wilſons erſte Antwort vom 8. Oktober forderte unter 
anderem die Räumung der befegten Gebiete. Am 9. Oktober teilte 
General Ludendorff in einer Sitzung des Kriegskabinetts mit, daß 
er wegen des Friedensſchluſſes mit den maßgebenden Generalen 
Kuhl, Loßberg und Schulenburg geſprochen habe; dieſe hätten 3 
zugeſtimmt. Der anweſende Chef der Operationsabteilung, Oberſt 
Heye, verſicherte, es wäre ein Haſardſpiel der Oberen eren, b 
wenn ſie den Friedensſchritt nicht beſchleunigt hätte; vielleicht könn 
ſich das Heer bis zum Frühjahr halten, es könne aber auch jeden 1 
Tag eine Wendung kommen. „Geſtern hing es nur an einem Faden, . 
ob der Durchbruch gelang.“ Staatsſekretär Solf erhielt am 10. Ok. j 
tober auf die an Ludendorff gerichtete Frage, ob er noch drei Mona 
die Front halten könne, die Antwort: Nein. ö 

So enthielt die zweite deutſche Note vom 12. Ottobe 1 
welche die Zuſtimmung der Oberſten Heeresleitung fand, die Su A 
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der Räumung der beſetzten Gebiete und die Erklärung, daß der 
Reichskanzler im Namen der deutſchen Regierung und des deutſchen 


Volkes ſpreche, geſtützt auf die große Mehrheit des Reichstags. 
Die zweite Note Wilſons vom 15. Oktober brachte eine 
erhebliche Verſchärfung und forderte die Einſtellung des U-Boot- 


krieges und Bürgſchaften für die Durchführung des Friedens; die 


Entente müſſe wiſſen, mit wem fie verhandle; Oſterreich⸗Angarn 
werde eine geſonderte Antwort erhalten. An den Beratungen über 
dieſe Note konnte ich nicht mehr teilnehmen, da ich an das Sterbe⸗ 
lager meines einzigen Sohnes, der als Fahnenjunker in Karlsruhe 
ſtand, gerufen wurde. Ludendorffs Außerungen in dieſen Sitzungen 
waren unbeſtimmt, wechſelnd, ſchwankend; er trat aber dafür ein, 
daß die Friedensaktion fortgeſetzt werden ſollte. 

Eine vollkommene Abereinſtimmung der Regierung mit der 


Meinung der Oberſten Heeres leitung wurde bei der dritten deut— 


ſchen Antwortnote nicht mehr herbeigeführt wegen der Frage 


der Fortſetzung des U- Bootkrieges; unglückſeligerweiſe kam die Tor⸗ 


pedierung des Paſſagierdampfers „Leinſter“ noch verſchärfend 
hinzu. 

Die dritte Note Wilſons vom 23. Oktober ließ er- 
kennen, „daß die Völker der Welt kein Vertrauen zu den Worten 
derjenigen hegen und hegen könnten, die bis jetzt die deutſche 
Politik beherrſchten“. 

Durch eine uns mitgeteilte Depeſche des Fürſten von Hohenlohe— 


Langenburg, der in Bern weilte, wurde von da ab die Frage der Ab— 
dankung des Kaiſers und des Verzichtes des Kronprinzen aktuell. 
Am 31. Oktober brachte in der Sitzung des Kriegskabinetts Prinz 


Max von Baden dieſe Frage zur Sprache, indem er ſeine Auffaſſung 
dahin feſtlegte, daß die Abdankung des Kaiſers freiwillig erfolgen 


ſolle, um Reich und Heer vor ſchwerſtem Schaden zu bewahren; 
es dürfe kein Druck auf den Kaiſer ausgeübt werden. Wir parlamen⸗ 


tariſchen Staatsſekretäre waren etwas erſtaunt, daß dieſe Frage 
plötzlich zur Sprache kam. Ich vertrat die Auffaſſung, daß der Rück⸗ 
tritt im jetzigen Augenblick verfehlt ſeiz man möge doch erſt die 


Antwort der Alliierten abwarten; die Nachteile aus der jetzigen 


Abdankung ſeien zweifellos größer als die in Ausſicht geſtellten 
Vorteile; das Kabinett dürfe keinen Druck auf den Kaiſer ausüben; 
komme es zur Abdankung des Kaiſers, ſo müſſe der Regent von 
Preußen gleichzeitig Reichsverweſer werden; jedenfalls dürfe man 
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ſich nicht durch Stimmungen leiten laſſen, ſondern nur von neuen 
Tatſachen. Es ſei ehrenvoller für Volk, Kaiſer und Reich, wenn es 
dem Druck von außen nachgebe, ſtatt den Kaiſer wegzuwerfen. 
Ein neutraler Republikaner habe mir noch vor wenigen Tagen 1 
erklärt, wenn jetzt der Kaiſer unter dem Druck von innen abdanke, 
werde das Ausland über Deutſchland ſagen: „Als Sieger brutal, 
als Beſiegte verächtlich!“ Wenn die Abdankung heute oder morgen 9 
komme, ſei es zu ſpät, um noch eine Wirkung bei den Gegnern aus: 
zulöſen, da die Bedingungen derſelben bereits feſtgelegt ſeien. 
Staatsſekretär Solf wies darauf hin, daß Wilſon nur eine „Ande⸗ Ei 
rung des Syſtems“ verlange, nicht der Perſon. Ein Beſchluß wurde 
nicht gefaßt. Ich habe es aber gegenüber dem Reichskanzler als 
einen Fehler bezeichnet, daß der Kaiſer in jenen Tagen von Berlin 
in das Große Hauptquartier abgereiſt iſt. In den Vordergrund 
wurde die Frage der Abdankung des Kaiſers durch Erörterungen in 
demokratiſchen Zeitungen ab Mitte Oktober gezogen, während die 
Sozialdemokraten ſich zunächſt mit der Einführung des parlamen⸗ 4 
tariſchen Regimes und der Verfaſſungsänderung begnügten. 1 
Ludendorff trat am 26. Oktober zurück; es gelang, Hindenburg 
zum Bleiben zu bewegen. 
Am 27. Oktober ließ Kaiſer Karl in Berlin wiſſen, daß er die 
notwendigen Schritte für einen Sonderfrieden eingeleitet habe. 
Die deutſche Antwortnote an Wilſon an demſelben Tage | 
betonte, daß der neuen deutſchen Volksregierung auch die militäri⸗ 
ſchen Gewalten unterſtellt ſeien. Die Generale Gallwitz und Mudra, 
die ſich etwas zuverſichtlicher über die militäriſche Lage 8 . 
konnten das Kriegskabinett nicht mehr von feinem Entſchluß ab⸗ 
bringen. Ich war von zuverläſſigſter neutraler Seite, die es wohl⸗ 
wollend mit Deutſchland meinte, an dieſem Tag dahin informiert | 
worden, daß i im Falle des Scheiterns der Waffenſtillſtandsverhand⸗ 
lungen „in nächſter Zukunft nach entſetzlichem Blutvergießen 
Deutſchland größtenteils eine Wüſte ſein wird und ſich noch härtere | 
Bedingungen wird gefallen laſſen müſſen“. 1 
Vor dem Eintreffen der letzten Note Wilſons trat eine erhebliche 
Verſchlimmerung der Situation in Deutſchland ein durch den 
Aufſtand in Kiel und die Anmöglichkeit der raſchen Nieder 
werfung dieſer Unruhen. Das Kabinett ſandte Staatsfefretäi 
Haußmann zu Verhandlungen dorthin und gab ihm als Vegleiſ 
den Marinereferenten des Reichstags, Abgeordneten Noske, m 
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Es wurde gleichzeitig mitgeteilt, daß auch unabhängige Sozial⸗ 


demokraten nach Kiel abgereiſt ſeien. Die Verhandlungen in Kiel 


führten zunächſt nicht zu dem gewünſchten Erfolg, vielmehr griffen 


die Unruhen auf eine ganze Reihe norddeutſcher Städte über. In 
dieſer Situation erſtattete der neue Generalquartiermeiſter, General 


Gröner, ſämtlichen Staatsſekretären am 6. November eingehenden 


Bericht über die militäriſche Lage; er rechnete bei Fortſetzung des 
Krieges mit der Wiederaufnahme desſelben nicht nur in Rus 
mänien, ſondern auch durch die Tſchechoſlowaken; eine entſcheidende 
Niederlage des Heeres müſſe unter allen Amſtänden vermieden 
werden; die militäriſche Lage habe ſich weiter verſchärft; der deutſche 
Widerſtand könne nur noch von ganz kurzer Dauer ſein. Während 
der Sitzung traf eine ungünſtige Depeſche nach der anderen über 
das Aberſpringen der Anruhen auf Hannover, Schwerin, Ham⸗ 
burg uſw. ein, jo daß der Reichskanzler gegen 12 Ahr erklärte, 
man könne nicht mehr länger warten: Freitag, den 8. November, 
vormittags müßten unter allen Amſtänden die Verhandlungen mit 
Marſchall Foch aufgenommen werden; eine deutſche Delegation 
zum Abſchluß der Waffenſtillſtandsverhandlungen müſſe daher am 
heutigen Tage noch nach dem Weſten abreiſen; ſei bis Freitag von 


Wilſon noch keine Antwort eingegangen, ſo müſſe die deutſche 
Delegation durch Hiſſen der weißen Flagge von ſich aus die Ein- 
leitung der Waffenſtillſtandsverhandlungen, eventuell die Kapitu⸗ 


lation vollziehen. Dieſer Beſchluß wurde im Kriegskabinett mit 


voller Billigung der Oberſten Heeres leitung einmütig gefaßt. 
Dann ſchlug zu meiner größten Aberraſchung der Reichskanzler 


mich als Delegierten des Kriegskabinetts für die Verhandlungen 


mit Foch vor; ich lehnte ab mit dem Hinweis, daß Staatsſekretär 


Haußmann bereits vor Wochen hierfür beſtimmt worden ſei. Meine 
Ablehnung nutzte nichts; ſämtliche Staatsſekretäre beſtanden darauf, 
daß ich den ſchweren Gang zu Marſchall Foch zu unternehmen habe. 
Es wurde mir freigeſtellt, einen Vertreter des Auswärtigen Amts 
mitzunehmen. Der zuerſt vorgeſchlagene Geſandte von Kopenhagen, 
Graf Brockdorff⸗ Rantzau, konnte wegen der Kürze der Zeit nicht 
herangezogen werden; ſo wählte ich den mir perſönlich bekannten 
Geſandten in Sofia, Graf von Oberndorff, aus. Mehr wurde im 
Kabinett über die Zuſammenſetzung der Waffenſtillſtandskom⸗ 
miſſion nicht beſtimmt. Eine weitere Inſtruktion als die all⸗ 
gemeine, daß der Waffenſtillſtand unter allen Amſtänden ge= 
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ſchloſſen werden müſſe, wurde mir trotz meines Wunſches nicht 
gegeben. 

Anmittelbar vor meiner Abreiſe traf Wilſons vierte Note 
vom 5. November ein, welche die Annahme der 14 Punkte 
und der ſpäteren Kundgebungen Wilſons durch ſämtliche Alliierten 
mit zwei Einſchränkungen über die Freiheit der Meere und den Im: 
fang der Schadenserſatzleiſtung mitteilte und erſuchte, „gehörig be- N: K 
glaubigte Vertreter der deutſchen Regierung zu Marſchall Foch 
zu entſenden, der ſie von den Waffenſtillſtandsbedingungen in 
Kenntnis ſetzen werde“. Eine Abſchrift dieſes diplomatiſch⸗ mill. N 
täriſchen „Einführungsſchreibens“ bei Marſchall Foch wurde mir 
auf dem Bahnhof unmittelbar vor meiner Abreiſe übergeben. 1 


14 
A 


3 


23. Rapitel 
Der Gang nach Compiegne | 


Meine am 6. November 1918, 12 Ahr mittags, ganz blog 
erfolgte Berufung zur Führung der zeec 
lungen traf mich und faſt ſämtliche Amtsſtellen unvorbereitet. Da 
mir bis 3 Ahr keine Vollmacht zugegangen war, erklärte ich der 
Reichskanzlei, daß ich ohne dieſe nicht abreiſen würde. Ich nu 
an das Auswärtige Amt verwieſen, wo man mir mitteilte, man 
wiſſe überhaupt von den ganzen Vorverhandlungen nichts; ein 
von mir gewünſchte Urkunde ſei bisher in der Weltgeſchichte abe 
haupt noch nicht ausgeſtellt worden. Ich erwiderte, daß auch über 0 
den Weltkrieg und die Art des Waffenſtillſtandes keine Vorakte 
vorhanden ſeien und erhielt dann die Zuſage, daß ich vor 5 Ahr d 
Urkunde in Händen haben würde. Sie wurde mir im letzten Auge 
blick vor der Abreiſe auf den Bahnhof gebracht. In der Vollmach 
ſtand als erſter Bevollmächtigter ein General von Gündel. Weit 
erhielt ich zu meiner Verfügung eine vom CR unte 
zeichnete Blankovollmacht. 

Der Sonderzug führte mich mit Mitgliedern der Oberſten Sec 
leitung nach Spa, wo wir am anderen Vormittag 8 Ahr ei 
trafen, für die Mitglieder der Waffenſtillſtandskommiſſion ab 
nichts vorbereitet fanden. Ich ſuchte den Vertreter des Auswärtige 1 } 
Amts auf, der mir von der Mitnahme des Generals von Gun . 
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abriet, da er keine geeignete Perſönlichkeit für ſolche Verhandlungen 
ſei; er ſetzte ſich mit der Reichskanzlei in Berlin in Verbindung, 
um vorzuſchlagen, daß ich als Vorſitzender der Kommiſſion be- 
ſtellt werde. Die Regierung ſagte zu. General von Gündel nahm 
daraufhin an den Verhandlungen überhaupt nicht teil; an ſeine 
Stelle trat der mir bekannte General von Winterfeldt, früher 
Militärattaché in Paris. 

Bald nach der Ankunft in Spa hatte ich im Sitzungsſaal der 
Oberſten Heeresleitung eine Beſprechung, bei der ſich mehr als 
zwei Dutzend Offiziere einfanden, die alle mit zu den Verhand⸗ 
lungen in das franzöſiſche Hauptquartier reiſen ſollten. Ich 
ordnete an, daß außer mir nur die Bevollmächtigten Graf Ober⸗ 
dorff, General von Winterfeldt und Kapitän Vanſelow die Reiſe 
anzutreten hätten, da das Auftreten einer großen Anzahl Offiziere 
in Frankreich im jetzigen Augenblick untunlich ſei; alle anderen Herren 
ſollten entweder in Spa bleiben oder ſich im Hauptquartier des 
Deutſchen Kronprinzen bereit halten. Am Schluß der Konferenz 
erſchien Generalfeldmarſchall von Hindenburg und ſagte mir, daß 
es wohl das erſtemal in der Weltgeſchichte ſei, daß nicht Militärs 
den Waffenſtillſtand abſchließen, ſondern Politiker; er ſei aber ganz 
damit einverſtanden, zumal die Oberſte Heeresleitung keine politiſchen 
Richtlinien mehr auszugeben habe; die Armee brauche unter allen 
Amſtänden Ruhe. Er verabſchiedete ſich von mir mit den Worten: 
„Reiſen Sie mit Gott und lache Sie das Beſte für unſer Vater⸗ 
land herauszuholen.“ 

Nach einem kurzen Frühſtück fuhren wir um die Mittagsſtunde 
in fünf Autos von Spa ab. Einen Dolmetſcher zog ich in Ritt- 
meiſter von Helldorf und einen Stenographen in Dr. Blauert hinzu. 
Kaum hatten wir Spa verlaſſen, als meinem Auto ein ſchwerer 
Anfall zuſtieß, indem es beim Paſſieren einer ſcharfen Kurve gegen 
ein Haus geſchleudert wurde; das nachfolgende Auto fuhr in das 
meinige hinein. Trotz des ſchweren Zuſammenſtoßes paſſierte kein 
Anglück; weder der neben mir ſitzende Graf Oberndorff noch ich 
wurden durch die zahlreich eindringenden Glasſplitter verletzt, nur 
unſer Auto und das nachfolgende wurden ſtark beſchädigt. In den 
verbleibenden Autos wurde die Fahrt durch Belgien fortgeſetzt; 
ſie ging nur langſam voran, da deutſche Heeresmaſſen unaufhaltſam 
in langen Zügen zurückſtrömten. Bei anbrechender Dunkelheit 
kamen wir abends 6 Ahr in Chimay an, wo der deutſche General 
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mir ſagen ließ, daß ich heute abend unter keinen Amſtänden mehr 
weiterfahren könne; um den Rückzug der deutſchen Armee zu 1 


ſichern, ſeien die Straßen geſperrt und Bäume über den Weg ge⸗ | 
worfen; die Unficherheit ſei überhaupt ungemein groß. Ich drängte 4 


* 5 | 
5 


auf Weiterfahrt und erreichte dies auch nach einer telephoniſchen 
Rückſprache mit dem nächſten deut ſchen Generalkommando in 
Trelon. Gegen ½ 8 Ahr traf ich dort ein; der kommandierende 1 
General teilte mir mit, daß alle Vorbereitungen zum Paſſieren der 
Front getroffen ſeien; ein Pionierkommando habe ſämtliche im 
Weg liegenden Minen aller Art beſeitigt. Aber den Kampfmut 
feiner Truppe war der General voller Lob; ſeit ſechs Wochen be⸗ 
fänden ſich die Leute in ununterbrochenem Kampf; eine Diviſion 
zähle nur noch 349 Köpfe, eine andere 437; es ſei geradezu be⸗ 
wunderungswürdig, daß dieſe kleine Truppenzahl noch ſtandhalte; 
Offiziere und Mannſchaften leiſteten geradezu Abermenſchliches. 
Die politiſchen Vorgänge in Berlin und die Anruhen in Kiel waren 
ihm nahezu unbekannt; er bat mich, auch mit den Offizieren hierüber 
nicht zu ſprechen. Wir fuhren nach kurzem Aufenthalt weiter und 
kamen wegen der geringeren Belaſtung der Straße nun viel raſcher 
voran. 9 Ahr 20 Minuten paſſierten wir die deutſche Front, 
nach dem ich vorher noch einen Trompeter aufgenommen hatte. Ein 
ſchwäbiſcher Landsmann gab mir den letzten Abſchiedsgruß mit 
der erſtaunten Frage: „Wo wollen Sie hin?“ Ich erwiderte: 
„Waffenſtillſtand ſchließen wir.“ Da ſagte er in gutem Schwab | 
„Das werdet ihr zwei grade fertig bringen.“ 5 
Von dem Paſſieren der deutſchen Frontlinie ab ſchlugen die 
Autos ein äußerſt langſames Tempo an. Das Feuer war ben g 
ſeits ſeit einigen Stunden eingeſtellt. Auf dem erſten Auto wurde 
eine große weiße Flagge aufgezogen; der Trompeter gab fortgeſetzt 
kurze Signale. Dieſe Fahrt war für mich noch erſchütternder als 
die drei Wochen zuvor ausgeführte an das Sterbebett meines 
einzigen Sohnes. Ungefähr 150 Meter von der deutſchen Front ent ⸗ 
fernt zeigten ſich die erſten franzöſiſchen Soldaten. Zwei Offiziere 
geleiteten uns in höflicher Weiſe in das benachbarte La Capelle. 
Als ich dort einfuhr, war die erſte Frage der zahlreich zuſtrömenden 
Soldaten: „Pinie la guerre?“ Anſer Auto wurde mit Hände 
klatſchen empfangen als Ausdruck der Freude, daß der Krieg nun 
beendigt ſei; vielfach ertönten die Rufe: „Vive la France!“ Sog 
daten und Zivilbevölkerung benahmen ſich ruhig und zurückhaltend; 
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mehrere kamen an mein Auto heran; einer fragte „Quelle nation?“, 
andere baten um Zigaretten; als Nichtraucher konnte ich den 
Wunſch nicht erfüllen. Die Straßenbezeichnung war noch deutſch; in 
großen Lettern prangte an einem ſtattlichen Gebäude die Aufſchrift: 
„Kaiſerliche Kreiskommandantur“; darüber wehte die Trikolore. 
Das kleine Städtchen war beflaggt; die Franzoſen waren erſt am 
Nachmittag des Tages eingezogen. Ich wurde in die kleine Villa 
Francport am Ende der Stadt geführt; dort traf ich die drei 
deutſchen Parlamentäre, die unſeren Abertritt angekündigt hatten. 
Die Waffenruhe wurde bis Mitternacht 12 Ahr gewährt. Die 
deutſchen Militärautos, in denen wir bisher gefahren waren, 
blieben in La Capelle bis zu unſerer Rückkehr. Wir bekamen fran- 
zöſiſche Autos, jeder deutſche Bevollmächtigte ein eigenes; als 
Begleiter wurde je ein franzöſiſcher Offizier beigegeben. Beim 
Verlaſſen der Villa nach 10 Ahr abends wurden wir mit Hilfe von 
Leuchtkugeln und Feuerwerk photographiert. Die Weiterfahrt voll⸗ 
zog ſich in ſehr langſamem Tempo; mein Begleitoffizier, ein Prinz 
von Bourbon (aus einer Nebenlinie), konnte mir das Ziel der Reife 
nicht ſagen, wohl aber teilte er auf meine Anfrage mit, daß wir noch 
zirka 50 Kilometer zu fahren hätten; ich erfuhr von ihm auch die Aus⸗ 
ſprache des Namens von Marſchall Foch (Foſch), der ein Bretone 
ſei. Wie beim Betreten der franzöſiſchen Front, ſo wurde auch hier 
von einem Verbinden der Augen Abſtand genommen. Auf der nächt⸗ 
lichen Fahrt kamen wir über Guiſe, das große Zerſtörungen auf- 
wies; namentlich Flußbrücken und Eiſenbahnbrücken waren ſtark 
beſchädigt. Wir fuhren bis in die Nähe von St. Quent in, wo 
wir nachts gegen 1 Ahr in einem einſamen, durch die Beſchießung 
ſchwer mitgenommenen Bauernhof ankamen; es war der Sitz eines 
franzöſiſchen Armeekommandos; hier war das Abendeſſen für uns 
bereit. Zwei franzöſiſche Generale, darunter General Depenay, 
eröffneten uns, daß Marſchall Foch bereit ſei, uns zu empfangen. 
Die Haltung dieſer Offiziere war äußerſt kühl. General Depenay 
bemerkte nicht ohne einen Seitenhieb, daß wir dasſelbe Eſſen be⸗ 


kämen (Suppe, Salzfleiſch und Erbſen), das in der franzöſiſchen 


Armee jeder General und jeder Soldat habe. Nach einſtündigem 
Aufenthalt wurde die Fahrt über Chauny, das vollſtändig 
zerſtört war, fortgeſetzt; kein einziges Haus ſtand mehr; eine 
Ruine reihte ſich an die andere. Bei Mondſchein ragten die 
Aberreſte geſpenſterhaft in die Luft; kein Lebeweſen zeigte ſich. 
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Am 4 Ahr morgens trafen wir auf dem vollſtändig zerſtörten 
Bahnhof Tergnier ein; über die Trümmer hinweg gelangten wir 
zu dem Sonderzug, in dem franzöſiſcher Kognak gereicht wurde. 
Das Reiſeziel wurde uns nicht genannt, nur angeordnet, daß 
während der Fahrt die Fenſter nicht geöffnet werden dürften. Der N 
Zug ſetzte ſich alsbald in Bewegung und hielt morgens um 7 Ahr 
in einem Wald. Ich bemerkte, daß auf einem etwa 100 Meter ent⸗ 
fernt liegenden Gleis gleichfalls ein ähnlich zuſammengeſtellter Zug 
ſtand. Wo wir uns befanden, konnte ich trotz verſchiedener Nach⸗ 
fragen nicht feſtſtellen; das Zugperſonal erklärte, es ſtamme aus 
Nordfrankreich und kenne die Gegend nicht. Als ich aber am 
Sonntag vormittag den Wunſch äußerte, in die heilige Meſſe zu 
gehen, ſagte mir der Schlafwagendiener, das ginge nicht mehr; 
ich hätte den Wunſch tags zuvor äußern müſſen; der Marſchall ſei 
bereits in Rethonde in der Kirche geweſen, dort werde keine Meſſe 
mehr geleſen, und ein anderer Geiſtlicher ſei nicht in der Nähe. 
So wurde meine Vermutung beſtätigt, daß der Treffpunkt der 
Wald von Compiégne ſei. a 

In Erfüllung meines Auftrages hatte ich es erreicht, daß ich 
Freitag, 8. November 1918, vormittags die Verhand- 
lungen mit Marſchall Foch aufnehmen konnte. Gegen 
9 Ahr (franzöſiſche Zeit) erhielt ich die Nachricht, daß dieſer bes 
reit ſei, uns um 10 Ahr zu empfangen. Wir vier Bevollmächtigte 
begaben uns mit dem Dolmetſcheroffizier im einfachen Neiſe. 
anzug, die Offiziere in Felduniform, in den gegenüberliegenden 
Sonderzug. In dem Salonwagen war ein breiter Tiſch aufgeſtellt, 
mit vier Plätzen auf jeder Seite. Wir betraten zuerſt den Salon: 
wagen und nahmen hinter den uns bezeichneten Plätzen Aufſtellung. 9 | 
Kurz darauf erſchien Marſchall Foch, ein kleiner Mann mit harten, 
energiſchen Zügen, die auf den erſten Blick die Gewohnheit zu 
befehlen verrieten, in Begleitung ſeines Generalſtabschefs und 
dreier engliſcher Marineoffiziere; er grüßte militäriſch kurz „ 


vor und übergab die Vollmachten, die Marſchall Foch entgeg 
nahm, worauf er als ſeine Begleiter den engliſchen erſten Seelord 1 
Sir Wymeß, ſeinen Generalſtabschef Weygand, den engliſchen Ad⸗ 1 
miral Hope, als Dolmetſcher den Franzoſen Laperche und den 
Engländer Bagod vorſtellte. Es waren alſo weder Amerikaner 1 
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erſchienen, ſondern nur das Oberkommando der Alliierten. Nach 
Entgegennahme der Vollmachten begab ſich Marſchall Foch mit 
ſeinen Herren in das Nebenabteil, um die Arkunden zu prüfen; 
hiernach war ich ermächtigt, „vorbehaltlich der Zuſtimmung des 
Reichskanzlers den Waffenſtillſtand abzuſchließen“. Marſchall 
TFoch kehrte zurück und fragte in franzöſiſcher Sprache: „Was 
führt die Herren hierher? Was wünſchen Sie von mir?“ Ich er⸗ 
widerte, daß ich den Vorſchlägen über Herbeiführung eines Waffen⸗ 
ſtillſtandes zu Waſſer, zu Lande, in der Luft und an allen Fronten 
entgegenſehe, worauf Marſchall Foch beſtimmt antwortete: „Ich 
habe keine Vorſchläge zu machen.“ Ich wies darauf hin, daß wir 
gekommen ſeien auf Grund der letzten Note von Wilſon, die der 
Geſandte Graf Oberndorff im engliſchen Artext verlas, und fügte 
bei, daß ich um die Mitteilung dieſer Vorſchläge bitte. Nunmehr 
erteilte Marſchall Foch ſeinem Generalſtabschef den Befehl, die 
Bedingungen des Waffenſtillſtandes in franzöſiſcher Sprache vor- 
zuleſen; von den beiderſeitigen Dolmetſchern wurde die Überfegung 
ſofort vollzogen. Während des Verleſens legte der engliſche Ad— 
miral Sir Wymeß große Gleichgültigkeit und Nichtachtung an 
den Tag, konnte aber durch ſein Spielen mit Monokel und großer 
Hornbrille die innere Aufregung doch nicht verbergen. Marſchall 
Foch ſaß mit ſteinerner Ruhe am Tiſch, manchmal zupfte er energiſch 
ſeinen Schnurrbart. Während der ganzen Verleſung wurdenkeinerlei 
Bemerkungen gemacht. Nach Beendigung derſelben bat ich, mir 
Gelegenheit zu verſchaffen, alsbald durch Nadiotelegramm mit 
dem Reichskanzler und dem Großen Hauptquartier in Ver⸗ 
bindung treten zu können und eine weitere Beſprechung auf den 
Nachmittag anzuberaumen. Marſchall Foch lehnte es ab, die mit⸗ 
geteilten Waffenſtillſtandsbedingungen öffentlich weiterzugeben, 
chiffriert könne ich ſie abſenden, auch durch Sonderkuriere, je nach 
Wahl. Die Abſendung einer chiffrierten Depeſche konnte bei dem 
großen Umfang der Waffenſtillſtandsbedingungen nicht in Betracht 
kommen. Ich bat um eine Verlängerung der vorgeſchlagenen Be: 
denkfriſt von 72 Stunden für Annahme oder Ablehnung auf 
906 Stunden, da ich nur durch einen Kurier, der mindeſtens zwölf 
Stunden brauche, mich mit dem deutſchen Hauptquartier in Ver⸗ 
bindung ſetzen könne. Die Friſtverlängerung wurde abgelehnt, 
gleichfalls mein Erſuchen, wenigſtens eine vorläufige Waffenruhe 
für die Zeit der Prüfung der Bedingungen gewähren zu wollen. 
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Foch fügte bei, daß er in allem durch Verabredung mit den alliierten 
Heeresleitungen und alliierten Regierungen gebunden ſei; er er⸗ 
klärte ganz beſtimmt, daß Verhandlungen über die Bedingungen 
unter gar keinen Amſtänden zugelaſſen würden; Deutſchland könne 
ſie annehmen oder ablehnen, ein Drittes gebe es nicht. Ich erreichte 
dann doch wenigſtens, daß private Beſprechungen mit der Beglei⸗ 
tung des Marſchall Foch und den deutſchen Delegierten im Laufe 
des Nachmittags ſtattfinden konnten. In drei Viertelſtunden war 
die Sitzung beendigt; es wurde als Ablaufſtunde des Altimatums 
Montag, 11. November, vormittags 11 Ahr (franzöſiſche Zeit) 
bezeichnet. Den Dolmetſcheroffizier, Rittmeiſter von Helldorf, 
ſandte ich mit den Bedingungen und der Meldung zurück, es ſei 
nicht anzunehmen, daß über entſcheidende Punkte Gegenvorſchläge 
zur Erörterung zugelaſſen würden; es ſolle trotzdem verſucht werden, 
in Einzelbeſprechungen Milderungen zu erlangen, um in erſter Linie 
für Deutſchland Aufrechterhaltung der inneren Ordnung und Abwen⸗ 
dung drohender Hungersnot zu erreichen; es werde namentlich ver⸗ 
ſucht werden, Verlängerung der Friſten und Verringerung des 
abzugebenden Materials zu erzielen; wir würden an Milderungen 1 
herauszuſchlagen ſuchen, was irgend möglich ſei; wir würden aber 
gleichzeitig bei Annahme des Waffenſtillſtandes eine Erklärung 
abgeben, daß die Einhaltung aller Verpflichtungen unmöglich ſei. 
Rittmeifter von Helldorf reiſte um 1 Ahr ab. Das franzöſiſche 
Oberkommando verſprach ihm Erleichterung beim Aberſchreiten 
der Linien und war der Anſicht, daß er bereits in fünf Stunden an 
den deutſchen Linien ſich befinden könne. Wir ſchloſſen daraus, daß 
wir in der Nacht vorher kreuz und quer durch Nordfrankreich ge- 
fahren worden ſeien. Rittmeifter von Helldorf kam raſch an die 
franzöſiſche Front; trotz aller Signale und Parlamentäre gelang 
es ihm fünf Stunden lang nicht, zur deutſchen Front hinüberzu. 
kommen. Helldorf verfuchte es, wie mir der franzöſiſche Kom: 
mandant auf der Rückkehr ſagte, unter Nichtachtung jeder Lebens⸗ 


gefahr; aber unſere Soldaten hätten „wie der Teufel geſchoſſen“. 


In der ſofort ſtattfindenden Sitzung unter den vier Bevoll⸗ 1 
mächtigten wurden die Nichtlinien für die privaten Anterhand⸗ ® 
lungen des Nachmittags dahin feſtgelegt, daß dieſe Bedingungen 
undurchführbar ſeien, daß ſie Deutſch land nicht nur wehrlos machten, 0 
ſondern dem Bolſchewismus ausliefern würden, daß Anarchie und N 


N 


* 
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dieſer Waffenſtillſtandsbedingungen ſein müßten. In dieſen Be⸗ 
ſprechungen gewannen ſämtliche Herren alsbald den Eindruck, 
daß die Gegenſeite dieſen unſeren Darlegungen keinen Glauben 
ſchenkte, ja, es wurde von einem Herrn der Gegenſeite offen aus⸗ 
geſprochen, daß Deutſchland den Alliierten eine Falle legen wolle; 
es wolle jetzt nur Zeit gewinnen, um ſeine geſchlagene, rückflutende 
Armee zu ſammelnz dann werde es zu einem neuen Schlag ausholen. 
Die Verſicherungen von der Ehrlichkeit der deutſchen Friedens⸗ 
abſichten fanden nur geringen Glauben. Ein hoher feindlicher 
Offizier betonte, daß die Alliierten loyal den Abſchluß eines Waffen⸗ 
ſtillſtandes beabſichtigten; Marſchall Foch ſeien aber durch den 
Beſchluß der verbündeten Regierungen und Heeresleitungen in 
allen prinzipiellen Fragen die Hände gebunden, nur über die prak⸗ 
tiſche Ausführung und die untergeordneten Einzelheiten ließe ſich 
überhaupt reden. Die ungenügenden Räumungsfriſten wurden von 
uns beſonders ſtark unterſtrichen. Gegenüber den engliſchen Offizieren 
wurde der Hauptnachdruck auf die Aufhebung der Blockade gelegt; 
Admiral Hope erklärte aber, nicht in der Lage zu ſein, in dieſer 
Frage eine Erklärung abzugeben. Auf den Hinweis, daß jetzt die 


Verbündeten denſelben Fehler machten, den die frühere deutſche 


Regierung gegenüber Rußland im Frühjahr 1918 gemacht habe, 
wo Deutſchland geglaubt habe, gegenüber dem Bolſchewismus 
Sieger zu fein und nun dennoch der Beſiegte ſei, kam aus engliſch em 
Munde die kalte Antwort: „Wer den Wind in den Segeln hat, hat 


den Erfolg.“ — Am Abend wurde das Neſultat der privaten Be⸗ 


ſprechungen, die alle dem Zweck dienten, möglichſt viel für das 


deutſche Volk herauszuſchlagen, in Gegenvorſchlägen niedergelegt. 


Dabei wurde der Hauptwert auf Verlängerung der Räumungs⸗ 


friſten, auf die Beſeitigung der Brückenköpfe und der neutralen 


Zone, Verminderung des abzugebenden Verkehrsmaterials, ehren⸗ 


vollen Abzug der Deutſchen aus Oſtafrika und Aufhebung der 


Blockade gelegt. 

Sonnabend vormittag wurden von mir die deutſchen Gegen⸗ 
vorſchläge endgültig feſtgelegt und Marſchall Foch übergeben. 
Abends gegen 7 Ahr brachte mir ein franzöſiſcher Hauptmann 
einen Funkſpruch des Reichskanzlers, wonach der Kaiſer abgedankt 
und der Kronprinz auf den Thron verzichtet habe; die Frage der 
Regentſchaft werde geregelt; der Reichskanzler bleibe im Amt. 
In der Nacht von Samstag auf Sonntag teilte mir um 12 Ahr 
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das franzöſiſche Oberkommando eine Preſſenotiz mit, wonach ſich 
in Deutſchland eine neue Volksregierung gebildet habe; die Garniſon 
von Berlin habe ſich der neuen Regierung zur Verfügung geſtellt; 
die Leitung der Reichsgeſchäfte liege in den Händen des ſozial⸗ 
demokratiſchen Abgeordneten Ebert; wahrſcheinlich würden drei 
unabhängige Sozialiſten zu der bisherigen Regierung der Mehr⸗ 
heitsparteien des Reichstags hinzutreten. Ich erfuhr aber nicht, 
ob Deutſchland noch ein Kaiſerreich oder ob die Republik aus: 
gerufen ſei. } 
Sonntag vormittag trafen noch drei deutſche Offiziere aus dem 
Großen Hauptquartier ein. Die engliſchen Seeoffiziere baten ihren 
deut ſchen Kollegen erneut zu einer Beſprechung, in der fie darlegten, 
in Deutſchland ſei ſeit der letzten Beſprechung eine ſo erhebliche 
politiſche Veränderung eingetreten, daß die Frage begründet . 
ſei, ob die neue Regierung überhaupt in der Lage ſein werde, die 
Bedingungen des Waffenſtillſtandes zu erfüllen. Wir ſtanden vor 9 
einer verantwortungsvollen Frage: das Heer verlangte den Waffen. 
ſtillſtand unter allen Amſtänden; andererſeits wollten wir keinen N 
Vertrag unterzeichnen, den wir nicht halten konnten. Wir ent⸗ 
ſchieden uns aber dahin, daß, wenn die Regierung uns ermächtige, 
den Waffenſtillſtand zu unterzeichnen, ſie auch die Macht hätte, 1 
die Bedingungen, ſoweit es überhaupt möglich ſei, durchzu- 
führen. Die Engländer teilten darauf mit, daß die Alliierten ſich 
für den Fall der Nichterfüllung der Bedingungen das Recht vor⸗ 
behielten, dieſe gewaltſam durchzuſetzen und zu dieſem Zweck auch 
Helgoland zu beſetzen. Der Sonntag vormittag wurde mit neuen 
Beſprechungen zwiſchen den beiderſeitigen Bevollmächtigten 0 
ausgefüllt und in dieſen auf das Eindringlichite die Bolſchewiſten⸗ 


gefahr dargelegt. Wir fanden jedoch, daß weder die Franzoſen 19 


dem Frühſtück kamen ee Arbeiter, die für die Sonder 1 
tätig waren, zu mir und ſagten, es ſei zwar verboten, uns Zeitungen | 
zu geben, fie wollten mir aber doch die Aufſchrift zeigen, und freude ⸗ 
ſtrahlend zeigten ſie die Zeitungen mit der Aufſchrift: „Der e 1 
hat abgedankt.“ Im Lauf des Nachmittags machte ich bei (nei 
Herbſtwetter mit Graf Oberndorff einen kleinen Spaziergang im 
Walde. Wir ſahen noch die Löcher der deutſchen Granaten von 
1914. Es war uns aber nur geftattet, uns in einem Amkreis von zirka 
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zwei Kilometer um unſeren Zug zu bewegen. Der Wald war ab- 
geſperrt. Sonntag abend bekamen wir eine im allgemeinen ablehnende 
Antwort von Marſchall Foch auf unſere Bemerkungen zum 
Abſchluß des Waffenſtillſtandes und bald darauf ein Mahnſchreiben 
von Generalſtabschef Weygand, daß die Friſt morgen um 11 Ahr 
ablaufe; wir möchten um die Antwort des Reichskanzlers beſorgt 
ſein. Ich konnte mitteilen, daß eine Antwort bei mir noch 
nicht eingetroffen ſei, daß ich aber auf Beſchleunigung hingewirkt 
hätte. 

Abends 8 Ahr wurde mir ein Funkſpruch von der Oberſten Heeres- 

leitung übermittelt, in dem in einer Reihe von Punkten Erleichte⸗ 
rungen erbeten wurden; dann kam der lapidare Satz: „Gelingt 
Durchſetzung dieſer Punkte nicht, ſo wäre trotzdem ab— 
zuſchließen.“ Die Depeſche war von Generalfeldmarſchall von 
Hindenburg unterzeichnet. Gegen ½11 Ahr nachts erhielt ich 
dann die offene Depeſche, daß ich zur Unterzeichnung der über— 

gebenen Waffenſtillſtandsbedingungen berechtigt ſei, 
was mich ungemein peinlich berührte, da das Reſultat der zwei⸗ 
tägigen Verhandlungen durch die offene Depeſche erheblich in 
Frage geſtellt war. Die Depeſche war unterzeichnet: „Reichs⸗ 
kanzler Schluß.“ Der Dolmetſcheroffizier fragte, ob „Schluß“ den 
Namen des neuen Reichskanzlers bedeute und wer dieſer Herr 
ſei; er ſei dem franzöſiſchen Oberkommando und der Regierung 
in Paris ganz unbekannt. Ich gab die Aufklärung, daß „Schluß“ 
Punkt heiße. Nachdem der von uns beabſichtigte Proteſt auf: 
geſetzt war, ließ ich den Marſchall wiſſen, daß es mir angenehm ſei, 
wenn noch heute nacht eine weitere Sitzung ſtattfinden könne. Mar⸗ 
ſchall Foch erklärte ſich alsbald bereit. 

Die Sitzung begann um 2 Ahr 15 Minuten nachts; faſt bei jedem 
einzelnen Artikel des Waffenſtillſtandes verſuchte ich noch weitere 
Erleichterungen zu erzielen und legte hierbei namentlich Wert 
auf eine geringere Stärke des feindlichen Beſatzungsheeres, da 

Marſchall Foch mir mitgeteilt hatte, daß er 50 Diviſionen in das 
linksrheiniſche Gebiet legen wolle. Die lebhafteſte Debatte entſtand 
beim Artikel 26, der die Fort ſetzung der Blockade enthielt. 
Aber eine Stunde wurde um dieſen Artikel gerungen. Ich legte 
eingehend dar, daß hierdurch ein weſentlicher Teil des Weltkrieges, 
die Aushungerungspolitik Englands, fortgeſetzt würde, worunter 
die deutſchen Frauen und Kinder am meiſten litten; ich erklärte dies 
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mit dem Grafen Oberndorff als „nicht fair“, eine Bemerkung, die 
den engliſchen Admiral zu der erregten Gegenbemerkung veranlaßte: 
„Nicht fair? Sie haben auch wahllos unſere Schiffe verſenkt.“ 
Die Engländer erwiderten jedoch nur, daß ſie unſeren Wunſch auf 
Aufhebung der Blockade der Regierung übermitteln wollten. Eine 
wichtige Verbeſſerung wurde erreicht durch die Verpflichtung der 
Entente, Deutſchland während des Waffenſtillſtandes mit Lebens⸗ 
mitteln zu verſorgen. Die Beſprechung der einzelnen Artikel zog ſich 
bis 5 Ahr 12 Minuten morgens hin. Auf Vorſchlag von Marſchall 
Foch wurde dann beſtimmt, 5 Ahr zu ſetzen, ſo daß der Waffen⸗ 
ſtillſtand ſechs Stunden fpäter, alſo um 11 Ahr vormittags fran. 
zöſiſcher Zeit, eintreten konnte. 

Die Verhandlungen wurden unterbrochen und von mir der deut- 
ſchen Oberſten Heeresleitung ſofort durch Funkſpruch der Abſchluß 
des Waffenſtillſtandes mitgeteilt. Auf Vorſchlag von Mar⸗ 
ſchall Foch wurde die letzte Seite des Abkommens unterzeichnet, da 
die Ausfertigung der anderen Seiten und der Abſchriften noch 
mehrere Stunden dauern würde. Die Anterzeichnung begann 
5 Ahr 20 Minuten. Zwei Exemplare wurden ausgefertigt. Zuerſt 
unterſchrieben Marſchall Foch und Admiral Wymeß, dann die 
deutſchen Bevollmächtigten. Anſeren beiden tapferen Offizieren, 
General von Winterfeldt und Kapitän Vanſelow, ſtanden die ö 
Tränen in den Augen, als ſie unter hartem Zwang zur Feder griffen. 
Ich gab dann noch eine Erklärung ab mit der Verſicherung, daß Wi 
wir ehrlich bemüht fein würden, die auferlegten Verpflichtungen 8 
durchzuführen; ich nahm nochmals Bezug auf unſere Gegenbe⸗ A 
merkungen zu den Waffenſtillſtandsbedingungen und wies darauf hin, 
daß manche Verpflichtungen undurchführbar ſeien. Die Erklärung 
ſchloß mit den Worten: „Ein Volk von ſiebzig Millionen leidet, aber 7 
es ſtirbt nicht.“ Was Marſchall Foch mit der Antwort quittierte: 
„Tres bien.“ Am 5 Ahr 30 Minuten verabfchiedeten ſich die beider ⸗ 
ſeitigen Delegationen durch Erheben von den Stühlen; ein Hände l 10 
druck wurde nicht gewechſelt. 15 

Am ſchmerzlichſten von allen Bedingungen war mir die Be. % 
ſetzung des linksrheiniſchen Gebietes und die Zurückbehaltung unferer 
Kriegsgefangenen. Die wichtigſten Wilderungen, die in den 1 
dreitägigen Verhandlungen gegenüber dem urſprünglichen Ent⸗ 77 
wurf erreicht wurden, beſtanden in folgendem: Elſaß⸗Lothringen . 
wurde nicht unter die „beſetzten Gebiete“ gerechnet, ſondern als Teil 1 
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Deutſchlands behandelt; die Zahl der abzugebenden Mafchinen« 
gewehre wurde von 30 000 auf 25 000 herabgeſetzt, die der 
Flugzeuge von 2000 auf 1700; die neutrale Zone auf dem 
rechten Rheinufer von 40 und 30 Kilometern auf 10 Kilometer 
ermäßigt; die Räumungsfriſten der rheiniſchen Gebiete von 25 
auf 31 Tage erhöht. „Niemand wird wegen der Teilnahme an 
Kriegsmaßnahmen, die der Anterzeichnung des Waffenſtillſtandes 
vorausgegangen ſind, verfolgt werden.“ Zum Schutz des deutſchen 
Erwerbslebens in den beſetzten Gebieten wurde der Zuſatz aufge⸗ 
nommen: „Es dürfen keine allgemeinen oder ſtaatlichen Maß⸗ 


nahmen ergriffen werden, die eine Entwertung der Induſtrie⸗ 


anlagen oder eine Verringerung ihres Perſonals zur Folge hätten.“ 
Die Zahl der abzugebenden Laſtkraftwagen wurde von 10 000 auf 
5000 herabgeſetzt, und die Abgabefriſt von 15 Tagen auf 36 erhöht, 
was für den Rücktransport der Armee von ungeheurer Wichtigkeit 
war. Die gleichzeitige Freigabe unſerer Kriegsgefangenen mit 
denen der Alliierten wurde zwar trotz aller Bemühungen abgelehnt, 
aber die Heimbeförderung der Internierten in den neutralen Ländern 
fortgeſetzt; die Rückführung der deutſchen Kriegsgefangenen ſollte 
beim Abſchluß des Präliminarfriedens geregelt werden. Die 


ſofortige Zurückziehung der Truppen aus den früher zu Rußland 


gehörigen Gebieten wurde nicht gefordert, ſondern der Termin hier⸗ 
für den Alliierten vorbehalten; in den beſetzten Gebieten durfte 
der freie Ankauf von Lebensmitteln noch ſtattfinden. Aus der be⸗ 


dingungsloſen Übergabe der Oſtafrikaner innerhalb eines Monats 


wurde „der Abzug aller deutſchen in Oſtafrika kämpfenden Truppen 
innerhalb einer von den Alliierten feſtgeſetzten Friſt“. In welchem 
Irrtum die Alliierten über die Zahl unſerer U-Boote waren, beſagte 
ihre erſte Forderung, daß 160 U-Boote abzuliefern ſeien, eine Zahl, 
die nicht vorhanden war; es wurde dann die Forderung auf Abliefe⸗ 


rung aller in Dienſt geſtellten U-Boote erhoben. Beſonders wichtig 
iſt die von mir erreichte Ergänzung zu Artikel 26: „Die Alliierten 
und Vereinigten Staaten nehmen in Ausſicht, während der Dauer 


des Waffenſtillſtandes Deutſchland mit Lebensmitteln zu verſorgen.“ 


Die Dauer des Waffenſtillſtandes wurde von 30 auf 36 Tage erhöht 


und beigefügt, daß, wenn es nicht gelinge, die Geiſeln und Inter⸗ 

nierten in den beſtimmten Friſten zurückzuführen, dies nur im Falle 

böswilligen Verhaltens zur Kündigung des Waffenſtillſtandes 

Veranlaſſung geben dürfe. Die Einſetzung einer ſtändigen inter⸗ 
Erzberger, Erlebniſſe 22 
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nationalen Waffenſtillſtandskommiſſion unter Leitung des Ober⸗ 
kommandos der Alliierten wurde beſchloſſen. | 
Montag vormittag gegen 10 Ahr trafen weitere Offiziere aus 
dem deutſchen Hauptquartier im Wald von Compiegne ein und 
auch zwei Vertreter der Zentraleinkaufsgeſellſchaft; ſie fanden aber 
keine Arbeit oder Gelegenheit zur Betätigung. Alle Wünſche 
und For derungen, die ſowohl tags zuvor in der Depeſche und 
jetzt durch die Neuankommenden als Wünſche der Oberſten Heeres» 
leitung übermittelt wurden, hatten wir bereits vertreten und zur 
Sprache gebracht, in einigen Punkten ſogar mehr erreicht, als 
von der Oberſten Heeresleitung verlangt wurde. Wir erfuhren 
von den Herren, daß ſowohl der Kaiſer wie der Kronprinz nach 
Holland geflohen ſeien und daß die Genehmigung zur Unter 
zeichnung des Waffenſtillſtandes, welche uns nachts vorher durch 
Funkſpruch zugegangen war, mit der Anterſchrift „Reichskanzler“ 
nicht vom Reichskanzler erteilt worden ſei, ſondern von der Oberſten 
Heeresleitung, weil am Sonntag eine Verſtändigung mit Berlin 
unmöglich geweſen ſei; die Oberſte Heeresleitung habe ſich nicht nur 
berechtigt, ſondern ſogar verpflichtet gefühlt, die Genehmigung aus 
eigener Initiative zu geben; nachdem die Depeſche abgegangen ſei, 
habe der Reichskanzler zugeſtimmt und ſich mit den getroffenen 
Maßnahmen einverſtanden erklärt; auch ſämtliche in Berlin an⸗ 
weſenden Parteiführer und Staatsſekretäre hätten ſich im Laufe 
des Sonntags zuſtimmend ausgeſprochen. Gegen / 11 Ahr empfing 
ich die Originalurkunde des Waffenſtillſtandes; die Karte, 
in welche die Räumungszonen eingezeichnet wurden, übergab ich 
ſofort Hauptmann Geyer, einem jüngeren Offizier, damit er ſie mit 
dem Flugzeug ins Große Hauptquartier nach Spa bringen konnte, 
um keine Zeit zu verſäumen. Der Flug ging programmäßig vor 
ſich. Gegen 11 Ahr fuhr unſer Zug ab; die Fenſter waren verhängt, 
alle Bahnhöfe dicht beſetzt, da unſere Nückreiſe bekanntgeworden 
war. Es herrſchte auf den Bahnhöfen viel Leben und große Freude; 
aber auch manche Drohrufe gegen die Deutſchen wurden ausgeſtoßen. 
Gegen 4 Ahr kamen wir auf dem Bahnhof Tergnier an und wurden 
mit der Mitteilung empfangen, daß unſere Autos noch nicht da ſeienz 1 
man wollte uns bei Tag nicht fahren laſſen, vielleicht zu unſerem 
perſönlichen Schutz, vielleicht wegen Spionagegefahr. Der Prinz 1 
von Bourbon begleitete mich mit der gewohnten Höflichkeit, als wir 
um 6 Ahr in ſchnellſtem Tempo abfuhren. Nachts 2 Ahr langten 
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wir bei der franzöſiſchen Front an; mit ſieben Autos fuhren wir 
dort ab und verloren in der Nacht fünf, die ſich im Laufe des 
anderen Tages langſam wieder in Spa einſtellten. 

Anm Dienstag, den 12. November, gegen 9 Ahr vormittags traf 
ich in Spa ein, wo mir von dem Vertreter des Auswärtigen Amts 
zu den großen Erfolgen unſerer Verhandlungen gratuliert wurde: 
man ſei im Hauptquartier überraſcht geweſen, daß man noch ſolche 

Erfolge erzielt habe. In Spa habe ſich ein Arbeiter⸗ und Soldaten⸗ 
rat gebildet; die Oberſte Heeresleitung ſei in Gefahr geweſen, 

vom Arbeiter: und Soldatenrat direkt verhaftet zu werden; den 
Offizieren ſeien die Epauletten heruntergeriſſen worden; Hindenburg 
habe bereits erklärt, daß er hinter der Regierung Ebert ſtehe und 
laſſe mich gleichfalls bitten, mich der neuen Regierung zur Verfügung 

zu ſtellen. Ich konnte ſelbſt beobachten, daß kein Soldat mehr die 

Offiziere grüßte und daß die Autos rote Fahnen trugen. Eine halbe 

Stunde fpäter begann die Konferenz beim Generalquartier— 
meiſter Gröner, der ſich über die Refultate unſerer Verhand⸗ 
lungen äußerſt befriedigt ausſprach: ſeine kühnſten Erwartungen 

ſeien übertroffen worden. Auf meinen Vorſchlag bildete ſich die 

deutſche Abteilung der internationalen Waffenftillftands- 
kommiſſion in Spa. Ich ernannte zum Vorſitzenden General 
von Winterfeldt. Die Durchführung der einzelnen Beſtimmungen 
des Waffenſtillſtandes wurde auf die zuſtändigen Reſſorts verteilt. 
Feldmarſchall von Hindenburg dankte mir „für die ungemein wert⸗ 
vollen Dienſte, die ich dem Vaterland geleiſtet“ hätte. Inzwiſchen 
waren gegen 1 Ahr zwei Delegierte des Arbeiter⸗ und Soldatenrats 
von Hannover mit einem Sonderzug in Spa eingetroffen; ſie 
wollten nach Brüſſel weiterfahren, um dort die Weltrevolution aus⸗ 
zurufen und überraſchten mich mit der „ganz ſicheren Nachricht“, 
daß Marſchall Foch geſtern nachmittag erſchoſſen worden ſei. Sie 
waren ſehr verdutzt, als ich ihnen ſagte, daß ich geſtern früh noch 
mit Marſchall Foch geſprochen hätte. Als Zweck der Revolution 
in Deutſchland bezeichneten fie mir, Liebknecht zum Präfidenten 
der Republik auszurufen; dieſes Ziel ſei noch nicht ganz erreicht 
worden; das nächſte Mal werde es gehen. Ich redete den beiden 

Delegierten aus, nach Brüſſel zu gehen, wo gekämpft werde; da 

ie im Beſitz einer Lokomotive waren und ich ſchnellſtens nach 

Berlin zurück mußte, verabredeten wir, daß wir gemeinſam fahren 

pollten. Am 4 Ahr reiſten wir von Spa, das in den belgiſchen 
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Nationalfarben geflaggt hatte, ab. Alle Züge waren überfüllt 
mit Soldaten. Sie ſtanden auf den Trittbrettern, ſaßen auf den 
Wagendächern, ein Bild, wie ſeinerzeit in Rußland. Als wir mehrere 
Stunden in der deutſchen Grenzſtation Herbesthal liegen bleiben 
mußten, befahl ich, uns über Aachen nach Berlin zu bringen. Mitt⸗ 
woch abend um 5 Ahr langte unfer Zug in der Reichshauptſtadt 
an, wo ich alsbald eine Beſprechung mit den ſechs Volksbeauftragten 
hatte; ich teilte die bisher von mir getroffenen Maßnahmen mit. 
Die Volkskommiſſare beſchloſſen, daß die Waffenſtillſtandskom⸗ 
miſſion, welche in „ſchwerſter Zeit zum Wohle des deutſchen Volkes“ 
gearbeitet habe, bis auf weiteres beſtehen bleibe und daß ſie die 
Verantwortung für die Ausführung des Waffenſtillſtandsvertrages | 
zu tragen habe. 
In das Vaterland zurückgekehrt, fand ich dieſes vollkommen ver⸗ 
ändert; ſelbſt mein Dienſtauto trug die rote Flagge, die ich ſofort 
durch ſchwarzrotgold erſetzen ließ. Irgendein Schutz für Aufrecht. 
erhaltung der Ordnung war in Berlin nicht vorhanden. Der Kriegs⸗ 
miniſter, der mich auf meinen Wunſch mitten in der Nacht in Zivil 
in meiner Wohnung aufſuchte, erklärte mir, daß ein ſolcher Schutz 
auch nicht zu ſchaffen ſei. Mit einigen entſchloſſenen Männern 
machte ich mich alsbald an die Organiſation kleiner zuverläſſiger 
Truppenteile. Sehnſüchtig wartete man auf den Einzug zuverläſſiger 
Soldaten; denn die Gefahr, daß durch neue Anruhen eine rein un⸗ 
abhängige oder kommuniſtiſche Regierung gebildet würde, ſtand 
jeden Tag, ja ſtündlich vor der Tür. Obwohl die Arbeiten in der 
Waffenſtillſtandskommiſſion meine Zeit, namentlich angeſichts dei 
vielen Gegenſätze unter den einzelnen Nefforts, überaus ſtark in 
Anſpruch nahmen, fand ich doch noch Zeit, um mich dem Wieder 
aufbau einer Truppe widmen zu können. Der bayeriſche Miniſt er. 
präfident Eisner hat bei dem erſten Zuſammentritt der Vertretel 
der deutſchen Länder den Staatsſekretär Dr. Solf und mich als 
den „Herd der Gegenrevolution“ bezeichnet, die unbedingt aus der 
Regierung ausſcheiden müßten. 1 
Der nationale Leidensweg nach Compiegne war das Schwerſte 
und Bitterſte, was mir in meiner amtlichen Tätigkeit auferlegt 
worden iſt. Ich habe aber das Bewußtſein für unſer teures 
Vaterland gerettet zu haben, was überhaupt zu retten war. 
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24. Kapitel 
Der Waffenſtillſtand 


Ich atmete erleichtert auf, als mir im Dezember 1918 von der 
Oberſten Heeresleitung gemeldet wurde, daß die geſamte deutſche 


Armee auf ihrem Rückmarſch ungefährdet den Rhein überſchritten 


habe; nicht ein einziger Truppenkörper ſei in feindliche Gefangen⸗ 
ſchaft geraten. Dieſes über Erwarten günſtige Reſultat war nur 


der Amſicht und Ruhe der Oberſten Heeresleitung zu verdanken, 


ſowie dem recht günſtigen trockenen und nicht zu kalten Herbſtwetter, 


das lange Märſche geſtattete. 
Am 7. Dezember erhielt ich von Spa, wo inzwiſchen die Inter⸗ 


nationale Waffenſtillſtands kommiſſion ſich eingerichtet hatte, die 
Mitteilung, daß über die Verlängerung des Waffenſtillſtands, der 


für einen Monat abgeſchloſſen war, am 12. und 13. Dezember 
1918 mit Marſchall Foch in Trier verhandelt werden könne, und 


daß das Oberkommando der Alliierten endgültig entſchieden habe, 
die Blockade auch auf das linke Rheinufer auszudehnen, um Deutſch⸗ 
lands Güterverkehr mit dem beſetzten linken Rheinufer vollſtändig 
abzuſchneiden. Tags darauf traf eine Depeſche des franzöſiſchen 
Oberkommandos bei mir ein, in der das deutſche Oberkommando 
erſucht wurde, Bevollmächtigte für die Verlängerung des Waffen⸗ 
ſtillſtandsvertrags zu bezeichnen. In der Beſprechung mit dem 
Nat der Volksbeauftragten wies ich auf den Anterſchied hin, der 
zwiſchen dieſer und der erſten Einladung liege; damals ſei dieſe 
an die Regierung ergangen, welche die Bevollmächtigten ernannt 
habe, nicht das Militär; fünfmal habe inzwiſchen die deutſche 
Regierung verſucht, zu einem Präliminarfrieden zu gelangen und 
nicht einmal eine Antwort erhalten; ſo ſei die Befürchtung nicht 
von der Hand zu weiſen, daß die Alliierten die heutige Regierung 
nicht als verhandlungsfähig anſähen; die letzte Depeſche von Mar⸗ 
ſchall Foch laſſe keinen Zweifel darüber, daß die jetzige Regierung 
von der Entente nicht anerkannt würde; doch Deutſchland müſſe 
ſchnellſtens zum Frieden kommen; daraus ergebe ſich die Folgerung, 


daß keine neuen Bevollmächtigten für die Verlängerung des Waffen⸗ 
ſtillſtandes ernannt werden könnten; die bisherigen Bevollmäch⸗ 
tigten würden entweder auf Grund der alten Vollmachten oder 
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neuer Arkunden, ausgeſtellt von der Oberſten Heeresleitung, ver⸗ 1 
handeln. Demgemäß wurde in einer Beſprechung mit der Oberſten v 
Heeresleitung am 10. Dezember zunächſt die politifche Geſamt⸗ 
ſituation erörtert: die zurückkehrenden Truppen ſtänden vor Berlin; 
die mehrfach erhobene Forderung, daß die Truppen ohne Munition 
und gemiſcht mit Arbeitern einziehen ſollten, wurde abgelehnt; 
die einziehenden Truppen ſollten die Verpflichtung haben, die Ent⸗ 
waffnung der Bevölkerung von Berlin durchzuführen. Beim 
Frühſtück entſchuldigte ſich der Generalfeldmarſchall, daß er nur 
ein ſo karges Eſſen geben könne; er ſelbſt bekomme trotz ſeines hohen 
Alters nichts anderes als die Soldaten, alles in einem Topf gekocht. 
Die Oberſte Heeresleitung wünſchte bei der Verlängerung des 
Waffenſtillſtandes den Wegfall der Brückenköpfe und der neutralen 
Zone, indem der Rhein als die Grenze angeſehen werden ſollte, 
ferner ungehinderten Verkehr zwiſchen den beſetzten und nicht⸗ 
beſetzten Gebieten, Verringerung des Beſatzungsheeres ſowie 
Zurückgabe der Kriegsgefangenen und Aufhebung der Blockade. 
Das amerikaniſche Hauptquartier in Trier teilte mir mit, daß 
es für den Empfang alles vorbereitet habe. Ich war daher über⸗ 
raſcht, als bereits morgens 4 Ahr, kurz nach der Einfahrt des Zuges 
in Trier, ein Offizier der amerikaniſchen „Militärpolizei“ fich mit der 
Mitteilung meldete, er habe ſechs Autos bereit, um uns in das 
„Hotel zur Poſt“ zu bringen; denn tags zuvor hatte ich angeordnet, 
daß der Zug erſt um 9 Ahr verlaſſen werde. Zu dieſer Stunde 
erſchienen zur Begrüßung am Bahnhof der Negierungs präſident 
und der Oberbürgermeiſter von Trier mit mehreren Herren, was 
dem wachthabenden amerikaniſchen Leutnant ſehr unangenehm war, 
denn er drückte den Wunſch aus, daß die nicht zur Delegation 
gehörenden Herren ſich abſondern möchten. Wir nahmen dies mit | 
Heiterkeit auf und gingen durch das Bahnhofsgebäude zu den N 
Autos, eskortiert rechts und links von amerifanifchen Soldaten; 
manche meiner Begleiter waren über dieſe Ehreneskorte „erfreut“ * 
zumal ſie uns bis zum Hotel begleitete; gar bald aber wurden N 
wir gewahr, daß es weniger ehrende Aufmerkſamkeit als unerträg⸗ 1 
liche Einſchränkung der Bewegungsfreiheit war. Als ich nämlich 12 
kurz nach Ankunft im Hotel den Wunſch äußerte, einige Beſuche 1 
in der Stadt zu machen, wurde mir eröffnet, es ſei Befehl gegeben, 
daß niemand das Haus verlaſſen dürfe. Ein Regierungsrat, den 
um die Anterbringung ſich bemühte, wurde gleichfalls am Ver, 
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laſſen des Hauſes gehindert, mit dem Bemerken, Ausnahmen 


könnte nur der amerikaniſche Kapitän geſtatten. Dieſer ließ ſich 
aber nicht ſehen. Alle Hinweiſe, daß der Herr nicht zu unſerer 
Delegation gehöre und mit der Waffenſtillſtandskommiſſion nichts 


zu tun habe, waren vergebens; in ſpäter Abendſtunde wurde ihm 


die Erlaubnis erteilt, die notwendige Wäſche für die Nacht ſich 
ins Hotel kommen zu laſſen. Auf ſämtlichen Gängen und Treppen 
wurden amerikaniſche Soldaten aufgeſtellt. Nur die Wirtin des 
Hotels hatte die Befugnis erhalten, das Haus zu verlaſſen, um 
für die Küche die notwendigen Einkäufe zu beſorgen; nicht einmal 
ihre Kinder durften für die Zeit der Anweſenheit der Kommiſſion 
die Schule beſuchen. Eine Wache war unten im Hotel unter⸗ 
gebracht, vier Mann wurden uns zur Bedienung geſtellt; auch 
die Kellner des Hotels durften nicht mit uns verkehren. Die ameri⸗ 
kaniſchen Soldaten verhielten ſich außerordentlich höflich und er⸗ 
klärten mir, daß ihnen die ganze Maßnahme „unwürdig“ vor⸗ 
komme. Das Telephon durfte ich nur nach außerhalb benutzen; 
aber die Verbindung mit Berlin war unmöglich, denn die Nacht 
vorher waren ſämtliche Drähte durchſchnitten worden. Dieſe 


offenkundige Tatſache der Internierung veranlaßte mich, den 


amerikaniſchen General, der als Chef der Zivilverwaltung fungierte, 


um vollſtändige Bewegungsfreiheit innerhalb und außerhalb der 


Stadt Trier zu erſuchen; ich war erſtaunt, als mir das amerika⸗ 


niſche Kommando mitteilte, daß dieſe Anordnungen von Marſchall 
Foch ſelbſt getroffen worden ſeien und ich mich an dieſen zu wenden 
hätte; ich tat dies alsbald und forderte „alle Freiheiten und Rechte, 
welche im internationalen Verkehr zwiſchen Vertretern der Re⸗ 


gierungen bisher üblich waren“. Die nachmittags aus Spa ein⸗ 
treffenden Mitglieder der dortigen Waffenſtillſtandskommiſſion 
wurden genau fo in ihren Hotels interniert wie wir. Den Ameri⸗ 
kanern wurde der Dienſt immer widerwärtiger; ein Soldat ſagte: 


„Es iſt gemein, wie man Sie behandelt.“ Als Arſache für dieſe 


Maßnahme wurde mir von den Amerikanern bezeichnet, wir ſeien 


verdächtig, den Bolſchewismus zu verbreiten. Der Biſchof von 
Trier bat brieflich um meine Vermittlung für einen Geiſtlichen, 


der von der Beſatzungsarmee in Ausübung der Seelſorge be⸗ 
ſchränkt wurde; als ich die ſchriftliche Antwort gab, daß ich das 
Erforderliche veranlaſſen würde, wurde mir die Depeſche vom 
amerikaniſchen Hauptquartier zurückgeſchickt mit dem Bemerken, 
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daß Marſchall Foch „den Verkehr zwiſchen der deutſchen Waffen⸗ 1 
ſtillſtandskommiſſion und den Bewohnern der beſetzten Gebiete 
nicht geſtattet“ habe. Unter der Trierer Bevölkerung war inzwiſchen 
bekanntgeworden, daß die Waffenſtillſtandskommiſſion interniert 
ſei; als mir bekannte Herren am Hotel vorübergingen und herauf⸗ 
grüßten, die Arme kreuzend, um anzudeuten, daß wir gefangen 
ſeien, wurde ihnen von dem amerikaniſchen Wachtpoſten der Befehl 
erteilt, ſofort weiterzugehen. Dann wurde das Hotel und der 
ganze Platz vor demſelben durch amerikaniſches Militär abgeſperrt. 
Mehr als 24 Stunden dauerte der unwürdige Zuſtand. | 

Am anderen Tag kam vom Oberkommando der Alliierten 
die Nachricht, daß Marſchall Foch in ſeinem Zug am Bahnhof 
in Trier „die vier deutſchen Bevollmächtigten, die am 8. November 
in Rethonde die Vollmacht der deutſchen Regierung überreicht 
haben“, zu empfangen wünſche. Als ich mich auf den Trierer 
Bahnhof zu Foch begab, nahm auf dem Trittbrett eines jeden 
Autos ein amerikaniſcher Soldat Platz; unſere Internierung war 
noch nicht aufgehoben. Auf dem Bahnhof angekommen, fanden 
wir denſelben Salonwagen, in dem wir im Wald von Compiéegne 
verhandelt hatten. Die Verhandlungen begannen alsbald, oft 
unterbrochen durch das Geräuſch der fahrenden Züge. Marſchall 
Foch ließ uns eine Aufſtellung über die Nichterfüllungen des Waffen⸗ 
ſtillſtandsvertrages vorleſen und die Note übergeben, daß das 
alliierte Oberkommando, wenn es ſolches für angezeigt erachte, ſich 
das Recht vorbehalte, die neutrale Zone auf dem rechten Rheinufer 
nördlich des Kölner Brückenkopfes bis zur holländiſchen Grenze zu 
beſetzen, um eine neue Sicherheit für die Vertragserfüllung zu 
ſchaffen. Der Waffenſtillſtand ſollte um einen Monat verlängert 
werden. Die Beanſtandungen erſtreckten ſich auf die nicht rechtzeitige 4 
Übergabe der Kriegsgefangenen, die nicht rechtzeitige Rücklieferung 
der Wertpapiere und Werte und nicht rechtzeitige Ablieferung von 
U-Booten 5 Panzerkreuzern. In einer von mir am nn 


kurz wi, geweſen feen, wie ich das auch in meinen maden f 
Ausführungen erneut eingehend darlegte, wobei ich beſonders be⸗ 
tonte, daß die Allüerten ihrerſeits die übernommene Verpflichtung, 
Deutſchland mit Lebensmitteln zu verſorgen, nicht eingehalten 


24. Kapitel. Der Waffenſtillſtand 345 


hätten und jetzt die Blockade ſogar ausdehnten. Marſchall Foch 
lehnte eine Einzelerörterung der deutſchen Beſchwerden ab, nahm 
aber Kenntnis von dem „zugeſtandenen teilweiſen Anvermögen der 
deutſchen Regierung, ebenſo wie von dem von der deutſchen Waffen⸗ 
ſtillſtandskommiſſion als vorliegend zugegebenen Zuſtand der Am⸗ 
wälzung im Land und in der Armee“. Foch war beſonders ver- 
ärgert, weil die Zahl der abgegebenen Lokomotiven ſo gering ſei; 
er ſtellte jedoch in Ausſicht, daß die Freiheit des Verkehrs zwiſchen 
Links⸗ und Rechtsrhein zugeſtanden würde, ſoweit es mit der 
„Sicherheit der alliierten Truppen“ vereinbar ſei; er verſprach 
hierbei recht „großzügig“ zu fein, was jedoch leider von den nach⸗ 
geordneten Behörden nicht beachtet wurde. Meinem Wunſch, zur 
Erledigung dieſer Frage beiderſeitige Sachverſtändige des Wirt⸗ 
ſchaftslebens nach Spa zu beordern, ſtimmte Marſchall Foch zu; 
in der Frage der Zufuhr von Lebensmitteln könne er jedoch per⸗ 
ſönlich nichts tun; er werde ſich aber mit der zuſtändigen Re⸗ 
gierungsſtelle in Verbindung ſetzen. Ich brachte dann die unwürdige 
Internierung der Kommiſſion zur Sprache: „Deutſche Bevoll⸗ 
mächtigte, von der deutſchen Regierung in eine deutſche Stadt 
entſandt, könnten unmöglich geringere Rechte haben als die deutſchen 
Bewohner dieſer Stadt.“ Darauf ſagte Foch den vier Bevollmäch⸗ 
tigten der Waffenſtillſtandskommiſſion volle Bewegungsfreiheit zu, 
nicht aber trotz meiner Vorſtellungen dem übrigen Perſonal. Als 
mir am Nachmittag ein amerikaniſcher Leutnant im Auftrag feines 
Oberſten mitteilte, daß die Internierung nicht von den amerika⸗ 
niſchen Behörden ausgegangen ſei, ſondern auf einem ſtrikten 
Befehl von Marſchall Foch beruhe, bat ich ihn, ſeinem Oberſt 
zu ſagen: „Das habe ich von dem freien amerikaniſchen Volk nicht 


anders erwartet.“ 


Die perſönlichen Verhandlungen zwiſchen den Alliierten und 
den deutſchen Bevollmächtigten waren diesmal erheblich entgegen⸗ 
kommender als in Compiegne; ſie verliefen auch in einem wärmeren 
Ton. Im Laufe des Nachmittags war ich in der Lage, eine ein⸗ 
gehende Erwiderung auf die Bemängelungen der Alliierten ab⸗ 
geben zu laſſen. Am meiſten Schwierigkeiten machte der franzöſiſche 
Feldeiſenbahnchef, der eine tägliche Abgabe von 2000 Wagen 
forderte, und mit Konventionalſtrafen drohte, wenn mehr als fünf 
Prozent der angebotenen Lokomotiven nicht abgenommen werden 
könnten. Abends war die Waffenſtillſtandskommiſſion von dem 
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Regierungspräſidenten und dem Oberbürgermeiſter eingeladen. 


In der Nacht erhielt ich die Antwort von Berlin, daß ich er⸗ 
mächtigt ſei, die Verlängerung des Waffenſtillſtandes abzuſchließen, 
daß aber Deutſchland keine Schuld treffe, wenn es die Bedingungen 
des Compiegner Vertrages nicht voll ausgeführt habe; dabei 
gehe die deutſche Regierung davon aus, daß von der Beſetzung 
der bezeichneten neutralen Zone Abſtand genommen werde. Am 
13. Dezember ½11 Ahr fand die zweite Sitzung mit Marſchall 
Foch in ſeinem Salonwagen ſtatt. Foch erklärte, daß der amerika⸗ 
niſche Lebensmittelkontrolleur Hoover Deutſchland nur Lebens⸗ 
mittel geben könne, wenn es die in ſeinen Häfen liegenden 2,5 Mil⸗ 
lionen Tonnen Schiffsraum unter der Kontrolle der Alliierten 
zur Verfügung ſtelle. Auf meine Frage, was das Wort „Kontrolle“ 
heiße, erwiderte der engliſche Admiral Wymeß, daß die deutſchen 


Schiffe mit den Schiffen der Alliierten gemeinſam verwendet 


würden und daß in dieſem Pool beſtimmt würde, wie die Ver⸗ 


teilung der Frachten vor ſich gehe, da der geſamte Weltſchiffs⸗ 
raum beſtens ausgenutzt werden müſſe. Auf meine Frage, daß 
ich es als ſelbſtverſtändlich anſehe, daß das deutſche Eigentum der 
Schiffe gewahrt bleibe, und daß die Schiffe unter deutſcher Be⸗ 
ſatzung fahren würden, wurde mir dies ausdrücklich beſtätigt. 
Ich erklärte mein prinzipielles Einverſtändnis, ein entſprechendes 
Abkommen mit den Alliierten zu ſchließen, wenn die Verſorgung 
Deutſchlands mit Lebensmitteln alsbald einſetze; man möge Ort 
und Zeit über den Zuſammentritt der beiderſeitigen Sachver⸗ 
ſtändigen und Delegierten ſofort beſtimmen. Admiral Wymeß 
meinte, daß in Spa die Verhandlungen nicht geführt werden 
könnten; die Alliierten hätten für dieſe Fragen zwei Kommiſſionen 
gebildet, eine in Paris, welche die Lebensmittel aufkaufe, und 1 
die andere in London, welche mit der Verteilung und dem Trans- 
port derſelben beauftragt ſei; der Ort der Zuſammenkunft könne 
noch nicht bezeichnet werden. Ich drang erneut auf raſche Ent⸗ 
ſcheidungen. Marſchall Foch erklärte ſich bereit, ſofort mit den 1 
alliierten Regierungen zu ſprechen und meinen Wunſch zu über⸗ 
mitteln; er ſei auch bereit, den zweiten von mir geäußerten Wunſch 
auf ſchnellſte Herbeiführung des Präliminarfriedens den alliierten 
Regierungen empfehlend weiterzugeben. Wenn ich mich geſtern 
beklagt hätte, daß Deutſchland auf fünf Anfragen in dieſer Hinſicht 
keine Antwort bekommen hätte, ſo liege die Arſache darin, daß 
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Wilſon erſt morgen in Paris eintreffe; vorher könne keine Ent⸗ 
ſcheidung getroffen werden. Zu den Einzelheiten des neuen Vertrags 
übergehend, machte ich den Vorſchlag, daß der Waffenſtillſtand 
nicht nur um einen Monat verlängert werde, ſondern bis zum Ab⸗ 
ſchluß des Präliminarfriedens; Foch erklärte ſich im Prinzip 
einverſtanden, er habe aber keine Vollmacht der Entente hierzu. 
Wir verſtändigten uns auf der Klauſel, daß der Waffenſtillſtand 
um einen Monat, unter Vorbehalt der Zuſtimmung der alliierten 
Regierungen aber bis zum Abſchluß des Präliminarfriedens aus⸗ 
gedehnt werde. In den weiteren Verhandlungen erklärte ich, die 
geforderte raſche Abgabe des Verkehrsmaterials ſei unerfüllbar, 
wie ich bereits im Wald von Compieègne geſagt hätte; das Höchſt⸗ 
maß unſerer Ablieferung ſei täglich 100 Lokomotiven und 2400 
Wagen, darüber hinaus gehe es nicht. Foch wollte erſt feine Sach⸗ 
verſtändigen hören und nahm im Prinzip meinen Vorſchlag an, 
worauf ich nochmals erklärte, daß ich Strafbeſtimmungen wegen 
nicht rechtzeitiger Ablieferung nicht annehmen könne. Die Frage 
wurde an die Anterkommiſſion verwieſen, in welcher General von 
Winterfeldt mit dem ſehr gewandten Major von Boetticher die 
meiſten meiner Vorſchläge zur Annahme brachte; leider mußte 
er unter dem Zwang der Lage der Aufnahme einer Strafbeſtimmung 
ſeine Zuſtimmung geben. Meine Vorſtellungen, daß zu einer Be⸗ 
ſetzung der neutralen Zone nördlich Kölns kein Grund vorliege, 
fanden bei Marſchall Foch kein Gehör; ich mußte die entſprechende 
Beſtimmung annehmen. Es wurde jedoch — wie jetzt ſchon bei⸗ 
gefügt werden kann — von dieſer Beſtimmung während der ganzen 
Dauer des Waffenſtillſtandes kein Gebrauch gemacht. Ein Proteſt 
wegen der Wegnahme des Linienſchiffs „Baden“ an Stelle des 
nicht fertigen Panzerkreuzers „Mackenſen“, was ich als einen Akt 
der Willkür bezeichnete, fand kein Gehör; Admiral Wymeß erklärte, 
die engliſchen Anterhändler in Compiegne hätten am 11. No⸗ 
vember angenommen, daß „Mackenſen“ ſchleppbereit ſei, worauf 
Kapitän Vanſelow erwiderte, daß er damals ausdrücklich erklärt 
habe, daß „Mackenſen“ erſt in zehn Monaten ſeefähig ſei; damals 
ſei kein Erſatz für „Mackenſen“ gefordert worden. Als Admiral 
Wymeß erwiderte, daß es ſich nur um eine mündliche Erklärung 
gehandelt habe, und ſich noch darauf verſteifte, erklärte ich, daß 
ich bisher der Auffaſſung geweſen ſei, daß auch mündliche Zu⸗ 
ſagen volle Geltung hätten. Meinem Antrag, die deutſche Hochſee⸗ 
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fifcherei zur Verbeſſerung unſerer Volksernährung freizugeben, be⸗ 
gegnete Admiral Wymeß mit dem Hinweis, daß die deutſchen 
Fiſchdampfer zum Minenräumen nötig ſeien; wenn ſie die Minen 
nicht räumen wollten, ſollten ſie auch keine Fiſche fangen. Wir 
verſtändigten uns dann über beide Aufgaben. Das auf Wunſch 
von Berlin vorgetragene Geſuch, die linksrheiniſchen Delegierten 
zur Verſammlung der Arbeiter- und Soldatenräte in Berlin un⸗ 
gehindert ein⸗ und ausreiſen zu laſſen, wurde von Marſchall Foch 
und Admiral Wymeß rundweg abgelehnt. Die Waffenſtillſtands⸗ 
verhandlungen waren ſoeben zu einem nach Lage der Verhältniſſe 
auch für Deutſchland befriedigenden Abſchluß gekommen, als die 
Finanzkommiſſion mit einem Abkommen kam, das als die conditio 
sine qua non für die Verlängerung des Waffenſtillſtandes bezeichnet 
wurde, und das unter anderem das Verbot der Ausfuhr von Gold 
und fremden Wertpapieren enthielt, ſowie die Rückgängigmachung 
der Liquidationen. Ich ſtimmte dem Abkommen zu unter der 
Vorausſetzung der Gewährung von Gegenſeitigkeit, was von den 
feindlichen Anterhändlern zugeſagt wurde. Als ich abends Biſchof 
Korum meinen Beſuch machte, erzählte mir dieſer, er habe einem 
ihn beſuchenden höheren franzöſiſchen Offizier erklärt, daß Mar⸗ 
ſchall Foch Deutſchland einen Waffenſtillſtand auferlegt habe, über 
deſſen einzelne Beſtimmungen ſich jeder ehrliche Menſch ſchämen 
müſſe; das ſei kein Waffenſtillſtand mehr, ſondern Vergewaltigung; 
es würde das größte Unglück für die linksrheiniſchen Gebiete fein, 
wenn fie unter franzöſiſche Herrſchaft kämen. Er, der Biſchof, 
werde trotz ſeiner achtzig Jahre in den nächſten Tagen auf die 
Kanzel ſteigen, um dem deutſchen Volk den Glauben an ſich ſelbſt 
wieder beizubringen. Abends 8 Ahr fuhren wir von Trier ab, 
um zunächſt der Oberſten Heeresleitung Bericht zu erſtatten, die 
über den Verlauf der Verhandlungen befriedigt war; dagegen 
äußerten ſich die Herren ſehr wenig befriedigt über die Berliner 
Zuſtände, namentlich darüber, daß die Verordnung über die Ab⸗ 
gabe der Waffen noch nicht veröffentlicht worden ſei. 4 
Die zweite Verlängerung des Waffenftillftandes wurde 
nötig, da die Alliierten unter ſich über die Bedingungen für einen 9 
Präliminarfrieden nicht einig wurden und andererſeits bei dieſen 
Verhandlungen Deutſchland neue Laſten auferlegt werden konnten. 
Am 9. Januar 1919 lud mich Marſchall Foch nach Trier ein, und 
zwar unter denſelben Bedingungen wie im Dezember; ich lehnte 
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das letztere ab und erklärte, nur unter der Vorausſetzung vollſter 
Bewegungs: und Verkehrsfreiheit für die Dauer der Verhand⸗ 
lungen dorthin zu kommen, worauf zuſtimmende Antwort eintraf. 
Vor meiner Abreiſe hatte ich im Kabinett, Freitag, den 10. Ja⸗ 
nuar, eine Beſprechung mit den Volksbeauftragten. Durch die 
ſeit mehreren Tagen ſtattfindenden Straßenkämpfe war es erſchwert, 
in das Reichskanzlerpalais zu gelangen. In der Voßſtraße wurde 
mir der Zutritt verwehrt, auf Vorweiſung meiner Legitimation 
aber erklärt, daß ich auf eigene Lebensgefahr mich zum Reichs⸗ 
kanzlerpalais begeben dürfe. Gefahr lag tatſächlich vor; denn wäh⸗ 
rend meines Ganges zur Wilhelmſtraße ſchlugen die Kugeln rechts 
und links von mir ein, ſo daß ich den Rückweg durch den Garten 
nehmen mußte. In den Beſprechungen mit den Volksbeauftragten 
teilte ich die Richtlinien für mein Verhalten in Trier mit; dieſe 
fanden Billigung; eine Vollmacht erbat ich nicht. Vor der Ab— 
reife wurde mit allen in Betracht kommenden Refforts der Stand 
der Ausführung des Waffenſtillſtandsvertrags durchbeſprochen. 

In der Anterredung mit der Marineverwaltung ſtellte ſich zu meiner 
großen Aberraſchung heraus, daß entgegen meinen beſtimmten 
Anweiſungen noch nach Abſchluß des Waffenſtillſtandes in Com⸗ 
piegne an der Vollendung von U-Booten gearbeitet wurde, was 
die Engländer bei ihrer Reiſe auf den deutſchen Werften feſt⸗ 
ſtellen konnten. Beſondere Schwierigkeiten machte eine Note 
des franzöſiſchen Finanzkommiſſars vom 4. Januar, welche die 
völlige finanzielle Verſklavung Deutſchlands beabſichtigte; dieſelbe 
beantwortete ich ſofort mit der glatten Ablehnung, da ſie weder 
im Waffenſtillſtandsvertrag noch im Trierer Finanzabkommen ihre 
Begründung finden könne. Samstag, den 11. Januar, fuhr ich 
im Sonderzug ab, konnte aber den Bahnhof nur auf Amwegen 
erreichen, da um denſelben ſcharf gekämpft wurde; ich hörte im 
Zug das Knattern der Maſchinengewehre und das Aufſchlagen 
der Handgranaten; Verwundete wurden in die Bahnhofshalle 
getragen. Meine Fahrt ging zunächſt nach Süddeutſchland, wo 
ich am 13. Januar eine Konferenz mit den ſüddeutſchen Eiſenbahn⸗ 
verwaltungen hatte, um mich über den Stand der Ablieferung 
des Verkehrsmaterials perſönlich zu unterrichten. Die ſüddeutſchen 
Eiſenbahnverwaltungen erklärten, daß fie „das Letzte und Außerfte 
getan haben, um die ihnen durch die Waffenſtillſtandsverhand⸗ 
lungen auferlegten Verpflichtungen zu erfüllen. Sie ſind bereit, 
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Abgeſandten der Entente vollen Einblick in ihre Lage zu gewähren“, 


ein Vorſchlag, den ich von Berlin aus Marſchall Foch wiederholt f 


hatte vergebens machen laſſen. Am 14. Januar war in Kaſſel 
Zuſammenkunft mit der Oberſten Heeresleitung, bei der Aberein⸗ 
ſtimmung dahin erzielt wurde, daß, wenn die Alliierten fordern 
ſollten, eine gemeinſame Front gegen den Bolſchewismus zu bilden, 
ein ſolches Abkommen von mir unterzeichnet werden könne. Ver⸗ 
treter des preußiſchen Eiſenbahnminiſteriums erklärten, daß nun⸗ 
mehr unbedingt eine Pauſe in der Ablieferung des Verkehrs⸗ 
materials eintreten müſſe, wenn unſer Verkehr aufrechterhalten 


werden wolle. Bei der Ankunft in Trier wurde diesmal vollkommene 


Bewegungsfreiheit gegeben. In der Nacht erhielt ich über die 
Kämpfe aus Berlin eine Mitteilung, wonach die Regierung mit 
ſtarken Kräften die Entwaffnung und Säuberung Berlins begonnen 
habe. Am 15. Januar, vormittags 10 Ahr, begannen wiederum 
auf dem Bahnhof in Trier die Verhandlungen. Von engliſcher 
Seite war an Stelle des Admiral Wymeß Admiral Browning 
erſchienen, ein Wechſel, den ich nicht gerade begrüßte (Browning 
fehlte die linke Hand, die durch einen ſilbernen Griff erſetzt war). 
Marſchall Foch eröffnete die Sitzung mit der Bemerkung, daß 
Finanzdelegierte der Entente behufs Verhandlungen über finan⸗ 
zielle Fragen in Trier ſeien; ich erklärte meine Zuſtimmung, daß 


die Sitzungen der Finanzkommiſſion ſofort beginnen könnten. 


Weiter forderte er eine Anterkommiſſion von Sachverſtändigen 
über die Zurverfügungſtellung der deutſchen Handelsflotte 
zwecks Beſchaffung von Lebensmitteln für Deutſchland; ich er⸗ 
widerte, daß die deutſchen Sachverſtändigen hierfür noch nicht 
anweſend ſeien; aber es könne ein unverbindlicher Meinungs⸗ 
austauſch eröffnet werden. Wie üblich ließ Marſchall Foch eine 


Reihe von Erinnerungen über Nichterfüllung der Waffenſtillſtands⸗ 


bedingungen zuſammenſtellen; er mußte zwar zugeben, daß in der 
Ablieferung des Materials „bemerkenswerte Fortſchritte gemacht 
worden ſind“, forderte aber an Stelle der Strafzuſatzlieferung 
wegen verzögerter Ablieferung von 500 Lokomotiven und 1900 
Wagen bis Mai 1920 eine große Menge neuer landwirtſchaft⸗ 
licher Maſchinen verſchiedener Art (58 000 Stück), ferner die 
Anterſtellung der in Deutſchland befindlichen ruſſiſchen Kriegs⸗ 
gefangenen unter eine interalliierte Kommiſſion, die Beſetzung 
eines neuen, bei Kehl gebildeten kleineren Brückenkopfes, Ablieferung 
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ſämtlicher U-Boote mit Einſtellung des Baues von weiteren U- 
Booten, ſofortige Rückerſtattung des aus Nordfrankreich und 
Belgien fortgeführten Materials und die „ſofortige Feſtlegung 
der Bedingungen für die Geſtellung der deutſchen Handelsmarine 
zur Verfügung der alliierten und affoziierten Regierungen zum 
Zwecke der Mithilfe an der Lebensmittelverſorgung Deutſchlands 
und Europas“. Für Annahme oder Ablehnung der Bedingungen 
gab Foch nur 24 Stunden Zeit; ich bezeichnete die Friſt als unge⸗ 
nügend. In Beantwortung der franzöſiſchen Vorſtellungen betonte 
ich, daß das deutſche Volk den Frieden wolle und zwar raſcheſtens, 
die Demobilmachung des deutſchen Heeres ſei nahezu beendigt, 
die Abergabe des meiſten deutſchen Kriegsgeräts an die Entente 
vollzogen; in der Abgabe des Verkehrsmaterials ſei das Menſchen⸗ 
möglichſte geleiſtet worden; alle Kriegsgefangenen der Alliierten 
ſeien in die Heimat abtransportiert, bis einſchließlich 8. Januar 
habe Deutſchland über 24 000 Offiziere und nahezu 1,2 Millionen 
Mannſchaften zurückgegeben. Die Rückgabe der feindlichen Werte 
ſei in einem Maße und Amfang durchgeführt worden, die auch 
dem härteſten Gegner Achtung erzwingen müſſe; ich hätte für die 
Beſchleunigung der Durchführung eine eigene Zentralſtelle einge⸗ 
richtet. Die der Marine auferlegten Waffenſtillſtandsbedingungen 
ſeien nahezu reſtlos erfüllt. Nur was ich ſtets als undurchführbar 
bezeichnet hätte, ſei auch eingetreten; alle deutſchen Eiſenbahn⸗ 
werkſtätten hätten ſeit Wochen nur für die Alliierten gearbeitet. 
So habe Deutſchland die übernommenen Verpflichtungen loyal 
erfüllt, aber täglich mehrten ſich die Einzelfälle von ſchweren Klagen 
über das Verhalten der Alliierten, das in Widerſpruch mit den 
getroffenen Abmachungen ſtehe; hiezu gehöre beſonders die Ab⸗ 
ſchnürung der beſetzten Gebiete vom übrigen Deutſchland, die wider⸗ 
rechtliche Feſtſetzung von Inhabern und Direktoren von Induſtrie⸗ 
unternehmungen, die im legitimen Beſitz aus Frankreich und Belgien 
weggeführter Maſchinen ſeien; die brutale Ausweiſung der Deutſchen 
aus Elſaß⸗Lothringen ſtehe mit dem Waffenſtillſtands vertrag in 
Widerſpruch. Die Maßnahmen des franzöſiſchen Finanzkommiſſars 
ſtellten ein Vorgehen dar, wie es bisher nur die Bolſchewiſten in 
Rußland geübt hätten, indem hierdurch das deutſche Privat⸗ 
eigentum verletzt würde; an das Diktat des franzöſiſchen Finanz⸗ 
kommiſſars würde ich mich nicht halten. Die Zufuhr von Lebens- 
mitteln ſei trotz aller Zuſagen noch immer nicht erfolgt; Hunger 
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und Verzweiflung würden dem deutſchen Volk den Reſt von Lebens- 
kraft nehmen. Zwei Forderungen müßten mit beſonderem Nach⸗ 
druck erhoben werden: die ſofortige Rückkehr der deutſchen Kriegs- 
gefangenen und ſofortiger Friedensſchluß; niemand habe das Recht, 
den Frieden aufzuhalten. „Der heutigen Gewalt des Siegers ſtelle 
ich das ewige Recht des deutſchen Volkes auf Leben und Weiter⸗ 
entwicklung gegenüber. Dieſes Recht iſt heilig und unantaſtbar. 
Nicht der wird in der Geſchichte als ein Großer weiterleben, der 
den Frieden hindert, ſondern der den dauernden Weltfrieden der 
Verſöhnung und Verſtändigung der Völker bringt.“ Marſchall 
Foch wollte eine Reihe der vorgetragenen Beſchwerden nicht gelten 
laſſen, gab aber im Verlauf der Anterredung zu, daß das von mir 
eingereichte Einzelmaterial der Beſchwerden ihm nicht vorgelegt 
worden ſei. Eine lebhafte Auseinanderſetzung entwickelte ſich dar⸗ 
über, wieweit die zugeſagte Straffreiheit für Teilnahme an Kriegs⸗ 
maßnahmen gehe; Marſchall Foch wollte darunter nur Spionage 
verſtehen, nicht aber den Ankauf von beſchlagnahmtem Material 
aus den ehemals von Deutſchland beſetzten Gebieten. Ich konnte 
dieſer Auffaſſung nicht beitreten, worauf die Frage an die Anter⸗ 
kommiſſion verwieſen wurde, wo ſie nach vielen Bemühungen eine 
beiderſeits befriedigende Löſung dahin fand, daß die Verhafteten 
(mit einer Ausnahme) freigelaſſen und neue Verhaftungen nicht 
mehr vorgenommen wurden. Eine ſcharfe Debatte entſpann ſich 
über die brutale Ausweiſung der Deutſchen aus Elſaß⸗Lothringen, 
als Marſchall Foch erklärte, die franzöſiſche Regierung könne gar 
nicht in den Kreis der Erörterungen gezogen werden, da es ſich um 
rein militäriſche Maßnahmen handle; er müſſe ſich gegenüber ſämt⸗ 
lichen geäußerten Wünſchen ablehnend verhalten; wenn er daran 
denke, was die Deutſchen in Lille und Nordfrankreich der dortigen 
Bevölkerung angetan hätten, ſo müſſe er nur bitten, die ganze 
Frage nicht weiter zu erörtern. Ich erinnerte an den erheblichen 
Anterſchied, ob Maßnahmen während des Krieges getroffen würden 
oder jetzt während des Waffenſtillſtandes, worauf Marſchall Foch 1 
erwiderte, Frankreich lebe mit Deutſchland nicht im 1 es 
gibt nur Krieg oder Frieden, ein Drittes für mich nicht.“ — „Du 
Dritte iſt eben der Waffenſtillſtand, der auch uns Rechte 9 gibt“, 
erwiderte ich. Foch erklärte mit aller Beſtimmtheit, daß er nicht 
nur über die Sache nicht mehr weiter mit mir ſprechen wolle, fonden 10 
auch an den Vorſchriften für Elſaß⸗Lothringen nichts ändern laſſe. 


— > 
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Mit dem Ausdruck des tiefen Bedauerns mußte ich dieſe Ablehnung 
entgegennehmen, obwohl Anſchuldige ſchwer darunter litten und Frank⸗ 
reich keinen Vorteil hiervon habe. Meinen Vorwurf, daß die fran⸗ 
zöſiſche Regierung durch die Maßnahmen ihres Finanzkommiſſars 
den Bolſchewismus unterſtütze, wollte Marſchall Foch nicht gelten 
laſſen und betonte, daß er über Rechtsfragen überhaupt nicht ver⸗ 
handeln wolle. Ich erklärte mich hiermit ſchnellſtens einverſtanden. 
So fiel die ganze Note des franzöſiſchen Finanzkommiſſars für jetzt 
und dauernd unter den Tiſch. Da die Rückgabe der in der Türkei 
und Südrußland befindlichen deutſchen Gefangenen immer noch 
verzögert wurde, wies ich darauf hin, daß hierdurch ein Verbrechen 
begangen würde, das viel ſchlimmer ſei als das, welches Türken 
gegen die Armenier begangen hätten; denn die armen Deutſchen 
würden in einen ſicheren Tod hineingetrieben. General Weygand 
ſagte, daß er hoffe, mir in wenigen Tagen eine befriedigende Ant⸗ 
wort darüber geben zu können; es ſei ſchwer, alle Alliierten immer 
unter einen Hut zu bringen; die Antwort einer alliierten Macht 
ſtehe noch aus. Nachmittags und abends waren Sitzungen der 

Finanzkommiſſion, welche eine erfreuliche Ausſicht auf die Be⸗ 
lieferung Deutſchlands mit Lebensmitteln eröffneten. 

Die Friſt für neue Verhandlungen mit Marſchall Foch war 
äußerſt kurz. Donnerstag vormittag hatte ich noch keine Nach⸗ 
richt aus Berlin, außer der einen, daß die Waffenſtillſtandsbedin⸗ 
gungen, welche ich alsbald nach Empfang dorthin telegraphiſch 
gab, noch immer nicht eingegangen ſeien. Ich ſuchte mich nun 
telephoniſch mit der Reichsleitung in Verbindung zu ſetzen, da mir 
Marſchall Foch ſagen ließ, daß er unbedingt im Laufe des Tages 
abreiſen müſſe. Die telephoniſche Verſtändigung war äußerſt 
ſchlecht; mit Mühe konnte ich die erſte Weiſung aufnehmen laſſen, 
wonach ich folgende Erklärung abgeben ſollte: „Die deutſche Re⸗ 
gierung nimmt von den Forderungen des Marſchall Foch Kenntnis, 
erklärt aber, daß ſie praktiſch nicht durchführbar ſind.“ Ich ſollte, 
wie ich durch eine wiederholte Rückfrage feſtſtellte, dieſe Erklärung 
bei der Anterſchrift des Vertrages vor meinen Namen ſetzen; 
wenn Marſchall Foch dieſen Zuſatz beanſtande, ſolle ich nicht 
unterſchreiben, ſondern abbrechen; wenn Marſchall Foch aber frage, 
ob die deutſche Delegation durch dieſe Art der Anterſchrift den 
Waffenſtillſtand als verlängert anſehe, ſo ſolle ich erwidern, ich 
hätte nichts hinzuzufügen und müſſe nach Berlin abreiſen; wenn 

Erzberger, Erlebniſſe 23 
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Marſchall Foch hierauf die Eröffnung der Feindſeligkeiten am 
Freitag früh ankündigte, ſolle ich abbrechen und abreiſen. Jede 
dieſer Eventualitäten mußte ich mühſam aus den Berliner Stellen 
herauspumpen. Auf meine erneute Anfrage, welche Bedingungen 
in Berlin als nicht durchführbar bezeichnet würden, ſollte ich die 
Ablieferung der landwirtſchaftlichen Maſchinen und beſonders die 
kurzen Lieferfriſten bezeichnen; die weitere Rückfrage, ob ich unter⸗ 
zeichnen könne, wenn ich hierin ein Entgegenkommen erreiche, wurde 
dann bejaht. Alle anderen Bedingungen von Foch wurden aus⸗ 
drücklich nicht als undurchführbar bezeichnet. Dieſe telephoniſche 
Inſtruktion mit der ſtets wechſelnden Stellungnahme der Berliner 
Behörden war kein politiſches Meiſterſtück. 

Daraufhin begab ich mich um 11 Uhr zu Marſchall Foch auf | 
den Bahnhof, wo ich den Gegnern die ſoeben eingetroffene Nach⸗ 
richt von der Ermordung Liebknechts und Roſa Luxemburgs unter» 
breitete; die Mitteilung machte auf die ſämtlichen Anweſenden einen 
tiefen Eindruck. Die Lieferung des landwirtſchaftlichen Materials 
bis zum 1. März 1919 erklärte ich ſofort für undurchführbar; ſie 
würde die deutſche Landwirtſchaft zerſtören und Deutſchlands fünfe 
tige Ernte unmöglich machen. Foch meinte, das ſei dieſelbe Lage 1 
wie in Frankreich, auch dort herrſche Mangel an dieſen Maſchinen, 
„aber Frankreich hat keine Maſchinen geſtohlen“. Ich erklärte mich 
zur Rückgabe der weggeführten Maſchinen bereit; aber die neue 
Forderung verlange Anmögliches und Andurchführbares; in der 
kurzen Zeit von geſtern auf heute hätte man nicht einmal feſtſtellen 
können, wieviel Maſchinen der einzelnen Arten in Deutſchland 
überhaupt vorhanden ſeien; Termine für die Lieferung könne ich 
nicht angeben. Foch beharrte darauf und verlangte die Verpflich⸗ 
tung, daß wir 50 Prozent des verlangten Materials ſofort liefern 
ſollten, über den Reft laſſe ſich reden. Ich erklärte auch dies für 
unmöglich, worauf Foc auf ein Drittel herunterging; ich betonte, 
auch eine ſolche Verpflichtung könne ich nicht übernehmen, zumal 
ſie für Frankreich nicht von praktiſchem Wert ſei; denn bis zum 


maſchinen, noch Bindemaſchinen; wir wollten doch praktiſche Arbeit 
leiſten. Foch ſchlug dann vor, daß bis zum 1. März 1919 ein Dritt l 


den einzelnen Arten auszuliefern ſei; der Schlußtermin der Geſamt⸗ 
lieferung ſolle der 1. Mai fein, und das auch nur „im Prinzip 
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Ich ſchlug den 1. Juni vor; auf dieſer Baſis konnte die Verſtändi⸗ 
gung herbeigeführt werden. Am die Abgabe der neuen U-Boote 
wurde von Marinevertretern mit Zähigkeit lange gekämpft; die 
Engländer hatten bei Beſichtigung der Werften erfahren, daß 
entgegen meinen Anordnungen noch während des Waffenſtillſtandes 
U-Boote weitergebaut wurden; fie forderten nun dieſe 64 Stück, 
auch wenn ſie nur ſchleppfähig ſeien, worauf wir einen Proteſt 
gegen jo unverhüllte Vergewaltigung abgaben, da nach den Be 
dingungen von Compiegne dieſe U-Boote nicht abzugeben feien. 
Marſchall Foch ſuchte zu vermitteln und trat offenſichtlich auf die 
deutſche Seite; während bis dahin nur engliſch und deutſch ge⸗ 
ſprochen wurde, erſuchte Marſchall Foch, deutſch und franzöſiſch 
zu verhandeln. Ich erklärte ihm unſeren Standpunkt dahin, daß 
wir uns verpflichtet hätten, ſämtliche „in Dienſt geſtellte“ U-Boote 
auszuliefern; das hätten wir auch gehalten; wir hätten aber keine 
Verpflichtung übernommen, halbfertige Boote oder nicht in Dienſt 
geſtellte abzugeben. Foch erklärte, daß auch nach feiner Auffaſſung 
nur die fertigen U-Boote abgegeben werden müßten; Deutſchland 
habe das Recht, die nicht in Dienſt geſtellten U-Boote zu zer⸗ 
ſtören oder abzubauen; auch der engliſche Admiral Browning 
mußte nunmehr auf Zureden von Marſchall Foch beſtätigen, daß 
wir das Recht hätten, dieſe Schiffe ſelbſt abzubauen. Ich wies 
noch darauf hin, daß wir das Material aus den halbfertigen U- 
Booten herausnehmen und zu Erſatzleiſtungen für Frankreich und 
Belgien verwenden könnten. Wir hielten alſo unſeren Proteſt 

erfolgreich aufrecht. Meinem erneuten Wunſch, die Verkehrs⸗ 
freiheit zwiſchen Linksrhein und Rechtsrhein zu erlangen, ſtellte 
Marſchall Foch bezüglich des Waren⸗ und Güterverkehrs ſich ent⸗ 
gegenkommend; den Perſonenverkehr könne er nicht zulaſſen, da 
vor einiger Zeit Bolſchewiſten von Düſſeldorf aus verſucht hätten, 
in das beſetzte Gebiet einzudringen: „Wir wollen vom Bolſchewis— 
mus nicht angeſteckt werden.“ Für die ſofortige Freilaſſung der 
deutſchen Kriegsgefangenen erklärte ſich Foch nicht zuſtändig, er 
werde aber meinen Antrag erneut den alliierten Regierungen 
unterbreiten. 

Wir waren nunmehr über ſämtliche Punkte einig, mit Aus⸗ 
nahme der Forderung der Alliierten, die deutſchen Handels- 
ſchiffe für den Lebensmitteltransport zur Verfügung zu ſtellen. 
Die Sachverſtändigen hierfür ſowie die für das Ernährungsweſen 
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kamen infolge unerwarteter Verſpätung von Köln erſt abends 
½5 Uhr an. Die Verhandlungen wurden alsbald aufgenommen. 
Franzoſen und Amerikaner drängten auf ein ſofortiges Abkommen 
betreffend die Zurverfügungſtellung der deutſchen Handelsflotte. 
Man einigte ſich dahin, daß in der kurzen Friſt ein endgültiges 
Einzelabkommen nicht fertigzuſtellen ſei, wohl aber ein grund⸗ 
ſätzliches Abkommen. Marſchall Foch verlangte ſeinerſeits von 
mir unter Gewährung einer Friſt von zwei Stunden das definitive 
Abkommen über die Schiffahrtsfragen. Ich erklärte das für ganz 
ausgeſchloſſen: die Sache könne heute nicht mehr geregelt werden, 
worauf mir Marſchall Foch erwiderte, daß dann der Waffenſtill⸗ 
ſtand nicht verlängert würde, und mich fragte, was ich ſelbſt vor⸗ 
ſchlage. Ich erklärte mich bereit zu einem generellen Abkommen, 
welches die deutſche Handelsflotte während des Waffenſtillſtandes 
für die Verſorgung Deutſchlands und Europas mit Lebensmitteln 
zur Verfügung ſtelle; die einzelnen Bedingungen müßten in einem 
Sonderabkommen geregelt werden. Foch fragte mich dann, ob 
ich im Bilde ſei über die Regelung der Verſorgung mit Lebens⸗ 
mitteln, und teilte mir mit, daß eine Neuregelung inzwiſchen ein⸗ 
getreten ſei; in London ſei eine einheitliche Zentrale geſchaffen 
worden, welche die Verſorgung der Alliierten, der Neutralen und 
Deutſchlands zu regeln habe; dieſer Kommiſſion müßten alle 
Handelsſchiffe der Welt zur Verfügung geſtellt werden; die Alliierten 
hätten es bereits getan, die Neutralen auch; in dieſen Pool müßte 
auch die deutſche Handelsflotte hineingegeben werden; denn bei 
dem Mangel an Schiffsraum ſei die höchſte Ausnützung aller Schiffe 
abſolut geboten. Der Pool müſſe über die Schiffe verfügen können, 
da auch für ſolche Länder zu ſorgen ſei (Oſterreich, Serbien, Schweiz), 
welche keine eigenen Schiffe hätten; die Lieferung der Lebensmittel 
hätten die Vereinigten Staaten übernommen. Ich erklärte, daß 
ich die höchſte Ausnutzung der Welttonnage verſtändlich fände; 
mein Vorſchlag gehe auch in derſelben Richtung, nur auf einem 
müßte ich beharren, es ſei Deutſchlands Eigentum, welches in dieſen 
Pool komme, darum müßte Deutſchland gleichberechtigt ſein. 
Damit erklärte ſich Foch einverſtanden, wollte aber ſchon alle Einzel⸗ 
heiten des Abkommens geregelt wiſſen. Ich erklärte dies erneut 
für ganz und gar unmöglich und betonte nochmals, daß ich im 
Intereſſe der notwendigen Lebensmittelverſorgung Deutſchlands zu 
einem generellen Abkommen bereit ſei. Foch unterbrach die Sitzung 
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auf eine halbe Stunde, um meinen Vorſchlag zu prüfen; er ließ 


mir nach 20 Minuten ſagen, daß das Einzelabkommen doch noch 


heute unterzeichnet werden könne; denn die alliierten Sachver⸗ 
ſtändigen ſeien unter ſich in allen Fragen einig. Nach anderthalb⸗ 
ſtündiger Beratung kehrte Marſchall Foch mit ſeinen Sachver⸗ 
ſtändigen zurück und erklärte ſich unter dem Vorbehalt einiger 
Anderungen mit meinem Vorſchlag einverſtanden. Hiernach mußte 
für die Dauer des Waffenſtillſtandes die deutſche Handelsflotte der 
Kontrolle und Flagge der alliierten Mächte unterſtellt werden, um 
die Lebensmittelverſorgung Deutſchlands und des übrigen Europa 
ſicherzuſtellen; ein deutſcher Delegierter wurde in den Pool auf⸗ 
genommen; die endgültige Verfügung über die Schiffe blieb 
vorbehalten; die deutſche Bemannung konnte gewechſelt werden, 
eine Vorſchrift, die zur Abwehr gegen den Bolſchewismus auf⸗ 
genommen wurde; für die Verwendung der Schiffe wurde ange⸗ 
meſſene Vergütung zugeſagt, die Einzelheiten ſollten in einem 
Sonderabkommen geregelt werden. Meine Bitte auf raſche Rück⸗ 
beförderung der deutſchen Kriegsgefangenen erklärte Marſchall Foch 
den verbündeten Regierungen übermitteln zu wollen und bei ihnen zu 
befürworten, auch Erleichterungen im Verkehr und Warenaustauſch 
zwiſchen dem beſetzten und nicht beſetzten Gebiet als bald eintreten zu 
laſſen; er kenne hierbei nur eine Grenze: die Sicherheit ſeiner Truppen. 

Wegen der von mir ſchweren Herzens zugeſtandenen Verfügung 
über die deutſche Handelsflotte wurde aus den Reihen der 
Reeder ein unerhört ſcharfer Kampf gegen mich eröffnet, obwohl 
feſtſtand, daß ohne dieſes Abkommen der Waffenſtillſtand über⸗ 
haupt nicht verlängert worden wäre, und daß Deutſchland die ſo 
notwendigen Lebensmittel nicht erhalten hätte, wodurch es un⸗ 
möglich geweſen wäre, die deutſche Bevölkerung bis zur neuen 
Ernte überhaupt zu ernähren. Man hat mir dabei vorgeworfen, 
daß ein beſſeres Reſultat für Deutſchland erzielt worden wäre, 
wenn man ſich außerhalb des Waffenſtillſtandsvertrags über dieſe 
Frage verſtändigt hätte, verſchwieg aber, daß Marſchall Foch 
mit aller Entſchiedenheit dies abgelehnt hatte, während ich ſelbſt 
dieſe Löſung anſtrebte. Was die Sachverſtändigen der Alliierten 
ſpäter im Einzelabkommen mit den deutſchen Sachverſtändigen 
feſtſetzten, war das Höchſtmaß deſſen, was die Alliierten überhaupt 
zugeſtehen wollten; darüber konnte nach dem Verlauf der Ver⸗ 
handlungen ein Zweifel nicht beſtehen. 
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Nach Berlin zurückgekehrt, fand ich dort die größte Beſtür zung 
wegen der Forderung der landwirtſchaftlichen Maſchinen. 
Der Staatsſekretär des Auswärtigen, Graf Brockdorff⸗Nantzau, 
ſprach ſich beſonders ſcharf gegen den Abſchluß des Waffenſtillſtands⸗ 
vertrages aus, und zwar lediglich wegen dieſer neuen Beſtimmung. 
Sämtliche Staatsſekretäre erklärten mir aus demſelben Grunde 
in der Vormittagsſitzung, daß es ganz unmöglich ſei, den Vertrag 
zu halten; er hätte nicht unterzeichnet werden dürfen. Auf meine 
Gegenfrage, ob man ſich denn erkundigt hätte, wie viele landwirt⸗ 
ſchaftliche Maſchinen tatſächlich zu liefern möglich ſei, entſtand 
allgemeines Schweigen. Auf den Nachmittag hatte ich bereits 
Vertreter des Landwirtſchaftsminiſteriums und der deutſchen Ma⸗ 
ſchineninduſtrie zu mir gebeten und erfuhr dort ohne Widerſpruch 
von anderer Seite, daß die deutſche Induſtrie in der Lage ſei, in 
kurzer Friſt die geforderten Maſchinen zu liefern, ſelbſtverſtändlich 
nicht die hohe Zahl von Dampfpflügen; aber da eine Austauſch⸗ 
möglichkeit zugeſagt ſei, entſtünden für Deutſchland keine beſonderen 
Schwierigkeiten. Dabei wurde von Anfang an davon ausgegangen, 
daß aus der deutſchen Landwirtſchaft ſelbſt auch nicht eine einzige 
Maſchine herausgezogen und daß zur Lieferung nur ſolche Firmen 
zugelaſſen werden ſollten, die bisher ſchon für das Ausland geliefert 
hätten, und daß von dem Anerbieten der Firmen noch 50 Prozent 
für den heimiſchen Bedarf abgeſtrichen werden dürften. Nunmehr 
ſchwanden die Bedenken. Wenn die Lieferung dann tatſächlich ſich 


langſam vollzogen hat, ſo geſchah es, weil die alliierten Abnahme⸗ 


kommiſſionen ſich äußerſt kleinlich verhielten und Frankreich die Zu⸗ 


ſage der Lieferung von Rohmaterialien, z. B. aus den Lothringer 


Hüttenwerken, nicht einhielt. 


Die dritte Verlängerung des Waffenſtillſtandes be⸗ 
gann in Trier am 14. Februar 1919 durch Vorbeſprechungen mit 
den einzelnen Anterkommiſſionen. Die Schiffahrts⸗, Finanz und 
Ernährungskommiſſionen, welche die geſamte Frage der Lieferung 
von Lebensmitteln aus dem Auslande zu erledigen hatte, er⸗ 
hielten von mir die Anweiſung, dahin zu wirken, daß alle drei 
Verträge gleichzeitig zu unterzeichnen ſeien und daß die ganze 
Arbeit der drei Kommiſſionen als eine einheitliche betrachtet 
werden müſſe; jedenfalls könne die Ausfahrt der deutſchen 
Handelsflotte erſt ſtattfinden, wenn durch das Finanzabkommen 
die Lieferung der Lebensmittel abſolut geſichert ſei. Während 


| 
| 


24. Kapitel. Der Waffenſtillſtand 359 


die amerikaniſche Heeresverwaltung nach den mir zugegangenen 
Nachrichten hatte durchblicken laſſen, daß ſie bereit ſei, deutſche 
Perſonendampfer für die Heimbeförderung ihrer Soldaten zu be⸗ 
nutzen, wurde mir jetzt durch Mittelsperſonen eröffnet, daß ein 
ſolcher Plan nicht durchführbar ſei; auch die andere Mitteilung, 
daß bei den künftigen Verhandlungen über die Verlängerung des 
Waffenſtillſtandes Amerikaner ſich beteiligen würden, ſtellte ſich 
als unzutreffend heraus. | 
Die erſte Beſprechung im bekannten Salonwagen auf dem Bahn⸗ 
hof um 3 Ahr nachmittags eröffnete Marſchall Foch mit dem Satze, 
daß die alliierten Regierungen es abgelehnt hätten, den Waffen⸗ 
ſtillſtand ohne weiteres bis zum Abſchluß des Präliminarfriedens 
zu verlängern; darum ſeien neue Verhandlungen erforderlich. 
Dieſe wurden eingeleitet mit einer Reihe von Beſchwerden der 
Alliierten über mangelhafte Erfüllung der bisher abgeſchloſſenen 
Verträge; die Beanſtandungen bezogen ſich faſt durchweg auf die 
nicht rechtzeitige Abgabe des Verkehrsmaterials und der land⸗ 
wirtſchaftlichen Maſchinen. Die neuen Forderungen der Entente 
gingen auf Erfüllung der bisher eingegangenen Verpflichtungen, 
die Einſtellung der Offenſivbewegung der Deutſchen gegen die Polen 
in Poſen, Weſtpreußen und Oberſchleſien und die Räumung der 
Provinz Poſen, eines großen Teils Mittelſchleſiens und ganz 


Oberſchleſiens von deutſchen Truppen. Der verlängerte Waffen⸗ 


ſtillſtand ſollte nur „für eine kurze unbefriſtete Zeitdauer“ gewährt 


werden, mit einer Kündigungsfriſt von drei Tagen. Die For⸗ 


derungen über die Räumung Poſens und Oberſchleſiens waren 
von ſo ungeheurer Tragweite, daß ich es ablehnte, ohne die Zu⸗ 


ſtimmung der erſtmals tagenden Nationalverſammlung darüber 


zu verhandeln. Aberraſchend kam mir dieſe Forderung nicht; noch 


vor meiner Abreiſe hatte ich mehrere preußiſche Miniſter gebeten, 


dafür Sorge zu tragen, daß eine friedliche Verſtändigung mit den 
Polen herbeigeführt würde. Ich erhielt darauf die Antwort: „Mit 
Meuterern verhandelt Preußen nicht“, worauf ich ſagte, daß es 


doch aber viel unangenehmer ſei, wenn wir vom Gegner unter Zwang 


geſtellt würden und dann mehr geben müßten als bei einer direkten 
Verſtändigung mit den Polen. Meine Befürchtung war nur zu ſehr 
begründet. Marſchall Foch wollte bereits am 16. Februar nachmittags 
endgültige Antwort haben und lehnte jede Friſtverlängerung ab, 
obwohl ich gebeten hatte, die Verhandlungen früher beginnen zu 
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wollen. Indem ich mir vorbehielt, auf die einzelnen Beanſtan⸗ 
dungen zurückzukommen, brachte ich zunächſt die deutſchen Be⸗ 
ſchwerden dahin vor: der Waffenſtillſtand werde eine neue Quelle 1 
des Mißtrauens und des Völkerhaſſes, ja der Verzweiflung; 
Deutſchland habe ihn mit ungeheuren Opfern erkauft; nahezu 
5 Milliarden Mark ſeien an Werten bereits abgeliefert worden. 
Die Demobilmachung ſei in Deutſchland durchgeführt; nur 200 000 
Mann ſtünden noch unter Waffen. Die Rückgabe der weggeführten 


feindlichen Wertpapiere ſei im Wert von rund 800 Millionen Mark 


nahezu beendet. Auch die anderen Bedingungen des Vertrages habe 
Deutſchland durch ſchwere Opfer zu erfüllen verſucht. „In der 
ganzen Weltgeſchichte wird es aber als höchſte Brutalität daſtehen, 1 
daß unſere Gefangenen immer noch in den Händen der Allüerten 
ſchmachten.“ Die Abſperrung der beſetzten Gebiete werde trotz aller 
früheren Zuſagen fortgeſetzt, Induſtrielle und Liquidatoren würden 
weiter verhaftet. Das deutſche Volk könne nicht von den Zuſagen 
der Alliierten leben; die Belieferung mit Lebensmitteln werde 
immer mehr hinausgeſchoben. An Marſchall Foch richtete ich einen 
perſönlichen Appell, in dem ich darauf hinwies, daß Bismarck im 
Jahre 1871 auf die Bitte von Jules Favre dem ausgehungerten 
Paris aus den deutſchen Beſtänden alle verfügbaren Lebensmittel 
geliefert, was Favre dankbar anerkannt habe: „Wenn uns die 
Preußen kein Mehl gegeben hätten, wären wir Hungers geſtorben.“ N 
Es komme allmählich Verzweiflung über das deutſche Volk. „Ver⸗ 
zweiflung iſt die Mutter des Bolſchewismus. Er iſt eine leibliche 
und geiſtige Hungerkrankheit. Das beſte Heilmittel iſt Brot und 
Recht.“ Der wiederholt erbetene Friede werde noch immer nicht % 
gewährt. Marſchall Foch erwiderte mir, daß die ſchwerkranken 
und verwundeten Kriegsgefangenen in kurzer Friſt zurückbefördert 
werden ſollten, und daß niemand mehr künftig wegen des Beſitzes von 
fremden Maſchinen verhaftet werden ſollte. Ein weiteres Entgegen⸗ 
kommen in der Gefangenenrückgabe lehnte Foch mit dem Hinweiſe 
ab, daß nicht er über die Frage entſcheide, ſondern die Alliierten. 

Wegen der Feſtſetzung der polniſchen Demarkationslinie 
wurde eine Anterkommiſſion feſtgeſetzt, welcher es erfreulicherweiſe 
gelungen iſt, die zuerſt geforderte Räumung von Teilen Mittel- N 
und Oberſchleſiens zu verhindern. 9 

Admiral Browning fragte, ob es richtig ſei, daß die deutſche 1 
Handelsflotte nicht auslaufe. Ich erklärte, daß ich einen ganz ‘ 
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klaren Standpunkt einnehme: das Schiffahrts⸗, Ernährungs⸗ und 
Finanzabkommen ſei für mich ein einheitliches Ganzes; nur wenn 
alle drei Abkommen geſchloſſen ſeien, könnten die Schiffe auslaufen, 
vorher nicht; denn es könnte der Fall eintreten, daß man über das 
Finanzabkommen keine Einigung erziele, dann erhalte Deutſchland 
keine Lebensmittel, habe aber ſeine Schiffe ſchon zur Verfügung 
geſtellt. Es ſeien uns nicht einmal die Pool- und Charterbedingungen 
mitgeteilt worden. Ich behielt mir am Schluß der Beſprechung 
alles weitere vor und überreichte dann im Laufe des Tages die 


Antwort auf die Beſchwerden der Alliierten in einer Reihe von 


Denkſchriften. Am darauffolgenden Samstag ließ mir Foch ſagen, 
daß er die Antwort der deutſchen Regierung bis Sonntag mittag 


12 Ahr unbedingt haben müſſe. Von Berlin und Weimar, wo 


N 


die Regierung mit der Nationalverſammlung weilte, erhielt ich 
keine Antwort, weil meine alsbald abgeſandten Depeſchen nicht 
rechtzeitig dort eingegangen waren. Als ich Sonntag vormittag 
den Gottes dienſt im Dom beſuchte, begegnete mir unter dem Kirchen⸗ 
portal Marſchall Foch mit ſeinem Stabe. 

In den darauf ſtattfindenden Beſprechungen mit den Sach⸗ 
verſtändigen und Kommiſſaren traten Bedenken auf, ob durch die 
Worte, daß die Waffenſtillſtandskommiſſion „nach den Weiſungen 
des Oberkommandos der Alliierten“ zu arbeiten habe, nicht eine 
neue ſchwere Laſt auf Deutſchland gelegt werden ſolle und ſie nicht 
eine Art Diktatur für Deutſchland bedeuteten, jo daß Foch allein 
über die Auslegung des Vertrages zu entſcheiden hätte; falls 
dies beabſichtigt ſei, möchte ich unter keinen Amſtänden abſchließen. 
Ich erklärte, daß ich beſtimmt mit der Möglichkeit einer Ver⸗ 
ſtändigung rechne. Nachmittags erhielt ich eine telephoniſche 
Mitteilung aus Weimar, wonach die Reichsregierung beſchloſſen 
habe, mich zu ermächtigen, das neue Abkommen zu unterzeichnen. 
Es wurde mir weiter mitgeteilt, daß der Reichsminiſter des Aus⸗ 
wärtigen, Graf Brockdorff⸗Nantzau, fein Amt niedergelegt habe. 
Nach meiner Rückkehr nach Weimar erfuhr ich, daß die Veran⸗ 
laſſung hierzu in der neuen Forderung über die Räumung der 
polnischen Gebiete gelegen habe, gegen die Graf Brockdorff-Nantzau 
ſich am Tag vorher dem Sinne nach in der Nationalverſammlung 
ausgeſprochen hatte; als er meine Depeſche aus Trier erhielt, habe 
er mitten in der Nacht den Reichspräfidenten und Reichskanzler 
geweckt und ihnen ſehr aufgeregt erklärt, daß der Waffenſtill⸗ 
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ſtandsvertrag mit dieſer Beſtimmung nicht verlängert werden 
dürfe. 

Die anderen Miniſter und die Vertreter der Mehrheits parteien 
aber hatten ſich nach längeren Beſprechungen für die Unterzeichnung 
entſchieden. Graf von Brockdorff⸗-Nantzau blieb dann doch im 
Amte. 

Anmittelbar vor der Wiederaufnahme der Verhandlungen mit 
Marſchall Foch kamen die Direktoren der beiden großen deutſchen 
Reedereien zu mir mit der Mitteilung, der amerikaniſche Oberſt 
Conger habe ſie heute wiſſen laſſen, daß er es nicht verſtehen könnte, 
wenn Deutſchland das neue Abkommen nicht unterzeichnen würde; 
denn die Amerikaner und Engländer hätten erreicht, daß durch 
dieſen Vertrag Deutſchland keine neuen Laſten auferlegt würden. 
Am 5 Ahr fanden die Schlußverhandlungen mit Foch wie üblich 
auf dem Bahnhof ſtatt. Alsbald wurde feſtgeſtellt, daß der lebhaft 
beanſtandete Satz keine Anderung in den Verhältniſſen der Waffen⸗ 


ſtillſtandskommiſſion bedeute und daß die Auslegung der Verträge 
und die Verteilung der Rechte wie bisher beſtehen bleibe. Auf meine 
Frage, warum der Waffenſtillſtand nicht auf eine beſtimmte Friſt, 
etwa um einen Monat verlängert ſei, und auf meinen Hinweis, 


daß es hoffentlich nun bald zu Verhandlungen über den Vor⸗ 


frieden kommen werde, erwiderte Foch, daß er darüber nichts Be⸗ 
ſtimmtes ſagen könne; es ſei dies denkbar, er vermute es. Ich 
erwiderte, daß ich es aber als ſelbſtverſtändlich anſehen müßte, 
daß, wenn es infolge von Mißverſtändniſſen und Anzuträglichkeiten 
je zu einer Kündigung des Waffenſtillſtandsabkommens kommen 
würde, ich eine zeitige perſönliche Benachrichtigung erhalte. Marſchall 
Foch ſagte mir dies zu, wenn er auch an der amtlichen Friſt von 
drei Tagen nichts ändern könne. Meine einzelnen Wünſche und 
Vorſchläge für die Durchführung des Waffenſtillſtandsvertrags nahm 
Marſchall Foch behufs Herbeiführung der Beſchlußfaſſung durch 
die Alliierten entgegen, lehnte es aber ab, dieſe Vorſchläge direkt 
in das Abkommen aufzunehmen. Die Verſuche, in der polniſchen 
Demarkationslinie die deutſchen Städte Birnbaum und Bentſchen 
außerhalb der Linie zu laſſen, gelangen für Bentſchen; das übrige 
wurde einer Kommiſſion unterbreitet. Anter Aberreichung eines 
Proteſtes der deutſchen Regierung wegen der aufgezwungenen 
Bedingungen über Poſen ſchritten wir zur Anterzeichnung des 
Waffenſtillſtandsvertrags, wobei noch ausdrücklich als beiderſeitigen 
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Wille feſtgeſtellt wurde, daß die deutſchen Schiffe erſt auszulaufen 
hätten, wenn auch die Abmachungen über die Lieferung der Lebens⸗ 
mittel und deren Bezahlung getätigt ſeien. Marſchall Foch ſagte 
den ſchnellſten Zuſammentritt der hierfür notwendigen Kommiſſion 
zu. Die bei meiner Rückkehr nach Weimar am meiſten gefürchtete 
kurze Kündigungsfriſt von drei Tagen wurde nicht praktiſch, viel⸗ 
mehr war dies die letzte Verlängerung des Waffenſtillſtands vertrages, 
der bis zum Abſchluß des Friedensvertrags und zur Ratifizierung 
des Friedens ohne Anterbrechung und neue Laſten lief. 

Die Verhandlungen der von mir nach Poſen entſandten Kom⸗ 
miſſion behufs Ausführung des Abkommens über die Räumung 
der Gebiete führten infolge des Verhaltens der Polen und Alliierten 
zu keinem Reſultat, jo daß ich die Kommiſſion zurückberief, ohne 
daß die befürchteten Weiterungen hieraus entſtanden ſind. 

Ende März 1919 ging mir über Spa die Forderung der Alliierten 
zu, daß auf Grund des erſten Waffenſtillſtands vertrages, in welchem 
die Alliierten freien Zugang über Danzig und die Weichſel aus⸗ 
bedungen hatten, die polniſche Armee des Generals Haller in 
Danzig landen würde; die Weigerung, dieſer Forderung zu ent⸗ 
ſprechen, wurde als ein Bruch des Waffenſtillſtandes durch die 
Deutſchen bezeichnet. In meiner Antwortnote erwiderte ich, daß 
nur alliierte Truppen über Danzig freien Durchzug hätten, nicht 
aber polniſche; der Durchzug der polniſchen Truppen durch Danzig 
würde die Ordnung in Weſtpreußen auf das Schwerſte gefährden. 
Ich erklärte aber, die Landung der Armee Haller in Stettin, Königs⸗ 
berg, Memel oder Libau mit allen Mitteln zu erleichtern, und erbat 
nähere Mitteilungen über die Zuſammenſetzung der Armee Haller 
und Garantien dafür, daß nicht Vorgänge ſich wiederholten, wie bei 
der Durchreiſe des Miniſterpräſidenten Paderewſki, der die Gaſt⸗ 
freundſchaft ſchwer verletzte und hierdurch das Zeichen zum Aufruhr 
in Poſen gab. Zuvor hatte ich abgelehnt, in Poſen über die 
Angelegenheit der Landung dieſer Truppen überhaupt verhandeln 
zu laſſen, trotzdem mir der dort weilende franzöſiſche Botſchafter 
Noulens ein kurz befriſtetes Altimatum zugehen ließ. Am 28. März 
ließ mir Marſchall Foch mitteilen, daß der Bitte, zur Löſung der 
Frage einen Bevollmächtigten nach Spa zu entſenden, wo er ſelbſt 
auch einträfe, entſprochen würde. Ich wurde vom Kabinett als 
deutſcher Bevollmächtigter beſtimmt. Foch ließ mir mitteilen, daß 
er ſelbſt am 3. April in Spa fein werde, wo er alle Aus künfte und 
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verlangten Garantien geben werde. Am 2. April vormittags traf ich 
in Spa ein, wo ich in meinem Zug Quartier behielt. Tags darauf 
fuhr in der Frühe Marſchall Foch ein, dem ich den Wunſch unter⸗ 
breitete, ihn unter vier Augen zu ſprechen. Foch entſprach ſofort dem 
Wunſche. Ich ſchilderte unter anderem Marſchall Foch eingehend die 
Geſamtſituation in Deutſchland und nahm Bezug auf mein Monate 
hindurch zutage getretenes Beſtreben, die eingegangenen Waffenſtill⸗ | 
ſtandsbeſtimmungen zu erfüllen, konnte aber beifügen, daß es ganz | 
unmöglich jei, den Durchzug der polnischen Truppen durch Danzig zu 
geſtatten. Marſchall Foch ſuchte meine Befürchtungen wegen Danzig 
zu beſeitigen mit dem Bemerken, daß eine Entſcheidung über das 
künftige Schickſal Danzigs bei den Alliierten noch nicht gefallen ſei. 
Ich erwiderte ihm, daß gerade der Durchzug die Entſcheidung vor⸗ h 
weg nehme, und ſchlug Marſchall Foch vor, die Truppen auf dem 
Landweg aus dem beſetzten Gebiet durch Mitteldeutſchland nach 
Poſen zu bringen. Auf der Eiſenbahnkarte hatte ich mir die hier⸗ 
für in Betracht kommenden Bahnſtrecken bereits einzeichnen laſſen. 
Marſchall Foch verſprach mir, dieſen Vorſchlag eingehend zu prüfen. 
Als ich ſeinen Salonwagen verließ, waren wir bereits vollkommen 
darüber einig, daß der Landweg gewählt werden ſollte. Die Haupt⸗ 
ſchwierigkeiten ergaben ſich über die Formulierung des einleitenden 
Satzes des Protokolls. Marſchall Foch beſtand unter allen Am⸗ 
ſtänden darauf, das Recht der Alliierten auf den Durchzug über 
Danzig feſtzulegen; ich verſuchte dieſen Satz aus dem Protokoll 
zu ſtreichen; Marſchall Foch blieb hierin unerbittlich. In den 
Anterkommiſſionen wurde ſehr ſchnell eine Einigung über alle wich⸗ 
tigen Punkte herbeigeführt und namentlich die von mir geforderten 
Garantien über die Dauer der Transporte, die Koſten, die Sicher⸗ 
heit und Ruhe während des Durchtransports zugeſtanden. Das 
Kabinett zu Berlin wollte das Necht der Alliierten auf den Nück⸗ 
transport über Danzig geſtrichen wiſſen. Ich ſchlug ſchließlich vor, 
das Abkommen zu unterzeichnen, da in der Sache ſelbſt mein Vor⸗ 
ſchlag angenommen worden ſei, aber gleichzeitig Verwahrung ein⸗ 
zulegen, daß wir den Standpunkt der Alliierten nicht annehmen 
könnten. Marſchall Foch akzeptierte dieſen Ausweg. In den Beſpre⸗ 
chungen, die in der Villa Neufbois, dem früheren ſtändigen Quartier 
des Deutſchen Kaiſers ſtattfanden, erreichte ich noch, daß für den 
Nachſchub der Weg über Stettin gewählt werde und nicht über f 
Danzig, ſo daß im ganzen Zuſatzabkommen außer in dem ein⸗ 
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leitenden Rechtsſatz das Wort Danzig überhaupt nicht aufgenommen 
war. Die Beratung über das Abkommen fand in demſelben Zimmer 
ſtatt, in welchem der Kaiſer ſeine Abdankungsurkunde unterſchrieben 
hatte. Die Stadtverwaltung von Danzig hat mir für die Abwehr 
der drohenden Gefahr den wärmſten Dank übermitteln laſſen; 
der auf meinen Wunſch in Spa mitanweſende Oberbürgermeiſter 
von Danzig hat weſentliche Dienſte beim Abſchluß des Vertrages 
geleiſtet. 

Dies war mein letztes Zuſammentreffen mit Marſchall Foch. Die 
Arbeit in der Waffenſtillſtandskommiſſion, die ich bis zu meiner 
Ernennung zum Reichsfinanzminiſter leitete, war ungemein viel⸗ 
ſeitig, aber undankbar. Durch raſches Zugreifen und angeſtrengteſte 
Tätigkeit behufs Ausführung der übernommenen Verpflichtungen 
konnte ich doch erreichen, daß weitere Laſten dem deutſchen Volk 
nicht auferlegt worden ſind. Treue Hilfe fand ich bei faſt allen Mit⸗ 
arbeitern, beſonders bei den Bevollmächtigten, von denen General 
von Winterfeldt Anfang Februar 1919, als Proteſt gegen die fort⸗ 
geſetzten Vergewaltigungen der Entente, um ſeine Entlaſſung bat, 
die ich dem ums Vaterland verdienten General nur ungern erteilte. 


25. Kapitel 
Der Kampf um den Friedensſchluß 


Bereits aus dem Walde von Compiegne hatte ich am 10. No: 

vember 1918 der deutſchen Regierung funken laſſen, daß ſie ſich als⸗ 
bald an Präſident Wilſon wenden möge mit dem Erſuchen um 
Herbeiführung eines Präliminarfriedens. Im Zeitraum von 
einem Monat ſind nicht weniger als fünf amtliche Erſuchen teils 
direkt, teils indirekt an den Präſidenten und die Alliierten ergangen. 
Eine Antwort traf nicht ein, nur eine einmalige kurze Mitteilung, 
daß die deutſche Regierung ſich direkt an die Geſamtheit der alliierten 
Regierungen wenden ſolle. Auch dies geſchah ergebnislos. Im 
Februar 1919 beſtand einige Hoffnung, bald zu Verhandlungen über 
den Vorfrieden zu kommen. Amerikaniſche Vertrauensmänner 
informierten mich darüber und teilten gleichzeitig mit, daß dieſer 
Vorfriede geradezu entſetzliche Bedingungen für Deutſchland ent⸗ 
halte; es ſei zwar Präſident Wilſon gelungen, die ſchlimmſten 


Pr 


366 25. Kapitel. Der Kampf um den Friedensſchluß 


Vorſchläge der Entente abzulehnen, aber dadurch, daß er alsbald 
nach ſeiner Ankunft in Paris auf die öffentliche Behandlung der 
Friedensfrage verzichtet habe, ſei ihm eine Hauptſtütze für die 
Durchſetzung feiner Forderungen genommen worden; dazu komme 
ein Zweites: als Wilſon ſeine verſchiedenen Erklärungen im Jahre 
1918 abgegeben habe, ſei Deutſchland noch ein Machtfaktor geweſen, 
mit dem jedermann in der Welt habe rechnen müſſen; durch die 
militäriſche Niederlage Deutſchlands, durch die völlige Auflöſung des 
Vierbundes und die infolge des Amſturzes erhöhte Schwächung 
Deutſchlands ſei Wilſon eine wertvolle Stütze zerbrochen worden; 
der Vorfriede werde ungemein hart für Deutſchland werden. Ein 
Mitglied des amerikaniſchen Hauptquartiers ließ mir ſagen, daß 
dieſer das deutſche Volk in „ewige Sklavendienſte“ führen werde. 
Man ſcheint in den Reihen der Alliierten im Monat Februar dahin 
übereingekommen zu ſein, mit Deutſchland einen Vorfrieden zu 
ſchließen; denn ich erhielt vom Oberkommando der Alliierten die 
Mitteilung, bei den Verhandlungen über die letzte Verlängerung 
des Waffenſtillſtandes in Trier mich auf einen längeren Aufenthalt 
einzurichten. Man iſt dann aber wieder anderer Auffaſſung ge⸗ 
worden; es wurde eine Verlängerung des Waffenſtillſtandes auf 
unbeſtimmte Zeitdauer mit dreitägiger Kündigungsfriſt vorge⸗ 
ſchlagen und vereinbart. 4 
Die Vorarbeiten für den Friedensſchluß wurden dem früheren 
deutſchen Botſchafter in Waſhington Graf Bernſtorff und mir 
übertragen; wir arbeiteten in ſteter Harmonie zuſammen, indem 
zunächſt an die mühevolle Arbeit gegangen wurde, die verſchiedenen 
Reſſorts, deren Vertreter ſich teilweiſe noch in unverantwortlichen 
Illuſionen bewegten, unter einen Hut zu bringen; dann wurde an 
die Auswahl der Sachverſtändigen für die verſchiedenen wirt⸗ 
ſchaftlichen und finanziellen Fragen gegangen. Dem Verſuch ein⸗ 
zelner deutſcher Länder, durch einen geſonderten Delegierten bei 
den Friedensverhandlungen vertreten zu ſein, habe ich mit Erfolg 
Widerſtand entgegengeſetzt; ich habe auch ein bayeriſches Privileg 
nicht anerkannt. Die Auswahl der Friedens delegation durch die 
Reichsregierung bereitete viel Kopfzerbrechen; ich ſelbſt lehnte von 
Anfang an ab, derſelben anzugehören, einmal angeſichts der traurigen 
Erfahrungen von Angerechtigkeit und Andank, die ich anläßlich des 
Abſchluſſes des Waffenſtillſtandes erfahren hatte, ſodann von de 0 
Erwägung ausgehend, daß die Hauptentſcheidung über Annahme 
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oder Ablehnung des Friedensvertrages nicht bei der Friedens⸗ 
delegation liege, ſondern bei der Regierung in Berlin. Dagegen 
drängte ich von Anfang 1919 ab immer wieder darauf, daß Deutſch⸗ 
land die neutrale und feindliche Welt mehr für die Ideen eines 
Nechtsfriedens gewinnen ſolle; es müſſe insbeſondere ein deutſcher 
Entwurf über den Völkerbund ausgearbeitet und die internationale 
Offentlichkeit hierfür intereſſiert werden. Leider haben die zu⸗ 
ſtaäͤndigen Stellen dieſem Wunſche nur langſam und zu ſpät ent⸗ 
ſprochen, indem ſie davon ausgingen, daß bei den Friedensverhand⸗ 
lungen in Paris noch reichlich Gelegenheit ſei, alle dieſe Dinge zu 
erörtern. Ich habe umgekehrt immer den Standpunkt vertreten, 
daß, wenn die Alliierten in Paris erſt in mühſamer Arbeit ſich auf 
beſtimmte Vorſchläge geeinigt hätten, es im höchſten Grad un- 
wahrſcheinlich ſei, deutſchen Vorſtellungen überhaupt noch Ausſicht 
auf weitergehende Berückſichtigung zu verſchaffen. Die Entwicklung 
hat mir recht gegeben. 

Als nach dem Zuſammentritt der deutſch en Nationalverſammlung 
in der erſten Hälfte Februar 1919 an die Bildung einer neuen 
Regierung gegangen wurde, war für mich einer der Hauptgründe, 
weshalb dieſe Regierung eine möglichſt breite Grundlage in der 
Nationalverſammlung finden müſſe und weshalb darum auch das 
Zentrum ſich an der Regierung zu beteiligen habe, der Geſichtspunkt: 
nur eine auf einer ſolchen ſtarken Mehrheit aufgebaute Regierung 
hat die notwendige Autorität, namens des deutſchen Volkes zu 
ſprechen und zu verhandeln; eine ſolche Regierung bietet auch den 
Gegnern die Gewähr dafür, daß das, was ſie freiwillig unterzeichnet, 
vom deutſchen Volk gehalten wird. In dieſer Auffaſſung wurde ich 
unterſtützt durch eine mir von engliſcher Seite gewordene Mitteilung, 
gerade die engliſche Regierung lege Wert darauf, auch das Zentrum 
an der Bildung der Regierung beteiligt zu ſehen. Nach langen 
Aus einanderſetzungen beſchloß die Zentrumsfraktion mit allen 
gegen etwa fünf Stimmen, an der Koalitionsregierung mit Demo⸗ 
kraten und Sozialdemokraten teilzunehmen. Die Regierung ſtellte 
ſich als Hauptaufgabe, einen baldigen, dauerhaften Frieden herbei- 
zuführen. Die verſchiedenen Mitteilungen, daß die Friedensvorſchläge 
bald überreicht würden, haben ſich immer und immer wieder als ver⸗ 
früht herausgeſtellt. Es war ein monatelanges Hangen und Bangen. 

Als die Friedens delegation endlich nach Oſtern nach Der: 
ſailles abreiſen konnte, waren im Kabinett die Richtlinien für deren 
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Verhalten genau feſtgelegt. Nachdem die feindlichen Friedens⸗ 
bedingungen in Berlin bekannt wurden, wirkten ſie im erſten Augen⸗ 
blick geradezu lähmend; dann aber ertönte ein Schrei der Empörung 
über die Verletzung der feierlichen Zuſagen, einen Rechtsfrieden 
auf den Wilſonſchen Grundſätzen zu gewähren. Das Kabinett hielt 
eingehende Beratungen über die Behandlung der Friedensvorſchläge 
vor der am 12. Mai eigens nach Berlin einberufenen Sitzung 
der Nationalverſammlung. Es wurde bald Einmütigkeit darüber 
erzielt, daß Miniſterpräſident Scheidemann den Friedens vorſchlag 
als „unerträglich und undurchführbar“ zu bezeichnen habe; das 
Wort „unannehmbar“ ſollte jedoch nicht ausgeſprochen werden. 
Die demokratiſchen Mitglieder des Kabinetts forderten aber am 
Vormittag des 12. Mai, geſtützt auf einen Beſchluß ihrer Fraktion, 
daß die Regierung auch das Wort „unannehmbar“ an dieſem Tage 
auszuſprechen habe. Ich erklärte mich, unterſtützt von zwei ſozial⸗ 
demokratiſchen Miniſtern, gegen das Wort „unannehmbar“ mit 
dem Bemerken: Miniſterpräſident Scheidemann werde heute, wenn 
er das Wort „unannehmbar“ ausſpreche, einen gewaltigen Tages⸗ 
erfolg haben; die Regierung aber habe daran zu denken, was in 
drei bis vier Wochen erfolge; darum ſei es unmöglich, heute „un⸗ 
annehmbar“ zu ſagen. Die Worte „unerträglich“ und „undurch⸗ 
führbar“ ſeien ſtark genug; wenn ſie — unterſtützt von einer großen 
Volksbewegung — auf den Gegner keinen Eindruck machten, ſo 
würde auch das Wort „unannehmbar“ an den Bedingungen nichts 
ändern. Die demokratiſchen Kabinettsmitglieder beharrten auf 
ihrer Forderung und ließen durchblicken, daß für den Fall der Ab⸗ 
lehnung eine Regierungskriſis unvermeidlich ſei. Dieſe mußte aber 
im jetzigen Augenblick unter allen Amſtänden vermieden werden; 
denn ein Kabinettswechſel in jenen Tagen hätte unabſehbare Folgen 
gezeitigt. Wären die Anhänger des „unannehmbar“ ausgeſchieden, 
ſo würde ein Kabinettswechſel allen deutſchen Gegenvorſchlägen 
die innere Kraft genommen haben; die Anhänger des „unannehm⸗ 
bar“ wollten aber auch die Verantwortung nicht allein über⸗ 
nehmen. So kam es im Kabinett zu dem Antrag, daß das „un⸗ 
annehmbar“ für den jetzt vorgeſchlagenen Friedensentwurf gelte, 
und daß man das Reſultat der Verhandlungen in Verſailles vor 
der endgültigen Stellungnahme abzuwarten habe. Auf dieſer Grund⸗ 
lage wurde eine allgemeine Verſtändigung im Kabinett herbei⸗ 
geführt. Miniſterpräſident Scheidemann erntete für das „un⸗ 
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annehmbar“ den von mir vorausgeſagten gewaltigen Beifall. In 
den Fraktionsſitzungen des Zentrums gab ich den Parlaments» 
kollegen den dringenden Rat, bei der nun einſetzenden Aufklärung 
des Volks ſich nicht auf das „Anannehmbar“ feſtzulegen, da man 
vor der endgültigen Stellungnahme das Refultat der Verhand⸗ 
lungen abwarten müſſe. Mit deutſchen Preſſevertretern (zwei aus⸗ 
genommen, welche abſolutes Schweigen beobachteten) oder ſolchen 
des Auslandes habe ich vom Tage der Bekanntgabe der Friedens⸗ 
forderungen ab über die etwaige Stellungnahme der deutſchen 
Regierung oder meine eigene nicht mehr geſprochen, ſondern nur 
darauf hingewieſen, daß erſt das Reſultat der Verhandlungen vor⸗ 
liegen müſſe; alle anderweitigen Behauptungen ſind freie Erfin⸗ 
dungen. Ich gab mich allerdings keiner Täuſchung hin, daß nach 
dem Gang der Pariſer Verhandlungen nicht mehr allzu viele 
Milderungen erreicht werden könnten, hoffte aber immerhin noch 
auf eine Geſtaltung des Entwurfs, welche, wenn auch unter Wider⸗ 
ſpruch angenommen, die e von Kriegshandlungen 
unmöglich machen würde. 

Mit der Friedens delegation war vor der Abreiſe vereinbart 
worden, daß eine Abreiſe aus Verſailles oder ein Abbruch der Ver⸗ 
handlungen daſelbſt erſt nach vorheriger Zuſtimmung des Kabinetts 
erfolgen dürfe. Die Schwierigkeiten des direkten Verkehrs zwiſchen 
Kabinett und Friedens delegation erzeugten manche Meinungs⸗ 
verſchiedenheiten. Die Delegation in Verſailles vertrat die Auf⸗ 
faſſung, daß ihre Einzelnoten zum Friedensentwurf eine Art Vor⸗ 
gefecht darſtellten und als Verſuche anzuſehen ſeien, zu erkunden, 
auf welchen Gebieten ein Nachgeben der Gegner zu erwarten ſei, 
auch würde hierdurch die Offentlichkeit in den feindlichen Ländern 
aufgeklärt werden. So gut der Inhalt der Noten war, ſo konnten 
ſie letzteren Zweck ſchon deshalb nicht erreichen, weil die feindliche 
Zenſur die ausführliche Wiedergabe der deutſchen Noten unmöglich 
machte. Die Friedens delegation in Verſailles ſelbſt ſaß nahezu 
hermetiſch abgeſchloſſen von der Welt, während die Regierung in 
Berlin durch eine Reihe von Meldungen aus dem neutralen und 
feindlichen Ausland wichtige Nachrichten erhielt und nament- 
lich die innerpolitiſche Lage genau überblickte. Am 23. Mai 
fand zwiſchen der Delegation und mehreren Miniſtern eine Aus⸗ 
ſprache in Spa ſtatt; ich beteiligte mich an derſelben. Auf meinen 
Vorſchlag wurde dabei BUN daß nunmehr die Geſamtheit 
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der deutſchen Gegenvorſchläge mit größter Beſchleunigung den 
Alliierten zu überreichen ſei und daß keine Einzelnoten mehr abzu- 
geben ſeien; die Redaktion der Gegenvorſchläge ſollte die Delegation 
in Verſailles vornehmen, ohne von den Beſchlüſſen des Kabinetts 
materiell abweichende Anderungen zu vollziehen. Gleichzeitig 
einigte man ſich über den finanziellen Teil der Gegenvorſchläge, 
über den die Meinungen noch weit auseinandergingen. Dem Angebot 
einer zinsloſen Entſchädigung von 100 Milliarden Goldmark konnte 
ich zuerſt nicht zuſtimmen; ich verſprach mir von den von der Dele⸗ 
gation erhofften großen moraliſchen Wirkungen des Angebots 
dieſer Nieſenſumme deshalb nicht viel, weil ich mir ſagte, daß auch 
die feindlichen Mathematiker rechnen könnten und bald heraus 
hätten, daß es ſich in Wirklichkeit um ein weit geringeres verzins⸗ 
bares Angebot handle; das Wort „zinslos“ werde von den Gegnern 
leicht überhört, und man müſſe mit der Gefahr rechnen, daß be⸗ 
hauptet werde, daß Deutſchland ſelbſt 100 Milliarden Goldmark 
angeboten habe. Auch die Vorausſetzungen des Angebots, welche die 
Finanz delegation mit Nachdruck hervorhob, daß nur die territoriale 
Anverletztheit des Reichs und die wirtſchaftliche Entwicklungs⸗ 
möglichkeit ein ſolches Angebot tragbar erſcheinen laſſe, würden bald 
vergeſſen werden; man müſſe ſogar damit rechnen, daß dieſer ganze 
Vorſchlag als ein Bluff bezeichnet werde, der dann die Ernſthaftig⸗ 
keit der übrigen deutſchen Vorſchläge abſchwäche. Gegenüber dem 
allſeitigen Wunſche ſowohl des Kabinetts als auch der Friedens⸗ 
delegation ſtellte ich meine Bedenken zurück unter der Bedingung, 
daß namentlich die Vorausſetzungen für dieſes Angebot ſehr ſtark 
und ſehr nachdrücklich betont würden. Aus den Verhandlungen 
ſelbſt gewann ich den Eindruck, daß, wenn nicht alle, ſo doch 0 
Mehrheit der anweſenden Mitglieder der Friedens delegation der 
Anſicht zuneigten, der Friedensvertrag dürfe nicht untergeichne 
werden. 3 
Dieſe und eine Reihe anderer Erſcheinungen gaben mir erneut 
Veranlaſſung, Tage und Nächte hindurch das Für und Wider 
der Anterzeichnung des Friedensvertrags nach allen Seiten zu 
prüfen; ich habe nie in meinem Leben fo lange mit mir ſelbſt 
gekämpft und gerungen, bis ich zu einem endgültigen Neſultat 
kam. In einer Beſprechung mit dem Minifterpräfidenten Scheider 
mann Ende Mai erklärte ich dieſem, daß es mir ganz unmöglich 
ſei, den Standpunkt der Nichtunterzeichnung des Friedens zu 
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dem meinigen zu machen; beſchließe das Kabinett dieſes, ſo würde 
ich meine Entlaſſung als Reichsminifter einreichen. Ich legte ihm 
die Gründe für meine Stellungnahme dar, und wir vereinbarten, 
daß ich die Gründe für und gegen die Anterzeichnung des Friedens 
in einer Aufzeichnung niederlegen möge. Dieſe Aufzeichnung wurde 
von mir perſönlich und ganz vertraulich nur den Mitgliedern des 
Kabinetts und dem Reichspräſidenten übergeben. Gleichzeitig drang 
ich darauf, daß die Frage der Anterzeichnung oder Nichtunter⸗ 
zeichnung nicht erſt dann im Kabinett eingehend beſprochen werden 
möge, wenn ein ſicher zu erwartendes, kurz befriſtetes Altimatum 
des Gegners eingelaufen ſei; dann ſei nicht mehr Zeit für ruhiges 
Aberlegen und feſtes Handeln; man müſſe ſchon vorher verſuchen, 
über die folgenſchwere Frage in ihrer ganzen Tragweite Klarheit 
zu ſchaffen. Die Hauptrichtlinien meiner Aufzeichnung ſind: 


l. Wenn der Friede unterzeichnet wird. 


Ungeheuer ſchwere Laſten ruhen auf dem deutſchen Volk. 

1. Außenpolitiſche Folgen: Der Kriegszuſtand hört auf. Die 
Blockade wird beſeitigt. Die Grenzen öffnen ſich, es kommen wieder 
Lebensmittel und Rohftoffe ins Land, der deutſche Kaufmann kann 
auf Privatkredit Waren kaufen. Der Export kann wieder beginnen. 
Die Kriegsgefangenen kommen in die Heimat zurück. Polen wird 
gezwungen, ſeine Angriffsabſichten aufzugeben. Die Einheit des 

Reiches bleibt beſtehen. 

2. Innenpolitiſche Folgen: Die Steuerlaſten werden außer⸗ 
ordentlich drückend ſein, aber durch die vermehrte Einfuhr von Lebens⸗ 
mitteln, Waren und Nohſtoffen wird eine Beruhigung und ein ge⸗ 
wiſſer Ausgleich geſchaffen. Die Arbeit wird in ſteigendem Amfang 
wieder aufgenommen werden können. Neben der Befriedigung der 
Inlandsbedürfniſſe kommt der Außenhandel wieder in Gang. Der 
Bolſchewismus verliert an Werbekraft. Arbeitsluſt und Arbeits⸗ 
leiſtungen werden wieder wachſen. Durch vermehrte Kohlenproduktion 
wird die Verkehrslage gebeſſert. Lebensmittel, Waren und Rohſtoffe 
ſind die Vorausſetzungen für die Arbeitsluſt und Arbeitsmöglichkeit, 
die nötig find, um den Friedensvertrag durchzuführen. Die gegen 
wärtige Regierung bleibt aller Vorausſicht nach. Von rechts her 
und von einem Teil des liberalen Bürgertums wird ein erbitterter 
Kampf gegen die Regierung entbrennen. Es iſt nicht ausgeſchloſſen, 
daß es zu einem militäriſchen Putſch gegen die Regierung kommt. Die 
Aktion würde ſehr wahrſcheinlich von Oſten ausgehen. Es iſt auch 
damit zu rechnen, daß ſich der geſamte Oſten der Durchführung des 
Friedensvertrages mit Waffengewalt widerſetzen wird. Von da 
aus wird verſucht werden, gegen die Regierung aufzuputſchen. Die 
Bewegung wird aber wahrſcheinlich an der vorbehaltsloſen Friedens- 
ſehnſucht der großen Mehrheit des Volkes wie an der greifbar in die 
Erſcheinung tretenden Beſſerung der allgemeinen Lage durch den 
Friedenszuſtand bald verpuffen. 
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1. Wenn der Friede nicht unterzeichnet wird. 


1. Außenpolitiſche Folgen: Der Kriegszuſtand wird wieder 
aufgenommen, und zwar wahrſcheinlich ſofort mit dreitägiger Kündi⸗ 
gung des Waffenſtillſtandes. Die Alliierten, und zwar ſämtliche, 
auch die Amerikaner, rücken in breiter Front vor, wie weit, iſt nicht 
bekannt, aber mindeſtens bis zu einer Linie, die durch Kaſſel parallel 
des Nheines läuft. Insbeſondere wird das Ruhrgebiet beſetzt. Außer⸗ 
dem liegen Nachrichten vor, nach denen die Alliierten einen Korridor 
von Frankfurt bis Prag bilden wollen, um Norddeutſchland von 
Süddeutſchland zu trennen. Die Blockade wird verſchärft. Die Grenzen 
werden hermetiſch abgeſchloſſen. Die neutralen Länder haben bereits 
Anweiſung von den Alliierten, jede Ein⸗ und Ausfuhr nach bzw. 
von Deutſchland zu ſperren. Die wehrfähige Bevölkerung kann, da es 
ſich um Kriegszuſtand handelt, in Kriegsgefangenſchaft abgeführt 
werden. Die übrige Bevölkerung in den weiten beſetzten Gebieten 
wird nach Kriegsrecht behandelt; es iſt zu erwarten, daß die Alliierten 
mit den ſtärkſten Repreſſalien vorgehen werden. Die Requifitionen 
werden in härteſtem Maßſtab durchgeführt werden. Von Oſten her 
werden die Polen ins Land einrücken. 

2. Innenpolitiſche Folgen: Allgemeine Lebensmittel-, Waren⸗ 
und Nohſtoffnot in Deutſchland. Von den Grenzen Deutſchlands 
werden die Bevölkerungen von Oſten und Weſten nach dem Innern 
Deutſchlands zuſammenſtrömen und die Lebensmittelnot ins un⸗ 
geheure ſteigern. Durch die Beſetzung des Ruhrkohlengebietes fällt 
der Nachſchub an Kohlen fort, daher iſt allgemeiner Zuſammenbruch 
des Verkehrs und Hungersnot in den großen Städten in einigen 
Wochen zu erwarten. Aberhandnehmen des Bolſchewismus, der 
ſeine Zeit gekommen ſieht. Plünderung, Mord und Totſchlag wird 
an der Tagesordnung ſein. In der allgemeinen Verwirrung wird 
es kein Nachrichtenweſen mehr geben. Daher Atomiſierung Deutſch⸗ 


lands. Die Behörden werden nicht mehr arbeiten können, da ſie keine 


Autorität mehr beſitzen und von oben her keine Weiſungen mehr 
empfangen können. Stillſtand der ganzen Staatsmaſchine. Der 
Mangel an Lebensmitteln und Bedürfniswaren wird ein wahn⸗ 
ſinniges Emporſchnellen der Preiſe hervorrufen. Die Folge davon 


iſt völlige Entwertung des Geldes. Wir werden dann tatſächlich 


ruſſiſche Verhältniſſe in Deutſchland bekommen. Aus Angſt vor dieſem 


Terror werden, wie in Rußland, zahlreiche bürgerliche Elemente der 
äußerſten Linken in die Arme geführt werden. Der andere Teil wird 
ſich zur Rechten ſchlagen. Blutiger Bürgerkrieg, vor allem in 1 


Berlin und in den großen Städten. 


Das Deutſche Reich fällt auseinander. Die einzelnen Frei 3 
ſtaaten werden dem Anerbieten und Druck der Alliierten, mit ihnen 


Frieden zu ſchließen, nicht widerſtehen können. Wenn ſchon jetzt in 


Bayern, in den Rheinlanden und auch im Oſten ſolche Tendenzen 
auftreten, ſo iſt dies um ſo ſicherer zu erwarten, wenn der völlige Zu⸗ 
ſammenbruch Deutſchlands Wirklichkeit geworden iſt. Die rheiniſche 


Nepublik wenigſtens iſt in einigen Tagen Tatſache geworden. Werden 


dieſe Tendenzen verwirklicht, ſo werden die Alliierten die in Betracht 
kommenden deutſchen Staaten fo feſt an ſich binden, daß das Deutſche 
Reich tatſächlich aufgehört hat, zu exiſtieren. Aber auch kleinere 
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deutſche Gebiete würden ſich ſelbſtändig machen und den Anſchluß 
an unſere Gegner ſuchen. Die Karte des Deutſchen Reiches würde 
dann verſchwinden und an ihrer Stelle eine Buntſcheckigkeit von 
Kleinſtaaten entſtehen, wie ſie ſtets der große Traum Frankreichs 
war. Damit geriete ungefähr das ganze Deutſche Reich auch unter 
die territoriale Abhängigkeit der Alliierten, und was dann von 
Deutſchland übrigbliebe, müßte, wenn es zum Frieden kommen wollte, 
als ein innerlich völlig zerſtörtes und erſchöpftes Land neue ſchwere 
Opfer auf ſich nehmen. Auch bei Annahme weniger kataſtrophaler, 
durch den alliierten Vormarſch hervorgerufener Wirkungen wäre 
jedenfalls das Rheinland für Deutſchland verloren, die Einheit des 
Deutſchen Reiches alſo zerſtört. Nach kurzem Einmarſch aber würde 
ein noch ſchlimmerer Friede aufgezwungen werden. Die 
Spekulation, als ob die Alliierten die Verwaltung eines am Boden 
liegenden Deutſchlands übernehmen würden, dürfte verfehlt ſein. 
Dieſer Zuſtand der Ohnmacht Deutſchlands wäre einer mächtigen 
Strömung innerhalb der Alliierten (Frankreich und England) er⸗ 
wünſcht. Die Alliierten würden Deutſchland daher auflöſen und die 
einzelnen Teile ſich ſelbſt überlaſſen. 

Die Folgen eines durch Nichtunterzeichnung hervorgerufenen 
Einmarſches der Alliierten wären, kurz zuſammengefaßt: 

J. Zertrümmerung des Reiches, Auflöſung desſelben in 
Einzelſtaaten. Der Haß der Einzelſtaaten gegen Preußen, dem 
die Verantwortung für die Kataſtrophe Deutſchlands zugeſchrieben 
wird, würde die Trennung der Einzelſtaaten zu einer dauernden 
machen. II. Nach kurzer Friſt müßte doch Frieden geſchloſſen 
werden, aber nicht vom Reich, ſondern von den Einzelſtaaten, denen 
zur Bedingung gemacht würde, keine Einheitsbildung mehr einzu⸗ 
gehen. Dieſer Friede wäre ein noch ſchlimmerer als der jetzige. 
III. Sturz der Regierung und Erſetzung derſelben durch Anab⸗ 
hängige und Kommuniſten, Auflöſung der Reichswehrbrigaden, 
Ordnungsloſigkeit im ganzen Lande. 


Gemäß meinem Wunſch fanden dann am 3. und 4. Juni 1919 
eingehende geheime Beratungen im Kabinett ſtatt; ich ſtand in der 
Frage der Unterzeichnung des Friedens zunächſt nahezu allein; 
zwei ſozialdemokratiſche Kollegen traten bald auf meine Seite. 
Die demokratiſchen Mitglieder erklärten, daß die Anterzeichnung 
des Friedens den Bürgerkrieg im Oſten bringe und ſie zum Aus⸗ 
tritt aus dem Kabinett nötige; bei Nichtunterzeichnung des Friedens 
könne Deutſchland mit den Friedensſtrömungen in den anderen 
Ländern rechnen; durch das „unannehmbar“ vom 12. Mai ſei 
der Weg bereits vorgezeichnet; auch bei der Anterzeichnung komme 
die Kataſt rophe; die Regierung dürfe nicht der Sklavenvogt des 
eigenen Volkes werden. Demgegenüber wurde von einem ſozial⸗ 
demokratiſchen Kollegen betont, daß das „unannehmbar“ vom 
12. Mai doch, wie man vereinbart habe, hauptſäch lich aus taktiſchen 
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Gründen erfolgt ſei; die Nichtunterzeichnung des Friedens bringe 
keine Abwendung des Abels ſelbſt, ſondern nur das Chaos über 
Deutſchland. Ich erklärte, daß ich nicht daran dächte, den Friedens- 
vertrag, auch wenn er noch eine Reihe von Abänderungen nicht 
weſentlicher Art enthalte, aus freien Stücken zu unterzeichnen; f 
die Unterzeichnung könne nur immer unter dem Geſichtspunkt be⸗ 
urteilt werden, daß man der Gewalt weiche. An die Spitze der 
Erwägungen müſſe man den Satz ſtellen, daß der Erhaltung der 
Einheit des Reichs ſich alles andere unterzuordnen habe; wenn 
die jetzige Regierung nicht unterſchreibe, ſo müſſe man damit 
rechnen, daß fie ſchnellſtens von einer Regierung abgelöſt werde, 
die alles unterſchreiben werde und müſſe. Der Vorſchlag, der Entente 
anzubieten, die Verwaltung Deutſchlands ſelbſt zu übernehmen, 
bringe keine Löſung; die Entente werde ſich darauf nicht einlaſſen, 
ſondern nur, wie bei einem Konkurs, die guten und zuverläſſigen 
Konten herausnehmen und den Schwamm liegen laſſen. Die 
Entente werde nicht mit Deutſchland, ſondern mit den einzelnen 
Staaten im Reich die Verſtändigung anſtreben. Es ſei verfrüht, 
auf friedliche deutſchfreundliche Strömungen in den gegneriſchen 
Ländern zu hoffen, da die Nichtunterzeichnung die Fortſetzung 
des Krieges mit der ſchärfſten Zenſur bedeute und deshalb ſolche 
Regungen gar nicht an die Oberfläche treten könnten; erſt nach 
Anterzeichnung des Friedens könnten ſolche Strömungen hervor⸗ 
treten. Wenn man durch Gewalt zur Anterzeichnung gezwungen 
werde, ſo begehe man keine Anwahrhaftigkeit; man müſſe nur offen 
fagen, daß man der Gewalt weiche; wenn jemand von mir bei ge⸗ 
feſſelten Armen und unter Vorhalten des Nevolvers auf die 
Bruſt die Anterzeichnung eines Stückes Papier fordere, wonach 
ich mich verpflichten müſſe, in 48 Stunden auf den Mond zu klettern, 
ſo würde jeder denkende Menſch — um ſein Leben zu retten — dies 
unterzeichnen, aber offen ſagen, daß er dieſe Forderung nicht erfüllen 
könne; ſo ſei es auch mit dem Friedensvertrag. Auch das frühere 
„unannehmbar“ ſtehe nicht hindernd im Wege; einige Anderungen 
ſeien erreicht; das „unannehmbar“ ſei auch ſtarken taktiſchen Er⸗ | 
wägungen entſprungen. Das „unannehmbar“ ſei ausſchließlich ge- 
ſprochen worden unter dem Vorbehalt, daß dadurch die letzte end. 
gültige Entſcheidung noch nicht erfolgt fein ſolle. Ein ſozialdemo⸗ 
kratiſcher N ſtimmte mir bei a den Worten: „Wer eue 9 
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Schmach überhäuft und als Feigling bezeichnet, und doch ſage er 

ja. Bei Nichtunterzeichnung bleibe der Weſten des Reichs ver⸗ 
loren, während der Oſten, auch wenn er abfalle, wieder gewonnen 
werden könne.“ 

Die Ausſprache endete mit dem Reſultat, daß nunmehr in den 
einzelnen Fraktionen der Mehrheits parteien die Entſcheidung zu 
treffen ſei. Es hatten ſchon vorher und namentlich von da ab ein⸗ 
gehende Beratungen über das Für und Wider der Anterzeichnung 
ſtattgefunden. Vom 13. Juni ab hatte die Zentrumsfraktion 
tagelang Ausſprachen über dieſe Frage; faſt alle Mitglieder der 
Fraktion kamen zu Wort und betonten, daß es eine Majoriſierung 
in der Fraktion nicht geben könne, daß es jeder Abgeordnete vor 
Gott, ſeinem Gewiſſen und dem deutſchen Volk ſelbſt zu verant⸗ 
worten habe, wie er abſtimme. Als ein Mitglied der Fraktion 
parteipolitiſche und parteitaktiſche Geſichtspunkte in die Beſprechung 

ziehen wollte, wurde ihm einmütig bedeutet, daß es ſich jetzt nicht 
darum handeln könne, ob das Zentrum zugrunde gehe oder nicht, 
ſondern allein darum, wie das deutſche Volk gerettet und der Be⸗ 
ſtand des Deutſchen Reichs geſichert werden könne. Einmütig war 
man in der Fraktion der Auffaſſung, daß an einen militäriſchen 
Widerſtand nicht zu denken ſei. Die große Mehrheit der Fraktion 
neigte ſchon in dieſen Ausſprachen der Auffaſſung zu, daß unter 
gewiſſen Vorausſetzungen und unter Proteſt die Anterzeichnung des 
Friedens in Betracht kommen könne. In der Vorſtandſchaft konnte 
ich dann die Einigung dahin herbeiführen, der Friede ſei zu unter⸗ 
Zeichnen, wenn die die Ehre berührenden Fragen (Aburteilung 
Deutſcher vor dem Gerichtshof der Entente, Schuldbekenntnis als 
alleiniger Arheber des Krieges) aus dem Vertrag herausgenommen 
würden. Mit den Sozialdemokraten wurde auf dieſer Baſis bald 
eine Verſtändigung herbeigeführt; anders war es mit den Demo⸗ 
kraten; dieſe blieben auf ihrem früher eingenommenen Standpunkt 
ſtehen. 
AInmitten dieſer Beratungen erfolgte die Ankunft der Frie⸗ 
dens delegation aus Verſailles mit dem kurz befriſteten Altimatum 
der Entente. Ihrer Ankunft in der Nacht ging ein eigenartiger 
Zwiſchenfall voraus: Militärſträflinge brachen aus dem Gefängnis 
in Weimar aus und ſuchten nach Mitternacht in das ſchlecht be⸗ 
wachte Schloß und unter Aus ſtoßung von Drohworten gegen den 
Reichs wehrminiſter und den Reichspräſidenten Ebert in die Miniſter⸗ 


376 25. Kapitel. Der Kampf um den Friedensſchluß 


4 
wohnungen einzudringen. Nur dem Amſtand, daß einzelne Chauf. 
feure wachten, um die Delegierten am Bahnhof abzuholen, war es zu 
verdanken, daß im letzten Augenblick das Schloßtor noch geſchloſſen 


werden konnte. Die Meuterer gingen dann dazu über, ihre Gewehr⸗ 


ſchüſſe in die unter meiner Wohnung liegenden Schlafzimmer der 


Miniſter Noske und Bauer abzugeben; ſie erhoben die Forderung, 


Noske und die anderen Miniſter müßten gehängt werden. Nach 


kurzem Kampf wurden die Sträflinge von Regierungstruppen ge 
fangengenommen, worauf die Friedens delegation in das Schloß 
einfahren konnte. Sie hatte entgegen meinem einigen ihrer Mit- 
glieder gegebenen Natſchlag auf der Reife von Verſailles nach 
Weimar bereits in einer Niederſchrift ihr Gutachten dahin zu: 
ſammengefaßt, daß ſie die Nichtunterzeichnung des Friedensvertrags 


empfehle. Hierdurch noch ermuntert, blieben die Demokraten bei 


ihrer Stellungnahme und wollten vier Punkte als Gegenforderung f 
auf das Ultimatum der Entente von der deutſchen Regierung an⸗ 
genommen wiſſen: 1. Danzig, Weſtpreußen und der Netzediſtrilñt 


ſollten dem Völkerbund unterſtellt werden; 2. die Revifion des 


Friedens follte nach zwei Jahren erfolgen; 3. komme über die Höchſt⸗ 
ſumme der Entſchädigung innerhalb vier Monaten keine Einigung zu⸗ 
ſtande, ſolle eine unparteiiſche Stelle die Summe feſtſetzen; 4. Deutſch⸗ 
land ſolle vom 1. Januar 1920 ab Mitglied des Völkerbundes ſein. 
Ich hielt einen ſolchen neuen Schritt bei der Entente für völlig aus⸗ 
ſichtslos. In der ſozialdemokratiſchen Fraktion waren die Meinungen 
anfangs noch ungeklärt; Scheidemann rechnete zuerſt mit einer 
Mehrheit für ſeine Auffaſſung des Nichtunterzeichnens; es ſtellte 


ſich aber bald heraus, daß es nur eine Minderheit von zirka 20 Mit⸗ 
gliedern war, die auf ſeiner Seite ſtand. Angeſichts der Aneinigkeit 


im Kabinett und unter den Mehrheitsparteien häuften ſich die Be⸗ 
ſprechungenz fie dauerten nicht nur tagsüber, ſondern auch die ganze 
Nacht bis in die frühen Morgenſtunden hinein, manchmal bis 5 Ahr. 
In der Nacht vom 18. auf den 19. Juni (Fronleichnamstag) hielt 
das Kabinett unter dem Vorſitz des Reichspräſidenten die ent⸗ 


ſcheidende Sitzung ab; das Für und Wider wurde nochmals ein⸗ 
gehend durchbeſprochen. Das Miniſterium fiel bei der Abſtimmung 
in zwei gleich große Teile — 7 gegen 7 Stimmen — auseinander; 


für die Unterzeichnung ſtimmten außer mir die beiden Zentrums ⸗ 
miniſter Giesberts und Bell, ſowie 4 Sozialdemokraten, gegen die 
Unterzeichnung 3 Demokraten, der Außenminiſter Graf Brockdorff 
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| Rangau und 3 Sozialdemokraten; es wurde aber beſchloſſen, daß 


noch ein erneuter Verſuch der Einigung unter den Mehrheits⸗ 
parteien gemacht werden ſollte. Das geſchah am Donnerstag. 
Am Nachmittag dieſes Tages fand die Beſprechung mit den leitenden 
Miniſtern der einzelnen deutſchen Länder ſtatt; hier fiel die eigentliche 
Entſcheidung. Nachdem zwei Reichsminiſter (Dernburg und Graf 
Brockdorff⸗ Rantzau) die Geſichtspunkte gegen die Unterzeichnung 
des Friedens vorgetragen hatten, wies der bayeriſche Miniſter⸗ 
präſident darauf hin, daß doch auch andere Auffaſſungen in der 
Reichsregierung vorhanden ſeienz man wolle auch dieſe hören, 
worauf ich meinen Standpunkt entwickelte. In der Debatte zeigte 
es ſich alsbald, daß es die ſüddeutſchen und mitteldeutſchen Regie⸗ 
rungen waren, welche, wohl betonend, daß ſie der Gewalt wichen, 
doch mit aller Entſchiedenheit forderten, daß der Frieden unter⸗ 
zeichnet werden müſſe; die jetzt vorhandenen Regierungen würden 
zwar bei dem ſicher zu erwartenden Einmarſch der Entente einen 
Separatfrieden nicht unterzeichnen, aber es ſei ſicher, daß bei dem 
Friedenswillen des ganzen Volkes, der Anmöglichkeit, ſich dem 
Einmarſch zu widerſetzen, und den unabſehbaren Folgen des Ein- 
marſches in wenigen Tagen ſich eine neue Regierung bilden würde, 
welche einfach gezwungen wäre, den Frieden zu unterzeichnen; 
dann ſei die Einheit des Reiches dahin. Dieſe Auffaſſung wurde 
bekräftigt durch zahlreiche von angeſehenen Kreiſen ausgehende 
Meinungsäußerungen aus allen Teilen des Reiches. Ein Mitglied 
der Parlaments oppoſition teilte mir in jenen Tagen mit, daß z. B. 
in Hamburg eine Reihe von Kaufleuten erklärt habe, daß ſie, um 
bei Wiederaufnahme des Krieges ſich einerſeits vor dem ſicher zu 
erwartenden Bolſchewismus zu ſchützen und andererſeits die Ver⸗ 
nichtung ihrer Heimatſtadt zu verhüten, entſchloſſen ſeien, Hamburg 
unter engliſches Protektorat zu ſtellen. Von allen Regierungen 
äußerten ſich nur einzelne Mitglieder der preußiſchen Regierung, 
aber auch dieſe zurückhaltend, für die Nichtunterzeichnung. 

Am Donnerstag abend wurde in einer erneuten Ausſprache mit 
den Mehrheits parteien verſucht, eine Einigung herbeizuführen. 
Die Demokraten blieben auf ihrem Standpunkt. Es zeigte ſich auch 


bald, daß die Parteianſichten ſich nicht näherten, ſondern immer 


mehr auseinandergingen. So machte Miniſterpräſident Scheide⸗ 
mann, nach dem er ſich mit mir und einigen Miniſtern raſch in Ver. 
bindung geſetzt hatte, der unerquicklichen Beſprechung ein Ende, 
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indem er erklärte, daß er jetzt die Demiſſion des Kabinetts 
dem Reichspräfidenten anzeige. In der Nacht von Donnerstag auf 
Freitag wurde mit den demokratiſchen Kollegen, beſonders mit dem 
damaligen Reichsfinanzminiſter Dernburg, die Geſamtſituation 
nochmals durchbeſprochen und verſucht, eine neue Kabinetts⸗ 
bildung auf der Baſis herbeizuführen, daß Zentrum und Sozial⸗ 
demokraten die Regierung bildeten, daß aber zwei oder drei Demo: 
kraten für ihre Perſon bei wohlwollender Neutralität ihrer Fraktion 
in das Kabinett eintreten würden. Man dachte dabei an Dernburg, 
Graf Bernſtorff und andere der Demokratie angehörige angeſehene 
Perſönlichkeiten und hoffte auf dieſer Grundlage um ſo mehr eine 
Verſtändigung zu erzielen, als bekannt wurde, daß in der demo⸗ 
kratiſchen Fraktion ſich eine Reihe von Abgeordneten für die 
Unterzeichnung des Friedens ausſprach. In den früheſten Morgen- 
ſtunden des Freitags trennte man ſich mit der Erwartung, daß 
auf dieſer Grundlage die Regierung neu gebildet werden könne. 
Die demokratiſche Fraktion beſchloß jedoch, daß kein Mitglied ihrer 
Fraktion in die neue Regierung eintreten dürfe; alles weitere Ver. 
handeln, um eine Willensänderung herbeizuführen, war ausſicht⸗ 
los. So waren Zentrum und Sozialdemokraten verpflichtet, ein 
Kabinett aus ihren Reihen zu bilden, und zwar in aller Eile, da 
die von der Entente geſtellte Friſt unmittelbar vor ihrem Ende 
ſtand. Der Vorſitzende der Zentrumsfraktion ſprach gegenüber 
manchen geäußerten Bedenken, mit der Sozialdemokratie allein die 
Regierung zu bilden, die Sätze: 1 
„Was wird aus dem deutſchen Volke werden, wenn wir verſagen 3 

und die Nationalverſammlung keine Regierung mehr zuſtande bringt? 

Wir haben die nationale Pflicht, die Verantwortung vor Gott und 

dem deutſchen Volk, deſſen Geſchicke uns anvertraut ſind, zu dieſem 

Volk in den Tagen ſeiner tiefſten Erniedrigung zu ſtehen und zu retten, 

was noch zu retten iſt. Deshalb müſſen wir, wenn andere verſagen, 

mit der Mehrheitsſozialdemokratie allein die Regierung zu bilden 
verſuchen.“ 

So beſchloß auch die Fraktion. Als neuer Miniſterpräſident 
wäre nach dem parlamentariſchen Verlauf der Dinge der Sozial⸗ 
demokrat David oder Noske in Betracht gekommen; der Reichs ⸗ 
präſident beauftragte den bisherigen Arbeitsminiſter Bauer mit 
der Kabinettsbildung. In früheren Beſprechungen war mir in 
Ausſicht geſtellt worden, das neue Verkehrsminiſterium behufs 
Vereinheitlichung der Eiſenbahnen übertragen zu erhalten; ich 
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| ſtimmte dem Plan zu. Nun kam eine für mich perſönlich ſehr un⸗ 


angenehme Wendung; der neue Minifterpräfident und der Reichs⸗ 
präſident erſuchten mich auf das Dringendſte, die Stelle des 
NReichsf inanzminiſters anzunehmen, mit dem Hinweis, daß meine 
Energie an dieſer Stelle am notwendigſten ſei; denn es ſei die 
dringendſte Aufgabe, im Innern des Reichs die Finanzen in Ord⸗ 
nung zu bringen, die Steuern zu verabſchieden und namentlich das 
Reichs notopfer durchzuführen. Ich äußerte zunächſt Bedenken und 
beſprach mich mit meinen politiſchen Freunden; dort wurde mir 
vorausgeſagt, welch grenzenloſe Hetze namentlich aus beſitzenden 
Kreiſen gegen mich als neuen Finanzminiſter ſich erheben würde, 
namentlich, wenn ich die Kriegs- und Nevolutionsgewinne in die 
Reichskaſſe überführen und die Vermögensabgabe durchſetzen 


würde. Doch gegenüber allen perſönlichen Bedenken hat dann die 


Not des Vaterlandes den Ausſchlag gegeben. Ich habe im Voll⸗ 
gefühl der mir bevorſtehenden undankbaren Aufgabe das Amt des 
Neichsfinanzminiſters übernommen. Mit mir traten noch drei 
Zentrumsabgeordnete in die Regierung ein, die ſomit aus ſieben 
Sozialdemokraten und vier Zentrumsminiſtern beſtand. 

In den Tagen der Kabinettskriſis hatte ich nach dem Rücktritt 
der alten Regierung Beſprechungen mit franzöſiſchen und italie⸗ 


x niſchen Diplomaten, denen ich eingehend darlegte, daß die Entente 


auf die Aufzwingung der ſogenannten Ehrenklauſeln verzichten 
müſſe; ich machte ſchon damals den Vorſchlag, daß die Aburteilung 
der Kriegsſchuldigen durch das höchſte deutſche Gericht erfolgen 
könne, daß es unmöglich ſei, Deutſche dem Gerichtshof des Feindes 


auszuliefern. Es wurde mir auch Hoffnung gemacht, daß bei dieſen 


Punkten auf Entgegenkommen gerechnet werden könne. Die neue 


Regierung erklärte ſich am Sonntag nachmittag (22. Juni) in 


der Nationalverſammlung bereit, den Friedensvertrag zu unter⸗ 
zeichnen, „ohne jedoch damit anzuerkennen, daß das deutſche Volk 
der Arheber des Krieges ſei, und ohne eine Verpflichtung nach 


Artikel 227 bis 230 (Auslieferung) zu übernehmen“. Von den 


beiden Mehrheitsparteien ging der Antrag ein, „die National⸗ 
verſammlung billigt die Haltung der Regierung in der Frage der 


Anterzeichnung des Friedensvertrages“. Ein dem Zentrum an⸗ 


gehörender Schriftführer ſtellte angeſichts des Verhaltens der 
Anabhängigen, welche eine vorbehaltloſe Unterzeichnung des 
Friedensvertrages forderten, feſt, daß die Mehrheit für den Antrag 
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der Regierungsparteien ganz unſicher ſei. Es fanden dann Ver⸗ 
handlungen zwiſchen den Anabhängigen und den beiden anderen 
Parteien ſtatt; ich habe mich an denſelben nicht beteiligt. Sie 
zeitigten den neuen Antrag: „Die Nationalverſammlung iſt mit der 4 
Unterzeichnung des Friedensvorſchlages einverſtanden.“ Ich wurde 
von dem Vorſitzenden der Zentrumsfraktion gefragt, ob dieſer 
Antrag für die Regierung annehmbar ſei, was ich um fo mehr be⸗ 


jahen konnte, als die Regierung ihren Standpunkt bereits kund⸗ 


gegeben hatte. Mit 237 gegen 138 Stimmen bei 5 Enthaltungen 
wurde dieſer Antrag angenommen und der neuen Regierung mit 
236 gegen 89 Stimmen und 68 Enthaltungen das Vertrauen aus⸗ 


geſprochen. 


Man gab ſich der Hoffnung hin, daß die Entente ein Entgegen 
kommen tätigen würde. Da traf die Nachricht von der Verſenkung 
der deutſchen Kriegsflotte bei Skapa Flow und der in Berlin voll- 7 
zogenen Verbrennung der 1870/71 eroberten franzöſiſchen Kriege: 
fahnen in Paris ein; dies hat, wie mir einige Tage darauf fran⸗ 
zöſiſche, engliſche und italieniſche Diplomaten mitteilten, jede Aus. 
ſicht auf ein Entgegenkommen vereitelt. Sonntag nacht lief die 
Antwort ein, daß die Zeit der Verhandlungen vorüber ſei und 
daß eine unzweideutige Erklärung über Unterzeichnung oder Nicht⸗ 
unterzeichnung bis Montag abend 7 Ahr in Verſailles abzugeben ſei. 

Damit war wiederum eine neue Lage geſchaffen, indem nun zu 
entſcheiden war, ob bedingungslos anzunehmen oder abzulehnen 
ſei. Die Mehrheitsſozialiſten beſchloſſen die bedingungsloſe An⸗ 
nahme. In der Zentrumsfraktion war man noch in der Beratung, 
als die erſte Militärrevolte der Offiziere in der neuen Republik ein⸗ 
ſetzte. So nur kann man das Verhalten von Offizieren an dieſem 
Tage bezeichnen; denn während der Fraktions ſitzung erſchien General 
von Märker, dem der Schutz der Nationalverſammlung anvertraut 
war, im Auftrag des Offizierkorps der Reichswehr bei dem Vor⸗ 
ſitzenden der Zentrumsfraktion, um dieſem zu erklären, daß für den 
Fall der Annahme des Friedens das Offizierkorps der Reichswehr 
nicht hinter der Regierung ſtehe und für die Aufrechterhaltung der 
Ordnung im Innern ſich nicht mehr verbürgen könne. Auf meinen 
Wunſch hat der Neichswehrminifter Noske, der bis dahin die 
Unterzeichnung des Friedens für das Richtige hielt, in der Zentrums 7 
fraktion ſelbſt tieferſchüttert dargelegt, daß für den Fall der Annahme 
des Friedens die Offiziere der Reichswehr von ihrem Poſten zurück 7 
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treten würden und die Aufrechterhaltung der inneren Ordnung 
hierdurch unmöglich würde. So ſchien die To desſtunde für 
Deutſchland gekommen zu ſein: Anarchie bei Anterzeichnung, 
Anarchie bei Ablehnung. Eine längere Ausſprache konnte nicht 
mehr ſtattfinden, da der Neichspräſident auf mittags 12 Ahr die 
Parteiführer zu ſich gebeten hatte. Es wurde daher abgeſtimmt. 
Das Zentrum lehnte mit allen gegen 14 Stimmen ab, nunmehr für 
die Anterzeichnung des Friedensvertrags ſich auszuſprechen. Dieſer 
Beſchluß rief in den anderen Parteilagern nicht nur Aberraſchung, 
ſondern größte Beſtürzung hervor; jetzt mußte überall Farbe be⸗ 
kannt werden. In der Beſprechung beim Reichspräſidenten wurde 
mir eine ſoeben eingegangene Depeſche des Generalquartiermeiſters 
Gröner (welcher ich vollkommen ferne ſtand) übergeben, in der der⸗ 
ſelbe mitteilte, daß er zwar nicht als Offizier, aber als Deutſcher die 
Unterzeichnung des Friedensvertrages für unumgänglich not⸗ 
wendig halte. Damit war mir klar, daß die Stellungnahme des 
Offizierkorps, wie ſie General von Märker entwickelt hatte, mindeſtens 
nicht eine einheitliche war. Es erwuchs die Hoffnung, daß bei einem 
feſten Willen der Regierung die Anarchie im Innern vermieden 
werden könnte. Das Stimmenverhältnis in der Nationalverſamm⸗ 
lung war ſo unbeſtimmt, daß mit 1 bis 5 Stimmen die Anterzeichnung 
oder Ablehnung hätte beſchloſſen werden können; alles war dem 
Zufall der augenblicklichen Beſetzung des Hauſes überlaſſen und 
dies in der Lebensfrage der Nation! Ich ſtellte nunmehr durch 
den Reichspräſidenten an die Führer der Oppoſition die Frage, 
ob fie bereit wären, die Regierung zu übernehmen, die Anter⸗ 
zeichnung des Friedens abzulehnen und den Krieg fortzuſetzen. 
Die Führer der Oppoſition verſuchten zunächſt, uns vom Zentrum 
zuzureden, ob nicht eine größere Anzahl von Zentrumsabgeord⸗ 
neten ſich doch noch für die Annahme des Friedens ausſprechen 
würde, um ſo in der Nationalverſammlung eine ſichere Mehrheit 
hierfür zu erhalten, ohne dabei zu bedenken, daß dann eine Res 
gierung überhaupt nicht mehr vorhanden geweſen wäre, da Sozial⸗ 
demokraten, Anabhängige und Zentrumsminderheit keine Regierung 
hätten bilden können, wenn fie auch eine Mehrheit für Anter⸗ 
zeichnung des Friedens ſtellten. Mit aller Beſtimmtheit betonten 
die Demokraten, daß fie in eine Regierung, an der die Mehrheitg- 
ſozialiſten ſich nicht beteiligen würden, nicht eintreten könnten, 
ebenſo lehnte der Wortführer der Deutſchen Volkspartei die 
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Beteiligung an einer N ab; der Sprecher der Deutſch. | 
nationalen Volkspartei erklärte, daß feine Fraktion bereit fei, in f 
Erwägungen darüber einzutreten, ob ſie die Bildung der Regierung 
übernehmen wolle, dies aber nur unter der Vorausſetzung, daß ihr 
ausreichende parlamentariſche Anterſtützung zuteil würde. Letzteres 
war ganz undenkbar. So geſprochen am Nachmittag des 22. Juni 
gegen 1 Ahr — abends vor 7 Ahr mußte in Paris die Entſchei⸗ 
dung eingetroffen ſein. Es ergab ſich alſo die offenkundige 
Anmöglichkeit, aus der Oppoſition eine Regierung für Nicht⸗ 
unterzeichnung des Friedens zu bilden. Ich ſchlug daher dem 
Reichspräſidenten vor, daß die Regierung und die Vertreter 
der Mehrheitsparteien ſich zu einer Beſprechung der Sachlage 
zurückziehen, die Oppoſition aber im Saal verbleiben ſolle, um 
ihrerſeits zu beraten und die Entſchließung der Regierung entgegen- 
zunehmen. Während wir vom Zentrum unter uns noch berieten, 
kam Geſandter Dr. Naumann vom Auswärtigen Amt, um uns 
mitzuteilen, die Oppoſition ſei bereit, in der Nachmittagsſitzung der 
Nationalverſammlung Erklärungen dahin abzugeben, daß ſie die 
vaterländiſchen Beweggründe anerkenne, welche zur Annahme des 
feindlichen Diktatfriedens führten; es ſolle auch eine erneute Ab⸗ 
ſtimmung über Annahme oder Ablehnung des Friedens vermieden 
werden. Die Depeſche des Generals Gröner und dieſe Erklärung 
der Oppoſition ſowie die Vereinbarung, daß der Präſident der 
Nationalverſammlung nur darüber abſtimmen laſſen ſolle, ob es die 
Anſicht der Nationalverſammlung ſei, daß die Regierung nach wie 
vor ermächtigt bleibe, den Friedensvertrag zu unterzeichnen, bildeten 
die Brücke dafür, daß das Zentrum in der Regierung blieb. Eine 
neue Regierungskriſis wurde vermieden. Am 1½ Uhr war das am 4 
Samstag gebildete Kabinett infolge der Haltung der Oppoſitions⸗ 
parteien wieder im Sattel. Das Refultat der Beſprechungen war, 
daß das Miniſterium von der Nationalverſammlung ermächtigt 
wurde, bedingungslos zu unterzeichnen; an dieſem Neſultat hat 
die Oppoſition in demſelben Maße mitgewirkt wie die Mehrheits⸗ 
parteien. In den bangen Stunden des Montagvormittags und 
nachmittags habe ich mancherlei Helden, die fpäter gegen mich und 
das Kabinett nicht heftig genug ſich ausſprechen konnten, mit ſchlot⸗ 
ternden Knien geſehen; ein baumlanger Abgeordneter rief, daß die 
Halle der Nationalverſammlung dröhnte: „Wo iſt mein Auto? 
Wo iſt mein Auto? Ich muß ſofort abreiſen. Heute nacht kommen 
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die franzöſiſchen Flieger!“ Dieſe und ähnliche Szenen waren nicht 
die einzigen. Auch das Verhalten der Deutſchnationalen Volks⸗ 
partei war von ähnlichen Gedanken geleitet; zunächſt beantragten 
ſie am Montag nachmittag noch namentliche Abſtimmung, worauf 
der Präſident ſie fragte: „Nimmt die Deutſchnationale Volkspartei 
die Verantwortung auf ſich, jetzt noch die Sache hinauszuzögern 
und eine namentliche Abſtimmung zu verlangen?“ Aus dem Hauſe 
erſcholl der Ruf: „Jetzt iſt es 3 Ahr, um 7 Ahr marſchiert der Feind!“ 
In dem entſtehenden großen Lärm iſt, ſoweit ich es hören konnte, der 
Antrag auf namentliche Abſtimmung zurückgezogen wordenz jeden⸗ 
falls hat die Deutſchnationale Volkspartei auf dieſem Antrag nicht 
beharrt, denn er kam nicht zur Abſtimmung. Anmittelbar vor der 
Abſtimmung ſagte mir der demokratiſche Führer Friedrich Nau⸗ 
mann: „Heute brauchen wir Sie notwendig, aber in wenigen Mo- 
naten, wenn die Situation anders iſt, werfen wir Sie weg.“ Ich 
erwiderte: „Mir genügt, daß ich heute, in der ſchwerſten Stunde 
unſeres Vaterlandes, dieſem meine Perſon opfere.“ Ein gegen mich 
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dieſes Tages mißlang; wenige Tage darauf wurde nachts mein 
Arbeitszimmer im Finanzminiſterium beſchoſſen und ein Zimmer, 
in welchem man mein Schlafzimmer vermutete, durch eine Hand⸗ 
granate verwüſtet; beim dritten Anſchlag in Moabit wurde ich 
ſichtlich durch Gottes Hand beſchützt und nur leicht verwundet. 
Aber auch dieſer „Dank“ und aller Haß meiner Gegner macht mich 
nicht irre in der Aberzeugung, daß damals nur die Anterzeichnung 
des Friedens der Weg zur Rettung des deutſchen Volkes war. 
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